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Abonniert die TheKlal 


Mit dem zweimonatlichen Erscheinen der Wildcat sind die Artikel aktueller und kürzer gewor- 
den. Im gleichen Zug soll unsere Buchreihe "TheKla" (Thesen zum Klassenkampf; Theorie und 
Klassenkampf; oder auch: The Klassenkampf ...) regelmäßiger herauskommen. Hier soll Platz 
für längere Texte sein, als Material zu und theoretische Vertiefung von Wildcat-Artikeln. 


Ein Problem, das uns bisher vom regelmäßigen Erscheinen abhielt, sind die leidigen Finanzen. 
Für uns ist der Verkauf der TheKla fast nicht abzuschätzen: von manchen TheKlas haben wir in 
drei Jahren keine 400 verkauft, von anderen innerhalb eines Jahres über 800, manche sind in 
der dritten Auflage ausverkauft. Wenn wir "seriös" kalkulieren wollten, müßten wir den Preis 
mehr als verdoppeln. Wir wollen aber am niedrigen "Abgabepreis" festhalten, damit die The- 
Klas auch Leute erreichen, die sonst selten oder nie "theoretische" Bücher lesen. Deshalb rufen 
wir Euch auf, die TheKla zu abonnieren. Sie wird in Zukunft 2-3 Mal im Jahr erscheinen. Wie 
lange wir den niedrigen Preis halten können, wissen wir nicht. Aber wer jetzt 24.- Mark 
überweist für ein "TheKla-Abo", bekommt auf jeden Fall die nächsten 4 Bände bei Erscheinen 
portofrei zugeschickt. 

Alle, die das Projekt Thekla unterstützen wollen, sollten ein Abo oder noch besser ein Förder- 
Abo machen. 

Eine zweite Möglichkeit — allerdings nur für Wildcat-AbonnentInnen und WeiterverkäuferInnen 
— ist ein Buch-Abo. Ihr schickt uns eine Karte: "Hiermit bestelle ich die TheKla-Reihe bis auf 
Widerruf". Ihr kriegt dann bei Erscheinen die TheKlas auf Rechnung zugeschickt und zahlt 
jeweils eine Mark weniger als im Buchladen (also 7 statt 8). 

WeiterverkäuferInnen der Wildcat sollten sich überlegen, ob sie auch die TheKla vertreiben 
können. Ihr könnt den Coupon hinten im Buch ausfüllen und bezahlt dann 5 Mark pro Expl. + 
Porto (eine gute Anzahl sind übrigens 6 Exemplare wegen dem Porto!). Das würde uns helfen, 
besser zu kalkulieren. 

Abos könnt Ihr rückwirkend bis zur TheKla 10 machen (dann kostet T1O 11.-, TI 6.-, T12 6.- 
und T13 6.- Mark). 


TheKla 15 wird im Somer 91 erscheinen mit Artikeln des Wildcat-Kollektivs zu: 


* Klassenkämpfen in der Sowjetunion; * Klassenkämpfen und EG-Integration; 
* Klassenkämpfen im arabischen Raum; * Geld ... 


Abonniert die TheKlal 
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Vorwort 


Überall auf der Welt ist der Teufel los. 
Aber was den Kapitalisten wie ihre letzte 
Schlacht vorkommt, erscheint uns oft als 
völlig undurchschaubares Chaos. Erst im 
Nachhinein verstehen wir manchmal, 
was eigentlich gespielt wurde. So auch 
diesmal wieder mit dem »Krieg gegen 
den Irak«: Heute wissen wir, daß es ein 
Krieg gegen die unmittelbar drohende 
Revolution war (siehe Wildcat 55). 


Mitte Januar war in vielen Ländern eine 
spontane Massenbewegung gegen den 
Krieg von einem Ausmaß und einer Ver- 
breitung entstanden wie seit den 70er 
Jahren nicht mehr. In ihren Triebkräften 
war es eine Bewegung von Jugendlichen 
und SchülerInnen, die aufgestanden 
waren, um die Normalität außer Kraft zu 
setzen. Aber ungeheuer schnell fiel diese 
Bewegung in sich zusammen. Und die 
revolutionäre Linke konnte ihr keine 
Hilfestellung geben; denn sie ist selber 
gelähmt. Viele Linke tragen schwer an 
ihrem Herzschmerz über den Verlust des 
heimlichen Vaterlandes im Realsozialis- 
mus — und gerade im Golfkrieg hat der 
neue Ost-West-Konsens eine bedeutende 
erste Nagelprobe erfahren. Demgegen- 
über war eine Bewegung gegen den 
Krieg nicht auf der Höhe ihrer Zeit, die 
immer noch ihren alten rein auf die USA 
bezogenen »Anti-Imperialismus« mit 
sich rumschleppte. Da wurde dann alles 
zum Chaos: Golfkrieg und gleichzeitig 
Krise und Kämpfe im Machtbereich der 
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SU... 


Wir wollen in zwei Schritten eine 
Schneise in die allgemeine Desorient- 
hiert und Unfähigkeit zur revolutionären 
Praxis schlagen: TheKla 14 bringt Texte 
und Analysen zu den Hintergründen der 
aktuellen Auseinandersetzungen. TheKla 
15 erscheint im Sommer und bringt an 
drei Brennpunkten aktuelle Bestands- 
aufnahmen des Klassenkampfs: 

* im »arabischen Raum« 

” in Europa 

ie in der Sowjetunion. 
TheKla 14 reiht sich nicht ein in die Flut 
an »Material zum Golfkrieg«. Daran hat 
es in den letzten Monaten nämlich nicht 
gefehlt, sondern an analytischen und 
theoretischen Ausarbeitungen, die uns 
helfen, die »neue Weltordnung« einzu- 
schätzen und praktisch was dagegen auf 
die Beine zu bringen. Aus den Bergen 
von »Enthüllungen« zum Golfkrieg ha- 
ben wir nur zwei Texte rausgefischt, die 
wir für überdurchschnittlich interessant 
halten: Eine Rede des früheren CIA- 
Agenten Philip Agee vom Oktober 1990: 
Wie man eine passende Krise inszeniert 
und einen Artikel des Rüstungskritikers 
Michael T. Klare: Der Golf, Versuchsfeld 
für die Kriege von morgen. Er stellt in 
knapper Form die strategisch-militäri- 
sche Dimension der »neuen Kriege« dar 
— auf die sich das US-Militär seit An- 
fang der 80er Jahre vorbereitet hat. 
Öl, Waffen und Geld hat die »Gulf Infor- 
mation Group« aus den USA während 
des Krieges verfaßt hat. An dieser Grup- 
pe sind GenossInnen vom Midnight 
Notes-Kollektiv beteiligt, deren »Assas- 
sinen-Papier« zur Golfkrise wir in die 
Wildcat 54 eirigelegt hatten. Genau wie 


das damalige Papier hat auch dieses ein 
paar Nachteile in ungenauen Darstellun- 
gen und überfliegerhaften Einschätzun- 
gen (bspw. des islamischen Fundamen- 
talismus). Es hat aber einen großen Vor- 
teil: es untersucht den internationalen 
Klassenkampf und rutscht nicht wie die 
meisten anderen Analysen auf den »Wi- 
dersprüchen zwischen den Nationen« 
aus. Außerdem haben wir ein paar ältere 
Texte übersetzt bzw. neu ausgegraben, 
weil es Analysen sind, die wir kollektiv 
diskutieren können, um besser durch- 
zublicken und unsere politische Praxis 
genauer auszurichten, gezielter eingrei- 
fen zu können. 

Zwei Texten haben wir kurze Stichworte 
aus unseren Diskussionen vorangestellt; 
was zunächst nur Schlagworte sein kön- 
nen, um die Richtung anzuzeigen, in der 
wir weiterarbeiten müssen. 

Die Bilder sind aus Midnight Notes #10. 


Energiekrise und Krieg 


Die »Energiekrise« 1973 war ein Ver- 
such, durch höhere Ölpreise die stark 
gestiegenen Einkommen der Arbeiter- 
klasse in den Metropolen abzuschöpfen. 
Der Krieg am Golf war ein Versuch, die 
Kontrolle über die Festsetzung der Öl- 
preise wieder in die Hand zu bekommen. 
Was sich ökonomisch so glatt dahersagt, 
war und ist materiell ein Krieg gegen 
Menschen. Der Angriff diesmal ging in 
drei Richtungen: 

I) gegen die »unproduktiven Abflüsse« 
an die Regimes in der Region, die sich 
durch einen aufgeblähten staatlichen 
Sektor (das geht von staatlichen Indu- 
strien bis zu großen Armeen und Spitzel- 


apparaten) an der Macht halten. Der 
Krieg geht aber nur an der Oberfläche 
gegen die Regimes, im Kern und der 
Zielrichtung geht er: 

2) gegen das »erdölproduzierende Prole- 
tariat«, das sich einen zu hohen Anteil 
am Öleinkommen genommen hatte: zu 
hohe Löhne, Teilhabe des (Migrations-) 
Proletariats an den Sozialleistungen. 

3) Gegen die »Verschuldung« / »zu nied- 
rige Sparquote« in den Metropolen, wo 
die ProletarierInnen in den 80er Jahren 
ihre (Sozial-)Löhne real nicht steigern 
konnten, aber ihren Konsum ausgeweitet 
haben — jetzt sollen sie bezahlen. 

Der Krieg kam zu einem Zeitpunkt, wo 
der Lohndruck in den Fabriken stark wie 
lange nicht mehr war; der Aufmarsch in 
Saudi-Arabien begann in einem Jahr, in 
dem in der BRD sich viele Klassen- 
schichten (wieder) in Bewegung gesetzt 
hatten; der Schießkrieg begann in einer 
Phase, wo eine gerade noch triumphal 
gewählte Bundesregierung schon fast 
wieder am Zerbrechen war, weil sie nicht 
wußte, wo sie das Geld hernehmen soll- 
te. In Großbritannien z.B. war die Lage 
noch wesentlich explosiver (Poll tax, 
Streiks ...). Der Krieg wurde überall auf 
der Welt von Kapital und Staat dazu 
benutzt, scharfe Rationalisierungs- und 
Sparmaßnahmen durchzuziehen... 


Das Scheitern 
des low intensity warfare 


Nach den Kolonialkriegen und dem ver- 
lorenen Vietnam-Krieg stützte sich die 
imperialistische Neuordnung der Welt im 
Rahmen der Ost-West-Spaltung in den 
70ern auf den forcierten Aufbau imperia- 
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listischer Subzentren rund um den Glo- 
bus (Südafrika, Philippinen, Iran, Brasi- 
lien-Argentinien); die dazugehörende 
Militärdoktrin war »low intensity warfa- 
re«, um diesen Regimes den Rücken von 
Guerillas freizuhalten. (Wer sich damit 
im Rückblick nocheinmal genauer be- 
schäftigen will, kann beispielsweise die 
Sachen von M.T. Klare dazu lesen, vieles 
davon gibt es inzwischen ins Deutsche 
übersetzt. Von M.T. Klare haben wir am 
Ende dieses TheKlas eine Analyse des 
Golfkriegs unter militärstrategischen 
Gesichtspunkten.) — Im Iran hat aber 
gerade die forcierte Entwicklung (»wei- 
Ber Plan«, Industrialisierung) die revolu- 
tionäre Macht der Arbeiterklasse entwik- 
kelt, die das Regime 1979 gestürzt hat. 
Auch wenn es den Mullahs gelang, die 
Revolution zunächst aufzuhalten, war 
damit das Konzept der imperialistischen 
Subzentren gescheitert, denn auch auf 
den Philippinen und in Südafrika ist eine 
Entwicklung in Gang gekommen, die 
nicht mehr mit low intensity warfare zu 
kontrollieren war und ist. Der Krieg 
gegen den Irak ist der erste einer neuen 
Art von Kriegen, auf den sich die USA 
seither vorbereiten. In dem Maße, wie 
die imperialistischen Subzentren, um 
sich selber an der Macht zu halten, den 
Druck ihrer Arbeiterklasse in ökonomi- 
schen und politischen Forderungen ge- 
genüber den Institutionen des multina- 
tionalen Kapitals artikulieren, werden sie 
bedroht und notfalls abgeräumt. 


Krieg gegen die Revolution 


Das US-Regime wollte diesen Krieg, sie 
haben ihn über ein Jahr lang geheim- 
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dienstlich und diplomatisch eingefädelt: 
Kuwait ökonomisch gegen den Irak 
mobilisiert (»Wirtschaftskrieg«), gleich- 
zeitig dem von ihnen hochgerüsteten Irak 
zu verstehen gegeben, daß sie sich in 
»Grenzstreitigkeiten mit Kuwait« nicht 
einmischen würden. Das war die Falle, 
die sie dem Saddam-Hussein-Regime 
stellten. Bereits am Tag nach der Beset- 
zung Kuwaits begann der Irak mit dem 
Rückzug aus grenznahen Gebieten — 
aber da hatte Bush schon die Aktion 
»desert shield« anlaufen lassen »zum 
Schutz Saudi-Arabiens«. 

Der Krieg paßte nicht nur dem US-Regi- 
me: Der israelische Generalstab wußte, 
daß es keine Bedrohung mit Giftgas gab, 
benutzte aber die angebliche »Bedro- 
hung«, um eine wahnsinnige Verschär- 
fung des innenpolitischen Klimas und 
gleichzeitig die Solidarität mit dem be- 
drohten »Staat der Juden« durchzusetzen 
— nach einem Jahr mit vielen ausgedehn- 
ten Streiks sowohl der palästinensischen 
als auch der israelischen ArbeiterInnen in 
Israel. — Im Iran, im Irak ... überall war 
1990 das Jahr mit den breitesten Streik- 
wellen und Kämpfen seit langem. 


Auf der »ökonomischen Ebene« war es 
eine Auseinandersetzung zwischen dem 
multinationalen Kapital (vertreten durch 
den IWF), das eine Umstrukturierung der 
irakischen Wirtschaft forderte, und dem 
Baath-Regime, das diese Forderungen 
gegen die »eigene« Klasse nicht mehr 
durchsetzen konnte. Das »Verbrechen« 
des Saddam Hussein war nicht, daß er 
höhere Ölpreise wollte — das wollten die 
Multis auch; sondern daß er die Erlöse 
aus dem Ölverkauf und seine militärische 
Macht dazu benutzen wollte, weiterhin 


seinen Deal mit der »eigenen« Klasse zu 
finanzieren, anstatt den Auflagen des 
IWF nachzukommen. 

Auf der politischen Ebene ging es den 
»Alliierten« darum, die drohende Revo- 
lution niederzuschlagen. Der Krieg ging 
gegen das Proletariat in der Region. Das 
wurde in aller Brutalität deutlich im 
(militärisch sinnlosen) Abschlachten der 
irakischen Bodentruppen auf der Flucht, 
im Niederschlagen der Aufstände im 
Süden und im Norden, in der »Nach- 
kriegsordnung Kuwaits«. Ihre Boden- 
offensive haben sie bereits nach drei 
Tagen gestoppt, weil sich sonst die Auf- 
stände durchgesetzt hätten. Das war die 
Falle für die Revolution. 


Aber letztlich ist die »Lösung« der prole- 
tarischen Aufstandsdrohung die Ver- 
wertung. Darüber gibt es im Moment 
eine Auseinandersetzung unter den Kapi- 
talisten, die in vielem an die Diskussio- 
nen nach dem 1. Weltkrieg erinnert. 
Auch damals drohte im besiegten 
Deutschland (und anderen Ländern) die 
Revolution. Es gab grob zwei Kapital- 
fraktionen: die einen wollten die Revolu- 
tion durch Abschnüren der deutschen 
Wirtschaft erwürgen; die anderen (ver- 
treten vor allem durch Keynes) wollten 
die drohende Revolution zum Motor der 
weiteren Wirtschaftsentwicklung ma- 
chen. Im Vertrag von Versailles setzte 
sich die erste Fraktion durch — ein Weg, 
der direkt in die Weltwirtschaftskrise 
1929 führte. Erst danach wurden dann in 
allen Industriestaaten die Keynes’schen 
Rezepte angewandt. In bezug auf den 
Irak und die gesamte Region werden 
heute die gleichen Pläne gewälzt: Ent- 
wicklung oder ein neues »Versailles«? 


Ein Leopardenfell | 


Gegen die weltweite Vereinheitlichung 
in den Kämpfen hat das Kapital zunächst 
Energie- und Schuldenkrise gesetzt und 
setzt es nun, da diese Instrumente brü- 
chig geworden sind, eine neue Form der 
Verwertung, bei der Entwicklung und 
Unterentwicklung in bisher nicht dage- 
wesenem Ausmaß neben- und gegenein- 
ander gesetzt werden. Das Kapital muß 
an allen Ecken der Welt gleichzeitig 
vorgehen, aber diese Gleichzeitigkeit und 
diesen engen Zusammenhang verbirgt es 
in immer schärferen Abstufungen der Le- 
bensbedingungen und der Löhne welt- 
weit; es gibt im selben Land und sogar 
derselben Region Entwicklungspole und 
Armutsregionen nebeneinander. Das 
Kapital konzentriert sich auf die Metro- 
polen — das geht aber nicht in die Rich- 
tung einer »Arbeiteraristokratie«, son- 
dern in Richtung einer weiteren Auf- 
spaltung der metropolitanen Klasse. Das 
gleiche verschärft in den drei Kontinen- 
ten: ArbeiterInnen mit relativ festem Ar- 
beitsplatz, Prekäre, JobberInnen, Arbeits- 
lose, Hausarbeitskräfte, gänzlich Ausge- 
grenzte, die nicht mehr für Lohnarbeits- 
verhältnisse vorgesehen sind und in den 
Hungertod geschickt werden.... 
Der Krieg hat das Szenario zugespitzt: 
die Multis haben klargemacht, daß sie 
nicht nur Hungersnöte einsetzen, sondern 
auch hunderttausende von Proletariern 
massakrieren — auf unserer Seite ist eine 
neue »politische Zusammensetzung« 
denkbar geworden: eine radikale »Ju- 
gendbewegung« zusammen mit einer in 
Bewegung gekommenen Arbeiterklas- 
Bern, 

Berlin, Mai '91 
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Der Zionismus, 


Mißgeburt der Arbeiterbewegung 


Bis zur Ausbreitung der kapitalistischen 
Produktionsweise im 18. Jahrhundert 
waren die Juden in Europa und im Mittel- 
meer-Raum eine der wenigen vorkapitali- 
stischen Gemeinschaften, die ihre geo- 
graphische Verlagerung überlebt hatten. 
Diese Gemeinschaft hatte sich auch des- 
halb lange halten können, weil sie sich 
zum gesellschaftlichen Agenten des Wa- 
ren- und Geldhandels in der europäischen 
Feudalgesellschaft machte und so die 
äußere Grundlage für den vorkapitalisti- 
schen Produktionsprozeß war. Gestützt 
auf diese Basis konnten die Juden als — 
prekäre — Insel inmitten der sie umge- 
benden Gesellschaft ihr Gemeinschafts- 
leben mit seiner relativ autonomen inne- 
ren Organisation aufrechterhalten. 

Als der Kapitalismus zur in Europa vor- 
herrschenden Produktionsweise wurde, 
hatte die Totenglocke der jüdischen Ge- 
meinschaft geläutet. Der Wert war nun 
dem Produktionsprozeß nicht mehr äußer- 
lich, sondern durchtränkte die ganze Ge- 
sellschaft. In gleichem Maße verloren die 
Juden die materielle Grundlage für ihre 
Reproduktion als Gemeinschaft außerhalb 
der Gesellschaft. 

Die Kapitalisierung der europäischen Ge- 
sellschaft zwang die Juden, sich zu inte- 
grieren und wohl oder übel den Klassen 
der neuen Gesellschaft anzupassen: Prole- 
tariat, Kleinbürgertum, Bourgeoisie. 
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aus Le Brice-Glace, Frühjahr 89 


Juden im Osten — 
die unmögliche Integration 


Der Prozeß der Zerstörung ihrer Gemein- 
schaft wurde nicht nur hingenommen, 
sondern das ganze 18. Jahrhunderts über 
von den Juden in der Haskalah auch frei- 
willig angenommen — einer reformisti- 
schen Bewegung der "jüdischen Aufklä- 
rung", die die Emanzipation, die Inte- 
gration der Juden in die moderne Gesell- 
schaft forderte. Auf diese Forderung 
antwortete die Französische Revolution 
von 1789, die die historische Notwendig- 
keit der Zerstörung der jüdischen Ge- 
meinschaft zur Kenntnis nahm und die 
politische Emanzipation der ansässigen 
Juden verfügte. Die Konvention von 
1792, welche die politische Emanzipation 
der Juden verfügte, schrieb in ihrer Wil- 
lenserklärung die Zerteilung der Gemein- 
schaft in atomisierte Individuen fest: 
»Den Juden als Individuen alles gewäh- 
ren, ihnen nichts gewähren als Nation!« 
Das ist haargenau das Prinzip der Atomi- 
sierung der Individuen in der Geschäfts- 
konkurrenz, der eigentlichen Grundlage 
der demokratischen Gesellschaft. 

Aufgrund der Widersprüchlichkeit des 
Kapitals gelang diese Integration der 
Juden in die europäische Gesellschaft 
jedoch nicht iberall. In Westeuropa, wo 


der Kapitalismus in vollem Wachstum 
stand, war die Gesellschaft dynamisch 
genug, um einen Ort für die Juden zu 
schaffen. Das ganze 19. Jahrhundert über 
löste sich die Gemeinschaft tatsächlich 
auf, die Juden assimilierten sich rasch, 
und ihr "Judentum" war nur noch die Pri- 
vatreligion atomisierter Individuen. 

In Osteuropa dagegen (einschließlich der 
östlichen Regionen des österreichisch- 
ungarischen und russischen Reiches und 
Polens) war die Integration nicht möglich, 
da das Kapital hier auf dieselbe Weise 
eingedrungen war, mit der es später die 
Dritte Welt schaffen sollte. Das Gesetz 
des Geldes hatte sich in der ganzen Ge- 
sellschaft durchgesetzt, hatte die traditio- 
nelle Lebensweise zersetzt, aber wegen 
dem Konkurrenzdruck der fortgeschrit- 
teneren Nationen konnte sich die neue 
Produktionsweise nicht ausreichend ent- 
wickeln, um die Gesamtheit der entwur- 
zelten Massen zu integrieren. 

Diese Situation galt besonders für die 
jüdischen Massen im russisch-polnischen 
"Siedlungsgebiet" und im Norden Öster- 
reich-Ungarns, die damals 2/3 der jüdi- 
schen Weltbevölkerung ausmachten. 

Da das Geld zum inneren Bestandteil des 
Produktionsprozesses geworden war, ver- 
loren die Juden in diesen Gegenden, wie 
im übrigen Europa, die traditionelle Basis 
für ihr Überleben als Gemeinschaft. So 
erklärt sich die Stärke, die zu Beginn des 
19. Jahrhunderts die Haskalah bekam, die 
den Auszug aus den Ghettos und die Inte- 
gration in die Gesellschaft predigte. 


Genausowenig wie aus obigen Gründen 
diese Assimilation möglich war, konnte 
die Gemeinschaft aufrechterhalten wer- 
den. Das Drama der europäischen jüdi- 
schen Gesellschaft im 19. und 20. Jahr- 
hundert wurzelt in dieser widersprüch- 
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lichen doppelten Unmöglichkeit. Die 
neue Produktionsweise war in der Tat zu 
eng, um gleichzeitig mit den ruinierten 
"einheimischen" Bauernmassen die jüdi- 
schen Massen zu integrieren, die man um 
ihr auf den Wert begründetes traditio- 
nellen Existenzmittel gebracht hatte. Ein 
in den Massen verbreiteter Antisemitis- 
mus diente nun dazu, die jüdische Ar- 
beitskraft aus den Fabriken auszuschlie- 
Ben. 

Das Ergebnis des unlösbaren Wider- 
spruchs war jene wahrhaft historische 
"Anomalie", das hartnäckige Überleben 
der jüdischen Gemeinschaft in schreck- 
lichem Elend, obwohl dieses Überleben in 
der Gesellschaft des Kapitals objektiv un- 
möglich geworden war, und bestraft 
durch Verfolgungen und Pogrome. 


Dieses ebenso unabwendbare wie ana- 
chronistische Überleben erklärt den Rück- 
fluß der rationalistischen Bewegung der 
Haskalah im Laufe des 19. Jahrhunderts 
in den Ghettos Osteuropas und gleichzei- 
tig den massiven Erfolg des Hassidismus, 
einer Auferstehungsbewegung der Kabba- 
le und der kommunitären Mystik, aus der 
die Juden die Kraft schöpfen sollten, das 
Elend und die Verfolgungen zu ertragen. 
Die Lebensbedingungen der Juden im 19. 
Jahrhundert und bis zur nazistischen 
"Endlösung" im 20. Jahrhundert waren in 
diesem Teil Europas nur die ganz und gar 
negativen von Menschengemeinschaften, 
die auf der Erde überflüssig geworden 
waren. 

Die Massenverelendung führte offensicht- 
lich zur Herausbildung eines zahlenmäßig 
starken jüdischen Proletariats, das aber — 
da es aus der einheimischen Industrie 
praktisch ausgeschlossen war — in der 
Gemeinschaft bleiben mußte ohne Mög- 
lichkeit, sie hinter sich lassen zu können, 
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und es blieb ihm nur die Arbeit in der 
Heimindustrie für den Profit der jüdischen 
Bourgeois. 


Der jüdische Sozialismus 


Erst als gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
das jüdische Handwerkertum durch die 
Konkurrenz der Industrie allmählich ver- 
schwand, war das Proletariat gezwungen, 
eine andere Lebensweise anzunehmen um 
zu überleben, und es befreite sich von der 
rabbinischen Orthodoxie und dem Kult 
der Passivität. Dies ist die Zeit, in der 
besonders die jüdischen Proletarier Ost- 
europas beginnen, sich dem Marxismus 
und der Idee einer proletarischen Revolu- 
tion anzuschließen. Sie finden sich auch 
unter den ersten Proletariern Osteuropas, 
die sozialistische Organisationen grün- 
den?. 

Der Sieg des Sozialismus schien in der 
Tat die einzige Lösung zu sein für den 
vom Kapital verursachten Widerspruch, 
welche die Integration in den Produk- 
tionsprozeß und die Aufhebung des anti- 
semitischen Ausschlusses erlaubte. Die 
Jüdische sozialistische Bewegung forderte 
im Grunde die wahrhafte Verwirklichung 
der Integration der Juden in die moderne 
Gesellschaft. Darin war sie die moderne 
Erbin der Haskalah. Die gesellschaftliche 
Integration der massenhaft proletarisier- 
ten Juden begann also mit ihrer Integra- 
tion in den Klassenkampf des europäi- 
schen Proletariats. 

Haargenau wie die Haskalah stieß jedoch 
die jüdische sozialistische Bewegung auf 
die Unmöglichkeit, die Grenzen der Ge- 
meinschaft zu überschreiten, deren Exi- 
stenzbedingungen indes völlig brüchig 
geworden waren. Der weiter oben er- 
wähnte Grund spielte dabei eine Rolle: 
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die moderne Produktionsweise war in 
Osteuropa zu eng, um die jüdischen Pro- 
letarier zu integrieren. Später wurde die 
einheimische Arbeiterklasse von einem 
chronischen Antisemitismus ergriffen, der 
dazu diente, diese konkurrierende Ar- 
beitskraft auszuschließen. 

Die jüdischen Proletarier, die in einem 
sterbenden Handwerk verstreut oder zu 
Massenarbeitslosigkeit und Emigration 
gezwungen waren, hatten so, bis auf eine 
Minderheit, keine Möglichkeit, sich in die 
einheimischen Klassenkämpfe einzurei- 
hen. So erklärt sich das autonomistische 
und separatistische Abdriften des Bund’, 
was dazu führt, daß das jüdische Proleta- 
riat das große Rendevous mit der Okto- 
berrevolution verpaßt, obwohl doch im 
Ausschluß der proletarisierten jüdischen 
Gemeinschaft ein großer Sprengsatz lag. 
Diese unmögliche Integration der jüdi- 
schen Proletarier Osteuropas in den Klas- 
senkampf (die die Zweite Internationale 
nie wirklich zu bekämpfen versucht hat) 
ist zweifellos das erste große Versagen 
des proletarischen Internationalismus; ein 
Versagen, an dem man ermessen kann, 
wie sehr die europäischen Proletarier in 
ihre jeweiligen Nationen integriert waren 
und das den proletarischen Bankrott vor 
dem Weltkrieg ankündigt. Dieses Ver- 
sagen schafft die Bedingungen für das 
Entstehen des Zionismus. 

Ursprünglich gab es zwei Arten von Zio- 
nismus: einen typisch kolonialistischen 
"Bourgeois"-Zionismus und einen "Arbei- 
ter"-Zionismus, der die Verlängerung der 
jüdischen sozialistischen Bewegung Ost- 
europas war. So oder so waren beide das 
Ergebnis der jüdischen Frage in Osteuro- 
pa: der Arbeiter-Zionismus direkt, als Er- 
gebnis des Ausschlusses der jüdischen 
Proletarier aus der europäischen Arbeiter- 
bewegung, deriBourgeois-Zionismus indi- 
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rekt, als Antwort auf die durch die Mas- 
senauswanderung der jüdischen Proletari- 
er verursachte Destabilisierung der Re- 
gion. 

Verjagt durch den Zusammenbruch ihrer 
Lebensbedingungen emigrierten vier Mil- 
lionen jüdische Proletarier zwischen 1880 
und 1929 in die entwickelten Nationen 
Westeuropas und die USA. Im Gepäck 
brachten sie die jüdische Frage Osteuro- 
pas mit und trugen damit zu ihrer welt- 
weiten Verbreitung bei. Während sich die 
US-Gesellschaft in voller Expansion be- 
fand und bis zur Krise von 1929 anpas- 
sungsfähig und dynamisch genug blieb, 
um die Einwanderer ohne größere Proble- 
me zu integrieren, war die Gesellschaft in 
Deutschland, Österreich und Frankreich 
zu starr für eine unproblematische Inte- 
gration. 

Im Gegensatz zu den einheimischen Ju- 
den dieser verschiedenen westlichen Län- 
der sind die jüdischen Proletarier, die in 
Wellen hereinströmen, nicht atomisiert. 
Sie kommen in diesen Ländern an mit der 
Tradition einer lebendigen Gemein- 
schaftsbindung, die schwer assimilierbar 
ist, und einem sozialen Zusammenhalt, 
einer Kraft, die von vornherein die Bour- 
geoisie und ihren Staat beunruhigt. Diese 
Gemeinschaftsbindung überschreitet so- 
gar die Grenzen Frankreichs, Deutsch- 
lands und Österreichs und bewahrt ihre 
Wurzeln in Osteuropa. Sie macht aus den 
Juden wahrhaft internationale Proletarier. 
Als mobile und rückhaltlose Proletarier, 
von denen eine beträchtliche Anzahl 
offen ist für den Marxismus, bilden sie 
ein Potential revolutionärer Radikalisie- 
rung, was sich übrigens in ihrer Beteili- 
gung an den radikalsten Fraktionen der 
revolutionären Bewegungen der zwanzi- 
ger Jahre konkretisiert. Welches Echo sie 
hatten, kann man an den wiederholten 
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Warnungen der deutschen und österrei- 
chischen Konterrevolutionäre und Sozial- 
demokraten in den heißen Nachkriegs- 
jahren (1918 bis 1923) gegen die Präsenz 
von »polnischen jüdischen Flüchtlingen« 
innerhalb der Arbeiterbewegung ablesen‘. 


Die Staaten Westeuropas hatten zwar 
nach 1870 ihre Grenzen für diese Pro- 
letarier geöffnet, damit sie mit den ein- 
heimischen Arbeitern konkurrieren — das 
Prinzip kapitalistischer Handhabung der 
Einwanderung. Aber bald beunruhigte 
breite Fraktionen der Bourgeoisie zuneh- 
mend das Bild eines internationalen und 
politisierten Proletariats, das diese Ein- 
wanderer vermittelten. Dieses Bild stand 
der Politik der Integration der Arbeiter 
Europas in ihre jeweilige Nation entge- 
gen, die das Kapital betrieb, um die Be- 
dingungen für den Weltkrieg zu schaffen. 
Ebenso mußte sich integrierteste Schicht 
der Arbeiterklasse, die ihre Privilegien 
aus dieser Integration zog, diesem Bild 
widersetzen, das die eingewanderten 
Jüdischen Proletarier verkörperten. 


Der moderne Antisemitismus 


Nach dem Abflauen der revolutionären 
Wogen waren alle Bedingungen beisam- 
men für das Entstehen eines massenhaften 
Antisemitismus in den entwickelten Na- 
tionen, polarisiert von einer nationalisti- 
schen extremen Rechten, die einen wich- 
tigen Teil der einheimischen Arbeiter- 
klasse mit sich riß. Das Urbild des "Ju- 
den" als Wucherer und Ausbeuter wurde 
wiederbelebt und in allen Tonlagen ge- 
sungen. Damit wollte man die einheimi- 
schen Arbeiter davon überzeugen, daß die 
Einwanderer, weil sie Juden waren, nichts 
mit dem (nationalen) Proletariat zu tun 
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hätten, und so die Gefahr der revolutio- 
nären Ansteckung neutralisieren. In der 
Verschärfung der Krise 1929 radikalisier- 
te sich dieser Arbeiter-Antisemitismus’. 
Ein Teil der Arbeiterklasse klammerte 
sich in seiner bedrohten Lage verzweifelt 
an die Zugehörigkeit zur Nation und wies 
die Vorstellung von einem internationalen 
Proletarier immer stärker von sich. Die 
Verschärfung der Arbeitslosigkeit machte 
aus den neu gekommenen Proletariern 
Konkurrenten, die es zu beseitigen galt. 
Nach der Zerschlagung der internationa- 
len proletarischen Revolution in den 
zwanziger Jahren triumphierte der Mas- 
sen-Antisemitismus in seiner Verkörpe- 
rung durch den Nazismus. Die Bourgeoi- 
sie stand trotz ihres Sieges immer noch 
unter dem Schock, daß beinahe eine inter- 
nationale Revolution gesiegt hätte, und 
ließ der antisemitischen Maßlosigkeit der 
Nazis freien Lauf, um das Gespenst des 
proletarischen Internationalismus endgül- 
tig auszutreiben. Interessanterweise be- 
ginnt die politische Karriere von Hitler 
1919, mitten in der revolutionären Phase 
in Europa. In seiner ersten großen Rede 
am 13. August 1920 erklärt er, er sei ein 
überzeugter Antisemit geworden, weil 
»die Juden international sind, die Gleich- 
heit aller Völker und die internationale 
Solidarität predigen, (und) es ihr Ziel ist, 
die Rassen zu entnationalisieren.«° 


Seit dieser Rede vertritt Hitler die Not- 
wendigkeit, die Juden aus dem Innern des 
deutschen Volkes zu eliminieren, noch 
ohne die Methode zu präzisieren, die 
dann folgen sollte. Und offensichtlich ist 
seit dieser Zeit die eigentliche Zielscheibe 
des Angriff auf den "Juden", mitten in der 
revolutionären Situation, das internationa- 
le und kommunistische Proletariat. Die 
von den Nazis nach dem Abschluß ihrer 
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Eroberung Europas systematisch organi- 
sierte Vernichtung ging in die Richtung: 
endgültig die nicht-assimilierbare jüdi- 
sche Gemeinschaft in Osteuropa zu liqui- 
dieren, weil sie ein "Vivarium" mobiler, 
internationaler Proletarier war’. 

Der Schrecken, den das internationale 
Proletariat der Bourgeoisie versetzt hatte, 
muß so groß gewesen sein, daß er zum 
Grauen des Genozids an den Juden führte. 


Mit ihrem systematischen Vernichtungs- 
unternehmen fanden die Nazis wirklich 
die "Endlösung" für die historische An- 
omalie, die das Überleben der proletari- 
sierten jüdischen Gemeinschaft Osteuro- 
pas darstellte. Ihr wirkliches Ziel dabei 
war, die Auslöschung der Vorstellung ei- 
nes internationalen Proletariats, das sie 
verkörperten, um die Integration der Pro- 
letarier Europas in ihre Nationen auf im- 
mer festzuschreiben. Sie operierten im In- 
teresse der gesamten "Zivilisation des Ka- 
pitals" und genossen bei ihrem Unterneh- 
men die aktive Kollaboration der Bour- 
geoisien der besetzten Länder und das 
objektive Komplizentum der Alliierten“. 


»Die Vernunft hat immer existiert, aber 
nicht immer in vernünftiger Form« 
(Marx). Der furchtbare Fluß der Welt- 
geschichte hat in der Tat immer wieder 
Perioden der "Unvernunft" und der "Maß- 
losigkeit" mit sich geführt. Die Produk- 
tion dieser Unvernunft hatte leider immer 
eine in der Geschichte liegende Rationali- 
tät, und es ist genau Aufgabe der revolu- 
tionären Kritik, den rationalen Kern die- 
ser Produktion zu verstehen. Diese Ratio- 
nalität in der kapitalistischen Produktions- 
weise können wir vom Marx’schen Stand- 
punkt aus nur verstehen, wenn wir vom 
antagonistischen Widerspruch zwischen 
Kapital und Proletariat ausgehen. Wenn 
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wir die nazistische Unvernunft rational 
angehen, können wir sagen, daß der große 
Schrecken, den die revolutionäre Formie- 
rung eines internationalen Proletariats in 
den zwanziger Jahren der Bourgeoisie, 
dem Kleinbürgertum und dem integrierten 
Teil der Arbeiterklasse eingejagt hat, sich 
durch eine Art makabre Katharsis in den 
maßlosen antisemitischen Haß des Nazis- 
mus verkehrt hat. All die "Missetaten" des 
proletarischen Internationalismus wurden 
auf die Juden projiziert. Gleichzeitig 
beschuldigte man sie in offensichtlich 
widersprüchlicher Weise, Agenten des 
Kapitalismus zu sein, um zu verhindern, 
daß die "nationalen" Proletarier gemein- 
same Punkte mit ihren internationalen 
Brüdern erkennen. Der Haß zielte jedoch 
vor allem auf letztere. 

Immerhin hat der Nazi-Staat einen we- 
sentlichen Teil der Rüstungsausgaben 
abgezogen, um diese Vernichtung erfolg- 
reich zu beenden, und diese Entscheidung 
könnte man schon als "unvernünftig" be- 
zeichnen’. Aber die Nazis waren keine 
kalten und vernünftigen Technokraten: 
dies ist nicht das Personal, das die Bour- 
geoisie braucht, wenn in "apokalypti- 
schen" Zeiten revolutionäre und konterre- 
volutionäre Leidenschaften herrschen. 
Die Nazis waren Leute, die "ganze Ar- 
beit" machten, die quer standen zur Zivi- 
lisation des Kapitals und elektrisiert wa- 
ren von der Angst vorm Proletariat. Nach- 
dem die Arbeit vollendet und für lange 
Zeit revolutionäre Regungen zurückge- 
schlagen waren, konnten wieder die küh- 
len und vernünftigen Technokraten zur 
Macht zurückkehren und die "dreckige 
Bestie" verurteilen. 

Die "Unvernunft" der Nazis war indessen 
rational genug, um das Kapital von der 
Last einer Gemeinschaft nicht-assimilier- 
barer Proletarier zu befreien. In seinem 
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politischen "Testament", das er kurz vor 
seinem Ableben verfaßt hatte, spricht 
Hitler auf seine Art von den Schulden, die 
die Zivilisation des Kapitals beim Nazis- 
mus gemacht hat: »In einer Welt, die 
immer mehr vom Gift der Juden ver- 
seucht ist, wird ein dagegen immunisier- 
tes Volk endlich wieder zu seiner Über- 
legenheit finden. Unter diesem Aspekt 
wird man dem Nationalsozialismus ewig 
dankbar sein, weil ich die Juden Deutsch- 
lands und Mitteleuropas vernichtet ha- 
be«'’. (Hervorhebungen vom Autor) 


Geburt des Zionismus 


Wenn wir nun auf unsere Analyse der Ur- 
sachen des bürgerlichen und koloniali- 
stischen Zionismus zurückkommen, müs- 
sen wir uns vorhergehende Entwicklun- 
gen merken, denn die massive Auswande- 
rung jüdischer Proletarier aus Osteuropa 
universalisierte die jüdische Frage und 
zerstörte die Grundlagen der — zuvor ge- 
lungenen — Integration der Juden West- 
europas, und das löste einen massenhaften 
Antisemitismus aus. Der jüdischen Bour- 
geoisie Westeuropas war diese Gefahr 
sehr früh bewußt und vor allem nach dem 
Eklat der Dreyfus-Affäre begann sie 
ernsthaft, für den Zionismus zu trommeln. 
1897 wurde unter Führung von Theodor 
Herzl eine weltweite Organisation ge- 
gründet, deren Ziel die Schaffung einer 
nationalen jüdischen Heimat in Palästina 
unter der Protektion der großen europäi- 
schen Kolonialmächte war. 

Erklärtes Ziel des Unternehmens war es, 
den Migrationsstrom jüdischer Proletarier 
aus Osteuropa nach Palästina umzulen- 
ken, um die Integration der Juden West- 
europas zu schützen. In Wirklichkeit 
bedeutete die Wahl Palästinas der jüdi- 


TheKla 14 


schen Bourgeoisie wenig. Sie hätte auch 
eine andere territoriale Lösung akzeptiert, 
wenn sie damit ihre Glaubensbrüder aus 
dem Osten losgeworden wäre. So schlug 
Theodor Herzl 1903 der zionistischen 
Bewegung als zukünftige jüdische Heimat 
ernsthaft Uganda vor, das großzügiger- 
weise das britische Königshaus angeboten 
hatte. Aber die Wahl konnte nur auf Palä- 
stina fallen bei den Juden in Osteuropa, 
wo eine kulturelle Tradition überlebt 
hatte, in der Zion und das Land Israel 
einen wichtigen Platz einnahmen. 

Das Geschäft war einfach: Es ging darum, 
einer großen Kolonialmacht im Austausch 
für die Protektion der Siedler die Bestel- 
lung und Ausbeutung der Ländereien Pa- 
lästinas zu deren Profit zu liefern. Eine 
solche Lösung war bereits ausprobiert 
worden mit der Gründung der Jewish 
Colonization Assoziation im Jahre 1891 
unter dem Hirtenstab der Barone Hirsch 
und Rothschild. Dieses Kolonialunter- 
nehmen funktionierte folgendermaßen: 
Mit Hilfe des Bourgeois-Kapitals wurden 
den abwesenden arabischen Großgrund- 
besitzern Ländereien abgekauft und dort 
jüdische Siedler aus Osteuropa angesie- 
delt. Letztere ließen für deren Profit die 
palästinensischen Fellachen den Burnus 
vollschwitzen, die nun von der Nutznie- 
Bung von Feldern enteignet waren, die sie 
seit Generationen bebauten. Das jüdische 
Kapital begann, auch in den Städten Fuß 
zu fassen, um frisch entwurzelte palästi- 
nensische Proletarier auszubeuten. 
Mittels des Kolonialismus erschlossen 
Ende des 19. Jahrhunderts die entwickel- 
ten Nationen die vorkapitalistischen Ge- 
biete Afrikas und Asiens für die Kapital- 
akkumulation. Er gründete auf der Aus- 
beutung ganzer Völker und verwandelte 
die traditionelle Bauernschaft in ein un- 
terbezahltes Landarbeiterproletariat. 
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Der "erste", bürgerliche, Zionismus ent- 
sprach völlig dieser Definition des Kolo- 
nialismus. Auf diese Etappe des Zionis- 
mus trifft der Vorwurf des Kolonialismus 
voll zu, wie er von seiten der PLO erho- 
ben wird. Aber hätte es den Zionismus 
nur in dieser Form gegeben, wäre er nie 
als israelische Nation, als Staat Israel 
entstanden; in Algerien ist ja auch kein 
Staat der pied-noir'' entstanden. In einer 
Kolonialordnung können die Siedler nicht 
für sich allein eine nationale Basis bilden. 
Sie tragen nur zur Ausbeutung einer (exi- 
stierenden oder sich bildenden) Nation 
bei, auf deren Boden sie selbst Fremdkör- 
per bleiben. Und von dem Moment an, in 
dem die Nation sich als solche begreift 
und diesen Anspruch einfordert, sich 
gegen ihre Ausbeutung erhebt und sie 
unhaltbar macht, untergräbt sie die Exi- 
stenzgrundlage der Siedler, die keine 
andere Wahl haben, als in ihre Herkunfts- 
metropole zurückzukehren”. 

In Palästina war es aber gerade nicht so, 
denn der Zionismus war nicht einfach ein 
Unternehmen, das auf der jüdischen Aus- 
beutung palästinensischer Bauern beruhte. 
Die Dritte-Welt-"Marxisten", die in Israel 
einen "Schwarzfuß-Staat" sehen, verdek- 
ken die historische Wirklichkeit unter ei- 
nem falschen Propaganda-Radikalismus. 
Diese Sichtweise vergißt den "zweiten" 
Zionismus, der eine wirkliche nationale 
Befreiungsbewegung war, und — wie wir 
gleich sehen werden — die direkte Ver- 
längerung der sozialistischen Bewegung 
der jüdischen Proletarier in Osteuropa. 


Der sozialistische Zionismus — 
Ersatz für die unmögliche Integration 


Für das jüdische Proletariat in Osteuropa 


war die Teilnahme an den Kämpfen der 
einheimischen Proletarier und damit der 
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Versuch einer Emanzipation über die 
internationalen Kämpfe unmöglich. Mit 
Ausnahme der Emigranten konnte sich 
nur eine Minderheit aus dem Ghetto los- 
reißen, wo die Masse der jüdischen Prole- 
tarier eingeschlossen war, und sich in die 
"einheimischen" russischen oder polni- 
schen Parteien integrieren. Aber der ge- 
sellschaftliche und politische Ausschluß 
dieses Proletariats beförderte auch die 
Herausbildung einer anderen kämpferi- 
schen Fraktion, die dem Ghetto verhaftet 
blieb und — unter dem Eindruck der 
Pogrome — nach einer eigenen sozialisti- 
sche Lösung suchte: einem jüdischen 
"Sozialismus", einem nationalen Sozia- 
lismus, der sich auf den Zionismus grün- 
dete. Damit war der "zweite" Zionismus 
geboren. 

Da sich die jüdischen Proletarier nicht 
integrieren und als Klasse in der Produk- 
tionsbasis Osteuropas kämpfen konnten, 
propagierten die Zionisten die Eroberung 
einer anderen Basis (in Palästina), wo sie 
ihren Sozialismus und ihre Emanzipation 
verwirklichen wollten, und wo das jüdi- 
sche Volk endlich "ein Volk wie alle 
anderen" werden sollte — integriert in den 
Produktionsprozeß. 

Dies war die These von Borohow (1881- 
1917), des Haupttheoretikers des soziali- 
stischen Zionismus. Seiner Meinung nach 
war die Auswanderung der proletarischen 
Juden nach Palästina revolutionär, denn 
sie schuf im Gegensatz zur Auswande- 
rung nach Westeuropa und in die USA 
mit Notwendigkeit eine neue Gesell- 
schaft, wenn jüdische Proletarier bei der 
Errichtung der Nation die Führung über- 
nehmen und in Palästina planmäßig eine 
sozialistische Gesellschaft aufbauen. 

Der sozialistische Zionismus war so von 
Anfang an in energischem Widerspruch 
zum bürgerlichen Zionismus.'” Das Prin- 
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zip des sozialistischen Zionismus war laut 
Borohow: »Die Befreiung des jüdischen 
Volkes wird das Werk der jüdischen Ar- 
beit sein oder sie wird nie sein.«'* 

Der sozialistische Zionismus fand schnell 
großen Zulauf in der osteuropäischen Ge- 
meinde, weil er den jüdischen Proletariern 
einen politischen Ausweg anbot, der auf 
der Hand zu liegen schien und in ihrem 
sozialistischen Bewußtsein auf Widerhall 
stieß. Die Juden Osteuropas bildeten die 
bei weitem größten Bataillone, während 
die sozialistischen zionistischen Parteien 
bald die vollkommene politische Hege- 
monie über die zionistische Weltorganisa- 
tion erwarben. Wären die Bedingungen 
für den Aufbau eines jüdischen Staates 
gemäß den Prinzipien des sozialistischen 
Zionismus Anfang dieses Jahrhunderts 
gegeben gewesen, hätte sich ein großer 
Teil der proletarisierten jüdischen Ge- 
meinde Osteuropas ohne Zögern dorthin 
begeben, das ist fast sicher. 

Die Marxisten hatten leichtes Spiel, den 
sozialistischen Zionismus als ideologische 
Abweichung anzuprangern. Das Problem 
war jedoch nicht rein ideologischer Natur: 
die jüdischen Proletarier stießen auf die 
strukturelle Unmöglichkeit, sich in die 
europäischen Kämpfe einzureihen. Da die 
Internationalisten dies nicht verstanden 
und die Lage der proletarischen Juden 
abstrakt betrachteten, konnten sie ihnen 
auch nicht aus dieser Klemme helfen. 
Bekanntlich leistete die Zweite Internatio- 
nale kaum Widerstand gegen die Aus- 
schluß-Politik der polnischen Gewerk- 
schaften gegenüber den jüdischen Proleta- 
riern. Und die österreichische Sozialde- 
mokratie zeigte sogar großen Gefallen am 
"volkstümlichen" Antisemitismus. Dieses 
Scheitern des proletarischen Internationa- 
lismus öffnete den Weg für die sozialisti- 
sche zionistische "Lösung". Die Errich- 
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tung des Staates Israel ist die direkte 
Folge des Scheiterns des proletarischen 
Internationalismus in Europa. 


Der sozialistische Zionismus im Dien- 
ste eines Proletariats gegen ein anderes 


Dank ihrer politischen Hegemonie be- 
wirkten die zionistischen sozialistischen 
Parteien eine radikale Neuorientierung 
des Zionismus. Erstens waren sie nicht 
wie die bürgerlichen und kolonialisti- 
: schen Zionisten passiv gegenüber den 
europäischen Großmächten. Jene hatten 
sich damit begnügt zu warten, daß eine 
dieser Mächte den Juden einen Staat unter 
ihrer Protektion "bewilligte" — ganz so 
wie ihnen das republikanische Frankreich 
die staatsbürgerliche Emanzipation von 
oben gewährt hatte. 

Die Zionisten-Sozialisten predigten im 
Gegenteil die nationale Selbstbefreiung; 
die Juden müßten sich selbst, durch die 
"jüdische Arbeit", die Grundlagen ihrer 
Nation schaffen, ohne auf den guten Wil- 
len der Großmächte zu warten. Sie ver- 
wandelten so den Zionismus in eine wirk- 
liche nationale Befreiungsbewegung. 
Zweitens stürzten die zwei großen, von 
den sozialistischen zionistischen Parteien 
geleiteten proletarischen Einwanderungs- 
wellen, die sich zwischen 1904 und 1923 
nach Palästina ergossen, die koloniale 
Struktur des Yichouv {die jüdische Ge- 
meinschaft in Palästina} um. Von nun an 
setzte sich die Idee durch, nach der es das 
erste Ziel des Kampfes der jüdischen 
Arbeiterklasse Palästinas ist, der jüdi- 
schen Bourgeoisie die "jüdische Arbeit" 
aufzuzwingen. Eine Ökonomie, die auf 
der kolonialen Ausbeutung der arabischen 
Bauern und Arbeiter beruht, sei abzuleh- 
nen, stattdessen müsse eine nationale 
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Ökonomie durchgesetzt werden, die auf 
der Arbeit der jüdischen Arbeiterklasse 
beruht und von ihr geleitet wird. Dieser 
Kampf wurde mit voller sozialistischer 
Überzeugung geführt, war doch das ange- 
strebte Ziel gegen den Kolonialismus und 
die Ausbeutung der arabischen Palästi- 
nenser gerichtet. Tatsächlich führte er von 
Anfang an zur Proletarisierung besagter 
Araber, die zunehmend von den Länderei- 
en vertrieben wurden, die sie seit jeher 
bebaut hatten. 

In der vorhergehenden kolonialen Phase 
des Yichouv hatte man mit dem Kapital 
der jüdischen Bourgeoisie den abwesen- 
den Großgrundbesitzern Ländereien ab- 
gekauft; die palästinensischen Halbpäch- 
ter, die diese Böden bebauten, taten dies 
nun weiter als Landarbeiter. Um die jüdi- 
sche Arbeit zu stärken, war von nun an 
der Kauf von Ländereien mit Kapital der 
zionistischen Weltorganisation verbunden 
mit der Vertreibung der palästinensischen 
Halbpächter und ihrer Ersetzung durch 
jüdische Arbeiter. Der Zionismus setzte 
sich, mit den besten "proletarischen" und 
"antikolonialen" Absichten der Welt, da- 
für ein, das palästinensische Volk von 
seinem Land zu entwurzeln, es zu proleta- 
risieren, und dies alles, um ihm die Mög- 
lichkeit zu nehmen, sich in die moderne 
Produktionsweise, in die Lohnarbeit zu 
integrieren. Die Vertreibung von ihren 
Ländereien mit dem Fortschreiten der 
zionistischen Besiedlung verwandelte die 
palästinensischen Bauern in Mittellose, in 
authentische Proletarier. 

Der Industriesektor, der sich in Palästina 
unter britischem Mandat entwickelte, ge- 
hörte größtenteils zur jüdischen Ökono- 
mie, beruhte auf jüdischer Arbeit und 
schloß die palästinensische Arbeit aus. 
Nur einer Minderheit palästinensischer 
Proletarier gelang die Anstellung als 
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Lohnarbeiter bei britischen Unternehmen 
wie den Erdölraffinerien von Haifa und 
den Docks. 

Die zionistische Besiedlung schuf so in 
den Dörfern Palästinas eine hohe Arbeits- 
losigkeit. Das war der Ursprung des Ge- 
neralstreiks und der Revolte, die 1936 das 
Land in Brand setzte, bevor sie von der 
britischen Armee zerschlagen wurde, und 
die nie wieder einen ähnlichen Umfang 
annehmen sollte bis zum Ausbruch der 
Revolte der Steine im November 1987. 
Die Ironie des Schicksals wollte es, daß 
die jüdischen Proletarier, die sich in die 
kapitalistische Produktionsweise integrie- 
ren wollten, dahin gelangten, mehr und 
mehr das gesamte palästinensische Volk 
in eine Situation zu stürzen, wegen der sie 
gerade Osteuropa verlassen hatten: die 
einer Gemeinschaft von Proletariern, die 
auf ihrem eigenen Boden "überflüssig" 
und nicht-assimilierbar in die Gesellschaft 
um sie herum sind. 

Wir werden später auf diese Frage zu- 
rückkommen. Im Moment wollen wir nur 
unterstreichen, daß das antikolonialisti- 
sche Prinzip der jüdischen Arbeit, wie es 
der sozialistische Zionismus umsetzte, die 
Schaffung der ökonomischen Infrastruk- 
tur einer jüdischen Nation erlaubt, die auf 
der Zerschlagung der Strukturen der vor- 
hergehenden Nation beruht, nämlich auf 
der Vertreibung der Palästinenser. 

Trotz dieser Vertreibung, die als solche 
schäbig und unmenschlich war, brachte 
eine wichtige Minderheit von jüdischen 
Proletariern, die zwischen 1904 und 1923 
nach Palästina auswanderten, doch eine 
kommunistische Utopie mit, die über den 
"realpolitischen" Horizont der soziali- 
stischen zionistischen Parteien hinausging 
und eine konkrete Form in der Lebens- 
weise des Kibbuz (hebräisch für: "Ge- 
meinschaft") fand. Die jüdischen Pro- 
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letarier hatten in Osteuropa die Erfahrung 
des radikalen Ausschlusses von den Be- 
dingungen der Bürger wie der Arbeiter 
gemacht. Deshalb wollte ein großer Teil 
von ihnen solche Bedingungen auf palä- 
stinensischem Boden nicht reproduzieren, 
da das eine wie das andere für sie glei- 
chermaßen entfremdend war. Die jüdi- 
schen Proletarier waren im Gegenteil 
besessen von dem Mythos, mit ihren 
eigenen Händen eine radikal neue Welt zu 
schaffen, die auf kommunistische Prinzi- 
pien gründet. Kaum waren sie aus den 
Schiffen ausgestiegen, reformierten sie 
die Gemeinschaften, legten ihre Existenz- 
mittel zusammen — den Tageslohn, den 
die am meisten vom Glück Begünstigten 
verdienen konnten — und warteten, daß 
die zionistische Organisation ihnen Land 
gab zum Urbarmachen, Bebauen und Ver- 
teidigen. Und auf diesem Land schufen 
sie ein Kibbuz, eine Mikro-Gesellschaft 
ohne Geld, die für sie das revolutionäre 
Modell war, nach dem die ganze Gesell- 
schaft neu aufgebaut werden sollte. 

Die Historiker des Zionismus bezeichne- 
ten diese Pioniere vom Anfang des Jahr- 
hunderts als Idealisten. Sie waren in der 
Tat so verblendet, daß sie glaubten, auf 
der Vertreibung der Palästinenser eine 
neue Welt aufbauen zu können. Der kom- 
munistische Idealismus der Kibbuzniks 
beweist gleichwohl, daß die Strömung des 
Zionismus, die den Aufbau eines Staates 
erlaubte, das — wiederholen wir es: ent- 
fremdete — Nebenprodukt der europäi- 
schen revolutionären Bewegung war, de- 
ren Schatten über ihr schwebte. Dieser 
Schatten hätte sich sicherlich in Licht ver- 
wandelt, und aus diesem Zionismus wäre 
eine menschliche Lösung herausgeströmt, 
wenn das Proletariat in den zwanziger 
Jahren über den Kapitalismus gesiegt 
hätte. 
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1921 ließen sich übrigens Pioniere der 
Kibbuzim von der revolutionären Unruhe 
in Europa und der Gründung der II. 
Internationale zum Nacheifern anregen. 
Sie legten ihre nationalistischen Scheu- 
klappen ab und gründeten die Palästinen- 
sische Kommunistische Partei, die von 
dem Ziel, einen separaten jüdischen Staat 
zu schaffen, abging, und die gemeinsame 
revolutionäre Aktion der jüdischen und 
palästinensischen Proletarier propagierte. 
In derselben Bewegung gründete der an- 
archo-religiöse Philosoph Martin Buber 
zur gleichen Zeit die Vereinigung Brith 
Shalom (die Allianz für den Frieden), die 
einen gewissen Einfluß hatte und sich, 
zusammen mit anderen, heftig den chau- 
vinistischen Orientierungen der soziali- 
stisch-zionistischen Führung des Yichouv 
widersetzte und die Schaffung einer jü- 
disch-arabischen bi-nationalen Bewegung 
auf der Basis des Sozialismus und der 
Organisation im Kibbuz forderte. 


Der Kibbuz, das Grab des Traums von 
der Gemeinschaft 


Die Geschichte sollte der Entwicklung 
dieser Strömung im Yichouv keine Zeit 
lassen. Die sozialistischen zionistischen 
Parteien beteiligten sich an der Repres- 
sion, die damals auf alle Revolutionäre 
Europas niederprasselte und verfolgten 
mit Hilfe der Engländer ab 1923 die "Bol- 
schewiki" des Yichouv und verboten ihre 
Einwanderung nach Palästina; was da- 
nach übrigblieb, walzte die Stalin’sche 
Dampfwalze nieder." 

Überdies hatten die palästinensischen 
Araber im wesentliche ein Stammesden- 
ken bewahrt, das von vornherein Fremden 
gegenüber feindlich und nicht fähig war 
zu einer revolutionären und brüderlichen 
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Vereinigung mit den Juden. Sie setzten 
weiterhin alle Juden gleich mit dem Ent- 
eigner in Gestalt der Yichouv-Leitung 
und ließen sich so, fanatisiert wie sie 
waren, leicht für die religiöse, nation- 
alistische und rassistische Bewegung des 
Mufti von Jerusalem, EI Husseini, rekru- 
tieren. 

Schließlich lief alles zusammen, um die 
Verdammung des Nationalismus durch 
die jüdischen Proletarier in Palästina 
scheitern zu lassen und die mögliche Ver- 
bindung mit den palästinensischen Prole- 
tariern zu verhindern. Seitdem widmet 
sich der idealistische Eifer der Kibbuz- 
Pioniere ausschließlich der Kultivierung 
nicht (unmittelbar) rentabler Ländereien 
in Galiläa und im Negev — Ländereien, 
die ein allein auf der Suche nach unmit- 
telbarem Profit beruhender kolonialisti- 
scher Zionismus nie nutzbar gemacht 
hätte. Der Idealismus der Pioniere ermög- 
lichte auch die Schaffung, schnelle Aus- 
dehnung und Konsolidierung der territo- 
rialen Grundlage des zukünftigen jüdi- 
schen Staates. 

Der Eifer und die Gemeinschaftsstruktur 
des Kibbuz bildeten eine Kraft, die zum 
großen Teil den Sieg des Yichouv in sei- 
nem Unabhängigkeitskrieg zuerst gegen 
die britische Armee (1945-1948) und 
dann gegen die Koalition der arabischen 
Armeen (1948) erklärt. Nach 1948 ist 
dieser Eifer im Innern der israelischen 
Gesellschaft offensichtlich nach und nach 
zurückgegangen. Der Kibbuz ist heute 
eine kalte Gemeinschaft; er hat seine Di- 
mension als kämpfende Gemeinschaft 
verloren, die offen war für eine revolutio- 
näre Veränderung der Gesellschaft, die 
ihm die frühen Pioniere verliehen hatten. 
Er ist inzwischen bestenfalls eine Arbeits- 
gemeinschaft, in der die Individuen ge- 
sellschaftlichnur als unterschiedslose Ar- 
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beiter existieren, eingeschlossen in eine 
fast administrative Routine — eine ge- 
schlossene Gesellschaft, die obendrein 
eine verbürgerlichte Lebensweise pflegt. 
Bezeichnend ist, daß die Kibbuzim heute, 
um ihr Einkommensniveau zu verteidi- 
gen, keine Arbeitslosen aufnehmen, die 
vom "Paradies" ohne Geld des Kibbuz 
angezogen werden. Das Kibbuz ist nicht 
mehr als eine kapitalistische Kooperative, 
wo garantierte Arbeiter ihre Privilegien 
verteidigen. 


Nur eine kommunistische Revolution 
könnte die kommunitäre Grundlage des 
Kibbuz wiederbeleben und seinen Mit- 
gliedern die Leidenschaft zurückgeben, 
aus der ganzen menschlichen Gesellschaft 
ein einziges Kibbuz zu machen — eine 
Lebensgemeinschaft. Die gemeinschaft- 
liche Lebensweise könnte insbesondere 
unter den von allem ausgeschlossenen 
palästinensischen Proletariern, die in den 
Flüchtlingslagern verkommen, neue Kräf- 
te schöpfen; so wie sie ihre ursprüngliche 
Kraft aus dem Ausschluß der jüdischen 
Gemeinde in Osteuropa schöpfte. 


* 


Zweiter Teil 
Le Brise-Glace Sommer 9% 


Die Grundlagen einer jüdischen nationa- 
‚len Ökonomie in Palästina wurden unter 
der Führung der sozialistischen zionisti- 
schen Parteien geschaffen, auf den ideolo- 
gischen Prinzipien des Staatskapitalismus. 
Ihre Errichtung erfolgte nicht durch Pri- 
vatinvestitionen gemäß den Gesetzen des 
Marktes, sondern war das Werk der Hi- 
stadrut, der 1920 gegründeten jüdischen 
Arbeitergewerkschaft, die bis heute der 
größte Arbeitgeber in Israel ist. 
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Die Histadrut schuf und organisierte eine 
Jüdische Industrie, die auf dem Monopol 
der "jüdischen Arbeit" beruht, wo sie das 
Lohnniveau der europäischen Facharbei- 
ter durchsetzte, das die jüdischen Proleta- 
rier aus Osteuropa als qualifizierte Hand- 
werker beanspruchen konnten. Diese jü- 
dische Industrie, die die Beschäftigung 
der unqualifizierten und billigen Arbeits- 
kraft der palästinensischen Arbeiter ab- 
lehnte, entwickelte sich also unter Bedin- 
gungen der Nicht-Rentabilität, total kon- 
trär zu den Marktgesetzen und undenkbar, 
wäre der Zionismus ein einfacher bürger- 
licher Kolonialismus gewesen. 


Nachdem sie das Monopol der "jüdischen 
Arbeit" durchgesetzt hatte, setzte die 
Histadrut auch das Monopol des "jüdi- 
schen Handels" durch und organisierte so 
die jüdische Bevölkerung in einer Kon- 
sumkooperative. Die Hegemonie der sozi- 
alistischen und Arbeiterideologie im Zio- 
nismus erlaubte es, die landwirtschaft- 
liche und industrielle Grundlage einer 
Nation zu schaffen, und dabei auf die 
Gesetze der kapitalistischen Konkurrenz 
zu pfeifen. 

Dies bedeutete natürlich nicht, daß der 
sozialistische Zionismus in irgendeiner 
Art antikapitalistisch gewesen wäre. Als 
Produkt der Niederlage der proletarischen 
Revolution in Europa war der sozialisti- 
sche Zionismus historisch die erste dok- 
trinäre Formulierung der Theorie des 
Sozialismus in einem Lande. Ohne dem 
Buchstaben nach Stalinismus zu sein, 
liefert er das Beispiel einer proletarischen 
sozialistischen Bewegung, die sich in 
ihrer Erstarrung (antibürgerlich, gegen die 
Konkurrenz gerichtet) in die Weltlogik 
des Kapitals einordnete. 

Im Gegensatz zum Stalinismus konnte der 
sozialistische Zionismus der Gesellschaft 
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Palästinas keinen "reinen" Staatskapitalis- 
mus aufzwingen. Er mußte tatsächlich 
seine nationale Basis quasi "kaufen", 
bevor er sie umwandeln konnte, und um 
dies zu tun, benötigte er die Kapitalien 
der jüdischen Bourgeoisie im Westen (die 
ein Interesse am Gelingen dieser Operati- 
on hatte, um die explosive Frage der 
Juden in Osteuropa zu entschärfen). Um 
dies zu erlangen, mußte es der sozialisti- 
sche Zionismus um jeden Preis vermei- 
den, sie zu verschrecken, genauso wie der 
Staat Israel es sich heute nicht leisten 
kann, die USA zu verschrecken, da er 
Dollars braucht, um seine Wirtschaft über 
Wasser zu halten. Er mußte also im In- 
nern der im Aufbau befindlichen Gesell- 
schaft der Konkurrenzbourgeoisie einen 
Platz überlassen. Die soziale Basis dieser 
Bourgeoisie lieferten die Bürger und 
Kleinbürger, die in den dreißiger Jahren 
vor den antisemitischen Verfolgungen in 
Europa nach Palästina geflüchtet waren. 
So bildete sich also parallel zum Sektor 
der "Arbeiterökonomie" der Histadrut ein 
Privatsektor heraus. 

Die politische Führung des Zionismus 
blieb dennoch bis zur Unabhängigkeit 
hauptsächlich in den Händen der Soziali- 
sten, da einzig der Sozialismus fähig war, 
dem Projekt der Schaffung eines Staates 
durch die jüdische Arbeiterklasse Kraft zu 
geben. 

Die historische Wurzel des sozialistischen 
Zionismus liegt letztendlich in dieser 
entfremdeten sozialen Bewegung, die — 
durch die Schaffung einer Nation — aus- 
geschlossenen Proletariern eine Integra- 
tion in der kapitalistischen Gesellschaft 
als Arbeiter anbot. 

In diesem Sinne und im Gegensatz zu 
dem, was die Naiven immer noch glau- 
ben, hatte der Zionismus niemals das Ziel, 
die jüdische Gemeinschaft zu retten, die 
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in Osteuropa und in der islamischen Welt 
bis zum Beginn dieses Jahrhunderts über- 
lebt hatte, als wahrhaftige Gemeinschaft 
von Menschen. Diese war sicherlich be- 
grenzt und entfremdet, aber sie gründete 
sich auf authentisch gemeinschaftliche 
Beziehungen zwischen den Individuen, 
die sie bildeten. Der Zionismus war im 
Grunde nur die nationalistische Verlänge- 
rung der im 19. Jahrhundert erlangten 
staatsbürgerlichen Emanzipation. 

Die Zivilisation des Kapitals zerstört 
unwiederbringlich die vorkapitalistischen 
menschlichen Gemeinschaften und zwingt 
ihnen überall als Modell das atomisierte 
Individuum auf — die Grundlage der De- 
mokratie —, das nur durch die abstrakte, 
einigende Vermittlung des Geldes, der 
Arbeit und des Staates gesellschaftlich 
existiert. 

Die von der Französischen Revolution ge- 
währte staatsbürgerliche Emanzipation 
der Juden, ihre Vernichtung in der vom 
Nazismus organisierten Zwangsarbeit und 
die vom Zionismus realisierte Integration 
der Juden in die Arbeit erscheinen, von 
ihrem angestrebten Ziel her, als radikal 
entgegengesetzte Politik. Im Grunde ziel- 
ten alle drei auf ihre Weise auf die Ver- 
wirklichung desselben kapitalistischen 
Programms: die letzte vorkapitalistische 
menschliche Gemeinschaft Europas aus- 
zumerzen. 

Die Nation im modernen Sinne ist keine 
Gemeinschaft, sondern sie gründet im Ge- 
genteil auf dem Tod jeglicher Gemein- 
schaft. Auf ethnischen, geographischen 
oder historischen Gesichtspunkten beru- 
hend ist die Nation vom Wesen her ein 
Nationalstaat, der atomisierten Individuen 
von außen eine abstrakte "nationale Iden- 
tität" zuschreibt, die sie vom Rest der 
Menschheit trennt und sie in der Kon- 
kurrenz des »Weltmarkts den anderen 


21 


Nationen entgegenstellt. Die nationale 
Identität, die scheinbar die Individuen 
vereint, verläuft in Wirklichkeit weit über 
ihren Köpfen und ihrem unmittelbaren 
Leben, denn sie beruht tatsächlich auf der 
ihnen aufgezwungenen Atomisierung und 
Konkurrenz. Sie stellt also nur eine for- 
male, abstrakte Bindung dar, die von 
einer äußeren Macht aufgezwungen wer- 
den muß — dem Staat. 

Die lebendige Identität in einer vorkapita- 
listischen menschlichen Gemeinschaft ist 
dagegen unmittelbar und konkret. Die In- 
dividuen, aus denen sie sich zusammen- 
setzt, finden ihre Bestätigung in dieser 
Identität, die aus unmittelbaren und spon- 
tanen Beziehungen gegenseitiger Hilfe 
und Solidarität erwächst, die das Leben 
selbst dieser Individuen ausmachen. Ge- 
wiß trennt diese Identität von sich aus die 
Mitglieder der Gemeinschaft von den 
anderen Menschen, aber diese Trennung 
ist schon fast natürlich; die anderen sind 
einfach die, mit denen man nicht seit 
jeher sein Leben gemeinsam verbringt 
und gegen die man gegebenenfalls die 
Gemeinschaft verteidigen muß, wenn sie 
zu ihren Feinden werden. Aber im un- 
mittelbaren Leben der Gemeinschaft, 
werden sie einfach ignoriert, die Tren- 
nung von ihnen beruht nicht auf einer 
feindlichen Beziehung — der Konkurrenz 
— wie im Fall der nationalen Identität. 

In der Zivilisation des Kapitals ist die 
Identität vor allem negativ bestimmt über 
den Ausschluß des anderen. Ausge- 
schlossen sind die, denen der National- 
staat kein Recht auf garantierte Integra- 
tion in den Prozeß der nationalen Repro- 
duktion zugesteht oder auch nur die For- 
derung danach zuläßt. Die Einheimischen 
verfügen immer über mehr formale Rech- 
te und konkrete Mittel als die Fremden, 
um ihren Platz in diesem Reproduktions- 
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prozeß zu verteidigen. Sie sind gewiß 
selbst auch atomisierte Individuen und 
liefern sich untereinander eine unerbitt- 
liche Konkurrenz auf dem nationalen 
Markt, aber als Einheimische sind sie 
dafür besser gewappnet. 

Vom Entstehen einer Nation an verherr- 
lichen deshalb im allgemeinen alle gesell- 
schaftlichen Klassen, die sie bilden (und 
darin eingeschlossen die "nationale" 
Arbeiterklasse), eifrig ihre nationale Iden- 
tität, denn sie hoffen, darin die formale 
Garantie für ihre gesellschaftliche Repro- 
duktion zu finden. Das Proletariat ist die 
Klasse, die in sich die Potentialität einer 
internationalen revolutionären sozialen 
Bewegung trägt, denn in den weltweiten 
Krisen droht ihm der Ausschluß aus allen 
Nationen. Die nationale Identität bietet 
ihm also keine wirkliche Garantie der 
Reproduktion. Solange jedoch die Arbeit 
das wesentliche Moment des Reproduk- 
tionsprozesses bleibt — was bisher das 
Ergebnis aller Revolutionen war — haben 
die Proletarier die Möglichkeit, sich ihrer 
Integration zu versichern, indem sie ihre 
Nation auf die Arbeit, um ihre Arbeit 
herum neu zusammensetzen. 

Trotz der Tendenz zur Formierung eines 
internationalen Proletariats während der 
Krisen des Kapitals hat sich aus diesem 
Grunde der Einschluß der Proletarier in 
ihre jeweiligen Nationen in den proletari- 
schen Bewegungen der Vergangenheit so 
hartnäckig gehalten. Während solcher 
Krisen entstehen immer wieder natio- 
nalistische Bewegungen, die das Gespenst 
eines internationalen Proletariats vertrei- 
ben und das Risiko des "Ausschlusses", 
das die Krise mit sich bringt, auf die 
ausländischen Proletarier und die aus- 
ländischen Nationen übertragen wollen. 
Wie wir gesehen haben, ist der Zionismus 
entstanden als Bewegung von Proletari- 
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ern, die darauf abzielte, ihre gesell- 
schaftliche Reproduktion zu garantieren 
durch die Bildung einer auf der Arbeit 
beruhenden jüdischen Nation. Damit, und 
in reinster nationalistischer Logik, konn- 
ten diese Proletarier den gesellschaftli- 
chen Ausschluß, dessen Opfer sie in Ost- 
europa geworden waren, nun auf andere 
übertragen — in diesem Fall auf das palä- 
stinensische Volk. Die nationale Identität, 
die der Zionismus begründete, konnte nur 
als Ausschlußmaschine funktionieren. 

In ihrer traditionellen Gemeinschaft wa- 
ren sie Juden aus sich selbst heraus, spon- 
tan, natürlich. In der Welt des Zionismus 
ist es der jüdische Staat, der über die 
Köpfe der atomisierten Individuen hin- 
weg definiert, "wer Jude ist", und das 
heißt vor allem, "wer nicht Jude ist", wer 
ausgeschlossen ist vom jüdischen Privi- 
leg, von der jüdischen nationalen Garantie 
der Integration in den Produktionsprozeß. 
Dies hat nichts zu tun mit der gemein- 
schaftlichen Garantie gegenseitiger Hilfe, 
die die Juden innerhalb der traditionellen 
Gemeinschaft vereinte. Der Zionismus ist 
nicht die Fortsetzung der Gemeinschaft, 
sondern deren historische Liquidation. 


Früher lebte die traditionelle Gemein- 
schaft ohne Territorium ihre Einheit jen- 
seits geographischer Grenzen. Die jüdi- 
schen Gemeinschaften Europas waren in 
permanenter Verbindung, in einem Ge- 
fühl brüderlicher Zusammengehörigkeit. 
Wenn z.B. ein Jude aus Marokko seine 
Brüder in Polen besuchte, konnte er einer 
ungeteilten, kostenlosen Gastfreundschaft 
sicher sein. 

Gegen den ideologischen Anschein grün- 
det der Zionismus nicht auf solch ein 
gemeinschaftliches Prinzip. Die histori- 
sche Zielsetzung des sozialistischen Zio- 
nismus war die Integration einer Fraktion 
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des Weltproletariats in die Zivilisation 
des Kapitals, die jeder menschlichen Ge- 
meinschaft entgegensteht. Historisch hat 
er diese Garantie auf Integration nur einer 
Kategorie von Proletariern gegeben: den 
Juden aus Osteuropa. Sein Ziel war, ihnen 
durch die Schaffung einer Nation in Palä- 
stina ein europäisches Lohnniveau zu ga- 
rantieren. Mit dem Schutzschild der Na- 
tion hat er denen, die nach Palästina ein- 
gewandert sind, eine gestärkte Position in 
der weltweiten Konkurrenz gegeben. 


Wie wir gesehen haben, war dies das Ziel 
der Politik der "jüdischen Arbeit", die der 
sozialistische Zionismus betrieb. Folge 
dieser Politik war der Sturz des kolonia- 
len Zionismus und der Ausschluß der Pa- 
lästinenser aus der jüdischen (prä-)natio- 
nalen Ökonomie, dem Vorspiel zur Ver- 
treibung von ihrem Land. 

Damit waren die jüdischen Proletarier 
unter den Schutz vor der Konkurrenz 
dieser unqualifizierten und billigen (zum 
"Kolonial"-Preis erhältlichen) Arbeits- 
kraft gestellt. Nicht erwartet hatte man, 
daß diese antipalästinensische Politik der 
"jüdischen Arbeit" auch antisephardisch'* 
werden würde. Auf scheinbar paradoxe 
Weise traf sie die orientalischen Juden 
und zeigte damit, daß die Errichtung der 
jüdischen Nation die Negation jeder wirk- 
lichen jüdischen Gemeinschaft ist. 


* 


Das zionistische Unternehmen fand sehr 
früh ein breites Echo in den sehr traditio- 
nellen sephardischen jüdischen Gemein- 
schaften Jemens und - in geringerem Ma- 
Be - Nordafrikas hervorgerufen. In diesen 
zu Beginn des Jahrhunderts noch sehr le- 
bendigen Gemeinschaften (das Kolonial- 
kapital hatte hoch nicht die Zeit gehabt, 


23 


die vorkapitalistische Gesellschaft durch 
seine "Zivilisation" zu ersetzen) lebte die 
Mehrheit der Bevölkerung sehr dürftig 
vom Hausieren, vom Kleinhandwerk oder 
einer traditionellen Landwirtschaft. Das 
Eindringen des Kapitals und die Verall- 
gemeinerung der Geldwirtschaft stürzten 
dennoch diese Aktivitäten nach und nach 
in die Krise und bedrohten die Grundla- 
gen der Reproduktion der Gemeinschaf- 
ten. Die Juden wurden wie die arabische 
Bevölkerung um sie herum vom kolonia- 
len Ausbeutungssystem gezwungen, ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen, sich zu proleta- 
risieren. Die Gemeinde als vorkapitalisti- 
sche Form gemeinschaftlichen Lebens 
war historisch vom Untergang bedroht. 
1880 wurde die Bedrohung für die jeme- 
nitischen Juden deutlicher, als das Os- 
manische Reich den Jemen militärisch be- 
setzte. Von der Finanzschuld an die euro- 
päischen Kolonialmächte erdrückt, bürde- 
te das Reich die ganze Last den Bevölke- 
rungen auf, die es unterwarf, insbesondere 
den weniger geschützten wie den jüdi- 
schen Gemeinschaften. Es öffnete nun 
sein Territorium für zerstörerische In- 
vestitionen des europäischen Kapitals. 
Die Juden im Jemen waren also an einem 
beunruhigenden Wendepunkt ihrer Ge- 
schichte, als sie den Ruf des zionistischen 
Aufbauunternehmens einer jüdischen 
Nation in Palästina vernahmen. 

Die jüdische Gemeinde Jemens schöpfte 
wie alle traditionellen sephardischen Ge- 
meinschaften ihren Zusammenhalt aus 
glühender Religiosität, die auf die messia- 
nische Hoffnung auf die Rückkehr aus der 
Diaspora ins Land Israel ausgerichtet war. 
So mußte die Nachricht vom Palästina- 
Unternehmen in der Gemeinde starke 
Emotionen auslösen und als Beginn der 
messianischen Zeiten verstanden werden. 
Sie wurde also die erste sephardische Ge- 
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meinschaft, die sich massiv für den Zio- 
nismus mobilisierte. Zwischen 1881 und 
1918 emigrierten 40 000 jemenitische Ju- 
den nach Palästina, die ersten paar tau- 
send völlig spontan, noch vor der Grün- 
dung einer jemenitischen Sektion der 
zionistischen Weltorganisation. 

Dieser massive Zusammenhalt ist ver- 
ständlich aus der Zuversicht, die bedrohte 
Gemeinschaft durch die Umsiedlung nach 
Palästina retten zu können. Offensichtlich 
entbehrte diese Hoffnung jeder Grundla- 
ge, da der Zionismus, weit entfernt, die 
Rettung der Gemeinschaft zu garantieren, 
der Agent seiner Auflösung in die Zivili- 
sation des Kapitals war. 

Seit die sozialistischen zionistischen 
Parteien sich 1904 der politischen Füh- 
rung der zionistischen Weltorganisation 
bemächtigt hatten, förderten sie die Ein- 
wanderung der jemenitischen Juden. Zu 
dieser Zeit waren die Einwanderer aus 
Osteuropa noch nicht zahlreich genug, um 
die koloniale Struktur der jüdischen Öko- 
nomie umzustürzen. Sie bildeten keine 
ausreichend starke Basis von Proletariern, 
um die Politik der jüdischen Arbeit durch- 
zusetzen. Die jüdischen Pflanzer (die 
Boazim) waren also weiter auf unmittel- 
baren Maximalprofit aus und beschäftig- 
ten palästinensische Fellachen, statt den 
langfristigen Erfordernissen des Aufbaus 
einer jüdischen Nation zu entsprechen. 
Um die zukünftigen Chancen dieses Auf- 
baus zu schützen, ließen die sozialisti- 
schen Zionisten eine jüdische Arbeitskraft 
nach Palästina kommen, die den unmittel- 
baren Interessen der Pflanzer entsprach, 
damit endlich mit der Anwendung des 
Prinzips der jüdischen Arbeit und dem 
Ausschluß des palästinensischen Volkes 
begonnen werde. Nun war aber das "Pro- 
fil" der Einwanderer aus dem Jemen fast 
identisch mit dem der palästinensischen 
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Bauern: unqualifizierte Arbeitskraft, die 
aus gesellschaftlich "rückständigen" kolo- 
nisierten Gebieten stammte und der man 
miserable Löhne aufzwingen konnte. Ihr 
Vorteil war ein doppelter: sie waren Ju- 
den und gleichzeitig ausbeutbar auf die 
koloniale Art... wie Araber! 

Darüber hinaus konnte man leichter im 
Namen der Einheit der Juden und des 
Aufbaus einer jüdischen Nation Men- 
schen in dieses Ausbeutungssystem pres- 
sen, die voller Illusionen und messiani- 
scher Hoffnungen waren, als palästinensi- 
schen Bauern, denen man gerade erst ihr 
Land geraubt hatte. Die jemenitischen 
Juden, die nach Palästina gekommen 
waren, um ihre Gemeinschaft zu retten, 
fanden sich wieder in einer brutalen und 
verachtenden Ausbeutung, die organisiert 
war von anderen Juden, die aus Osteuropa 
kamen und die sie für ihre Brüder gehal- 
ten hatten. Viele von ihnen kehrten ent- 
täuscht vor 1914 in den Jemen zurück. 
Einer von ihnen” beschrieb die grausame 
anti-gemeinschaftliche Realität des zioni- 
stischen Unternehmens: 

»Wenn hier im Jemen das Exil ist, dann 
ist in Eretz Israel das innere Exil. Wenn 
hier das Exil inmitten der Nationen ist, 
dann ist dort das Exil in Israel.« 

Der Zionismus war nicht nur die Ver- 
längerung des Exils der Juden, er. war 
auch dessen Zuspitzung. Im "Exil inmit- 
ten der Nationen" konnte sich die Ge- 
meinschaft trotz allem aufrechterhalten 
und als solche behaupten (zumindest für 
einen traditionellen jemenitischen Juden 
im Jahr 1914). Im zionistischen Palästina 
dagegen beutet der Jude brutal den Juden 
aus: dies ist das innere Exil. Der Zionis- 
mus als Produkt des Kapitalismus ver- 
wirklicht das Ende der Gemeinschaft. 
Der anti-gemeinschaftliche und anti-se- 
phardische Aspekt des "realen" Zionismus 
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verschärfte sich in dem Maß, wie die Zahl 
der jüdischen Proletarier aus Osteuropa in 
Palästina anwuchs, vor allem ab 1910. 
(1914, am Vorabend des Krieges, waren 
sie etwa 30 000 von insgesamt 100 000.) 
Die sozialistische zionistische Bewegung 
hatte damit bereits die notwendige Basis, 
um die koloniale Struktur des Yichouv zu 
zerstören und unerbittlich all diejenigen 
zu beseitigen, die mit der "aschkenasi- 
schen"'® jüdischen Arbeit konkurrierten: 
Araber oder orientalische Juden. 

1910 wurden die jemenitischen Juden von 
den aschkenasischen "Pionieren" brutal 
aus dem Gebiet des Tiberias-Sees ver- 
trieben. 1912 entschied die sozialistisch- 
zionistische Führung, die Einwanderung 
aus dem Jemen, die ständig weiterging, 
völlig zu stoppen: »Schmuel Yavnieli, der 
mit der Organisation der Einwanderung 
aus dem Jemen beauftragte zionistische 
Delegierte, empfing ein Telegramm der 
lokalen zionistischen Führer in Palästina, 
das ihn aufforderte, die Einwanderung 
einzustellen. Der Grund für diese Ände- 
rung der Haltung seitens der zionistischen 
Führer war die Feindseligkeit der zionisti- 
schen Pioniere, die fürchteten, daß die 
Einwanderer aus dem Jemen auf dem Ar- 
beitsmarkt die jüdischen Löhne herunter- 
drücken würden.«'? 


Bis zur Unabhängigkeit des Staates Israel 
1948 wurden die jemenitischen Juden 
systematisch vom Histadrut, der Gewerk- 
schaft der "jüdischen" Arbeiter, aus der 
Entwicklung der zionistischen Ökonomie 
ausgeschlossen und in den Status eines 
Subproletariats verbannt, das vom Rest 
des Yichouv verachtet wurde. Die sephar- 
dischen Massen aus dem übrigen Orient 
mit dem gleichen Profil wie die jemeniti- 
schen Juden wurden ebenfalls vom Auf- 
bau der Nation ausgeschlossen. So er- 
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klärte 1926 ein zionistischer Führer aus 
Frankreich während einer Propaganda- 
tournee in Marokko: 

»Seid beruhigt, Juden Marokkos, wir 
verlangen von euch nicht, daß ihr nach 
Palästina geht: die große Frage des Zio- 
nismus ist es nicht, Palästina zu bevöl- 
kern, sondern die Juden zu unterstützen, 
die bereits dort sind und die noch zahlrei- 
cheren, die nach so vielen Jahren in Ost- 
europa dorthin zurückkehren wollen.«” 
Deutlicher geht es nicht. Mit verblüffen- 
der Naivität enthüllt der Sprecher das 
wahre Ziel des sozialistischen Zionismus: 
das nationale "Privileg" ausschließlich für 
die aschkenasischen Proletarier durchzu- 
setzen. Ganz so, wie die Politik der jüdi- 
schen Arbeit die Vertreibung der palästi- 
nensischen Araber von ihrem Land vorbe- 
reitet hat, hat sie die Sephardim in der 
israelischen Gesellschaft marginalisiert. 
Deren Vertreibung und Ausschluß sind 
zwei Seiten derselben Politik des Aus- 
schlusses und der Zerstörung der traditio- 
nellen Gemeinschaften. 


Gewiß hat der junge Staat Israel nach der 
Unabhängigkeit im Laufe der fünfziger 
und sechziger Jahre seine Grenzen geöff- 
net für sephardische Einwanderungswel- 
len aus Afrika oder Asien. Es blieb ihm 
auch nichts anderes übrig. Da die prole- 
tarisierte Gemeinschaft Mitteleuropas von 
den Nazis vernichtet worden war, konnte 
Israel nur auf diese Weise seine Bevölke- 
rung entwickeln (um unter anderem der 
Feindseligkeit der arabischen Welt zu 
widerstehen). Die Politik der Priorität der 
aschkenasischen jüdischen Arbeit, die 
vom sozialistischen zionistischen Yi- 
chouv vor 1948 verfolgt wurde, hatte den- 
noch den gesellschaftlichen Rahmen aus- 
reichend vorbereitet, in dem ihre Ansied- 
lung in Israel geschehen sollte. Diese 
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Politik hat dazu beigetragen, daß die 
dominierenden Stellungen in der israeli- 
schen Gesellschaft für die Aschkenasim 
und ihre Abkömmlinge reserviert waren: 
die Bourgeoisie, die Arbeiteraristokratie 
und ihre politischen Eliten sollten fast 
ausschließlich Aschkenasim sein; die Ar- 
beitskräfte, auf denen die Hauptlast der 
kapitalistischen Ausbeutung ruht, sollten 
Sephardim sein. Der Zionismus hat so 
eine ethnischen Spaltung zustandege- 
bracht, die dem Mythos einer egalitären 
Gesellschaft, welcher die ersten Pioniere 
erfüllte, endgültig die Totenglocke geläu- 
tet hat. 


In den fünfziger Jahren befanden sich die 
anderen sephardischen Gemeinschaften 
Asiens und Nordafrikas (mit Ausnahme 
von Algerien) in einer ähnlichen Situation 
wie die jemenitischen Gemeinschaften zu 
Beginn des Jahrhunderts. Die Entkoloni- 
sierung, die diese Regionen für ein tiefe- 
res Eindringen der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise erschloß, untergrub die tra- 
ditionelle Lebensweise dieser Gemein- 
schaften. In ihrem religiösen Empfinden 
sahen sie in der Geburt Israels das erwar- 
tete messianische Rendevous, das wun- 
derbare Ereignis, durch das sie ihre be- 
drohte Lebensweise nach Israel hinüber- 
retten könnten. Sie begingen den gleichen 
tragischen Irrtum wie ihre jemenitischen 
Brüder fünfzig Jahre zuvor! 

Mit den sephardischen Einwanderungs- 
wellen der Jahre 1950-60 beginnt die 
letzte historische Phase des Zionismus als 
soziale Massenbewegung. Es ließen sich 
tatsächlich M’zab für M’zab, Mellah für 
Mellah, Dorf für Dorf eine Million Men- 
schen in Israel nieder. Diese sephardische 
Einwanderungswelle rief natürlich eine 
gewisse Furcht, manchmal sogar Panik in 
der aschkenasischen Gesellschaft hervor, 
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die gezwungen war, sie aufzunehmen. Als 
sie in Haifa an Land gingen, hatten die 
Sephardim noch die Bräuche und Sensibi- 
lität ihrer Gemeinde und ihre patriarchale 
Stammeskultur. Sie waren noch keine ato- 
misierten, aseptischen Individuen. Diese 
gemeinschaftliche Lebendigkeit war vom 
Ansatz her unvereinbar mit den Prinzi- 
pien der Zivilisation des Kapitals, zu 
deren Herolden sich der Zionismus und 
die israelische Gesellschaft gemacht hat- 
ten. Die Sephardim hatten noch nicht die 
Ordnung des Staates und der Lohnarbeit, 
das unerbittliche und [bruder-]mörderi- 
sche Gesetz der Konkurrenz verinnerlicht. 
Ihr massenhafter Einbruch in die junge 
und noch anfällige israelische Gesell- 
schaft war ein Risiko. Er könnte eine 
Kollision zwischen zwei Welten hervor- 
rufen und damit die kapitalistische gesell- 
schaftliche Ordnung gefährden. 

Deshalb setzte das zionistische Establish- 
ment von Anfang an alles daran, ihren 
gemeinschaftlichen Zusammenhalt syste- 
matisch zu vernichten. Es bemühte sich 
vor allem, die Sephardim herabzusetzen 
und zu erreichen, daß sie sich ihrer ge- 
meinschaftlichen Kultur schämen, in der 
israelischen Gesellschaft anecken, sich 
marginalisiert fühlen und es nicht mehr 
wagen, ihre eigenen Werte hochzuhalten. 
Aus der Tiefe der aschkenasischen Ge- 
sellschaft entsprang also eine Bewegung 
der Diskriminierung, deren Inhalt Verach- 
tung und wirklicher Rassismus ist, was 
nachdenklich stimmt, wenn man weiß, 
daß er von ehemaligen Opfern des Nazis- 
mus ausgeht. Folgender Artikel, der 1949 
in einer großen israelischen Tageszeitung 
unter dem vielsagenden Titel Die Wahr- 
heit über das Menschenmaterial veröf- 
fentlicht wurde, spricht für sich: 

»Die Einwanderung aus Nordafrika wirft 
eine ernste und bedrohliche Frage auf. Es 
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handelt sich hier um die Einwanderung 
einer Rasse, wie wir sie in unserem Land 
noch nicht kennen. (...) Es handelt sich 
um ein Volk von hochgradiger Primitivi- 
tät (...) Nichts ist sicher vor diesem aso- 
zialen Element, und kein Schloß kann 
ihm widerstehen. (...) Eine nicht weniger 
ernstzunehmende Tatsache ist, daß ihnen 
alle Vorbedingungen für die Anpassung 
an das Leben des Landes fehlen. Sie sind 
vor allem chronisch faul und hassen die 
Arbeit. Fast ohne Ausnahme fehlt ihnen 
die geringste Qualifikation, und außerdem 
haben sie wohl auch kein Geld. (...) Und 
alle wollen sie ‘in der Stadt” wohnen. 
Was sollen wir also mit ihnen machen? 
Wie sollen wir sie aufnehmen? Gewiß 
haben alle Juden das Recht einzuwandern, 
nicht weniger als andere, aber wenn wir 
dies nicht abhängig machen von unserer 
Aufnahmefähigkeit, werden sie uns auf- 
zehren.«?' 


Der Zionismus formuliert hier wie in 
einem Lapsus seine nicht ausgesprochene 
Wahrheit: der Zionismus ist der Tod der 
Jüdischen Gemeinschaft. Es war überdies 
natürlich, daß in den Augenblicken des 
Vergessens wieder ein typisch rassisti- 
sches Gedankengut an die Oberfläche 
kam, im Gegensatz zu dem, was bei den 
Sephardim von dieser Gemeinschaft noch 
lebendig war. 

Außer erkennbarer Angst formuliert der 
Artikel die strategischen Fragen, die sich 
der aschkenasischen Gesellschaft stellten. 
Die Antwort, die man fand, war der Inte- 
grationsplan für die Sephardim. Bis zu 
Beginn der sechziger Jahre organisierte 
der Staat die Integration, indem er den 
Sephardim praktisch den Zugang zu den 
großen Städten verbot. Sie wurden von 
Amts wegen in die dürren Entwicklungs- 
gebiete von Galiläa und dem Negev gelei- 
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tet. Den Bauern wies der Staat individuel- 
le Parzellen zu und machte sie zu Eigen- 
tümern, um den gemeinschaftlichen Zu- 
sammenhalt der Stammesfamilien zu 
brechen. 

Während der fünfziger und sechziger 
Jahre wurden die Sephardim durch eine 
Politik knappen Wohnraums und endemi- 
scher Arbeitslosigkeit, mit ihren Folgen 
von Elend, mörderischer Konkurrenz, 
Prostitution und Verzweiflung atomisiert 
und marginalisiert. Diese Politik eines 
"aschkenasischen" Staates führte immer 
wieder Revolten und Bewegungen der Se- 
phardim; die letzte dieser Art war die Be- 
wegung der "Schwarzen Panther" 1973. 


Heute bilden die Sephardim die große 
Masse des israelischen Proletariats und 
besetzen den wesentlichen Teil der un- 
qualifizierten Arbeitsplätze in der Indu- 
strie und im Dienstleistungsbereich. Um 
sich für das schändliche Unrecht der 
Proletarisierung zu "rächen", das sie der 
sozialistische Zionismus hat erleiden las- 
sen, wählen die Sephardim eher die Partei 
der israelischen Rechten, den Likud, als 
die "Arbeiter"-Parteien — ein Votum aus 
Ressentiment, aber auch ein borniertes 
Votum (wie alle Wahlstimmen), denn es 
will nicht sehen, daß der Likud eine der 
Parteien des aschkenasischen Establish- 
ments ist. 

Der Unterschied zwischen dem Durch- 
schnittseinkommen der Aschkenasim und 
der Sephardim wird immer größer, wenn 
auch in geringerem Maße als in der Ver- 
gangenheit. Um den Zusammenhalt der 
jüdischen Nation bewahren zu können, 
zieht es das israelische Kapital vor, die 
Überausbeutung nicht mehr den Sephar- 
dim, sondern den 100 000 arabischen pa- 
lästinensischen Arbeitern aus dem West- 
jordanland und Gaza aufzubürden, die 
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täglich die Grenze überqueren, um unter 
sehr prekären Bedingungen in Israel zu 
arbeiten. (Die Erhaltung dieser sozial 
vorteilhaften Überausbeutung ist ein 
Grund, warum der Staat Israel die militä- 
rische Besetzung des Westjordanlandes 
und des Gazastreifens aufrechterhält.) 


* 


Unsere historische Analyse des Zionis- 
mus bezeugt auf tragische Weise, daß es 
keine menschliche Emanzipation inner- 
halb der unmenschlichen Bedingungen 
der kapitalistischen Zivilisation geben 
kann. Die zionistische Emanzipation der 
Juden hat einerseits zur Zerstörung all 
dessen geführt, was ihren menschlichen 
Reichtum ausmachte: ihrer Gemeinschaft. 
Sie führte andererseits nur zur Verlage- 
rung des strukturellen Ausschlusses der 
proletarisierten Gemeinschaft Osteuropas 
auf das palästinensische Volk, und ins- 
besondere auf die Gemeinschaft, die sich 
in den vielen Flüchtlingslagern rings um 
Israel geschmiedet hat. 

In dieser Gemeinschaft sind die Palästi- 
nenser Besitzlose ohne jede Möglichkeit 
der Integration ins Produktionssystem der 
umliegenden Gesellschaften — so wie ih- 
re jüdischen Brüder in Osteuropa zu Be- 
ginn dieses Jahrhunderts. Diese Gemein- 
schaft ist auch ein Vivarium internationa- 
ler Proletarier im Nahen Osten und in der 
arabischen Welt. Die Palästinenser su- 
chen nämlich in der Emigration die Mög- 
lichkeit, ihre Arbeitskraft zu verkaufen. 
Viele von ihnen sind als Arbeiter in den 
erdölproduzierenden Ländern beschäftigt. 
Die palästinensische Gemeinschaft als 
internationale Realität kann also ein be- 
deutender Träger einer internationalen 
Revolution im Nahen Osten und der ara- 
bischen Welt sein — genau wie die jüdi- 
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schen Proletarier das internationale Prole- 
tariat in Europa verkörpert haben. 

Wir haben in den siebziger Jahren gese- 
hen, wie der subversive soziale Druck 
hunderttausender palästinensischer Be- 
sitzloser den libanesischen Staat zersetzt 
hat und die von den Großmächten, Israel 
und Syrien koordinierten Militärinter- 
ventionen — aus der Sicht des Kapitals — 
notwendig machte, um die Ordnung wie- 
derherzustellen. 

Die arabischen Staaten unterstützen die 
PLO, damit sie ihnen mehr schlecht als 
recht als Schutzschirm dient, indem sie 
den Kampf der PalästinenserInnen in 
einem nationalistischen Sinne alleine 
gegen den Staat Israel richtet, wo doch 
alle Staaten der Region auf die eine oder 
andere Weise an ihrem radikalen Aus- 
schluß beteiligt sind. 


Im Kontext der heutigen weltweiten öko- 
nomischen Krise sind die palästinensi- 
schen Proletarier eine Gemeinschaft, die 
"überflüssig" ist, nicht-assimilierbar in die 
sie umgebende Gesellschaft — so wie es 
die proletarisierte jüdische Gemeinschaft 
Osteuropas war. Der Gedanke, ihnen dro- 
he das gleiche Schicksal der Vernichtung, 
ist durchaus nicht abgeschmackt. Wenn 
zum Leidwesen der Menschheit die Ent- 
wicklung der gegenwärtigen Krise zum 
Krieg treibt, folgt ziemlich sicher eine 
Situation von "Maßlosigkeit", in der die 
palästinensische Gemeinschaft systema- 
tisch ausgelöscht werden könnte, weil sie 
nicht-assimilierbar ist und weil die Kräfte 
des Kapitals die Figur des internationalen 
Proletariats auslöschen wollen, deren 
Träger sie in der Region ist. Durch den 
historischen Rückgriff können wir die 
Bedrohung durch Völkermord ermessen, 
die über den von der Gesellschaft ausge- 
schlossenen Palästinensern schwebt. 
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Im engen Rahmen des Nationalismus hat 
es niemals eine menschliche Lösung die- 
ser Ausschlußsituation gegeben; nur zwei 
Alternativen, von denen die eine genauso 
unmenschlich ist wie die andere: 

* Angenommen es gelingt der PLO, ihr 
Maximalprogramm zu verwirklichen: die 
Zerstörung Israels und die Ersetzung einer 
Nation durch eine andere. Die palästinen- 
sische Nation, die auf den Leichen oder 
der Zwangsemigration der Juden errichtet 
wird, wird den Mythos eines "laizisti- 
schen, freien und demokratischen Palä- 
stina" weit hinter sich lassen. Sie wird die 
Integration der Palästinenser in die mo- 
derne Produktionsweise bewirken, was 
Zerstörung ihrer Gemeinschaft und ihrer 
Menschlichkeit bedeutet. 

* Angenommen, in den von Israel be- 
setzten Gebieten wird ein palästinensi- 
scher Operettenstaat gebildet (diese Lö- 
sung scheint sich anzubahnen) wie eine 
Art Bantustan unter der Kontrolle der 
israelischen Armee. Diese Lösung hat für 
Israel einen schätzenswerten Vorteil: sie 
kann nämlich dem palästinensischen Staat 
das zweifelhafte Privileg überlassen, die 
Revolte der Steine niederzuschlagen, mit 
der Israel nicht fertig werden konnte. 

Ein palästinensischer Mini-Staat wird je- 
doch nur eine formale Autonomie haben. 
Da ihm die notwendige materielle Basis 
fehlt (in der Zeit der weltweiten Krise), 
um die Flüchtlinge zu integrieren, die in 
den Lagern im Libanon, Syrien und im 
Westjordanland vegetieren, wird er nur 
als Schlaf-Staat dienen für die 100 000 
Proletarier, die weiterhin täglich nach Is- 
rael arbeiten gehen werden. Er wird den 
Ausschluß aus der Gesellschaft nicht 
lösen, dem diese proletarisierte Gemein- 
schaft unterliegt. 

Im nationalistischen Rahmen, das heißt 
innerhalb der»Zivilisation des Kapitals, 
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gibt es folglich keine menschliche Lösung 
für das palästinensische Drama: ein einzi- 
ges Land für zwei Nationen. 


* 


Der sozialistische Zionismus ist heute 
überlebt. Er gründete auf die gesellschaft- 
liche Integration der Juden Osteuropas 
durch die Arbeit, und war — wie wir ge- 
sehen haben — nur eine nationalistische 
Abweichung des Sozialismus und der eu- 
ropäischen Arbeiterbewegung. 

Im Gegensatz zum Kommunismus, der 
Selbstnegierung des Proletariats, tritt der 
Sozialismus, der die Verwirklichung einer 
Gemeinschaft der Arbeit anstrebt, die 
Verallgemeinerung der Lage als Produ- 
zent, die Bestätigung als Arbeiterklasse 
und folglich die Arbeit und ihre Ordnung 
als höchste Vermittlung des gesellschaft- 
lichen Lebens bewahrt, nicht aus dem 
Rahmen der kapitalistischen Zivilisation 
heraus. 

Solange historisch die Bedingungen des 
Kommunismus nicht gegeben waren, 
konnte man leicht im Sozialismus eine 
revolutionäre (oder revolutionär reformi- 
stische) Dimension sehen. Marx sah den 
Sozialismus als Vorbereitung für die Er- 
richtung des Kommunismus durch die Be- 
freiung der Produktivkräfte, die die Dik- 
tatur des Proletariats verwirklichen sollte. 
Diese revolutionäre Dimension war aber 
nur in weltweitem Maßstab vorstellbar. 
Wie der sozialistische Zionismus waren 
alle sogenannten fortschrittlichen Befrei- 
ungsbewegungen der Dritten Welt natio- 
nalistische (und somit konterrevolutionä- 
re) Abweichungen des Sozialismus. Wie 
er forderten sie die Integration der ausge- 
schlossenen Massen in die Arbeit. 

Diese historische Perspektive ist aber heu- 
te veraltet. Tatsächlich ist im Zeitalter der 
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Verallgemeinerung der Automation und 
der — wie Marx es genannt hat — reellen 
Herrschaft des Kapitals die Arbeit nicht 
mehr das zentrale Moment des Produk- 
tionsprozesses. Wie Marx sagte, beruht 
die Produktion der gesellschaftlichen 
Reichtümer nicht mehr auf der Arbeit der 
Massen. Mehr noch, die moderne Ent- 
wicklung erlaubt es nicht mehr, ein Pro- 
jekt der Integration der Massen in die 
Arbeit zu gründen, besonders im gesell- 
schaftlichen Rahmen der Dritten Welt. 
Selbst wenn heute eine Nation die Pro- 
duktionsbedingungen und die Reichtümer 
einer anderen Nation stehlen würde, in- 
dem sie diese von ihrem Land vertrieben, 
wäre sie bald durch die weltweite Kon- 
kurrenz gezwungen, sich moderne "kapi- 
talistische" Techniken anzueignen, die die 
Arbeit marginalisieren und unzählige 
Massen arbeitslos machen. Und wenn sie 
sich weigerte, diese Techniken anzuwen- 
den, wäre ihre Ökonomie sehr schnell 
durch eben diese weltweite Konkurrenz 
disqualifiziert, und das Ergebnis wäre 
dasselbe: Ausschluß und massive Arbeits- 
losigkeit. In den entwickelten Zonen ist 
dieser strukturelle Ausschluß sicher nur 
ein Gespenst, eine tendenzielle Bewe- 
gung. Aber in der Dritten Welt ist der 
Ausschluß der Massen brutale, täglich 
erlebte Wirklichkeit.” 

Der Sozialismus als Integrationsmodell 
hat heute jedes historische Ansehen ver- 
loren. Außer den Politikern hält es heute 
niemand mehr für möglich, im kapitalisti- 
schen Rahmen allgemeine Vollbeschäfti- 
gung zu garantieren. Der Sozialismus hat 
keine historische Zukunft mehr. Die na- 
tionalen Befreiungsbewegungen mit so- 
zialistischem Anspruch haben bewiesen, 
daß die "Entwicklung", die sie in ihren 
Gegenden freigesetzt haben, indem sie die 
Formen gemeinschaftlichen Lebens zer- 
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störten, nicht die Integration der Armen 
ins Paradies des modernen Reichtums be- 
deutet, sondern ihren radikalen Ausschluß 
unter dem Druck der weltweiten Konkur- 
renz. 


Diese historische Erfahrung hat im Au- 
genblick keinen radikalen Bruch mit dem 
Kapital ausgelöst, sondern im Gegenteil 
eine vollkommen reaktionäre Bewegung 
entstehen lassen: die iranische "islamische 
Revolution" und ihre Schockwelle, den 
moslemischen Integrismus, der sich in der 
ganzen arabischen Welt immer weiter 
ausbreitet.”’ 

Diese Bewegung hat einen neuen Typ von 
Nationalismus in den Sattel gehoben, der 
die ideologische Karte der traditionellen 
Befreiungsbewegungen umdreht. Er inte- 
griert tatsächlich die extreme Verzweif- 
lung der vom "Fortschritt" ausgeschlosse- 
nen Massen. Weit entfernt, sich mit dem 
Putz des Progressismus zu schmücken, 
beruft er sich auf eine von Grund auf 
reaktionäre Ideologie; er glaubt, das Rad 
der Geschichte zurückdrehen und zu 
einem sozialen Zusammenhalt zurück- 
kehren zu können, der existierte, bevor 
der "Fortschritt" seine zersetzende Arbeit 
vollendet hatte. Er glaubt, die Gemein- 
schaft der vorkapitalistischen Epoche 
wiedererwecken zu können. Diese reak- 
tionäre Utopie gaukelt den Massen der 
Mostazafin (Enterbte), die aus dem kapi- 
talistischen Produktionsprozeß herausge- 
halten werden, die Möglichkeit vor, trotz 
ihres gesellschaftlichen Ausschlusses von 
der gegenseitigen Hilfe der vom Islam ge- 
predigten Gemeinschaft zu profitieren. 


Von verschiedenen Blickwinkeln scheint 
der islamische Nationalismus den Kapi- 
talismus zurückzuweisen, die vom Kapi- 
tal geschaffene moderne iranische Nation 
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zu zerstören und zur Stammesepoche zu- 
rückzukehren. Dies ist eine Täuschung: 
Die "islamische Revolution" läßt die kapi- 
talistische Produktionsweise intakt. Der 
Kapitalismus ist ein weltweites System, 
von dem der Iran, ob islamisch oder nicht, 
inzwischen ein wesentlicher Teil ist und 
mit dem nur eine weltweite Revolution 
fertigwerden kann. Die Perspektive einer 
Rückkehr zu einer Gemeinschaft, die sich 
in verschärftem ethnischen oder religiö- 
sen Partikularismus abkapselt, bietet kei- 
nen antikapitalistischen Ausweg. Die Uto- 
pie einer "moslemischen Gemeinschaft" 
erscheint eher als der verzweifelte Ver- 
such von Millionen von Mostazafin, trotz 
ihres definitiven gesellschaftlichen Aus- 
schlusses ihre Integration in den irani- 
schen Nationalstaat zu retten. 


Der Wille, diese Utopie zu realisieren, 
konnte nur die scheußliche Macht der 
Mullahs erzeugen. Fanatisch, despotisch, 
konterrevolutionär können die Mullahs 
gegen den totalen Ausschluß der Massen 
iranischer Proletarier nichts ausrichten. 
Um ihre Ohnmacht und die Unbeständig- 
keit der moslemischen Gemeinschaft zu 
verdecken, fanden sie keine andere Lö- 
sung, als die Arbeitslosen in das Gemet- 
zel eines permanenten "heiligen Krieges" 
gegen den "ungläubigen" Nachbarn im 
Irak zu schicken. Nach Jahren des Ab- 
schlachtens hat diese Lösung in einem 
Bankrott geendet und den iranischen Ka- 
pitalismus ausgeblutet hinterlassen. Der 
Iran braucht eine Atempause, um seine 
Ökonomie wiederherzustellen * — eine 
Ruhepause, die fatal sein könnte für das 
Regime der Mullahs, denn die enterbten 
Massen, zurückgekehrt in die harte Reali- 
tät ihrer sozialen Lage, könnten erkennen, 
welches Täuschungsmittel die moslemi- 
sche Gemeinschaft ist. 
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Wir haben den Umweg über den Iran ge- 
macht, weil der Virus des religiösen Inte- 
grismus auch die israelische Gesellschaft 
anstecken könnte. Diese sieht den entwik- 
kelten europäischen Gesellschaften zum 
Verwechseln ähnlich, aber ihr Gleichge- 
wicht ist sehr viel zerbrechlicher. Sie hält 
sich nur über Wasser, weil das amerikani- 
sche Kapital der lokalen Ökonomie unter 
die Arme greift. Falls sich die weltweite 
Krise in den nächsten zehn Jahren bis zu 
dem Punkt verschärft, daß die USA ge- 
zwungen sind, ihre Finanzhilfe drastisch 
zu reduzieren, dann kann das Kapital den 
jüdischen Proletariern die Härten einer 
Umstrukturierung nicht mehr ersparen. 
Massen von Juden wären zum ersten Mal 
dauerhaft aus dem Produktionsprozeß 
ausgeschlossen.”° In der Art des islami- 
schen Integrismus bereiten die jüdischen 
Integristen bereits ein nationalistisches 
Krisenmanagement vor, um einer kom- 
munistischen Lösung den Rang abzulau- 
fen. Sie versuchen, die Angst vor dem 
Zusammenbruch der Gesellschaft durch 
die Reaktivierung der Idee einer "jüdi- 
schen Gemeinschaft" — die genauso uto- 
pisch und reaktionär wie ihre islamische 
Schwester ist — auszutreiben und fangen 
so das historische Werk des sozialisti- 
schen Zionismus von hinten her an. Falls 
es ihnen gelingt, die israelische Demokra- 
tie zu bezwingen, wird — wie im Iran — 
ein permanenter Krieg die Folge sein. 


Der Alptraum, den die Krise des Kapitals 
in der Region vorbereitet, ist also ein 
Krieg auf Leben und Tod zwischen den 
jüdischen und moslemischen Integristen”, 
der es ermöglicht, die Masse der "Über- 
zähligen" — die von der Arbeit ausge- 
schlossenen Proletarier — ins Massaker 
zu schicken. Und um unsere Hypothese 
auf die Spitze zu treiben: Es ist vorstell- 
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bar, daß das Wiederaufleben der alten 
Religionskriege im Mittleren Osten dem 
Kapital die Gelegenheit liefert, einen 
Dritten Weltkrieg auszulösen. 

Entgegen dieser Eventualität liegt die 
Chance des Kommunismus ebenfalls in 
der Krise des Kapitals, in der Perspektive 
ihrer Vertiefung. Auf lange Sicht wird die 
Krise niemanden aussparen. So können 
die Proletarier zu dem Bewußtsein gelan- 
gen, daß sie in allen Nationen derselben 
gesellschaftlichen Prekarität unterworfen 
sind. 


Diese Erkenntnis ist außerdem die not- 
wendige Bedingung für die Bildung einer 
internationalen Vereinigung der Proleta- 
rier, die alleine eine menschliche Lösung 
der Zersetzung der Gesellschaft bieten 
kann: der Kommunismus, das heißt die 
Schaffung dieser weltweiten menschli- 
chen Gemeinschaft, in der das gesell- 
schaftliche Leben der Individuen nicht 
mehr von ihrer Integration durch die 
Arbeit abhängt, sondern unmittelbar und 
kostenlos ist. In dieser Gemeinschaft, in 
der die Arbeit als Ordnung, die ihnen von 
außen aufgezwungen wird, abgeschafft 
sein wird, können die Individuen zum 
ersten Mal in der Geschichte zu Subjekten 
ihres gesellschaftlichen Lebens werden, 
engagiert in der gemeinschaftlichen Pro- 
duktion der Menschheit. 

Solange die Bedingungen für eine kom- 
munistische Revolution nicht gegeben 
sind, werden die sozialen Bewegungen im 
Mittleren Osten oder anderswo nicht aus 
dem nationalen Rahmen heraustreten. Die 
Kommunisten können, während sie auf 
die Bedingungen warten, nur punktuell an 
diesen sozialen Bewegungen teilnehmen, 
an ihren universellen Elementen, wie z.B. 
dem Kampf der proletarisierten palästi- 
nensischen Gemeinschaft gegen die israe- 
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lische Militärordnung und die Arroganz 
der integristischen und rassistischen israe- 
lischen Siedler der besetzen Gebiete; dem 
Kampf der jüdischen Kriegsdienstverwei- 
gerer, die es ablehnen, ihren Militärdienst 
in diesen Gebieten abzuleisten; usw. ... 
Unsere beste Vorbereitung auf die Zu- 
kunft ist es, die schwachen Versuche von 
Kampfzusammenschlüssen zwischen 
jüdischen und arabischen Proletariern zu 
unterstützen. In Palästina ist es bereits 
revolutionär, wenn man bekräftigt, daß 
nur die Logik der Ausbeutung und des 
Staates es Juden und Arabern verbieten 
kann, sich zu treffen, sich zu lieben, oder 
ihr Leben gemeinsam zu gestalten. Der 
Weg zum Frieden zwischen den Individu- 
en führt über den Kampf gegen die Staa- 
ten und die Nationalismen. 


Der sozialistische Zionismus existiert 
nicht mehr als Bewegung, weil sich die 
Frage der Integration einer proletarisier- 
ten jüdischen Gemeinde heute nirgends 
mehr stellt. Das Wahnvorstellung, die 
antike Gemeinschaft wiederzuerwecken, 
bleibt dennoch bei den Juden sehr leben- 
dig. Sie existiert zum einen in Palästina, 
wo sie durch die ultra-reaktionären jüdi- 
schen Integristen aktiviert wird. Zum 
andern in der Diaspora, und dies aus drei 
Gründen. Zuallererst unterstützt der Staat 
Israel alle Strömungen, die die Aufrecht- 
erhaltung der jüdischen Identität fördern 
und die die ideologische Basis der pro-is- 
raelischen Lobbies bilden, die er im We- 
sten braucht. 

Dann gibt es noch die, insbesondere fran- 
zösischen, Sephardim, die von der afrika- 
nischen Gemeinschaftskultur einer noch 
nahen Vergangenheit erfüllt sind, und 
noch immer davon träumen, sie nach 
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Europa zu versetzen. Schließlich gibt es 
noch eine Generation von Juden, die an 
der 68er-Bewegung beteiligt waren. Nach 
dem "Rückgang" dieser Ideen und dem 
Verlust ihrer Identität fanden sie eine 
neue als Jude — wie andere als Bretone. 


Dieses Versicherung ist wie jede Suche 
nach Identität der entfremdete Ausdruck 
eines real verspürten Bedürfnisses der 
modernen Individuen: sich der unpersön- 
lichen Vermassung und der Atomisierung 
zu widersetzen, die das kapitalistische 
Leben erzeugt. Wie alle Teilforderungen 
kann sie dennoch nur eine Täuschung 
sein. Wie alle Individuen sind auch die 
Juden heute in der merkantilen Gesell- 
schaft total atomisiert. Die jüdische Ge- 
meinschaft kann also nur in den Köpfen 
existieren, nicht in einer konkreten Le- 
bensweise. Die "jüdische Gemeinschaft" 
ist nur noch die abstrakte Behauptung 
einer "Kultur", die von kalten und reaktio- 
nären "gemeinschaftlichen" Institutionen 
verwaltet wird. 


Aus Gründen, die wir weiter vorne gese- 
hen haben, erleben wir heute eine Wie- 
derbelebung der "jüdischen Kultur", aber 
diese Erneuerung bleibt auf die einzig 
greifbare jüdische soziale Realität be- 
schränkt: den Staat Israel. Die höchsten 
Werte dieser "Kultur" reduzieren sich in- 
zwischen auf die bedingungslose Ver- 
teidigung dieses Staates und die Apologie 
des jüdischen Nationalismus. 

Interessanterweise stellt diese "kulturelle" 
Entwicklung eine Verarmung dar gegen- 
über der prä-zionistischen traditionellen 
jüdischen Kultur. Gewiß gab es damals 
eine Teilströmung, die die jüdische Be- 
sonderheit und die religiöse Legitimation 
der Macht der rabbinischen Kasten über 
die Gemeinschaften verherrlichte. Diese 
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Komponente findet übrigens heute ihre 
Verlängerung in der Apologie des Zionis- 
mus und der Behauptung eines nationalen 
und religiösen Partikularismus. Aber es 
gab eine andere Komponente, die durch 
den Messianismus der Kabbale gekenn- 
zeichnet war. Historisch hatte sich diese 
Komponente aber immer der Macht der 
Rabbiner widersetzt und unterschied sich 
durch eine millenaristische, universalisti- 
sche und "anarchistische" Vision der mes- 
sianischen Erlösung. Das Reich Gottes, 
das auf der ganzen Erde errichtet werden 
sollte, sollte die Abschaffung aller Tren- 
nungen zwischen den Menschen sein, die 
Abschaffung aller Nationen, aller religiö- 
sen und politischen Gesetze, aller Staaten, 
aller gesellschaftlichen Fetische.?’ Wie in 
allen millenaristischen Strömungen, wur- 
de Gott in der jüdischen Mystik als der 
ontologische Ort der von der menschli- 
chen Gattung erreichten Einheit gefaßt, 
d.h. im Grunde als das Wesen, welches 
das historische Projekt einer universellen 
menschlichen Gemeinschaft begründet. 


Diese universalistische Komponente der 
prä-zionistischen Kultur wurzelte in der 
gelebten Erfahrung einer Gemeinschaft, 
welche die Grenzen der Nationen über- 
schritt, ohne sich in die Gesellschaft um 
sie herum zu integrieren. Im Gegensatz zu 
den anderen europäischen millenaristi- 
schen Strömungen war diese noch im 18. 
und 19. Jahrhundert lebendig und zwar 
insbesondere in Mitteleuropa, wo die Ge- 
meinschaft anachronistisch überdauert 
hatte. Sie war die Bedingung dafür, daß 
mehrere Generationen von Juden ohne 
Übergang von der Welt des Ghettos zum 
Marxismus gelangen konnten, den sie im 
Grunde als Säkularisierung, als histori- 
sche Verwirklichung der alten messiani- 
schen Utopie erlebten. 
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Lenin selbst irrte sich nicht, als er schrieb: 
»Wer direkt oder indirekt die Losung der 
jüdischen ‘nationalen Kultur’ aufstellt, 
der ist (mögen seine Absichten noch so 
gut sein) ein Feind des Proletariats, ein 
Anhänger des Alten und des Kastenmäßi- 
gen im Judentum, ein Helfershelfer der 
Rabbiner und der Bourgeois. Die jüdi- 
schen Marxisten dagegen, die sich in den 
internationalen marxistischen Organisa- 
tionen mit den russischen, litauischen, 
ukrainischen und anderen Arbeitern zu- 
sammenschließen und so ihr Teil (in rus- 
sischer wie jiddischer Sprache) dazu bei- 
tragen, die internationale Kultur der Ar- 
beiterbewegung zu schaffen — diese Ju- 
den setzten — entgegen dem Separatismus 
des "Bund" — eben durch ihren Kampf 
gegen die Losung der "nationalen Kultur" 
die besten Traditionen des Judentums 
fort.«2® 


Die Dominanz des Zionismus über die 
moderne jüdische Welt geht einher mit 
einer Verdrängung dieser revolutionären 
Komponente. Wenn sie sich gegen den 
religiösen Integrismus stellt, würde eine 
kommunistische Bewegung in Palästina 
sicherlich die Rückkehr dieses revolutio- 
nären Verdrängten der jüdischen Kultur 
auslösen. Die Juden könnten dann von 
innen heraus die Subversion und die 
Überwindung des Judaismus leben. Wenn 
das separatistische Würgeeisen der jüdi- 
schen Identität erst einmal gebrochen ist, 
fände die Utopie der "universellen messi- 
anischen" Erlösung, welche die alte jüdi- 
sche Gemeinschaft transportierte, endlich 
ihre weltliche Verwirklichung in der 
Bildung des menschlichen Gemeinwe- 
sens. 


n 
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Fußnoten 


1) 


2) 


3) 


4) 


5) 


Bis zum Sturz des Zarenreichs verbo- 
ten die polnischen Berufsgewerk- 
schaften den jüdischen Proletariern 
die Beschäftigung in der Industrie. 
Der Bund, die jüdische sozialdemo- 
kratische Partei, wurde 1897 gegrün- 
det, ein Jahr vor der russischen so- 
zialdem. Arbeiterpartei. 1903 hatte er 
bereits 40 000 Mitglieder. 

Der Bundvotierte 1903 für ein autono- 
mes jüdisches Gebiet in Osteuropa. 
Große Figuren der deutschen prole- 
tarischen Revolution sind nur der 
sichtbare Ausdruck dieser aktiven 
Beteiligung: Rosa Luxemburg und Leo 
Jogiches an der Spitze der Berliner 
Kommune, Eugen Levine an der Spit- 
ze der bayrischen Räterepublik, aber 
auch Parvus, Arkadi Maslow, August 
Kleine, Karl Radek usw. In der Bewe- 
gung der Arbeiterräte Ungarns: Erwin 
Szabo, Erwin Sinko, Bela Balazs... 
Zwischen 1870 und 1933 gab es ne- 
ben dem rechtsradikalen Antisemitis- 
mus einen linksradikalen Antisemitis- 
mus v.a. in Frankreich, Deutschland 
und Österreich. Er ging aus von be- 
stimmten Arbeiterschichten: qualifi- 
zierten Arbeitern, die noch dem Hand- 
werk nahe und in ihren Fabriken ver- 
wurzelt waren. Diese seßhaften und 
qualifizierten Arbeiter waren fähig, 
ihre Fabriken anstelle der Unterneh- 
mer zu leiten und erkannten sich völ- 
lig in der Ideologie der Arbeiterselbst- 
verwaltung, oft nahe beim Anarchis- 
mus. Sie hatten keine Heimat außer 
ihrer Fabrik, ihre Arbeit machte ihre 
ganze Identität aus. Sie verteidigten 
teuer ihre Löhne, die an ihre Qualifika- 
tion gebunden waren. Diese in ihrer 
Erde verwurzelten Arbeiter konnten 
nur einen heiligen Schreck kriegen 
angesichts der eingewanderten jüdi- 
schen Proletarier, die ihnen ohne jede 
Arbeiter-"Würde" schiene; daher der 
linksradikale Antisemitismus. Das 
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7) 
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10) 
11) 


12) 


bildete zusammen mit der Bodenstän- 
digkeit einen gemeinsamen Punkt mit 
der extremen Rechten, eine Parallele, 
über die viele Anarchisten nach und 
nach zu Faschismus und Zusammen- 
arbeit mit den Nazis umschwenkten. 
In seinem "Arbeiter"-Aspekt integrierte 
der Nazismus den linken Antisemi- 
tismus in den Nationalismus und ent- 
hüllte so dessen konterrevolutionären 
Charakter. 

Siehe: E.Jäckel Hitler ideologue (Hit- 
ler als Ideologe), Calmann-Le&vy 1973. 
Der sichtbare Aspekt dieses Fisch- 
teichs des proletarischen Internationa- 
lismus manifestiert sich auch in der 
überproportionalen Zahl von Führern 
der Arbeiterbewegung: außer den be- 
reits erwähnten finden wir Namen wie 
Trotzki, Martow, Deutsch, Abramo- 
witsch, Axelrod, Liber, Dan, Kame- 
new, Sinowjew, Swerdlow, Litwinow, 
Joffe, Borodine, Warszawski, Isaac 
Deutscher usw. ... 

Obwohl sie seit 1933 von der Existenz 
der KZs wußten und seit 1943 über 
die absolute Lufthoheit verfügten, 
haben sie nie die Bombardierung der 
Zugangswege angeordnet, um zu ver- 
suchen, die Vernichtung zu stoppen. 
Der Generalstab der Wehrmacht pro- 
testierte dagegen, daß die europäi- 
schen Eisenbahnen für den Transport 
der Deportierten in die Lager benutzt 
wurden, zum Nachteil der Truppen- 
und Materialtransporte an die Front. 
Les chambres a gaz... S.269-270. 
"Schwarzfuß"; in Frankreich gängiger 
Begriff für die Algerien-Franzosen 
Man könnte dem das Beispiel der ras- 
sistischen Nation Südafrikas entge- 
genhalten. Aber das ist im eigentli- 
chen Sinne keine weiße Nation, son- 
dern die spezielle Verlängerung eines 
Kolonialsystems: befreit von der Be- 
vormundung ihrer früheren Metropole, 
beutet die weiße Gesellschaft weiter- 
hin auf typisch kolonialistische Art die 
schwarze Arbeitskraft aus. Wenn 
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diese Ausbeutung in Frage gestellt 
würde, löste sich die weiße Gesell- 
schaft auf und die Weißen müßten 
anderswo Zuflucht suchen. 

Ahad Ha Am, ein überzeugter Antiko- 
lonialist unter den ersten Einwande- 
rern, prangert die bürgerlichen jüdi- 
schen Siedler folgendermaßen an: 
»Sie benehmen sich zu den Arabern 
feindlich und grausam, greifen ohne 
jede Rechtfertigung in ihre Rechte ein, 
schlagen sie in beschämender Art oh- 
ne ausreichenden Grund, rühmen sich 
auch noch ihres Verhaltens. Und nie- 
mand stellt sich ihnen entgegen, um 
diese miserable und gefährliche Nei- 
gung zu beenden.-« Zit. nach Schlomo 
Avineri Histoire de la pensee sioniste 
ebenda 

Leopold Trepper Le grand jeu 
Sephardim sind die aus Spanien und 
Portugal eingewanderten Juden. 
Zitiert nach Mordecai Sussan L’eveil 
politique sepharade Aix, 1975 
Aschkenasim sind die in Mittel- und 
Osteuropa beheimateten, jiddisch 
sprechenden Juden im Gegensatz zu 
den Sephardim im Mittelmeergebiet. 
Sussan, a.a.O., S.157 

ebenda, S.157 

Haaretz vom 22.April 1949, zitiert 
nach M. Sussan, a.a.O., S.255 

Das heißt nicht, die subjektiven Be- 
dingungen für eine kommunistische 
Revolution seien in der Dritten Welt 
reifer als anderswo. Im Gegenteil, die 
von der Entwicklung ausgeschlosse- 
nen Massen sind derart ins kapitalisti- 
sche System integriert, daß sie noch 
andere Verantwortliche für ihr Elend 
finden können als ihre proletarische 
Lage: den "Imperialismus", den We- 
sten als Ganzes, alle Klassen ver- 
mischt, den "großen Satan" und seine 
technische Logik. Die vorkapitalisti- 
sche gemeinschaftliche Vergangen- 
heit ist noch nahe genug, um ein zwar 
unrealistisches aber verlockendes 
Modell zu sein und konterrevolutionä- 
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re Lösungen wie die islamische Reli- 
gion hervorzubringen. 

In einer revolutionären Situation könn- 
ten die Massen der entwickelten Län- 
der sich nur gegen ihre proletarische 
Lage wenden. Die Atomisierung und 
Universalisierung der Individuen wur- 
de zu weit geführt, als daß sich die 
Forderung nach Rückkehr zu den zu 
engen Gemeinschaften der Vergan- 
genheit behaupten könnte. Die Suche 
nach einer Gemeinschaft könnte sich 
nur in die Zukunft richten, zum Projekt 
einer universellen, nicht totalitären 
Gemeinschaft, in der die Individuen 
auch als Individuen existieren. Außer- 
dem würde es die Fähigkeit der Pro- 
duktivkräfte erlauben, das kommuni- 
stische Projekt sogleich auf weltwei- 
tem Maßstab in Angriff zu nehmen. 
Die Beendigung des Krieges resultiert 
genauso aus dem Widerstand der ira- 
nischen Proletarier, deren Glaube in 
den heiligen Krieg gegen die Ungläu- 
bigen in dem Maße nachgelassen hat, 
wie das Gemetzel zunahm. 

Wie auch immer deren Rhythmus sein 
wird, dies ist auf jeden Fall die histo- 
rische Zukunft der israelischen kapita- 
listischen Gesellschaft 

Der Integrismus entwickelt sich unter 
den palästinensischen Massen, und 
es wäre nicht erstaunlich, wenn der 
aktuelle "Sozialismus" der PLO von 
dieser Welle weggeschwemmt würde. 
Siehe: Emmanuel Levine Le Royau- 
me de Dieu et le Royaume de Cesar 
ed. Le Reveil, 1973, und Le Judaisme 
contestataire et revolutionnaire &d. 
Tsedek, 1974; Guerschom Scholem 
Le Messianisme juif ed. Calmann- 
Levy, 1975; Michel lowy Redemption 
et utopie PUF, 1988 

S. gewisse Namen Gottes in der Kab- 
bale wie Ha-makom (Ort) und Adam- 
kadmon (Mensch der Begründung). 
Lenin Kritische Bemerkungen zur 
nationalen Frage in: Werke 20, S. 11 
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Vorbemerkung: 


Der folgende Text wurde im Herbst 1990 als Editorial der Midnight Notes Nr. 10 
veröffentlicht — heute scheint er fast aus einem anderen Zeitalter zu kommen: 
»Ende des kalten Krieges, Perestroika ...« wer redet denn noch davon?? Auch 
die AutorInnen hätten wohl nicht gedacht, wie schnell sich ihre Hauptthesen in 
der Vertreibung und Massakrierung des Proletariats im arabischen Raum kon- 
kretisieren würden. 


Enclosures heißt auf Deutsch: Einhegungen, Einzäunungen, Eingrenzungen; je 
nach Zusammenhang auch: Flurbereinigung. Es ist ein historischer Begriff, der 
den Vorgang der englischen Version des »Bauernlegens«, Vertreibung der 
Landbevölkerung und Trennung der Menschen von ihren Lebens- und Arbeits- 
mitteln beschreibt. Der Text ist voller Wortspiele mit diesem Begriff — wo es 
sich nicht ins Deutsche übertragen ließ, haben wir ein (*) eingefügt. 


Die Hauptthese der Midnight Notes ist die Fortdauer der Enclosures: wir leben 
in einer Periode neuer Enclosures. Sehr wichtig für die politische Diskussion ist 
ihre These vom weltweiten Zusammenhang der Enclosures: das Kapital kann 
nur durchkommen, wenn es überall durchkommt — und wenn es ihm gleichzei- 
tig gelingt, diesen Zusammenhang überall vor den ProletarierInnen zu verstek- 
ken. 


Der Text ist wie gesagt ein Editorial, das versucht, die einzelnen Artikel über 
aktuelle Klassenkämpfen in verschiedenen Regionen der Erde in einen Zusam- 
menhang zu stellen. Der rote Faden ist dabei ihre politische These, daß heute 
überall auf der Welt (von den Anden bis Zürich und von Kurdistan bis in die 
Bronx) ein Kampf »um Land« geführt wird. Aber was ist »Land«? welche Vor- 
stellungen von Recht, welche produktive Kooperation zwischen Menschen 
verbinden sich damit? Überall schimmert das Bild vom freien Bauern durch, der 
von »seinem Land« vertrieben wird. Aber waren nicht bereits die »Bauern« im 
England des 15. Jahrhunderts von »ihrem Boden« enteignet? 


Bereits die »alten« Enclosures waren gegen die proletarische Aufsässigkeit 
gerichtet; die revolutionäre Gärung im Proletariat war letztlich nur durch ihre 
Verwertung in den Griff zu kriegen — das gleiche gilt auch heute wieder. 


In den Texten des Midnight Notes-Kollektivs hat das Kapital manchmal etwas 
Zielloses an sich: warum quält es die Menschen eigentlich so? Es ist sicher 
kein Zufall, daß in ihrem ganzen Text das Wort »Verwertung« kein einziges Mal 
vorkommt! Sie benennen an der kapitalistischen Entwicklung immer nur die 
Seite der Enteignung — wie sie es selber sagen: die Enteignung unserer Körper 
»stellt die Warennatur aller kapitalistischen Beziehungen auf eine Weise her- 
aus, daß es alle sehen und begreifen können«. Aber das »warum«, der Zweck 
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des Kapitals geht dabei flöten. Viel wichtiger für uns ist, daß in der modernen 
Gruppenarbeit nicht nur Körper, Muskeln und Sehnen »verwertet« werden, 
sondern auch dein Kopf. Das ist keine methodische Frage, sondern eine prakti- 
sche: die Menschen können nicht nur (auf der Warenebene) begreifen, was da 
passiert, sondern sie können auch begreifen, daß und wie sie das beenden 
können: und diese Macht liegt im Umdrehen der produktiven Kooperation, die 
das Kapital ihnen aufzwingt. 


Die Midnight Notes beschreiben an vielen Stellen, wie die ProletarierInnen auf 
den Kapitalangriff reagieren — aber oft nur die eine Seite davon, z.B.: »viele 
Arbeiter (wurden) gezwungen«, eine informelle Ökonomie zu entwickeln. Der 
alltägliche Klassenkampf ist aber ein Wechselverhältnis zwischen dem Ver- 
halten der Leute, die sich dem kapitalistischen Arbeitszwang so gut wie es geht 
verweigern und dem kapitalistischen Versuch, auch die Bereiche von Schwarz- 
arbeit auszupressen und letztlich selbst voranzutreiben. 


Es ist nicht richtig, wenn sie allgemein von »Auflösung aller Gesellschaftsver- 
träge« sprechen, in der BRD z.B. wurde nicht das Tarifvertragssystem aufge- 
kündigt, sondern Zeitverträge eingeführt, also die Klasse gespalten. In die glei- 
che Richtung geht ihre Aussage von der »typischen Figur des Weltproletariats« 
(»der Elende, der Bettler, der Vagabund ...«). Zahlenmäßig, weltweit gesehen 
haben sie sicher recht, aber in der politischen Zuspitzung geht es daneben und 
stimmt nirgends — auch im arabischen Raum ist die Klasse »zusammenge- 
setzt« aus Flüchtlingen, WanderarbeiterInnen, »Ungelernten«, Ingenieuren, gut 
bezahlten Arbeitern, illegalen Migrantinnen usw. Wo sie die proletarischen 
Kämpfe beschreiben, bleiben sie ungenau und letztlich am Kapital orientiert: der 
afrikanische Bauer mag »die Bedeutung der Deals [kennen], die in Brooklyn, 
London oder Venedig abgemacht werden«, aber wichtiger ist doch, daß er aus 
Briefen seiner dorthin emigrierten Verwandten und Freunde auch weiß, wie die 
Klasse dort aussieht, wie sie rassistisch gespalten ist oder nicht, wie hoch die 
Löhne sind usw. 
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Die neuen Enclosures 


Einleitung zu: 
Midnight Notes 10, 1990 


«Somit erscheint die geschichtliche Bewegung, die die Produzenten in Lohnar- 
beiter verwandelt, einerseits als ihre Befreiung von Dienstbarkeit und Zunft- 
zwang; und diese Seite allein existiert für unsre bürgerlichen Geschichtschreiber. 
Andrerseits aber werden diese Neubefreiten erst Verkäufer ihrer selbst, nachdem 
ihnen alle ihre Produktionsmittel und alle durch die alten feudalen Einrichtungen 
gebotnen Garantien ihrer Existenz geraubt sind. Und die Geschichte dieser ihrer 
Expropriation ist in die Annalen der Menschheit eingeschrieben mit Zügen von 
Blut und Feuer.» {MEW, Kapital Bd.| S. 743} 


«So wurde der sanftmütige Sambo tatsächlich über Nacht zum Revolutionär Nat 
Turner. Unter der Führung derjenigen aus den komplexeren afrikanischen Gesell- 
schaften kämpften die Sklaven und rannten weg, stahlen sie und heuchelten 
Unschuld, schienen so hart zu arbeiten wie sie konnten und simulierten doch nur. 


Und sie lebten, um am anderen Tag zu kämpfen.» 
George Rawick Von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang 


Glasnost, 
Ende des Kalten Krieges, 
Vereinigtes Europa, 
"We are the World", 
Rettet den Regenwald am Amazonas... 
das sind die typischen Phrasen des Tages. 
Sie suggerieren ein Zeitalter der histo- 
rischen Öffnung, des Globalismus und 
des Falls von politischen und wirtschaftli- 
chen Grenzen. Inmitten dieser Aufge- 
schlossenheit legen jetzt allerdings die 
Midnight Notes ihre Ausgabe Die neuen 
Enclosures vor. Denn ein zerstörerisches 
Geheimnis ist in den glänzenden Idolen 
des Globalismus, dem Ende der Blöcke 
und dem mit Gäa verbundenen ökologi- 
schen Bewußtsein verborgen: das letzte 
Jahrzehnt hat die umfassendsten Enclosu- 
res in der Geschichte der Weltgemein- 
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schaft gesehen. Unsere Artikel lüften 
dieses Geheimnis im Einzelnen, genauso 
wie den Widerstand dagegen. Diese Ein- 
leitung erklärt die Bedeutung und Wich- 
tigkeit der Enclosures, sowohl der alten, 
als auch der neuen, im weltweiten Klas- 
senkampf. 

Die alten Enclosures waren ein konterre- 
volutionärer Prozeß, in dem — nach ei- 
nem Jahrhundert hoher Löhne und dem 
Zusammenbruch der feudalistischen Au- 
torität — ab dem Ende des 15. Jahrhun- 
derts das Land und die Gemeindegüter 
der englischen Bauern durch Staatsver- 
treter und Landadlige enteignet wurden. 
Die Bauern wurden zu Armen, Vagabun- 
den und Bettlern, später zu Lohnarbeitern; 
während die landwirtschaftliche Produk- 
tion für den entstehenden internationalen 
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Markt für landwirtschaftliche Waren 
umgestellt wurde. 

Nach der marxistischen Tradition waren 
die Enclosures der Ausgangspunkt der ka- 
pitalistischen Gesellschaft. Sie waren das 
grundlegende Mittel der "ursprünglichen 
Akkumulation", die eine Bevölkerung 
von Arbeitern schuf, die "frei" von allen 
Mitteln zur Produktion waren und mit der 
Zeit gezwungen werden konnten, für 
Lohn zu arbeiten. 

Die Enclosures sind aber kein einmaliger 
Prozeß, der sich mit der Morgendämme- 
rung des Kapitalismus erschöpft hätte. 
Auf dem Weg der Akkumulation erschei- 
nen sie regelmäßig von Neuem, sie sind 
ein struktureller Bestandteil des Klas- 
senkampfs. Jeder Sprung proletarischer 
Macht verlangt eine dynamische kapitali- 
stische Antwort: sowohl die erweiterte 
Aneignung neuer Ressourcen und neuer 
Arbeitskraft, als auch die Entwicklung der 
kapitalistischen Verhältnisse — ansonsten 
wäre der Kapitalismus von der Austilgung 
bedroht. Insofern sind Enclosures ein 
einziger Prozeß, der die Proletarier in der 
ganzen Geschichte des Kapitals vereint. 
Trotz aller Unterschiede haben wir den 
Kapitalismus durch dieselbe Tür betreten: 
den Verlust unseres Bodens und der 
Rechte, die damit verbunden waren, egal 
ob dieser Verlust in Front Mill, England, 
in Süditalien, in den Anden, im Nigerdel- 
ta oder in der Lower East Side von New 
York City stattgefunden hat. 


Die Apokalypse der 
Dreieinigkeit der Deals. 


Heute sind wieder einmal die Enclosures 
der gemeinsame Nenner proletarischer 
Erfahrung rund um den Globus. In der 
größten Diaspora des Jahrhunderts wer- 
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den auf jedem Kontinent Millionen von 
ihrem Land, von ihren Jobs, aus ihren 
Heimen vertrieben und in den Winkeln 
der Welt vereinzelt — durch Kriege, Hun- 
gersnöte, Seuchen und die vom IWF 
angeordneten Entwertungen (die vier 
Ritter der modernen Apokalypse). 

In Nigeria zum Beispiel wurden kürzlich 
Leute von Truppen von Gemeindeland 
geworfen, um Platz zu machen für Planta- 
gen, die der Weltbank gehören und von 
ihr gemanaget werden. Der Grund? Die 
Regierung verweist auf die Schuldenkrise 
und das vom Internationalen Währungs- 
fond zu ihrer Lösung diktierte "Struktur- 
anpassungsprogramm" (SAP). Das SAP 
für Nigeria ist ähnlich den SAPs, die in 
ganz Asien, Afrika und Lateinamerika 
angelaufen sind. Sie beinhalten gleicher- 
maßen die Kommerzialisierung der Land- 
wirtschaft und die Demonetarisierung der 
Wirtschaft durch massive Entwertungen, 
die die Geldlöhne zu wertlosem Papier 
machen. Das Ergebnis ist die Zerstörung 
der dörflichen Gemeinwesen, die Aus- 
wanderung in die Städte und dann, für die 
Verwegensten, die clever sind oder Glück 
haben, eine Chance, in New York City 
oder Neapel einen Job zu finden. 

In den USA sind Millionen obdachlos und 
auf Wanderschaft. Die unmittelbaren 
Gründe sind wohlbekannt: die Farmkrise, 
der relativ zu den Löhnen steile Anstieg 
der Mieten und Hypothekenzinsen, die 
Entmietung von Wohnungen und die 
Luxussanierung, der Zusammenbruch des 
sozialen Netzes, der Rausschmiß von 
Gewerkschaften aus Betrieben. Hinter all 
diesen Gründen steht allerdings eine 
Tatsache: der Niedergang der Reallöhne 
für die Masse der ArbeiterInnen seit 1973. 
Der Nachkriegsdeal zwischen den Klas- 
sen, der steigende Reallöhne garantierte, 
ist endgültig vorbei. Die Obdachlosen 
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sind die verstoßenen Stoßtruppen dieser 
Entwicklung. Aber selbst die, deren Löh- 
ne dem Zusammenbruch dieses Deals ent- 
gangen sind, klagen über den gleichzeiti- 
gen Verlust natürlicher gemeinschaftli- 
cher Güter, der den Großen Katastrophen, 
vom Özonloch bis zu den abgebrannten 
Regenwäldern, geschuldet ist. 


In China sind beim Übergang zur "freien 
Marktwirtschaft" einhundert Millionen 
von ihrem gemeinschaftlich bearbeiteten 
Land vertrieben worden. Die in den Städ- 
ten sehen sich dem Verlust garantierter 
Arbeitsplätze in den Fabriken und Büros 
und der Aussicht gegenüber, von einer 
Stadt zur anderen wandern zu müssen, um 
einen Lohn zu finden. Die "eherne Schale 
Reis" soll zerschlagen werden, während 
sich in der Sowjetunion und in Osteuropa 
eine ähnliche Situation entwickelt. Die 
Nachkriegsdeals der OECD (Westeuropa, 
Nordamerika, Japan), des Sozialismus 
und der Dritten Welt sind jetzt alle null 
und nichtig, wie die Beispiele USA, Chi- 
na und Nigeria zeigen. Wir trauern ihnen 
nicht nach. Denn wer entleerte sie zuerst 
ihres Wertes, wenn nicht die Brüder und 
Schwestern Proletarier rund um die Welt, 
die mehr wünschten und mehr verlangten, 
viel mehr, als ausgehandelt war? Nicht 
überraschend hat die alte Python Kapital 
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instinktiv und "originell" mit einem neuen 
Ausfall und dem Biß der Enclosures rea- 
giert. Diese Ausgabe der Midnight Notes 
wird die Einheitlichkeit der Reaktion des 
Kapitals an und unter den verschiedensten 
Orten und Namen und den vielgestaltigen 
Kampf, der sie zu überwinden sucht, dar- 
stellen. 

Die Schuldenkrise, die Obdachlosigkeit 
und der Zusammenbruch des Sozialismus 
werden oft als getrennte Erscheinungen 
behandelt, sowohl durch die Medien als 
auch in linken Zeitungen. Für uns um 
Mitternacht sind das irreführend bezeich- 
nete Aspekte eines einheitlichen Prozes- 
ses: der neuen Enclosures, die über den 
ganzen Planet in unterschiedlicher, tren- 
nender Aufmachung erscheinen müssen, 
aber völlig voneinander abhängen. 

Es ist die Logik der kapitalistischen Ak- 
kumulation dieser Periode, daß für jede 
Fabrik, die in China in einer freien Pro- 
duktionszone privatisiert und an eine New 
Yorker Geschäftsbank verkauft worden 
ist oder für jeden Hektar, der von einem 
Weltbankentwicklungsprojekt in Asien 
oder Afrika eingezäunt(*) worden ist, 
eine entsprechende Enclosure in den USA 
oder Westeuropa erscheinen muß. Wenn 
also Gemeindeland in Nigeria enteignet 
wird oder wenn die Politik der freien 
Wohnung in China abgeschafft wird, muß 
da eine entsprechende Enteignung in den 
USA stattfinden, sei es das Ende eines 
"gutbezahlten Jobs" in Youngstown, die 
Zerstörung einer Arbeiterklasse-Com- 
munity in Jay, Maine oder die Inkraft- 
setzung des Rechts des Stärkeren in den 
Parks von New York City. Mit jeder Ver- 
minderung "kommunaler Rechte" in der 
Dritten Welt oder "sozialistischer Rechte" 
in der Sowjetunion und China kommt 
eine Verminderung unserer scheinbar 
heiligen "sozialen Rechte" in den USA. 
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Tatsächlich zieht sich diese Verminde- 
rung durch die ganzen 80er Jahre, sodaß 
selbst die Definition dessen, was es heißt, 
ein Mensch zu sein, sowohl vom Kapital 
als auch vom Proletariat einer Revision 
unterzogen worden ist. 

Diese wechselseitige Beschränkung des 
"Rechts auf Auskommen" in der Dritten 
Welt, den sozialistischen Ländern und in 
den USA ist kein Zufall. Das Kapital 
kann nirgends gewinnen, wenn es nicht 
überall handelt. Nur wenn die Filipinos, 
die von ihrem Land geworfen werden, in 
"freien Produktionszonen" in Manila oder 
als "Shit"-Arbeiter in Italien benutzt wer- 
den können, kann das Kapital die Real- 
löhne in den USA kürzen oder die chro- 
nisch hohe Arbeitslosigkeit in Europa auf- 
rechterhalten. Enclosures in der Drit- 
ten Welt und im Sozialismus, von Boston 
und New York aus gesehen scheinbar 
entfernt und exotisch, werden unvermeid- 
lich zu Enclosures in der Ersten Welt, die 
wiederum von Lagos oder Peking aus ent- 
fernt und exotisch aussehen. 

Die neuen Enclosures sind so radikal in 
ihrem Angriff auf das, was proletarische 
Kämpfe im Verlauf der Geschichte als 
Menschenrechte durchgesetzt haben, weil 
das Kapital einer Krise auf Leben und 
Tod gegenüberstand, die jeden sozial- 
demokratischen Deal unmöglich machte. 
Am Ende des Zweiten Weltkriegs bot das 
Kapital (in seiner westlichen und in seiner 
östlichen Form) dem Weltproletariat eine 
Vielfalt von Losungen an: von "Tarifver- 
handlungen" und "rassischer Integration” 
in den USA über den "Soziallohn" für die 
Familie in der UdSSR, bis zur "kolonialen 
Emanzipation" in Asien und Afrika. Gro- 
Be Kämpfe entstanden, um den Inhalt die- 
ser Slogans auszuloten; zwischen 1965 
und 1975 allerdings fingen die Initiativen 
des Proletariats an, über die historischen 
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Möglichkeiten des Kapitals hinauszuge- 
hen. Vom Riot in Watts zum Prager 
Frühling, vom Heißen Herbst in Italien 
zum letzten amerikanischen Hubschrau- 
ber, der aus dem fallenden Saigon ent- 
kam: Die internationalen Profitaussichten 
verdüsterten sich, das Kapital sah seinem 
Tod ins Auge. Folglich wurden alle Ver- 
träge wertlos, und das Kapital ging über- 
all zum Angriff über. 

Am Ende der 80er sieht es so aus, als ob 
das Kapital den besseren Schnitt bei der 
Auflösung all dieser Gesellschaftsverträge 
gemacht hätte. Die US-Linke zum Bei- 
spiel hält Tarifverträge und "rassische 
Integration" zur Zeit für utopisch, und die 
sowjetischen Arbeiter sehen mit Sorge, 
daß ihre "Soziallöhne" rasant entwertet 
werden. Und falls jemand so viel schlech- 
ten Geschmack hat, noch immer die For- 
mel von der "kolonialen Emanzipation" 
zu benutzen, so ruft er damit nur noch 
Spott hervor. Wieso wurden diese "unver- 
äußerlichen Rechte" so schnell veräußert? 
Durch das Wirken der neuen Enclosures, 
die versuchen, alle "traditionellen", "or- 
ganischen" oder institutionalisierten Be- 
ziehungen unter den Proletariern selbst 
und zu den Kräften der Natur oder ihrer 
früheren Macht aufzulösen. 


Die neuen Enclosures bezeichnen deshalb 
die großangelegte Reorganisation des 
Akkumulationsprozesses seit Mitte der 
70er. Das wesentliche Ziel dieses Prozes- 
ses war, die Arbeiter aus dem Terrain zu 
entwurzeln, auf dem ihre organisatorische 
Macht gebaut war, um sie, wie die afrika- 
nischen Sklaven, die nach Amerika ver- 
schleppt wurden, zu zwingen, in einer 
fremden Umgebung zu arbeiten und zu 
kämpfen, in der die Formen des Wider- 
stands, die zuhause möglich waren, nicht 
mehr zur Verfügung standen. 
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Deshalb ist wieder einmal, wie in der 
Morgendämmerung des Kapitalismus, die 
typische Gestalt des Weltproletariats die 
des Elenden, des Vagabunden, des Krimi- 
nellen, des Bettlers und Hausierers, des 
Flüchtlings, der in Klitschen arbeitet, des 
Söldners, des Rioters. 


Das Pentagon der Enclosures 


Wie wurden die neuen Enclosures durch- 
geführt? Zuerst und vor allem wirken die 
neuen Enclosures genauso wie die alten 
Enclosures: sie beenden die kommunale 
Kontrolle über die Subsistenzmittel. Es 
gibt nur noch sehr wenige Gruppen, die 
sich mit ihrem Land und ihrer Arbeit sel- 
ber versorgen können. Von Indonesien bis 
zum Amazonas werden selbst die letzten 
"Aboriginals" in Regierungsreservate ein- 
gesperrt(*). Allgemeiner: der sogenannte 
"Bauer" der Dritten Welt überlebt heutzu- 
tage dank der Unterstützung, die ein 
Bruder oder eine Schwester aus New 
York schickt; oder indem er, unter gefähr- 
lichsten Arbeitsbedingungen, Mohn oder 
Kokablätter für den Export anbaut; oder 
indem er/sie sich gegen harte Währung 
(das große und vielleicht einzige Aphro- 
disiakum des Jahrhunderts) prostituiert; 
oder indem er in die nächste Stadt zieht, 
um die wachsenden Reihen der Tagelöh- 


ner, Straßenhändler und Arbeiter der 
"freien Produktionszonen", wo die Ar- 
beitsbedingungen oft noch gefährlicher 
sind als auf den Mohnfeldern zuhause, zu 
vergrößern. 


Auch die zweite Hauptmethode der neuen 
Enclosures ähnelt den alten: sich über 
Schulden des Lands bemächtigen. So wie 
der Hof der Tudors große Klosterbesitze 
und Kommunalländereien an seine Gläu- 
biger verkaufte, so erklären sich auch 
moderne Regierungen in Asien und Afri- 
ka damit einverstanden, die Landwirt- 
schaft zu kapitalisieren und zu "rationali- 
sieren", um die Ratgeber des IWF zufrie- 
denzustellen, die nur unter diesen Bedin- 
gungen fremde Kredite "erlassen" wer- 
den. So wie die Häuptlinge der schotti- 
schen Hochlandclans des 18. Jahrhunderts 
mit den lokalen Handelskapitalisten und 
Bankiers, bei denen sie verschuldet wa- 
ren, ein Komplott schlossen, um das Land 
der Mitglieder ihres eigenen Clans "zu 
ordnen", so tauschen örtliche Chefs in 
Asien und Afrika kommunales Land ge- 
gen ungetilgte Schulden. Die Folgen sind 
heute wie gestern Enclosure: die innere 
und äußere Zerstörung der traditionellen 
Rechte auf Subsistenz {Überleben}. Das 
ist das Geheimnis, das sich im Geschrei 


von der Schuldenkrise versteckt. 


Meine Dawer und fernen! Ich präsentiere Ihnen de erfolgreicheten Geechäftehate aller Zeiten! 
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Zum Dritten machen die neuen Enclosu- 
res die mobile und wandernde Arbeits- 
kraft zur vorherrschenden. Wir sind jetzt 
die im geographischen Sinn mobilste 
Arbeitskraft seit Beginn des Kapitalismus. 
Das Kapital hält uns beständig in Bewe- 
gung, trennt uns von unseren Ländern, 
Höfen, Gärten, Heimen, Arbeitsplätzen, 
weil dies billige Löhne, Zerstörung der 
Arbeiter-Community und größte Ver- 
wundbarkeit gegenüber Gerichten und 
Polizei garantiert. 


Viertens verlangen die neuen Enclosures 
den Kollaps des Sozialismus von der 
UdSSR über Polen bis China. Die Ziele 
der Enclosures können nicht erreicht 
werden, wenn nicht eine dramatische 
Zunahme der internationalen Konkurrenz 
unter den Arbeitern und entsprechend 
eine enorme Vergrößerung des Weltar- 
beitsmarkts durchgesetzt werden. Nicht 
länger kann ein Drittel des Weltproletari- 
ats aus dem Wettbewerb mit dem Rest 
herausgehalten werden, während das so- 
zialistische Kapital die Wünsche der sozi- 
alistischen Arbeiterklasse nicht mehr un- 
terdrücken kann, die am universellen 
Wohlstand teilhaben will — auch wenn 
dieser in Warenform gekleidet ist. 

Schon lange hat der Sozialismus keine 
Anziehungskraft mehr für das Proletariat. 
Die antikolonialen Revolutionen der 60er 
und der Investitionsgüterboom der 70er 
gaben ihm eine Atempause, aber in den 
80ern war das Spiel zu Ende. Die Gründe 
für den Kollaps des Sozialismus sind — 
im Nachhinein — ziemlich offensichtlich. 
Sozialismus ist ein anderer Name für ei- 
nen Klassen"deal", der normalerweise 
einen festen Job mit niedriger Ausbeutung 
gegen niedrige Löhne tauscht. "Niedriger" 
ist natürlich ein relativer Begriff und setzt 
einen Vergleich mit dem kapitalistischen 
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Standard voraus. Der Deal hielt so lange, 
wie die Garantien, die Ausbeutung und 
die Löhne synchronisiert waren. 

In den 80ern, besonders mit dem Zusam- 
menbruch der Energiepreise, wurden im 
internationalen Vergleich die sozialisti- 
schen Löhne zu niedrig, um noch von der 
sozialistischen Arbeiterklasse toleriert zu 
werden. Gleichzeitig war die Ausbeu- 
tungsrate, die der Staat verlangte, zu hoch 
und die Garantien für die ProletarierInnen 
immer weniger verheißungsvoll. Denn der 
Wert sozialistischer Arbeit auf dem Welt- 
markt brach aufgrund des technologi- 
schen Sprungs auf der Grundlage der 
Computer, der Verlagerung von Produk- 
tion in Billiglohnländer und dem Ende der 
Energiekrise in den OECD-Ländern zu- 
sammen. Er war nicht nur zurückgegan- 
gen, er war fast Null. Der "Deal" platzte, 
und die Versuche, ihn zu flicken, machten 
den.Riß nur noch größer. Beispielsweise 
erforderten die Kredite, die in den 70ern 
von osteuropäischen Ländern (ähnlich 
wie von den Dritte Welt-Ländern) aufge- 
nommen worden waren, um am technolo- 
gischen Sprung teilhaben zu können, eine 
gewaltige Zunahme der Ausbeutung und 
Lohnabbau. Das Resultat: Rebellion, 
Unzufriedenheit und Auswanderung. 
Sollen wir diesem erledigten Deal eine 
Träne nachweinen? Kaum. Denn der 
Zusammenbruch des Sozialismus liefert 
die endgültige Antwort auf das Rätsel der 
Großen Sphinx des 20. Jahrhunderts: die 
sozialistische Arbeiterklasse. Wie viele 
Bände sind geschrieben worden, um zu 
bestimmen, ob dieses wilde Biest wirklich 
eine Arbeiterklasse ist. Wir können sie 
nun alle ins Archiv stellen, denn die so- 
zialistische Arbeiterklasse ist aus dem 
Schrank gekommen. Das zauberhafte 
Märchen von den "oppositionellen Blök- 
ken" ist zu Ende und wir können jetzt den 
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Klassenkampf von Berlin bis Ho Chi 
Minh-Stadt direkt betrachten. Wir haben 
jetzt dieselben Chefs und können auf den 
gleichen Arbeitsplätzen die relativen Ver- 
dienste der verschiedenen Systeme ver- 
gleichen. Wenn irgendetwas, dann wer- 
den "die sozialistischen Tugenden" dieser 
Arbeiterklasse im nächsten Jahrzehnt 
einer Probe unterzogen. Wenn die neuen 
Klassenkämpfe der 90er in Osteuropa, der 
Sowjetunion und in China ausbrechen, 
werden wir sehen, ob die Werte "Solida- 
rität", "Zusammenarbeit" und "Internatio- 
nalismus" sich wirklich eingeprägt haben. 
Der fünfte Aspekt der Wirkung der neuen 
Enclosures liegt in ihrem Angriff auf 
unsere Reproduktion: so wie sie uns zu 
Migranten machen, machen sie uns zu 
Mutanten. Das oft annoncierte Ver- 
schwinden des Regenwalds, das oft kom- 
mentierte Loch in der Ozonschicht, die 
überall beklagte Luft-, Meer- und Strand- 
verschmutzung zusammen mit der offen- 
sichtlichen Einschränkung unseres Le- 
bensbereichs; alles ist ein Teil der Zerstö- 
rung der irdischen Gemeingüter. Sogar 
die Hochsee ist in den 80ern durch die 
dramatische Ausdehnung der traditionel- 
len Hoheitsgebiete eingeschlossen(*) 
worden. Man braucht kein Science Ficti- 
on-Freak zu sein, um zu fühlen, daß wir 
die Meerschweinchen in einem kapitali- 
stischen Experiment zur nicht-evolutionä- 
ren Veränderung der Arten sind. Die 
menschlichen Proletarier sind bei diesem 
Immer-schneller und Immer-kleiner nicht 
allein. Tiere, von den Protozoen zu den 
Kühen, werden entwickelt und patentiert, 
um ausgelaufenes Öl zu fressen, mehr 
Eier zu legen oder mehr Hormone abzu- 
sondern. Der Wert von Grund und Boden 
wird bald nicht mehr so sehr danach be- 
stimmt, wie fruchtbar er ist, oder welche 
Gebäude er tragen kann, sondern wieviel 
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radioaktiven Abfall man "sicher" dort 
lagern kann. So trifft das vernutzte All- 
gemeingut an dieser Erde (immerhin das 
Geschenk von Millionen Jahren Entwick- 
lung ohne Arbeit) auf erschöpfte mensch- 
liche Körper. 

Schon lange hat das Kapital davon ge- 
träumt, uns zur Arbeit in den Weltraum 
zu schicken, wo uns nichts gelassen wird 
außer der Arbeits-Maschine und dünne re- 
pressive Arbeits-Beziehungen (siehe 
MIDNIGHT NOTES 5, Computer State No- 
tes, Mormons in Space). Aber Tatsache 
ist, daß die Erde zu einer Raumstation 
wird und jetzt schon Millionen unter 
Bedingungen einer Raumkolonie leben: 
keine Luft zum Atmen, eingeschränkte 
soziale/körperliche Kontakte, ein entsex- 
ualisiertes Leben, Schwierigkeiten bei der 
Kommunikation, Verlust von Sonne und 
Grün ... selbst die Stimmen der Zugvögel 
fehlen. 

Der sentimentale Horror bei diesem As- 
pekt der neuen Enclosures hat manchem 
Publizisten und mancher Filmgesellschaft 
zu Profit verholfen. Wir möchten aber auf 
seinen reinigenden Charakter hinweisen. 
Denn das körperlich und persönlich Nor- 
male, das den Großteil des Proletariats 
nichts gekostet hat, wird für alle sichtbar 
immer mehr enteignet(*). Erscheinung 
und Benehmen werden immer mehr zu 
Aspekten des Arbeitsprozesses in den 
sogenannten "Dienstleistungsindustrien" 
vom Restaurant bis zum Krankenhaus. In 
der Vergangenheit hatte es keine mate- 
rielle Bedeutung in der Lohnbeziehung, 
was jemand am Fließband, auf der Farm 
oder im Bergwerk fühlte oder wie er/sie 
aussah. Das hat sich entscheidend geän- 
dert. Diejenigen, die "mit Leuten arbei- 
ten", werden jetzt kontinuierlich unter- 
sucht, vom Urin über die Schweißdrüsen 
bis zum Rückenmark. Das Kapital behan- 
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delt uns jetzt so, wie es die alten Inquisi- 
toren taten, sucht nach dem Teufelsmal 
des Klassenkampfs auf unseren Körpern 
und verlangt, daß wir ihn zur Veräuße- 
rung freigeben. Der "extremste" Ausdruck 
dieser Enclosures sind die persönlich- 
politischen Debatten über die wachsende 
Nachfrage nach Schönheitsoperationen in 
der Arbeiterklasse. Die silikonierten Brü- 
ste der letzten Miss America sind das 
konkret-universelle Beispiel dafür. Müs- 
sen wir das bejammern oder verdammen? 
Nein, denn diese Leute zeigen einfach, 
daß, nachdem die Bourgeoisie schon 
lange ihren Körper verloren hat, nun die 
Arbeiterklasse gezwungen wird zu folgen. 
Nicht nur die Schönheitsköniginnen und 
männlichen Idole müssen Stück für Stück 
ihren Körper zurückkaufen, für viele Jobs 
der Dienstleistungswirtschaft gehört die 
Schönheitsoperation dazu, und das stellt 
die Warennatur aller kapitalistischen 
Beziehungen auf eine Weise heraus, daß 
es alle sehen und begreifen können. 


Diese fünf Aspekte der Antwort des Kapi- 
tals auf den Klassenkampf waren letztlich 
deshalb teilweise erfolgreich, weil sie 
fähig sind, proletarische Sehnsüchte auf- 
zunehmen. Schließlich waren schon wäh- 
rend der Zeit der alten Enclosures Viele 
von den Möglichkeiten der universellen 
Konsumtion, die das Stadtleben bot, an- 
gezogen und warteten nicht auf die staat- 
lichen Halsabschneider, um ihr Dorf zu 
verlassen. Ähnliches kann für den heuti- 
gen Sozialismus gesagt werden. Die 
Wünsche des sozialistischen Arbeiters, 
am universellen Austausch der Arbeit 
teilzuhaben, waren ein wesentlicher Fak- 
tor beim Überrennen der sozialistischen 
Mauern. Der Zauber des Weltmarkts liegt 
ja tatsächlich nicht in seinen offensicht- 
lich ausbeuterischen Konsequenzen, son- 
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dern viel eher in den Energien, die er frei- 
setzt für Reisen, Kommunikation und die 
Aneignung von Wohlstand. Der Nach- 
kriegssozialismus war weder als Komin- 
ternbürokratie noch in den Idealen eines 
Che Guevara in der Lage, ein alternatives 
Modell internationalen Austauschs und 
internationaler Reproduktion zu entwik- 
keln; entsprechend verdampfte der so- 
zialistische Internationalismus auf der 
ökonomischen Ebene in der gegenwärti- 
gen Krise. 


Die Spirale der Kämpfe 


Auch wenn die neuen Enclosures in der 
Lage waren, zu verführen und zu spalten, 
so sind sie doch grimmig bekämpft wor- 
den und haben, unabsichtlich, die Kennt- 
nisse und die Autonomie des Proletariats 
verstärkt. Am meisten fiel ins Auge, daß 
der Planet von Anti-IWF-Demonstratio- 
nen, -Riots und -Aufständen widerhallte. 
Allein 1989 gab es auf den Straßen und 
an den Unis von Venezuela, Burma, Zai- 
re, Nigeria und Argentinien Auseinander- 
setzungen zwischen bewaffneten Truppen 
und Studenten und Arbeitern, die »Tod 
dem IWF« riefen und die ausländischen 
Warenmärkte plünderten, Gefangene be- 
freiten, Banken abbrannten. Obwohl die 
Menschen Zugang zum universellen 
Reichtum wollen, stehen die institutio- 
nellen Formen des Weltmarkts, die die 
Schuldenkrise nutzen, um die neuen En- 
closures durchzusetzen, physisch unter 
einer selbstbewußten Attacke überall in 
Afrika, Asien und Lateinamerika. 

Nicht nur gegen die Geldform der neuen 
Enclosures wird Widerstand geleistet. In 
den 80ern fand ein weltweiter Krieg um 
Land statt. Hoch in den Anden und in 
Mexiko gab es verzweifelte und andau- 
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ernde bewaffnete Kämpfe um die Kon- 
trolle über das Land (in den USA oft als 
ein Aspekt des "Drogenproblems" darge- 
stellt). In Westafrika gibt es einen be- 
waffneten Kleinkrieg gegen Landbe- 
schlagnahmungen durch Staat und Ent- 
wicklungsbanken (oft diskutiert als un- 
zeitgemäße "Stammeskriege"). Im südli- 
chen Afrika wird die Schlacht um das 
Land und die Kontrolle darüber, in Stadt 
und Land, als ein Aspekt des "Kampfs 
gegen die Apartheid" gesehen, in Ost- 
afrika als "Nationalitätenproblem". Natür- 
lich geht es bei "der Sache der Palästinen- 
ser" um den Krieg um Land, während von 
Afghanistan über Indien und Sri Lanka 
bis zu den Philippinen und Indonesien die 
ProletarierInnen die Waffen gegen die 
neuen Enclosures in einer Vielzahl von 
Formen ergriffen haben. Aber in den 
80ern ist dieser Krieg um Land nicht nur 
ein ländlicher, "Dritte Welt"-Kampf. In 
West Berlin, Zürich, Amsterdam, Lon- 
don, New York haben Hausbesetzer und 
Obdachlose gegen die Polizei, diese 
Brandstifter im Sold der Immobilienspe- 
kulanten, und andere Agenten der "räum- 
lichen Dekonzentration" gekämpft, nicht 
einfach nur für "Wohnungen", sondern für 
Land und alles, was es bedeutet. 

Diese direkten, gewalttätigen und oftmals 
bewaffneten Auseinandersetzungen haben 
sicherlich Geschwindigkeit und Ausmaß 
der neuen Enclosures beschränkt. Sie 
haben aber, meist unbeabsichtigt, noch 
andere Folgen in bezug auf die neuen 
Enclosures hervorgebracht, die vielleicht 
für die universelle Angleichung noch 
bedeutender sind. Erstens haben die neu- 
en Enclosures zu einer gewaltigen Zunah- 
me und Verdichtung der proletarischen 
Kenntnisse über die internationale Klas- 
senzusammensetzung geführt. Zum Bei- 
spiel kennt der normale Bauer der 80er 
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Jahre in West Afrika die Bedeutung der 
Deals, die in Brooklyn, London oder 
Venedig abgemacht werden. Zweitens 
haben die neuen Enclosures einen Inter- 
nationalismus der proletarischen Aktionen 
erzwungen, weil das Proletariat wie nie 
zuvor unter Druck steht, seinen Regiona- 
lismus und Nationalismus zu überwinden, 
weil die Leute nicht nur ihr Stückchen 
Boden verlieren, sondern auch ihren Platz 
in ihrem Land. Drittens hat das extreme 
Ausmaß der Schuldenkrise und die Not- 
wendigkeit, sich das Überleben außerhalb 
von Geldverhältnissen zu organisieren, 
viele Arbeiter gezwungen, ihre Autono- 
mie zu entwickeln, indem sie ein ganzes 
System von Produktion und Reproduktion 
außerhalb der gewöhnlichen Abläufe in 
der kapitalistischen Gesellschaft einrich- 
ten mußten. 


Das Gespenst des Marxismus 
um Mitternacht 


Diese unbeabsichtigten Folgen der neuen 
Enclosures und die darin enthaltenen 
Möglichkeiten sind thematisch so eng mit 
der Arbeit von Marx und Engels verbun- 
den, daß wir nun darüber sprechen wol- 
len. Eine der zentralen Ironien ist, daß ge- 
nau zu der Zeit, in der der Sozialismus 
zusammenbricht, die Annahmen von 
Marx bezüglich der Entwicklung des 
Kapitalismus sich bestätigen. Auch wenn 
die "Post-X"-Intellektuellen auf dem Grab 
von Marx tanzen; während die "Marxi- 
sten" verzweifelt versuchen, ihren Le- 
benslauf zu revidieren: niemals war 
Marx’ Theorie so wahr. Was sehen wir 
anderes als die berühmte »Verelendung 
der Arbeiterklasse«, die »Expansion des 
Weltmarkts«, die »universelle Konkur- 
renz unter den Arbeitern« und die »stei- 
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gende organische Zusammensetzung des 
Kapitals«? Wie können wir irgendetwas 
auf dieser Welt verstehen, ohne die 
Grundkategorien von Marx’ Theorie über 
Arbeit, Geld und Profit zu benutzen? Die 
Kapitalisten können das sicherlich nicht! 
Auf der theoretischen Ebene hat also der 
Geist von Marx Recht um Mitternacht. Im 
Sinne der Strategie allerdings liegen Marx 
und Engels zur Zeit der neuen Enclosures 
falsch. Es ist der Mühe wert, das zu er- 
klären. Der Marx des Kapital hätte, die 
Vielschichtigkeit der Situation berück- 
sichtigend, die neuen Enclosures wahr- 
scheinlich so begriffen, wie er es mit den 
alten Enclosures tat: grundlegend waren 
sie eine Stufe in der "progressiven Natur" 
der kapitalistischen Entwicklung, indem 
diese die materiellen Voraussetzungen für 
eine kommunistische Gesellschaft vor- 
bereitet. Die zwei entscheidenden Ten- 
denzen in dieser Entwicklung sind: (1) die 
lokalen Schranken und die Trennung von 
Stadt und Land werden überwunden und 
dadurch ein wirklich universelles mensch- 
liches Wesen produziert, das in der Lage 
ist, die weltweite Produktion von Kultur 
und materiellem Wohlstand zu nutzen, 
und (2) die internationale Arbeiterklasse 
vereinigt sich, indem sie ihre gemeinsa- 
men Interessen immer mehr erkennt und 
entsprechend handelt. Folglich sind alle 
die Leiden und Morde, das "Blut und 
Feuer" der alten Enclosures unvermeid- 
lich und letztlich historisch gut, weil sie 
»die Auflösung des Privateigentums, das 
auf der Arbeit seines Besitzers beruht« 
vollenden. 

Indem sie die Produktionsweise zerstören, 
in der »der Arbeiter freier Privateigentü- 
mer seiner von ihm selbst gehandhabten 
Arbeitsbedingungen ist, der Bauer des 
Ackers, den er bestellt, der Handwerker 
des Instruments, worauf er als Virtuose 
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spielt« {MEW Kapital Bd. 1 S.789}, set- 
zen die Enclosures die Voraussetzungen 
für die Schaffung »des tatsächlich bereits 
auf gesellschaftlichem Produktionsbetrieb 
beruhenden kapitalistischen Eigentums« 
{a.a.0. S. 791}. Die Enclosures sind des- 
halb die »langwierige, gewaltsame und 
schwierige« Transformation, die die 
leichtere »Expropriation weniger Usurpa- 
toren durch die Volksmasse« {ebenda} in 
der kommunistischen Revolution möglich 
machen. 

Das Problem mit dieser Analyse ist ein- 
fach: die neuen Enclosures (und mög- 
licherweise viele der alten) sind nicht 
gegen den Kleinproduzenten und sein 
Eigentum gerichtet. Sie sollen kommuna- 
les Land und kommunalen Raum zerstö- 
ren, die eine Energiequelle proletarischer 
Macht darstellen. Ein indianisches Dorf in 
den Bergen Guatemalas, ein Stück kom- 
munal bewirtschaftetes Land im Nigerdel- 
ta, eine städtische Nachbarschaft wie 
Tepito in Mexico City, eine von streiken- 
den Papierarbeitern kontrollierte Klein- 
stadt um eine Papierfabrik wie Jay/Maine 
passen nicht in das klassische marxisti- 
sche Modell der Enclosures. In jedem von 
diesen Beispielen haben wir es nicht mit 
einer Anzahl isolierter Kleinproduzenten 
zu tun, sondern mit einem entwickelten 
Ort proletarischen Angriffs oder einem 
Bereich logistischer Stärke. Es ist purer 
Blödsinn, die Vernichtung solcher Dörfer, 
Grundstücke, Nachbarschaften und Klein- 
städte als notwendig und letztlich pro- 
gressiv zu akzeptieren, geopfert der Zer- 
störung des Kapitalismus und der Schaf- 
fung von wirklich "universellen" Proleta- 
riern. Universell oder nicht, richtige, 
lebende Proletarier müssen irgendwo 
ihren Fuß hinsetzen, brauchen einen 
Platz, von dem aus sie streiken, müssen 
sich irgendwo ausruhen, müssen sich 
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irgendwohin zurückziehen. Denn der 
Klassenkrieg findet nicht auf einem ab- 
strakten Feld statt, auf dem dann Gewinne 
und Verluste notiert werden. Es ist ein 
Krieg, der ein Terrain braucht. 


Marx’ berechtigter Horror vor den 
"Kleinproduzenten" und ihrem abstoßen- 
den Verhalten darf uns nicht unter dem 
Vorwand honoriger Formeln zum strate- 
gischen Realitätsverlust verleiten. 1867 
sah er nicht die, wenngleich wider- 
sprüchlichen, Möglichkeiten proletari- 
scher Macht im intakten kommunalen 
Leben von Millionen in Afrika, Asien, 
Ozeanien und Amerika. Im Kapital ist 
sicher kein Aufruf an die europäischen 
Proletarier zu finden, gegen die Enclosu- 
res dieser Leute zu kämpfen. 

Ähnlich war Engels nicht in der Lage zu 
sehen, daß sich in den neuen europäi- 
schen Industriestädten eine neue kom- 
munale Macht in den proletarischen Vier- 
teln entwickelte, für die gekämpft werden 
müßte. Um dieses strategische Versagen 
zu verstehen, müssen wir einen Blick in 
ein wirklich bemerkenswertes Werk von 
Engels werfen, nämlich Die Wohnungs- 
frage (1872), geschrieben ein Jahr nach 
der Pariser Commune. Es ist deutlich, 
scharf und viel einsichtiger als alles, was 
in letzter Zeit von der Wohnungs- und 
Obdachlosenbewegung kam. Es scheint, 
als würde Engels mit seinen Beobach- 
tungen vom London, Manchester, Paris 
und Berlin des 19. Jahrhunderts visionär 
das New York von 1980 beschreiben. Er 
analysiert eine 19. Jahrhundert-Version 
der "räumlichen Dekonzentration" bonap- 
artistischen Städteplaners namens Hauss- 
mann. Dieser plante offenbar, »lange, 
gerade und breite Straßen mitten durch 
die enggebauten Arbeiterviertel zu bre- 
chen und sie mit großen Luxusgebäuden 
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an beiden Seiten einzufassen, wobei ne- 
ben dem Zweck der Erschwerung des 
Barrikadenkampfs noch die Heranbildung 
eines von der Regierung abhängigen, spe- 
zifisch-bonapartistischen Bauproletariats 
und die Verwandlung der Stadt in eine 
reine Luxusstadt beabsichtigt war.« 
{MEW 18, S. 260 f.}. 


Aber mitten in diesen scharfen Beobach- 
tungen ist Engels’ aktuelle Diskussion der 
"Wohnungsfrage" irreführend. Warum? 
Weil er seinen strategischen Standpunkt 
verläßt, vor allem wie die räumlich defi- 
nierte Klassenzusammensetzung einer 
Stadt die Macht der Arbeiterklasse be- 
stimmt, um sich mit zwei anderen klassi- 
schen marxistischen Punkten zu beschäf- 
tigen: a) die durchschnittliche Wohnungs- 
miete, die von den Arbeitern bezahlt wird, 
ist nur eine Umverteilung des Mehrwerts 
zwischen Kapitalisten und Rentiers, b) die 
"Lösung" der Wohnungsfrage kann nicht 
in der Befürwortung von Wohnungsei- 
gentum bestehen, weil dies die Arbeiter 
"verbürgerlichen" und das Herannahen 
der eigentlichen Lösung, der Revolution, 
verzögern würde. Der erste Punkt ist 
abstrakt und mehr oder weniger richtig, 
während der zweite das für Marx und En- 
gels typische Horror-vor-dem-Kleinbesit- 
zer-Vakuum wiedergibt. Deshalb nimmt 
er nirgends den Gedanken an eine Ver- 
teidigung der Arbeiterviertel als einen 
wesentlichen Aspekt der "Wohnungs- 
frage" und eine wichtige strategische 
Überlegung im Klassendenken auf. 


Anscheinend hält Engels es für möglich, 
durch den Wohnungsmarkt die räumliche 
Zusammensetzung der städtischen Arbei- 
terklasse vollständig zu verändern — und 
trotzdem ist er unwichtig für die "Woh- 
nungsfrage". Abgesehen davon, daß dies 
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ziemlich absurd ist, ist es sicherlich nicht 
die Einschätzung der kapitalistischen 
Haussmanns damals und heute. Engels 
hat sicher nicht gedacht, daß Revolutio- 
nen in einem Himmel der Ideen gemacht 
werden, sondern daß sie üblicherweise, 
besonders in ihrem letzten Stadium, in 
Städten gemacht werden, wo die Frage 
der räumlichen Verteilung der Kräfte ent- 
scheidend ist. Vielleicht war Engels’ stra- 
tegische Vernachlässigung der räumlichen 
Verteilung der Arbeiterklasse eine Folge 
des Scheiterns des inzwischen klassischen 
Szenarios der Pariser Commune, das ge- 
rade ein Jahr vor Die Wohnungsfrage 
stattgefunden hatte. Wahrscheinlicher war 
es aber das Resultat eines tiefer liegenden 
kategorialen Versagens des marxistischen 
Verständnisses der Enclosures, das bis 
heute für den Marxismus zentral geblie- 
ben ist. Das gilt vor allem für seine "Drit- 
te Welt"-Varianten, die öfters von denen 
übernommen werden, die in vorderster 
Linie im Kampf gegen die neuen Enclo- 
sures stehen, sei es als Organisatoren von 
Anti-IWF-Demos oder als bewaffnete 
Guerillas, die um Land kämpfen. 


Die Formen des Marxismus sind in tiefer 
Krise. Auf den ersten Blick sieht es so 
aus, als ob die Krise des "Dritte Welt"- 
Marxismus ihre Ursache im Scheitern sei- 
ner sozialistischen Modelle Sowjetunion 
und China hätte und nichts mit seinem 
mangelhaften Verständnis der alten und 
neuen Enclosures zu tun hätte. Deshalb 
erscheint diese Krise als Ende der mili- 
tärischen und ökonomischen Hilfe, die 
der sozialistische Block als "proletari- 
schen Internationalismus" geleistet hatte. 
Solch ein Blick ist oberflächlich. 

"Dritte Welt"-Marxisten akzeptieren die 
Vorstellung, daß die Ursprüngliche Ak- 
kumulation fortschrittlich ist. Folglich 
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stellen sie sich vor, daß ihre Partei und ihr 
Staat die Enclosures ihres eigenen Volkes 
rationeller und fortschrittlicher durch- 
führen würde, als die Kapitalisten dies 
könnten, selbst wenn sie offiziell die 
neuen Enclosures bekämpfen. Sie erklä- 
ren das Gemeineigentum an Land und den 
Warentausch auf lokalen Märkten zu 
kleinbürgerlichen Charakteristika, die 
ausgemerzt werden müssen. Ihr revolutio- 
näres Handeln zielt darauf ab, Grund und 
Boden zu verstaatlichen und lokale Märk- 
te zu beseitigen, genauso wie den IWF 
und die herrschende "Kompradoren"-Elite 
rauszuwerfen. 

Doch das erstere ist ein Bannfluch für 
viele derjenigen, die zunächst vom Kampf 
gegen die Neuen Enclosures angezogen 
wurden! Beim Sieg nimmt die Verwir- 
rung zu, denn die Tendenz besteht, die 
zwei "fortgeschrittenen" Formen des 
Grundbesitzes — Staatsplantagen (Mo- 
cambique) oder kapitalistische Farmen 
(Zimbabwe) — auf Kosten der Communi- 
tystrukturen zu schaffen oder fortzufüh- 
ren. Unvermeidbar reifen die Bedingun- 
gen für die Konterrevolution heran, wäh- 
rend die Unmöglichkeit deutlich wird, 
autarke ökonomische Maßnahmen durch- 
zuführen, da genau die Strukturen, die 
Autarkie ermöglichen und den "Contras" 
Land verweigern, von den revolutionären 
Kräften selbst zerstört worden sind. 

In der Konsequenz fasern der konterrevo- 
lutionäre Krieg geringer Intensität und 
hohe Zinsen die Revolution auf. Denn es 
ist gegen Ende des 20. Jahrhunderts rela- 
tiv leicht, die Wissenschaft der Revolu- 
tion zu praktizieren und zu gewinnen. 
Gerade diese Einfachheit zwingt aber das 
Kapital dazu, sicherzustellen, daß die 
Folgen des Sieges in Katastrophe und 
Verzweiflung bestehen. Darin besteht die 
Krise der Dritte Welt-Linken: ihre Wur- 
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zeln liegen nicht nur in den hinterhältig- 
dämonischen Plänen des CIA, sondern 
auch im Scheitern der Marxschen Analyse 
der alten Enclosures selbst. 


Im Kontrast dazu besteht das fortgeschrit- 
tenste öffentliche Selbstverständnis des 
Kapitals bezüglich der neuen Enclosures, 
mit dem sichtbaren Zusammenbruch der 
sozialistischen Modelle und einer Krise 
des revolutionären "Dritte Welt"-Marxis- 
mus, in der Parole vom "Ende der Ge- 
schichte". Diese Phrase interpretiert das 
Ende der sozialistischen Staaten und 
Parteien als die Auslöschung der treiben- 
den Widersprüche der Weltgeschichte, 
den Triumph des Weltmarkts als einen 
Markstein in der gleichmachenden Ver- 
wandlung des Planeten in Ware, genannt 
"Verwestlichung" und "Demokratie". Oh- 
ne solche "Widersprüche" gibt es natür- 
lich keine Geschichte für große Erzählun- 
gen mehr. 


Wie ernst wir diesen Postmodernismus 
des State Department nehmen sollten, ist 
strittig, aber das Szenario, das es vor- 
schlägt, ist einfach. Es setzt den Klassen- 
kampf auf die Situation vor dem Ersten 
Weltkrieg zurück und gibt den Arbeitern 
in der OECD zwei Möglichkeiten: "Libe- 
ralismus" oder "Imperialismus". Die libe- 
rale Seite akzeptiert den "Marktmechanis- 
mus", wo wir uns dann als unterschiedli- 
che Funktionen des Arbeitsprozesses in 
einer Umgebung von Aussonderung {tria- 
ge} wiederfinden, so daß das Verbessern 
unserer "Überlebensfähigkeiten" zum 
einzigen Ziel unseres "Lebens" wird. Das 
imperialistische Moment forciert die 
Internationalisierung von Unterwerfung 
und Ausplünderung, d.h. man lehnt die 
Konkurrenz untereinander ab, indem man 
sich zum Komplizen seines unmittelbaren 
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Chefs in der direkten Ausbeutung anderer 
Proletarier macht, so daß ein Sieg nur 
einen Deal wie in Südafrika bedeutet: 
bessere Löhne und für jeden eine Woh- 
nung... geschützt durch Kriegsrecht, Fol- 
terzellen und die Knarre in der Handta- 
sche. Wahrscheinlicher wäre eine ekel- 
hafte Mischung von beidem verdaulicher. 


Das Grünen des Deals 


Im drohenden Schatten dieser düsteren 
kapitalistischen Absichten und dem Kol- 
laps des Sozialismus sind die "Grünen" 
mit einer globalen Perspektive herausge- 
kommen, die sich auf menschliche Sehn- 
süchte stützt, die über den Markt hinaus- 
reichen. Vom »Denk wie ein Berg« von 
Earth First! {militante, ökologisch-radi- 
kale, basisorientierte Organisation} zu 
den »atomfreien Meeren« von Greenpea- 
ce scheint die ökologische Bewegung 
eine wesentliche Kraft im Widerstand 
gegen die neuen Enclosures in den 80ern 
gewesen zu sein. "Grüne" Aktivisten 
haben die Abholzung sabotiert, Strom- 
masten gesprengt, Atomtests verhindert 
und generell die "Ludditen" der neuen 
Enclosures gespielt, während "Grüne" 
Parteien in Europa von vielen unterstützt 
wurden, die früher zu den Sozialisten 
oder Kommunisten gegangen wären, 
indem sie dem politischen und ideologi- 
schen Widerstand gegen die gröbsten 
Konsequenzen der kapitalistischen Ent- 
wicklung Stimme verliehen haben. Die 
"Grünen" (und ihre verbündeten Tierbe- 
freier) haben einiges an außergesetzli- 
chem Mut und engelhafter Begeisterung 
zu den Kämpfen des letzten Jahrzehnts 
beigetragen. Aber ihre Klassenzusam- 
mensetzung hat ihre Anstrengungen bis 
heute beschränkt. 
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Wie wir in Strange Victories (1979; siehe 
S. 109 in diesem Buch) dargestellt haben, 
hatte die US-amerikanische Anti-Atom- 
Bewegung — aus der die derzeitige Öko- 
logiebewegung hervorgegangen ist — eine 
beschränkte Klassenzusammensetzung. 
Sie stützte sich auf die ländliche Bevölke- 
rung, die um die Atomanlagen herum 
lebte und auf "einen zusätzlichen Faktor": 
eine intellektuelle Arbeitskraft, die sich in 
den 60ern in der Umgebung dieser An- 
lagen angesiedelt hatte. Wir haben be- 
hauptet, daß, obwohl die Anti-Atom-Be- 
wegung über diese dünne Klassenzusam- 
mensetzung hinausging und städtisches 
und industrielles Proletariat in die Be- 
wegung mithineinzog, die Atomindustrie 
nicht besiegt worden wäre. Die Energie- 
preise waren der Schlüssel, um die Klas- 
senzusammensetzung der Bewegung aus- 
zuweiten, und so kam es auch. Die Explo- 
sion von Kämpfen gegen die Energie- 
preiserhöhungen auf den Straßen und 
Autobahnen in den USA (und die Revolu- 
tionen und Aufstände in den Ölförderlän- 
dern) zwangen das Kapital so um 79-80, 
die Energiepreise zu stabilisieren. Das 
besiegelte zumindest in diesem Jahrhun- 
dert das Schicksal der US-Atomindustrie. 


Allerdings hat die gegenwärtige Ökolo- 
giebewegung das Geheimnis der strange 
victories ihrer Vorgängerin nicht verstan- 
den. Die spezifische Dialektik zwischen 
aufrührerischen Erdöl-Junkies und Anti- 
Atomengeln entwickelte sich nie zu einer 
proletarischen Bewegung, die über das 
bloße Managen der Umweltkonsequenzen 
der kapitalistischen Akkumulation hätte 
hinausgehen können. Ökologen der Rea- 
gan-Ära kehrten zur selbstgerechten Ideo- 
logie von "Naturbewußtsein", der Moral 
"des guten Willens", der Praxis des "Re- 
cycling" und der "Patenschaft" der 70er 
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zurück. Diese Bewegung hat all die 
Kennzeichen des von Marx und Engels so 
ausführlich beschriebenen Denkens und 
Handelns von Kleinproduzenten. Selbst in 
der Herkunft ihres Namens klingt noch 
das "aikos" (Heim und Herd) der antiken 
griechischen Aristokraten. Aber grade so 
wie das Wort "Ökonomie" die ländlich- 
patriarchalischen Beziehungen von Vater- 
Frau-Kind-Sklave in die kapitalistische 
Fabrik einschmuggelt, so geht "Ökologie" 
davon aus, daß die Erde ein "aikos" ist, 
der gut verwaltet sein will, und nicht das 
Terrain des weltweiten Klassenkampfs. 
Denn die ProletarierInnen mögen ja Ein- 
geborene dieser Welt sein, aber wir haben 
keinen Platz hier. 


In der Konsequenz ihres politischen Kon- 
servativismus hat die Ökologiebewegung 
eine riesige historische Gelegenheit ver- 
paßt, noch einmal ihre beschränkte Klas- 
senzusammensetzung zu überwinden. 
Denn mit dem Zusammenbruch des Nach- 
kriegsdeals in den USA ist schließlich 
eine Chance gekommen, das Seil zu zer- 
schlagen, das die Lohnerhöhungen der 
Arbeiterklasse in der Vergangenheit an 
die Zerstörung der gemeinsamen Lebens- 
grundlagen gebunden hat. Diese Lohn- 
erhöhungen sind endgültig abgelehnt, der 
Deal geplatzt, aber das Kapital tut immer 
noch so, als ob es unseren Lebensraum 
{deutsch im Original} für seine Scheiße 
nutzen könnte. 


Aber die Arbeiter verweigern dem Kapi- 
tal immer mehr sein "Recht zu scheißen". 
Zum Beispiel lag ein wichtiger Aspekt 
des Streiks gegen International Paper in 
Jay/Maine, darin, daß die Streikenden 
eine Umweltschutzverordnung unterstütz- 
ten, in der IP wörtlich erklärt wurde: 
Wenn ihr die totale Kontrolle über den 
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Produktionsprozeß innerhalb der Fabrik 
wollt, wollen wir die totale Kontrolle über 
den Reproduktionsprozeß außerhalb der 
Fabrik. Diese Art von Aktion liegt im 
Innersten einer neuen Möglichkeit für die 
Ökologiebewegung, ihren Engelsstatus 
aufzugeben und zurück zur proletarischen 
Erde zu kommen. Wenn man die Taktik 
der Arbeiter von Jay verallgemeinert zu 
einem Kampf, der dem Kapital die Mög- 
lichkeit der kostenlosen Einhegung(*) 
und stückweisen Zerstörung der gemein- 
schaftlichen Güter untersagt, würde eine 
wirklich revolutionäre Krise entstehen. 


Solch eine Richtungsänderung der Öko- 
logiebewegung würde ein Teil eines grö- 
ßeren Prozesses sein, der die neuen En- 
closures in eine entscheidende Chance 
proletarischer Vereinigung und kapitali- 
stischer Katastrophe verwandelt. In der 
Praxis bedeutet das die Schaffung von 
Individuen und Organisationen, die so- 
wohl lokal als auch international denken 
und handeln können, was genau das ist, 
was die Kämpfe um die neuen Enclosures 
tun. Diese Schlußfolgerung wird aktuali- 
siert in den Kämpfen gegen die neuen En- 
closures, die gleichzeitig dem Kapital 
Plätze enteignen und sie halten und der 
proletarischen Bewegung Räume öffnen. 
Darum erscheinen auch der defensive 
Lokalismus, Provinzialismus, Nationalis- 
mus und Rassismus vielen aus der Arbei- 
terklasse so attraktiv, denn sie scheinen 
etwas Schutz gegen das offensichtlichste 
Zeichen der neuen Enclosures in Nord- 
amerika und Europa zu geben: die An- 
kunft des "anderen" Arbeiters. Solch eine 
Reaktion ist allerdings verrückt, denn je 
mehr Plätze mit "Nur für Weiße" versie- 
gelt sind, um so enger werden die Räume 
proletarischer Aktion. Es gibt Leute, 
besonders in der Dritten Welt und in den 
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sozialistischen Ländern, die auf der ande- 
ren Seite nun feiern, daß sich proletari- 
scher Raum für Bewegungen öffnet, die 
den unmittelbarsten Folgen der neuen En- 
closures dort, nämlich ohne Lohn zu sein, 
zu entkommen suchen. Aber wenn sie 
nicht am Ende ihrer Bahn Plätze gegen 
das Kapital zu schaffen vermögen, dann 
werden sie wie die karibischen Piraten 
gejagt, fertig gemacht und ausgerottet. 

Die konkrete Aufgabe der Schaffung 
einer neuen proletarischen Geometrie 
geht an Orten wie New York, Boston, Zü- 
rich, Jay/Maine, Peking und Lagos voran. 


Das letzte Freudenfest 


Aber können wir hier mit dieser dürren 
Hoffnung auf eine abstrakte, meist wi- 
dersprüchliche proletarische Geometrie 
abschließen? Sind wir gar zu sehr von der 
post-modernen anti-revolutionären 
Krankheit befallen? Diese Krankheit ist 
tatsächlich befremdlich, weil sich mit 
dem definitiven Ende der Ära der drei 
grundlegenden Deals ein Moment klassi- 
scher revolutionärer Krise ergibt. Ja, 
obwohl in dieser Hinsicht das Kapital 
höchst unstabil ist, scheint sein fetischi- 
stischer Charme ungebrochen. Während 
sich um uns herum beispiellose revolutio- 
näre Ereignisse entfalten, feiern die Posti- 
sten das Ende der Revolution, das Ende 
des Klassenkampfs, das Ende der Großen 
Proletarischen Erzählung oder, implizit 
und gegensätzlich, den totalen Triumph 
des Kapitals. 


Jetzt ist Zeit für andere Töne im Kampf 
der Klassen. In dieser Einführung haben 
wir alte Begriffe wieder neu eingebracht: 
Enclosure und gemeinschaftliche Güter. 
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Am Schluß laßt uns noch einen anderen 
einbringen: "Freudenfest". Zuerst mag 
man uns für reichlich daneben halten. 
Schließlich werden unsere Genossen in 
aller Welt gejagt, erschossen, eingeker- 
kert und gefoltert, und so scheint die 
bloße Erwähnung des "Freudenfestes" 
unangemessen oder gar obszön. Ist das 
die Zeit zu feiern? Aber jeder Kampf 
gegen Enclosures und für die gemein- 
schaftlichen Güter wird zu einem Freu- 
denfest. 


Der Begriff selber stammt aus dem Alten 
Testament, wurde aber an zwei zentralen 
Stelle in der Periode des Kapitalismus 
wiederbelebt. "Freudenfest" im allgemei- 
nen meint die Abschaffung der Sklaverei, 
die Aufhebung aller Schuld und die Rück- 
gabe allen Landes an die Gemeinschaft. 

Das kam bei den mesopotamischen Völ- 
kern, auch bei den 
Hebräern, immer 
wieder vor. Im spä- 
ten 18. Jahrhundert 
wurde dieser Aus- 
druck auf dem 
Land benutzt, um 
das Ende der En- 
closures zu for- 
dern, während ihn 
auf der anderen 
Seite des Atlantik 
die afrikanischen 
Sklaven gebrauch- 
ten, um die Befrei- 
ung aus der Skla- 
verei zu verlangen. 
So vereinte dieses 
Wort den trans-at- 
lantischen Kampf 
gegen das Kapital 
in der Zeit vor 
Marx. Kann es das noch einmal? Viel- 
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leicht nicht, aber die im Verlangen nach 
dem Freudenfest verborgenen Energien 
sind noch lange nicht verbraucht. Im 
Gegenteil: indem heute das Dach von 
allen diesen Absprachen zwischen den 
Klassen weggeflogen ist, wird die Forde- 
rung nach einem Wiederbeginn der Ge- 
schichte der Menschheit in Gemeinschaft 
zu einer Kraft, von der selbst das Kapital 
abhängt, will es einen wirklichen Welt- 
markt schaffen. Diese Kraft des Freuden- 
festes hat uns zu diesem Heft geführt. 


Nieder mit den neuen Enclosures, 
Zeit für das letzte Freudenfest...! 
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Die Schuldenkrise, Afrika 
und die neuen Enclosures 


Die internationale Schuldenkrise — das 
sind Kredite im Wert von mehr als einer 
Billion Dollar mit ziemlich hohen Zinsen, 
geschuldet von Dritte Welt-Ländern, die 
möglicherweise noch nicht einmal die 
Zinsen, geschweige denn den Kapital- 
dienst für diese Kredite zahlen können. 
Nicht auf der Grundlage des gegenwärti- 
gen Zusammenbruchs der Rohstoffpreise 
und des intensiven internationalen Wett- 
bewerbs bei halbveredelten Waren. 

Zwei Hauptrichtungen bestimmen die 
Diskussion über die Krise: Für die Rechte 
ist die Krise angesichts des Zahlungsver- 
zugs der größten Schuldnerländer mögli- 
cherweise eine Bedrohung des internatio- 
nalen Banksystems. Für die Linke ist die 
Krise das Haupthindernis bei der Ent- 
wicklung der Dritten Welt. Folgerichtig 
werden die "Lösungen" auf der Grundlage 
der "Probleme" gerechtfertigt, die diese 
Krise voraussichtlich macht. Die Rechte 
sieht in der schon existenzialistischen 
Bedrohung der internationalen Geldform 
die Rechtfertigung für die harte, drakoni- 
sche IWF-Politik, die die Dritte Welt 
"zahlungsfähig" machen soll. Während- 
dessen verweisen die linken Ökonomen 
nicht nur auf die riesigen "menschlichen 
Kosten" dieser IWF-Politik, sondern stel- 
len fest, daß diese Politik die Schulden- 
krise unweigerlich verlängert, weil sie die 
ökonomische Entwicklung der Schuldner- 
länder blockiert. 
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von Silvia Federici 
in: Midnight Notes Nr. 10 


Aber diese beiden gegensätzlichen An- 
sichten gehen von einem gemeinsamen 
Punkt aus: die Schuldenkrise ist ein Hin- 
dernis für die kapitalistische Entwicklung 
in den 90er Jahren. Für die Rechten be- 
droht die Schuldenkrise das "stabile 
Wachstum" der Gläubigerländer; für die 
Linken ist sie das Haupthindernis in der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Schuld- 
nerländer. Wir sind mit dieser gemein- 
samen Voraussetzung nicht einverstan- 
den. Hinter der Schuldenkrise versteckt 
sich eine Krise der Produktivität, die die 
kapitalistische Klasse sowohl in den 
Gläubiger-, als auch in den Schuldnerlän- 
dern betrifft. Die Schuldenkrise war eins 
der wesentlichen Instrumente des Kapi- 
tals, um die Balance der Klassenverhält- 
nisse zu seinen Gunsten zu verschieben — 
auf beiden Polen der Schuldenbeziehung. 
Das heißt, die Schuldenkrise wurde be- 
nutzt, um die Produktivitätskrise des 
Kapitals zu lösen. 

Daß die Schuldenkrise eine Krise der 
kapitalistischen Produktivität darstellt, ist 
nirgendwo deutlicher zu sehen als in Af- 
rika. Das Hauptziel der von der Schulden- 
krise hervorgebrachten Politik ist, die 
Klassenbeziehungen "zu rationalisieren", 
beginnend mit dem ärgerlichsten Problem 
der kapitalistischen Entwicklung in Afri- 
ka: Wem gehört das Land? Es ist Grund- 
lage jeder Entwicklungstheorie, daß die 
kapitalistische "Industrie nicht entstehen 
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kann ohne rationalisierte Landwirtschaft. 
Aber Rationalisierung hat nicht nur etwas 
mit Düngemitteln und Traktoren zu tun; 
die Klärung der privatrechtlichen Eigen- 
tumsverhältnisse des Landes ist unendlich 
wichtiger. Die Schuldenkrise war nötig, 
um diese "Rationalisierung" ein Stück 
vorwärts zu bringen. 


Die Klärung der Landfrage 


Warum ist die "Landfrage" immer noch 
so wichtig in Afrika? Die Antwort ist 
einfach, wenn auch etwas überraschend 
für nordamerikanische Leser, bei denen 
die "Landfrage" eine schwache Erinne- 
rung an die Klassenkämpfe des 19. Jahr- 
hunderts im Wilden Westen auslöst. In 
den meisten Teilen Afrikas gibt es immer 
noch das Gemeineigentum an Land, denn 
den Kolonialmächten mißlang es (wie 
sonst nirgendwo auf der Welt), traditio- 
nelle Gemeinschaftsbeziehungen zu zer- 
stören, auf denen das Verhältnis zu Grund 
und Boden beruht. Dies ist für rechte und 
linke Befürworter der Entwicklung der 
Hauptgrund für die wirtschaftliche "Rück- 
ständigkeit" Afrikas. THE ECONOMIST 
betonte in Ein Überblick über Nigeria 
(3.5.86), daß die Landfrage entscheidend 
sei. Im Abschnitt Der Mangel des Kapita- 
lismus lesen wir: 

»Mit zwei Ausnahmen, Kenia und Zim- 
babwe, die beide von Weißen unter dem 
europäischen Recht von Eigentum und 
Erbschaft bewirtschaftet werden, ist prak- 
tisch überall sonst auf dem afrikanischen 
Kontinent das Gewohnheitsrecht verbrei- 
tet, das althergebrachte Gemeinderechte 
an Grund und Boden anerkennt.« 

Das bedeutet, daß ein potentieller Investor 
mit der Gemeinde um »jeden Baum, die 
Feuerholzrechte, das Weiden der Ziegen, 
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das Grab des Großvaters« verhandeln 
und dafür zahlen muß. Das gilt sogar in 
Ländern wie Nigeria, wo 1978 alles Land 
verstaatlicht wurde. Um diesen Mißstand 
zu illustrieren, wird in dem Artikel eine 
Kuhherde abgebildet, die mitten in einer 
nigerianischen Stadt völlig ungestört 
zwischen den Autos herumläuft. 
Folgerichtig schließt THE ECONOMIST, 
daß das Land in Afrika »eingezäunt wer- 
den muß und traditionelle Rechte auf 
Nutzen, Zugang und Beweiden verschwin- 
den müssen.« Denn überall »ist es das 
Privateigentum an Grund und Boden, 
woraus das Kapital entsteht.« Enteignun- 
gen sind daher die Voraussetzung sowohl 
für eine kommerzialisierte Landwirtschaft 
als auch für ein lohnabhängiges, diszipli- 
niertes Proletariat. 


Dieser Überblick vergißt, daß Landent- 
eignungen absolut nicht auf die wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse der Siedler be- 
schränkt blieben. Vielmehr hat sich die 
Privatisierung von Land während der 70er 
und 80er Jahre beschleunigt, weil die 
landwirtschaftlichen Entwicklungsprojek- 
te der Weltbank unter dem Schlagwort 
der "Modernisierung" nicht nur Trakto- 
ren, sondern auch neue klassenmäßige 
Eigentumsverhältnisse in die ländlichen 
Gebiete eingeführt haben. Die Entwick- 
lung dieser neuen Besitzverhältnisse 
wurde verstärkt durch Enteignungskam- 
pagnen der Regierungen (für Infrastruk- 
turmaßnahmen, Ölsuche etc.) und durch 
einen umfassenden Prozeß der Verstädte- 
rung. So hatten diese Veränderungen 
viele Ursachen, unter anderem auch die 
Versuche, die afrikanische Länder in 
Richtung "Entwicklung" unternahmen, 
und die zunehmende Weigerung der jun- 
gen Generation, ihr Leben "im Busch" zu 
verbringen wie ihre Eltern. 
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Bis heute leben mindestens 60% der afri- 
kanischen Bevölkerung von den von ih- 
nen selbst angebauten Lebensmitteln, wo- 
bei die Arbeit meistens von den Frauen 
verrichtet wird. Selbst wenn sie in der 
Stadt leben, erwarten viele Afrikaner 
Unterstützung vom Land als dem Ort, von 
dem man im Falle eines Streiks etwas zu 
essen kriegt, oder an den man im Alter 
zurückkehren wird, oder wo man, wenn 
gar nichts mehr geht, ein Stück Land vom 
örtlichen Häuptling kriegt oder wenig- 
stens eine Suppe von den Nachbarn oder 
der Verwandtschaft. Das Dorf ist das 
Symbol einer gemeinschaftlichen Organi- 
sierung des Lebens, das, wenn auch ange- 
griffen, sich noch nicht ganz aufgelöst 
hat. Zeugnis legen die ab, die in die Stadt 
ziehen und immer noch große Verantwor- 
tung für die übernehmen, die zurückblei- 
ben — eine Verantwortung, die leicht zu 
einer Bürde wird, aber zur Unterstützung 
derer dient, die sonst zugrunde gingen. In 
Nigeria z.B. legen Dörfler oft zusammen, 
um einige Kinder zur Schule schicken zu 
können, in der Erwartung, daß diese, 
wenn sie die Diplome haben, den Leuten 
zuhause helfen werden. 


"Das Dorf" stellt bis heute die Basis der 
Reproduktion in vielen afrikanischen 
Ländern dar, vor allem für das Proletariat, 
das sich kaum, wenn es in die Stadt 
kommt, den Lebensstil der Mittelklasse- 
Kleinfamilie leisten kann. Allerdings 
konkurriert selbst in der Mittelklasse die 
Kleinfamilie mit dem Dorf, das sich (vor 
allem dank der Frauen) weigert, als ein 
veralteter Begriff behandelt zu werden. 
Dieser Konflikt zwischen Stadt und Land 
ist Stoff vieler Erzählungen, in denen die 
anspruchsvolle Sippe ihre verstädterten 
Kinder mit zu vielen Erwartungen in die 
Korruption zwingt. In der Realität haben 
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diese "unvernünftigen" Bedürfnisse einen 
Druck auf die städtischen Löhne ausge- 
übt, um einen höheren Konsumstandard 
sowohl im Dorf als auch in der Stadt zu 
gewährleisten, sodaß das Bewußtsein 
darüber, welch kultureller und materieller 
Wohlstand in der Welt vorhanden ist, in 
den letzten Winkel vorgedrungen ist. 

Das Fortbestehen kommunaler Bande und 
das Fehlen einer Tradition der Lohnab- 
hängigkeit hat viele Folgen für die politi- 
sche Ökonomie in Afrika. Erstens ergibt 
sich daraus ein Klima von Ansprüchen an 
Wohlstand gegenüber der Gemeinschaft 
und dem Staat. Zweitens resultiert daraus, 
daß die meisten afrikanischen Proletarier 
nie gelernt haben, die Gesetze des Kapi- 
tals als Naturgesetze anzuerkennen, selbst 
wenn jetzt die Forderungen nach dem, 
was die industrielle Entwicklung bieten 
kann, ein wesentlicher Faktor der sozialen 
Veränderungen ist. 


Das muß betont werden, angesichts der 
Tendenz in den USA, die Afrikaner ent- 
weder als hilflose Opfer (der staatlichen 
Korruption oder der Naturkatastrophen) 
oder als Vorkämpfer in rückständigen 
Stammesauseinandersetzungen zu sehen 
(ein Mythos, der durch die westlichen 
Medien erzeugt wird, um das Abseits- 
stehen zu den Kämpfen der Menschen in 
diesem Kontinent, einschließlich Süd- 
afrika, zu fördern). In Wirklichkeit wer- 
den auf den Feldern, in den Fabriken, auf 
den Märkten und in den Schulen Kämpfe 
geführt, die nicht nur in ihrer Militanz 
kaum ihresgleichen in der "Ersten Welt" 
finden, sondern die auch höchst "modern" 
in ihren Inhalten sind. Ihr Ziel ist nicht 
die Bewahrung einer mythischen Vergan- 
genheit, sondern die Neudefinition des- 
sen, was Entwicklung für das Proletariat 
bedeutet: Zugang zum international pro- 
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duzierten Reichtum, aber nicht zum Preis, 
den das Kapital dafür verlangt. 


Es gibt viele Beispiele für die Militanz 
und Modernität (vielleicht sogar "Post- 
Modernität") der afrikanischen Proleta- 
rier. Von der Weigerung, sich zählen zu 
lassen (in Nigeria ist die Idee einer Volks- 
zählung immer noch nur ein Traum der 
Regierung), über den Widerstand gegen 
die Steuererhebungen (eine Beschäfti- 
gung, die Bedarf für Leibwächter schafft), 
zum Widerstand gegen Landenteignungen 
(der oft in offenen Krieg mündet). Ob- 
wohl zum Beispiel in Nigeria das Land 
nationalisiert wurde, sind immer noch 
Verhandlungen mit den örtlichen Häupt- 
lingen und Ausgleichszahlungen für Bäu- 
me und Früchte nötig, bevor ein Stück 
Land tatsächlich von der Regierung be- 
nutzt werden kann. Schließlich ist der Wi- 
derstand gegen die Lohnarbeit weit ver- 
breitet, gemessen ‚an verlorenen Arbeits- 
stunden und Kampfformen, die man nicht 
erwarten würde von einer Arbeiterklasse, 
die gerade 20% der Bevölkerung aus- 
macht. 
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Die Schwierigkeit, die die afrikanischen 
Proletarier haben, die Gesetze des Kapi- 
tals als Naturgesetze zu akzeptieren, ist 
besonders groß in den neuen Generatio- 
nen, die in einer Periode intensiver Be- 
freiungskämpfe (1975 Guinea Bissau, 
1976 Angola und Mocambique, 1980 
Zimbabwe) aufgewachsen sind und die 
"den Westen" vom Blickwinkel Soweto 
aus sehen. Diese Jugend ist der Grund für 
die Verzweiflung des Kapitals im letzten 
Jahrzehnt, in bezug auf die Disziplin und 
die Produktivität der Afrikaner. 

So wuchs von 1970 an, vor der Schul- 
denkrise, ein Verständnis im internatio- 
nalen Kapital heran, daß Afrika ein Faß 
ohne Boden ist, und daß die einzige Hoff- 
nung für die Zukunft darin liegt, die Be- 
völkerung dramatisch zu vermindern. 
("Afrika" meint dabei natürlich alles 
außer Südafrika, auch wenn die Ereignis- 
se, die zu der neuen "Stimmung" geführt 
haben, von Soweto zur Beendigung des 
Kolonialismus in Angola, Mocambique 
und Zimbabwe, im südlichen Teil Afrikas 
stattgefunden haben). Vor Gericht steht 
»der Widerstand Afrikas gegen die Ent- 
wicklung«, denn, so 
erzählt es das WALL 
STREET JOURNAL 
dauernd, Afrika sei 
in der Nachkriegs- 
periode die einzige 
Region in der Welt 
ohne Wachstum. 
Die Treue der Afri- 
kaner zu »ihren tra- 
ditionellen Weisen«, 
ein Deckwort für 
antikapitalistische 
Verhaltensweisen; 
die Forderungen 
nach Lebensstan- 
dard, vor allem in 
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Ländern wie Nigeria oder ' 
Sambia, die in den 70ern 
einen Sprung im nationalen 
Wohlstand erlebten (auf- 
grund der Öl- und Kupfer- 
preise) — all das muß zer- 
stört werden, wenn irgend- 
eine Form kapitalistischer 
Entwicklung in Afrika 
stattfinden soll. Das Kapital 
hat eine Politik der geplan- 
ten Unterentwicklung als 
Antwort auf die »struktu- 
rellen/politischen Proble- N 
me« mit der Landfrage im 
Zentrum begonnen. Nicht 
nur ist das Kapital auf der 
Suche nach sicheren Plät- 
zen in Amerika oder der Schweiz aus 
Afrika geflüchtet, auch die Zahl der aus- 
ländischen Investoren ist auf eine Hand- 
voll zusammengeschrumpft. In den 70er 
und 80er Jahren war Afrika die Region 
mit der geringsten Rate von Kapitalinve- 
stitionen. Ausländische Hilfe und Exporte 
sind zusammengebrochen. Inzwischen 
sind die Gefahren der »Bevölkerungs- 
explosion« als Vorbote der Revolution 
zum Inhalt der Klagelieder geworden. 
Entsprechend erlebt Afrika, wie es der 
ehemalige Weltbankpräsident Clausen 
kürzlich ausdrückte, »die schlimmste 
Depression, die je ein Teil der Welt seit 
dem Zweiten Weltkrieg erlebt hat«. Das 
heißt vom Standpunkt des Kapitals aus 
nichts anderes, als daß Afrika das Gebiet 
ist, wo der größte Widerstand gegen Ent- 
wicklung zu gewärtigen ist. 

Das Ausmaß der Verzweiflung des Kapi- 
tals kann an den düsteren Tönen der ge- 
genwärtigen Diskussion genauso abge- 
lesen werden wie in der Mißachtung, die 
das internationale Kapital der afrikani- 
schen Arbeiterklasse entgegenbringt. 
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Herzlichen Gläckwnsch, aber dıvor spiren wir wehts. 


Heute ist Afrika das Experimentierfeld 
für Aids. Es ist die chemische/nukleare 
Müllkippe der Welt, es ist die Region, wo 
abgelaufene Arzneimittel oder anderswo 
verbotene Produkte abgeladen werden. 


Die Schuldenkrise als 
Produktivitätskrise des Kapitals 


In diesem Gesamtbild ist die Schulden- 
krise zu sehen, die Anfang der 80er Jahre 
mehr als 25 afrikanische Länder betraf. 

Es ist schwer zu messen, in welchem 
Ausmaß die Schuldenexplosion vom 
Druck der ProletarierInnen kommt, die 
ihre Regierungen zwangen, Kredite bei 
fremden Banken aufzunehmen, oder vom 
internationalen Kapital herbeigeführt 
worden ist, um die afrikanischen Regie- 
rung zu politischen Reformen zu bewe- 
gen. Sicher ist die Schuldenkrise zur gol- 
denen Gelegenheit für das nationale und 
internationale Kapital geworden, eine um- 
fassende Reorganisierung der Klassenbe- 
ziehungen dur&hzusetzen, d.h. Arbeitsko- 
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sten zu senken, die gesellschaftliche Pro- 
duktivität zu erhöhen, die "sozialen Er- 
wartungen" zurückzuschrauben und ins- 
gesamt den Kontinent der tieferen Durch- 
dringung mit kapitalistischen Verhältnis- 
sen zu öffnen, ausgehend vom kapitalisti- 
schen Gebrauch des Landes. 

Wie in anderen Teilen der Dritten Welt 
hat sich auch in Afrika die Krise in zwei 


Stufen entwickelt, die im mehr oder weni- - 


ger direkten Eingreifen ausländischer Re- 
gierungen durch die internationalen Be- 
hörden zu unterscheiden sind. Es hat eine 
Arbeitsteilung zwischen dem Internatio- 
nalen Währungsfond (IWF) und der Welt- 
bank gegeben, nicht so sehr, um "harte" 
und "weiche" Maßnahmen zu verbinden, 
sondern um mit unterschiedlichen Ebenen 
proletarischen Widerstands, dem Schlüs- 
selfaktor in der Dialektik von Entwick- 
lung und Repression, umzugehen. Die er- 
ste Phase, etwa von 1980 bis 84, war von 
der "monetaristischen Politik" des IWF 
bestimmt. Ein Land nach dem anderen 
wurde zahlungsunfähig und zu Arrange- 
ments mit dem IWF gezwungen: Dispo- 
sitionskredite gegen die infamen IWF- 
Bedingungen: Kürzungen in den Subven- 
tionen von Produkten und Programmen, 
Lohnkürzungen, Abbau des öffentlichen 
Sektors und massive Entwertungen, die in 
manchen Fällen die Wirtschaft regelrecht 
demonetarisierte. Aber 1984 war der Wi- 
derstand gegen weitere Maßnahmen zur 
Verarmung und der Haß auf den IWF so 
groß geworden, daß eine neue Strategie 
entwickelt werden mußte, begleitet durch 
den Austausch des Wärters: die Weltbank 
übernahm die Sache: die zweite Phase seit 
1984 hat die Form der Weltbank-"Ent- 
wicklung". 

Auf dem afrikanischen Kontinent ist die 
Weltbank ein alter Bekannter. In der Zeit 
nach der Unabhängigkeit hatte sie die 
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Plätze der alten Kolonialverwalter ein- 
genommen. Während der 80er Jahre war 
sie die Graue Eminenz des Kapitals in 
Afrika. Kaum ein Plan oder ein Vertrag 
wurde ohne ihr Beisein als Verleiher, 
Ratgeber oder Kontrolleur, gemacht. 1984 
gab sie bekannt, daß sie eine Milliarde 
Dollar aufbringen würde für die Länder 
südlich der Sahara, die ihr Rezept der 
"ökonomischen Rettung" annehmen und 
auf den Weg der wirtschaftlichen Refor- 
men zurückkehren würden. Diese "spe- 
zielle Einrichtung für Afrika", die unter 
dem Namen Strukturanpassungspro- 
gramm (SAP) zum Vorbild des Baker 
Plans von 1985 wurde, entpuppte sich als 
das Vehikel für die so sehr bejubelte Ein- 
führung der freien Marktwirtschaft durch 
viele afrikanische Länder seit 1985. 

SAP bedeutet nichts anderes als das Rea- 
gan’sche Laissez-faire, angepaßt an die 
Dritte Welt. Im Kern ist es die Formel 
von Milton Friedman für das Chile nach 
dem Sturz Allendes, die verlangt, alle 
Maßnahmen zum Schutz des Lebensstan- 
dards der Arbeiter zu beseitigen und die 
Arbeiter zu zwingen, nur zu überleben, 
um im Wettbewerb mit den anderen Ar- 
beitern der Welt zu arbeiten. So richten 
sich die Löhne nach den Verhältnissen 
auf dem internationalen Arbeitsmarkt, 
verbunden mit staatlicher Repression, die 
verhindert, daß die Löhne jemals auf das 
"internationale Niveau" steigen. 

SAPSs verlangen viel Repression. In Chile 
bezahlten seine Einführung 30000 Arbei- 
ter mit dem Leben. SAP bedeutet, daß ein 
Land gegen "wachstumsorientierte Kredi- 
te" die Liberalisierung der Importe, die 
Privatisierung der staatlichen Industrien, 
die Abschaffung aller Einschränkungen 
beim Währungstausch und bei den Wa- 
renpreisen, die Übernahme aller Unter- 
programme und spätere Geldentwertun- 
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gen akzeptiert; mit den Krediten diese 
Programme finanziert und exportorien- 
tierte Landwirtschaft und Industriesekto- 
ren aufbaut. Wenn sich einmal die Wa- 
renpreise, die Dienstleistungen und die 
Arbeitskraft "ihrem Marktwert anpassen" 
dürfen und ausländische Waren wieder 
auf den Märkten auftauchen, so verspre- 
chen die Kapitalisten und die Weltbank, 
wird jeder wieder angespornt sein, mehr 
zu produzieren, ausländische Investitio- 
nen werden fließen, die Exporte werden 
steigen und harte Währungen werden 
eingenommen, sodaß schließlich die 
Erholung stattfindet. Aber SAP bedeutet, 
daß Millionen von Afrikanern, die durch- 
schnittlich bestenfalls 30 Dollar im Monat 
verdienen, nun amerikanische Preise für 
Waren und Dienstleistungen bezahlen 
müssen. Selbst die Preise einheimischer 
Lebensmittel erreichen ungeahnte Höhen, 
weil auf dem Land immer mehr Früchte 
angebaut werden, die nicht für den loka- 
len Gebrauch bestimmt sind. 

SAPs sind das Werkzeug, um die afrika- 
nischen Proletarier in den Weltmarkt zu 
integrieren, aber unter Bedingungen, die 
denen der Kolonialzeit nicht unähnlich 
sind. Sie sollen Erzeugnisse produzieren, 
die sie nicht verbrauchen können und für 
das, was sie kaufen, mit internationalen 
Preisen bezahlen zu einer Zeit, in der ihre 
Löhne nicht nur zusammen- 
gestrichen worden sind, son- 
dern bei astronomischen Infla- 
tionsraten bedeutungslos ge- 
worden sind. Die Integration 
des afrikanischen Proletariats in 
den Weltmarkt sieht man auch 
auf der Ebene der neuen Chefs: 
alle Bemühungen, diese Posi- 
tionen nur mit einheimischem- _ 
Personal zu besetzen, sind ge- __ 
stoppt, die vertriebenen Mana- 
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Erst das Seil, dann den Kredit ... 


ger und Techniker kommen scharenweise 
zurück — wie in der guten alten Zeit des 
Kolonialismus. Die Hoffnung besteht, daß 
weiße Chefs die Leute besser zum Arbei- 
ten bringen als ihre afrikanischen Kolle- 
gen. 

In dem Maße, wie ausländische Behörden 
(IWF, Weltbank, Geschäftsbanken) die 
Schlüsselmanager stellen, erscheinen die 
getroffenen Maßnahmen wie ein neues 
Kapitel in neo-kolonialen Beziehungen, 
in dem die westlichen Banken und Behör- 
den die Kolonialmächte in ihrer imperiali- 
stischen Rolle ersetzen. Dieses "Erschei- 
nen" ist nicht unbegründet. Einmal im 
Griff von IWF & Co, verliert jedes Land 
jeden Anschein von ökonomischer oder 
politischer Unabhängigkeit: die Vertreter 
des IWF sitzen im Vorstand der Zentral- 
bank, kein größeres wirtschaftliches Pro- 
jekt kann ohne ihre Zustimmung durch- 
geführt werden, Wellen ausländischer 
Offizieller fallen ein, um die Bücher zu 
kontrollieren und keine Regierung kann, 
selbst wenn sie es wollte, einen politisch 
unabhängigen Weg einschlagen, weil sie 
alle paar Monate mit ausländischen Be- 
hörden über Zahlungspläne oder neue 
Kredite verhandeln muß. 

Der Fall Liberia, das vor ein paar Jahren 
Washington bat, ein Managerteam zu 
schicken, um die Wirtschaft zu steuern, 


St. 


feltern oder hängen! 


—__ 
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ist ein — wenn auch extremes — Beispiel ° 


für das, was überall in Afrika läuft. Ge- 
nauso die Angebote afrikanischer Regie- 
rungen (Kamerun, Elfenbeinküste, Nige- 
ria) an Israel und Südafrika, mit denen 
lange Jahre aus Sicherheitsgründen nur 
geheime Beziehungen möglich waren. In 
gewissem Sinn kann man deshalb von der 
Rekolonisierung Afrikas unter der Vor- 
herrschaft westlicher Mächte sprechen, 
die die Krise benutzen, um all das zurück- 
zuerobern, was in Folge der antikolonia- 
len Kämpfe verlorengegangen ist. 


Bei alldem soll nicht die Tatsache ver- 
schwiegen werden, daß die Krise und die 
Hilfe von auswärts dem dominierenden 
Teil der herrschenden Klasse in Afrika 
durchaus willkommen waren. Sie haben 
die Schulden benutzt, um sich von Zu- 
geständnissen an "ihre Leute", zu denen 
sie nach der Unabhängigkeit gezwungen 
worden waren, zu befreien und um die 
Militanz der jungen Generation einzu- 
dämmen. Dafür mußten sie selber ein 
paar bittere Pillen schlucken. Heutzutage 
ist es für die afrikanische herrschende 
Klasse ein anderes Geschäft, sich mit dem 
internationalen Kapital zu integrieren als 
noch zu Zeiten nach der Unabhängigkeit. 
Damals hatten sie es mit einer weniger 
einheitlichen kapitalistischen Front zu tun 
(die USA konkurrierte in Afrika mit den 
alten Kolonialmächten und der Sowjet- 
union); heute sind die wesentlichen Teile 
des internationalen Kapitals vereinheit- 
licht. So sind die nationalistischen Spiele, 
die die afrikanischen Führer damals noch 
betreiben konnten (öffentlich den eigenen 
Weg und Pan-Afrikanismus vertreten, 
hinter verschlossenen Türen mit Südafri- 
ka verhandeln, Geld von "West" und 
"Ost" nehmen) heute nicht mehr möglich. 
Und erst recht können sie nicht mehr 
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zwischen der Skylla des demagogischen 
Sozialismus und der Charybdis der Ver- 
schleuderung von Geldern für sichtlich 
unproduktive Zwecke hin- und hertau- 
meln. 


Die afrikanischen Führer sind auch vor 
Gericht gestellt worden. Das Sprachrohr 
des internationalen Kapitals hat sie der 
persönlichen Schwäche fürs Kapital (das 
berühmte Verbrechen "Korruption") und 
des Fehlens von Leitungsfähigkeiten 
angeklagt. Doch die Strafe ist in den 
meisten Fällen als nützlich angenommen 
worden. Die Schuldenkrise war für die 
afrikanischen Führer ein "Bewußtwer- 
dungsprozeß", die gelernt haben, daß sie 
ohne die Hilfe Washingtons, Paris oder 
Londons nicht regieren können. So haben 
sie in der "Krise" die grundlegende Ähn- 
lichkeit ihrer politischen Standpunkte 
bewiesen, gleich, wieviel sozialistische 
Rhetorik sie von sich geben. Was sie so 
leicht an die Bedürfnisse des ausländi- 
schen Kapitals bindet, ist nicht ihre Hilf- 
losigkeit gegenüber Washington und Lon- 
don, sondern ihre Hilflosigkeit gegenüber 
dem afrikanischen Volk. Nicht zufällig 
hat nirgendwo — vielleicht mit der kurzen 
Ausnahme von Tansania unter Nyerere — 
eine afrikanische Regierung versucht, die 
Bevölkerung zu mobilisieren, die dem 
Ruf zur Nichtbezahlung der Schulden 
begeistert gefolgt wäre. Im Gegenteil, sie 
haben die mörderischste Verarmungs- 
politik verfolgt, sie haben einen großen 
Teil der knappen Devisen verschwendet, 
um ihre Armeen und Polizeien mit den 
modernsten Anti-Riot-Waffen auszustat- 
ten. Die Schuldenkrise hat jetzt unzwei- 
deutig gezeigt, daß die afrikanischen 
Regierungen ihre Herrschaft nur mit Hilfe 
von Washington, London oder Paris auf- 
rechterhalten können. 
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Eines der wesentlichen Ergebnisse der 
Schuldenkrise ist die Reorganisation der 
Mechanismen des Kapitalkommandos, 
angefangen mit der Vereinigung von 
"Metropolen"-Kapital und "peripherem" 
Kapital. Die Bereitschaft der afrikani- 
schen Führer, mit dem internationalen 
Kapital übereinzustimmen — oft indem 
sie Maßnahmen zur Verarmung der Be- 
völkerung trafen, die schärfer als vom 
IWF geforderten waren — war so weitge- 
hend, daß eine Anzahl afrikanischer Län- 
der (z.B. Marokko, Ghana und Nigeria) 
inzwischen zum Vorzeigestück der inter- 
nationalen Behörden geworden sind. Die 
Wende kam im Frühjahr 86, als die Orga- 
nisation für Afrikanische Einheit (OAU) 
sich entschloß, das afrikanische Schulden- 
problem vor die UNO zu bringen und die 
westlichen Staaten zu bitten, es lösen zu 
helfen. Damals waren fast alle Länder des 
Kontinents in Zahlungsverzug und einige 
Länder verwendeten 30-40% ihres Staats- 
haushalts für den Schuldendienst — eine 
Größenordnung, die linke Ökonomen für 
ein Rezept für das wirtschaftliche Desa- 
ster halten. 

Dieser beispiellose Akt wurde zum un- 
eingeschränkten ideologischen Sieg der 
Westmächte, die — nach einem Jahrzehnt 
antiimperialistischer Rhetorik — ihre Be- 
fürchtungen von vor der Unabhängigkeit 
(»Wir haben euch gesagt, daß ihr Unrecht 
habt«) gerechtfertigt sahen. Auf jener 
UN-Tagung verhinderten sie eine Resolu- 
tion, die auf ihre Verantwortung in der 
Krise Afrikas hinwies und machten klar, 
daß sie nichts mehr davon hören wollten, 
daß der Kolonialismus das Elend des 
Kontinents verursacht hätte. Tatsächlich 
ist es heute eine in den amerikanischen 
Medien anerkannte Wahrheit, daß der Ko- 
lonialismus keinerlei Verantwortung für 
das trägt, was heute in Afrika passiert. 
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Die 86er UN-Tagung war der Canossa- 
Gang der afrikanischen Regierungen. Sie 
anerkannten öffentlich, daß sie nicht in 
der Lage sind, den afrikanischen Kon- 
tinent zu regieren. Sie diente als Gele- 
genheit für alte und neue Kolonialmächte 
(wie Japan), in den Sattel zurückzusprin- 
gen. Der triumphale Trip von Shultz (US- 
State Department) durch Afrika im Jahre 
1986 und, ein Jahr später, die Ermordung 
von Sankara in Burkina Faso, dem leben- 
den Symbol des afrikanischen Antiimpe- 
rialismus, versiegelten den Deal. 

Seitdem hat sich die "Schuldenkrise" in 
Afrika in all ihrer mathematischen Logik 
entwickelt und zeigt zugleich, wie irre- 
führend es ist, sie als eine Krise der Zah- 
len zu betrachten, wie es normalerweise 
geschieht. Die Absicht der Zahlenspiele- 
reien ist glauben zu machen, daß vom 
Standpunkt des Kapitals aus die "wirt- 
schaftliche Hilfe" gleichbedeutend mit 
einer "Verminderung der Schuldenlast" 
sei. Wenn dies der Fall wäre, wäre vieles 
rund um die Schulden völlig unverständ- 
lich. Denn für die meisten Länder haben 
die Schulden dramatisch zugenommen, 
seit sie die Hilfsmaßnahmen von IWF und 
Weltbank akzeptiert haben (z.B. stiegen 
die Schulden von Nigeria von 20 Milliar- 
den Dollar nach der Einführung eines 
SAP auf 30 Milliarden). Der Grund für 
dieses scheinbar paradoxe Ergebnis ist 
einfach. Die Schuldenkrise ist nicht durch 
den größeren oder kleineren Betrag be- 
stimmt, der beglichen wurde oder noch zu 
zahlen ist, sondern durch den Prozeß, der 
durch sie in Gang gekommen ist: Lohn- 
stopp, Zusammenbruch der lokalen Indu- 
strien, die nicht mit dem ausländischen 
Kapital (das die harten Währungen bereit- 
stellt) verbunden sind, Verbot der Ge- 
werkschaften, Ende der kostenlosen Schu- 
len, selbst der Grundschule, drakonische 
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Gesetze, die Arbeits- und soziale Kämpfe 
zu einem Akt der Wirtschaftssabotage er- 
klären, Verbot militanter Studentenorga- 
nisationen, und vor allem Privatisierung 
von Grund und Boden. Diese Funktion 
der Schuldenkrise ist vielleicht am besten 
an der wohlfinanzierten Repressionsma- 
schine der Schuldnerländer zu sehen. 
Repressionswerkzeuge auf dem letzten 
technologischen Stand (Fahrzeuge, Funk- 
geräte, israelische Sicherheitsberater) 
tauchten auf dem Höhepunkt der Schul- 
denkrise in Afrika auf. "Verteidigungs"- 
ausgaben sind der einzige Typ von Aus- 
gaben, die die internationalen Behörden 
den afrikanischen Regierungen nicht 
gekürzt haben — bei Gesundheit oder 
Ausbildung drehen sie jeden Pfennig um. 
Für das Kapital ist es keine "Krise", nur 
für die Arbeiterklasse. 

Was das für die Leute heißt, kann an 
Ghana, einer "Erfolgsstory" des IWF, 
gemessen an erlaubter Handelsfreiheit 
und gegenwärtiger Wachstumsrate, gese- 
hen werden. Seit 83, als Ghana sich ent- 
schloß, mit dem IWF zusammenzuarbei- 
ten, ist der Wert der nationalen Währung, 
des Cedi, fast völlig zusammengebrochen. 
Da die Banknoten, mit denen die Leute 
bezahlt werden, fast nichts wert sind, ist 
die Mehrheit der Ghanaer praktisch "de- 
monetarisiert" — ohne Geld. Die Gewerk- 
schaften sind so eingeschüchtert, daß sie 
den Plan unterstützen und die ArbeiterIn- 
nen vom Streiken abhalten. So sind die 
Ghanaer durch die Initiative des inter- 
nationalen Kapitals gezwungen worden, 
einen Schritt unter die Geldbeziehungen 
zu tun, d.h., das Monatsgehalt eines mitt- 
leren öffentlich Bediensteten reicht grade 
für ein Drittel der Nahrungsmittelrech- 
nung einer Familie. Aber solange die 
Leute für Essen, Transport und Miete 
zahlen müssen, besteht ihr Leben aus 


64 


einem ewigen Sich-Durchwursteln, das 
ihre ganze Energie verschlingt. (Auf 
lange Sicht mag allerdings die Erfahrung, 
täglich neue Sachen tun zu müssen, um 
sich durchzuschlagen, ganz andere, un- 
erwartete Resultate hervorbringen.) 
Gegenwärtig bleiben beispielsweise viele 
nur in einem bezahlten Job in der Hoff- 
nung, die Anlagen und Möglichkeiten, die 
ein solcher Arbeitsplatz für die Reproduk- 
tion, nicht die Produktion, bietet, nutzen 
zu können. Lohn oder nicht, das Sich- 
Durchschlagen ist ein endloser Kampf, 
mit Prostitution, Anmachen der Touristen, 
Subsistenz-Landwirtschaft und Geld, das 
von Ausgewanderten geschickt wird, als 
einzige Alternative zu Hunger oder Dieb- 
stahl. In den letzten Jahren sind zwei 
Millionen Ghanaer nach Italien, Island 
oder Australien ausgewandert. Das sind 
etwa 20% der Bevölkerung, und viele be- 
reiten sich noch darauf vor. Sie werden 
"Straßenmenschen" genannt, planetari- 
sche Durchgangsware. Oft von Bord des 
Schiffs geworfen, das sie illegal bestiegen 
haben, ziehen sie von Hafen zu Hafen auf 
der Suche nach einem Land, das sie rein- 
läßt. Sie sind bereit, zu allen Bedingungen 
zu arbeiten, weil die paar Dollar, die der 
Verkauf von Uhren oder Handtaschen in 
New York bringt, eine Familie in Accar 
oder Dakar unterstützen kann. Die Flucht 
aus ganz Afrika ist so massiv geworden, 
daß sie selbst zu einem Job für Speziali- 
sten geworden ist, die die Tricks kennen, 
mit denen man die Einschränkungen aus- 
ländischer Botschaften bei der Erteilung 
von Visa umgehen kann. 

Überall von Nigeria bis Tansania ist eine 
neue Diaspora am Werk, die Millionen 
zur Arbeit nach Amerika oder Europa 
schickt. Diese Diaspora ist eine Goldmine 
für das europäische und amerikanische 
Kapital, das immer noch Geschmack fin- 
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det am Prinzip des alten Sklavenhandels: 
Menschen sind produktiver, wenn sie aus 
ihrer Heimat vertrieben sind. Die Zahl 
und der Status der Emigranten wird von 
Weltbankdemographen mit an die Nazis 
erinnernder Wissenschaftlichkeit festge- 
halten. Sie geben ebenso regelmäßig 
bekannt, welche Länder unter die Kalo- 
riengrenzen fallen, die nötig sind, um 
arbeiten oder auch nur überleben zu kön- 
nen. Denn der Hunger erscheint wieder in 
überraschenden Gebieten wie Nigeria, 
traditionell der Hauptproduzent der Jam- 
wurzel, und das selbst zu Zeiten von Re- 
kordernten. Nicht nur, daß es kein Fleisch 
mehr gibt, auch Maniok — traditionell das 
grundlegendste und billigste Hauptnah- 
rungsmittel — ist, vor allem in städtischen 
Zentren, unerschwinglich geworden. 
Dorthin muß es mit Lastwagen transpor- 
tiert werden, die mit Treibstoff laufen, der 
heute mehr kostet als früher der Whisky. 

Im Zentrum der Schuldenkrise steht die 
Vernichtung des alten afrikanischen Sy- 
stems der Reproduktion der Arbeitskraft 
und des Kampfs, die auf dem Dorf und 
seinem gemeinschaftlichen Besitz von 
Grund und Boden beruhten. Das Ziel von 
Weltbank und IWF ist, beide — Arbeits- 
kraft und Land — wirklich für die Arbeit 
verfügbar zu machen, d.h. für Lohn und 
Pacht. Dazu muß das Kapital selbst den 
Schleier seiner statistischen "Geldillu- 
sion" zerreißen. Denn nach den Statisti- 
ken, die von den internationalen Behör- 
den geführt werden, müßten die meisten 
Menschen in Afrika eigentlich tot sein, 
denn ihr Prokopfeinkommen liegt weit 
unterhalb der Überlebensgrenze. Aber sie 
sind nicht tot. Im Gegenteil: Afrika ist 
einer der lebendigsten Plätze auf diesem 
Planet. Der Hauptgrund für diesen Wider- 
spruch liegt in der riesigen Produktivität 
der afrikanischen Gemeinschaften bei 
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lebensnotwendigen Dingen. Die Schul- 
denkrise ist der methodische Versuch des 
Kapitals, diese Lebens-Produktivität zu 
zerstören und durch eine Produktivität des 
Mehrwerts zu ersetzen. 

Die erste Phase der Schuldenkrise — die 
Demonetarisierung der afrikanischen 
Wirtschaften und die Zahlungsunfähigkeit 
der nachkolonialen Staaten — hat diese 
Geldillusion zerstört. Die Nachricht der 
Demonetarisierung für die durchschnitt- 
liche Afrikanerin war, daß sie kapitali- 
stisch tot war, und daß die Zeit für ein 
Leben in den Zwischenräumen zwischen 
dem internationalen Markt und der Ge- 
meinschaft des Dorfes endgültig vorbei 
war. Der Bankrott der postkolonialen 
Staaten bewies, daß es keine mittlere 
Lösung gibt, um die Folgen der Kapital- 
gesetze zu mildern. Die Hungersnöte von 
1985/86 machten das mit brutalem Terror 
in ganz Afrika klar. Die zweite oder SAP- 
Phase war (und ist) die Phase der Ein- 
zäunungen. Denn das wesentliche des 
SAP ist die Kapitalisierung des Landes, 
d.h., entweder nutzen die lokalen Bauern 
und Bergleute das Land für den interna- 
tionalen Markt, oder das Land wird denen 
gegeben, die das tun — in vielen Gebieten 
geschah auch beides. 

Wenn das SAP erfolgreich ist, werden die 
Mythen und die Realität der "Mutter Afri- 
ka" zuende sein. 


Neue soziale Kämpfe 


Die Schuldenkrise ist ein Paradebeispiel 
für die alte Wahrheit, daß Wirtschafts- 
liberalismus nicht nur vereinbar mit Fa- 
schismus ist, sondern in kritischen Zeiten 
diesen geradezu benötigt. So wird der 
chilenische Weg zu wirtschaftlicher Erho- 
lung heute aufeinen Großteil des liberali- 
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sierten, strukturell angepaßten Afrika 
angewandt. Das chilenische Rezept ist zur 
Routine geworden: Studentenorganisatio- 
nen müssen verboten, Gewerkschaften 
eingeschüchtert und in den Untergrund 
getrieben, Sicherheitskräfte müssen um- 
gestaltet werden (gewöhnlich mit Hilfe 
zweifelhafter Ratgeber aus USA, Frank- 
reich, Großbritannien, Israel). Die neue 
Gesetzgebung ist heute Standard. Zum 
Beispiel gibt es in Nigeria das Dekret 20 
gegen "Wirtschaftssabotage" — das unter 
anderem die Todesstrafe für Streiks auf 
den Ölfeldern vorsieht — und Dekret 2, 
das Vorbeugehaft bis zu 6 Monaten er- 
laubt. Im "Krieg gegen den bewaffneten 
Raubüberfall", dem nigerianisch/afrikani- 
schen Gegenstück zum "Drogenkrieg", 
wird zunehmend die Todesstrafe ver- 
hängt. In bezug auf "freie Meinungsäuße- 
rung" ist auch nur an Nigeria zu denken, 
wo sogar Seminare über das SAP, die von 
Nobelpreisträgern wie Soyinka besucht 
werden, von bewaffneter Polizei vor den 
Türen betroffen sind. 


Aber keine dieser Maßnahmen konnte den 
Widerstand gegen die "Maßnahmen zur 
wirtschaftlichen Erholung" beenden. Die 
erste schwere Störung der IWF-Politik 
passierte in Sambia im Dezember 1986, 
einige Monate nach der UNO-Konferenz 
zu Afrika. Die sambische Regierung, 
Kenneth Kaunda unter Tränen, mußte 
dem IWF den Rücken zukehren, infolge 
massiver Anti-IWF und Anti-Apartheids- 
aufstände in Nordsambia — dem Zentrum 
der Kupferlagerstätten. Dazu war es nach 
einer erneuten Runde von Preiserhöhun- 
gen und nach einer weiteren Abwertung 
des Kwacha gekommen. Die Menschen 
fanden sich zu den gewalttätigsten Prote- 
sten seit der Unabhängigkeit zusammen. 
Ausgelöst wurde der Aufstand durch die 
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Ankündigung der Regierung, den Preis 
von Maismehl zu verdoppeln (wie vom 
IWF gefordert). Hausfrauen, Jugendliche, 
Arbeitslose gingen auf die Straße, stürm- 
ten Lagerhäuser, in denen sich der Mais 
befand, und bald wurde jeder Speicher 
angegriffen. Die Menge enteignete Fern- 
seher, Stereoanlagen und sogar Autos, 
steinigte Polizisten, griff Regierungsstel- 
len an und brannte (in Kalulushi) das 
Hauptquartier des Präsidenten nieder 
(daher die Tränen von Kaunda). Zehn 
Menschen sollen in den Tagen des Auf- 
standes getötet worden sein, aber am 
Ende mußte die Regierung den Maispreis 
herabsetzen und dem IWF mitteilen, daß 
sie nicht mehr länger seinen Anweisungen 
Folge leisten könne. 


Ähnlich gewalttätig und beständig war 
der Widerstand in Nigeria. Seit der frü- 
hesten Phase der Verhandlungen mit dem 
IWF gingen Studenten, Marktfrauen und 
Arbeiter auf die Straße und protestierten 
gegen das Ende der kostenlosen Schulbil- 
dung, gegen die für Grundschüler erfor- 
derlichen Steuerbescheinigungen, gegen 
das Einfrieren der Löhne, gegen neue 
Steuern und gegen die Streichung der 
Subventionen für Öl. 


Die Beteiligung der Studenten in Sambia 
und Nigeria an den Aufständen ist nicht 
ungewöhnlich. In ganz Afrika befanden 
sich die Studenten in vorderster Front des 
Anti-SAP-Protestes. Obwohl sie eine pri- 
vilegierte Minderheit sind und oft nach 
dem Examen ihre Überzeugung gegen 
einen Job bei der Regierung eintauschen, 
sind die Studenten wegen der IWF-Pläne 
in bezug auf die Bildung gezwungen, 
einen radikalen Standpunkt einzunehmen 
(der IWF schreibt eine drastische Redu- 
zierung der Anzahl der Hochschüler vor, 
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um das Lohnniveau beizubehalten und die 
Erwartungen zu dämpfen). So werden die 
vom IWF inspirierten SAPs der Todes- 
stoß für den "Sozialvertrag" nach der 
Unabhängigkeit, der den Akademikern 
ein Stück vom Kuchen versprach. Ein 
Ergebnis der Einführung der SAPs war 
die hohe Arbeitslosigkeit unter Akademi- 
kern. Viele auf der Universität ausgebil- 
dete Ingenieure sind froh, wenn sie einen 
Job als Taxifahrer finden. So ist es kein 
Zufall, daß jede Verschärfung der vom 
IWF eingesetzten Verarmungspolitik von 
einem Angriff auf Studenten und Studen- 
tenorganisationen begleitet wurde. 


Ein gutes Beispiel dieser Art von gewalt- 
tätiger Konfrontation geschah am 26. Mai 
86. Auf dem Höhepunkt einer friedlichen 
Demonstration an der Ahmadu Bello Uni- 
versität in Zaria, Nigeria, eine Woche vor 
der Ankunft von Vertretern des IWF und 
der Weltbank in Lagos, die die nigeriani- 
schen Bücher und Wirtschaftspläne über- 
prüfen wollten, überfielen Wagenladun- 
gen von Polizisten die Universität und 
schossen auf Studenten und Besucher. 
Maschinengewehrfeuer jagte die Studen- 
ten in die Wohnheime und die umliegen- 
den Häuser. Mehr als 40 wurden getötet, 
viel mehr verwundet. Allerdings konnte 
das Massaker die Proteste nicht beenden. 
In den Tagen darauf kam es überall im 
Land zu Riots. In Lagos, Ibadan und 
anderen Unis blockierten Studenten die 
Straßen, griffen Regierungsgebäude an, 
befreiten hunderte von Gefangenen, dar- 
unter auch einige aus den Todeszellen, 
und verwüsteten die Büros der Zeitungen, 
die den Protest ignoriert hatten. 


Seitdem finden immer wieder Anti-SAP- 


Riots statt, mit einem neuen Höhepunkt 
im Mai und Juni 89 in den südlichen 
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Städten Lagos, Bendel, Port Harcourt. 
Wieder griffen Gruppen von Studenten, 
Frauen und Arbeitslosen die Polizei an 
und brannten Regierungsgebäude nieder. 
In Bendel wurde das Gefängnis aufge- 
brochen, hunderte von Gefangenen frei- 
gelassen, die Lebensmittel der Gefängnis- 
küche beschlagnahmt und später an die 
Hospitäler verteilt, wo die Patienten hun- 
gern, wenn sie keine eigenen Nahrungs- 
quellen haben. Mehr als 400 Menschen 
sollen in Nigeria in den Tagen des Tien- 
anmen-Platzes umgebracht worden sein, 
aber in den US-Medien stand kaum ein 
Wort über die Riots und die Massaker. 
Nigeria war nicht allein. Anti-IWF-Pro- 
teste gab es in Zaire, wo im Dezember 88 
eine Gruppe von Frauen von Regierungs- 
truppen zusammengeschossen wurde. Im 
Februar 89 wurden an der Universität von 
Kinshasa viele Studenten und Lehrer nach 
Protesten gegen die vom IWF inspirierte 
Erhöhung der Transportpreise, in deren 
Verlauf sie einen Regierungsbus über- 
nommen hatten, erschossen oder verwun- 
det. Auch in Ghana sind Konfrontationen 
zwischen Studenten und der Regierung an 
der Tagesordnung, seit der IWF-Deal in 
Kraft ist. 


Große Aufstände und Rebellionen sind 
nur ein Teil des Widerstands gegen Ver- 
armungspolitik und SAP-Pläne. Ein tägli- 
cher Kleinkrieg findet statt: auf den Bus- 
bahnhöfen gegen die Erhöhung der Trans- 
portpreise, in den Suppenküchen, wo die 
Leute auf einem Stück Fleisch in der 
Suppe bestehen, ohne dafür Aufgeld zu 
bezahlen und auf den Märkten, wo die 
Menschen die Versuche der Regierung 
zurückweisen, "illegale" Verkäufer (die 
keine Steuern zahlen) zu vertreiben. Ent- 
lang dieses Kleinkampfs gegen die IWF- 
Politik und ihre Resultate haben bewaff- 
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nete Raubüberfälle, Schmuggel und Krie- 
ge um Land explosionsartig zugenom- 
men, um den Zugriff auf Land durch 
SAP-inspirierte Einzäunungen(*) zu ver- 
mindern. Die letzte Entscheidung auf dem 
Pariser Gipfel der OECD, den afrikani- 
schen Ländern, die ein SAP durchführen, 
einen Teil der Schulden zu erlassen (bis 
zu 50% bei den ärmsten Ländern), ist eine 
Anerkennung der Macht dieser Kämpfe. 


Feiern, Moratorien und 
das Ende der Schuldenkrise 


Um es zusammenzufassen: wir haben ge- 
zeigt, daß die Analysen der Rechten wie 
der Linken in bezug auf die Schuldenkrise 
der Aufgabe nicht angemessen sind: die 
Dynamik der Krise darzustellen und ihr 
Ende zu bestimmen. Beide sehen in der 
Schuldenkrise theoretisch und praktisch 
ein Gewebe von Geldstatistiken und Pro- 
bleme der Akkumulation. Sie können 
nicht erklären, warum die Krise sich so 
darstellt und warum sie sich zu einem 
chronischen Aspekt des gegenwärtigen 
Kapitalismus entwickelt hat. Vor allem 
können sie uns nicht angeben, wie die 
Krise beendet werden könnte, denn die 
beiden angebotenen Lösungen — entwe- 
der eine Einstellung der Zahlungen durch 
ein Kartell der Schuldnerländer oder ein 
Dauermoratorium durch ein Kartell der 
Gläubigerländer — sind kapitalistische 
Absurditäten. Schließlich scheitern diese 
Analysen, weil sie nicht verstehen, daß 
die Objekte der Schuldenkrise nicht die 
offiziellen Schuldner (Nationen, Banken, 
Firmen der Dritten Welt) sind, sondern 
die, die zuerst aus dem Kreditsystem her- 
ausfallen: das Proletariat. Dieses analyti- 
sche Scheitern wird gerade in Afrika klar, 
wo die bloße Vorstellung, ein Arbeiter 
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der ländlichen Provinz Kano in Nigeria 
sei ein Schuldner des IWF, bloß lächer- 
lich ist. Wenn man begriffen hat, daß die 
Schuldenkrise gegen Nicht-Schuldner ge- 
richtet ist, dann wird klar, warum sie 
chronisch geworden ist, trotz der Manipu- 
lationen eines Brady oder Baker. Kein 
Kapitalist, weder innerhalb noch außer- 
halb Afrikas, will die Schuldenkrise been- 
den. Es geht darum, sie zu managen. 
Denn Schulden tun ihren Job als Teil des 
Kreditsystems, welches »die materielle 
Entwicklung der Produktivkräfte und die 
Herstellung des Weltmarkts beschleuni- 
gen« soll. 
Die Schuldenkrise weiterzuverfolgen ist 
ein gefährlicher Weg, weil sie das Kapital 
auf zwei Ebenen verwundbar durch das 
Proletariat macht: erstens, insofern Schul- 
den der kapitalistische Weg der Verknüp- 
fung von vergangener Arbeit mit zukünf- 
tiger Ausbeutung von Mehrarbeit sind, ist 
die Zurückweisung der Schulden seitens 
der Arbeiterklasse nicht nur eine finan- 
zielle Katastrophe, sondern löst die onto- 
logische Verbindung zwischen der Ver- 
gangenheit des Kapitals und seiner Zu- 
kunft. Zweitens eröffnet die Internatio- 
nalisierung der Schuldenkrise und die Art, 
wie sie gemanaget wird, einen weltweiten 
Kampfzyklus, der in zunehmendem Maße 
Osteuropa, die UdSSR und China ein- 
schließen wird. Versehentlich ist damit 
die Möglichkeit für eine neue Ebene von 
materieller Solidarität innerhalb des inter- 
nationalen Proletariats verwirklicht. Des- 
halb kann der Betrug der Schuldenkrise in 
"Desintegration der alten Produktions- 
weise" umgedreht werden, wie es einmal 
ein alter maurischer Schuldner vorherge- 
sagt hat. B 
n 
) 
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Der Ursprung der Schuldenkrise 


Wir können das Eintreten der Schulden- 
krise nur analysieren, wenn wir darlegen, 
inwiefern Finanzprobleme zur sich entfal- 
tenden Struktur der Klassenverhältnisse 
gehören — dazu müssen wir die fetischi- 
sierte Welt des Geldes und der Finanzen 
als Momente des Klassenkampfs erken- 
nen. Oberflächlich ist die Schuldenkrise 
ein reines Geld- und Finanzproblem: wie 
lassen sich internationale Kapitalströme 
so managen, daß die Schuldner der Drit- 
ten und Zweiten Welt ihre Schulden zu- 
rückzahlen können. Daher beschäftigt 
sich die gegenwärtige Literatur zur Schul- 
denkrise in erster Linie mit Fragen wie 
Liquidität gegenüber Solvenz, dem Ver- 
hältnis zwischen privaten Bankkrediten 
und offiziellen (vor allem IWF-)Sanktio- 
nen, Umschuldungsbedingungen und 
Veränderungen in der Innenpolitik der 
Schuldnerländer'. 

Aber wir können diese Liquiditäts-, 
Schuldenfinanzierungs- und Anpassungs- 
probleme nur in Klassenbegriffen ver- 
stehen, wenn wir die davorliegenden 
Phänomene analysieren, die in der sich 
verändernden Struktur der weltweiten 
Klassenverhältnisse zwischen ungefähr 
1970 und der Explosion der Schulden- 
krise 1982 wurzeln. 

Der Anfang der Krise findet sich in einem 
internationalen Kampfzyklus der Arbei- 
terklasse, der in der zweiten Hälfte der 
60er Jahre um die Welt fegte und damit 
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Anmerkungen von Harry Cleaver, Jr. 
aus: Midnight Notes Nr. 10 


die Weltordnung des Kapitals zum Ein- 
sturz brachte — in West und Ost, Nord 
und Süd. In diesem internationalen 
Kampfzyklus, den das Kapital nicht in 
den Griff bekam und der die keynesiani- 
sche Ära in eine Krise stürzte, auf die das 
Kapital immer noch keine angemessene 
Antwort gefunden hat, fand die Rebellion 
sowohl in der Produktion als auch in der 
Reproduktion statt. In den USA: die Bür- 
gerrechts- und die Black-Power-Bewe- 
gung, die Chicano- und die Native-Ame- 
rican- (Indianer-) Bewegung; die städti- 
schen Aufstände, die Watts, Newark, 
Detroit und andere Stadtzentren verbrann- 
ten; die StudentInnen- und die Anti- 
Kriegsbewegung; eine Lohnoffensive, die 
die nach dem Zweiten Weltkrieg ausge- 
handelten Produktivitäts-Deals in den 
Fabriken zerbrach; und immer mehr die 
Frauenbewegung. In der Dritten Welt: 
neue Aufstände in Südostasien, Südasien, 
Lateinamerika und die letzten antikolo- 
nialen Kämpfe in Afrika. In Westeuropa: 
der Mai 68 in Frankreich; die Revolte der 
italienischen FabrikarbeiterInnen und 
StudentInnen, die zu Italiens "heißem 
Herbst" 1969 führte; und ein Aufflammen 
der Kämpfe von ArbeitsimmigrantInnen 
in ganz Nordeuropa. In Osteuropa: ein 
immer breiter werdender Aufstand vom 
"Prager Frühling" bis hin zu den polni- 
schen ArbeiterInnenunruhen von 1970. In 
der UdSSR uni China: wachsender Wi- 
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derstand gegen die staatlich organisierte 
Ausbeutung, der sich von den Moskauer 
Lebensmittelaufständen 1962 über die 
"Kulturrevolution" bis hin zu den Solida- 
ritätsstreiks der sowjetischen ArbeiterlIn- 
nen zur Zeit der Aufstände in Polen ver- 
folgen läßt. All diese Konflikte spielten 
sich nicht nur gleichzeitig ab, sondern 
waren oft direkt verbunden, wie z.B. die 
Rebellion von den Reisfeldern und 
Dschungeln Südostasiens zu den Univer- 
sitäten in den USA und die Auflehnung 
von den Ghettos der US-Stadtzentren zu 
ihren Fabriken zirkulierte. 

Die ersten wirtschaftlichen Zeichen für 
das Ausmaß und die Schwere des Scha- 
dens an der keynesianischen Ordnung 
waren auf nationaler Ebene die sich be- 
schleunigende Inflation, die wachsende 
Produktivitätskrise, der Fall der durch- 
schnittlichen Profitraten der Konzerne 
und die nicht zu bewältigenden staatli- 
chen Haushaltsdefizite; auf internationa- 
ler Ebene gab es wachsende Schwierig- 
keiten mit Handelsbilanzen, Wechsel- 
kursschwankungen und Kapitalabfluß in 
Spekulationsgeschäfte, die darin gipfel- 
ten, daß die USA 1971 das Bretton- 
Woods-System der festen Wechselkurse 
fallen ließen. Der Übergang von festen zu 
floatenden Kursen, der zwischen 1971 
und 1973 vollzogen wurde, bedeutete die 
faktische Anerkennung seitens der natio- 
nalen Regierungen, daß sie nicht mehr die 
Macht hatten, die interne Akkumulation 
in Übereinstimmung mit der globalen 
Akkumulation zu regeln. Mit dieser Wen- 
de verlagerte das Kapital auch geschickt 
das Terrain von der konkreten Welt der 
Produktion und der Reproduktion auf die 
abstrakte und fetischisierte Welt des 
Geldes, indem der Kampf scheinbar nicht 
mehr auf den Straßen der Städte, in den 
Fabriken, in den Unis und auf den Reis- 
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feldern stattfand, sondern in den dunklen 
Hinterzimmern der Großbanken und auf 
den fernen internationalen Währungs- 
märkten. 


Diese Verlagerung bereitete der Schul- 
denkrise den Boden. Aber um ihre Ursa- 
chen zu verstehen, müssen die folgenden 
drei Fragen beantwortet werden: a) War- 
um wurden in den 70er Jahren so massiv 
Kredite aufgenommen? b) Wie wurden 
gleichzeitig so große Kapitalmengen für 
Kredite verfügbar? c) Was löste die welt- 
weite Rezession und die hohen Zinsen 
Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre 
aus, die die Schuldenkrise unausweichlich 
machten? 

Erstens: warum die massive Kreditauf- 
nahme? Um diese Frage vollständig be- 
antworten zu können, müßten wir natür- 
lich den Klassenkampf in jedem einzel- 
nen. "Schuldnerland" und die Gründe, 
warum die tatsächlichen Akteure (Kapita- 
listen, gewählte Funktionäre und Gene- 
räle) bereit waren, von ihren ausländi- 
schen Pendants enorme Summen zu lei- 
hen, von Fall zu Fall detailliert analysie- 
ren. Obwohl so eine Analyse über den 
Anspruch dieser Anmerkungen hinaus- 
geht, können wir doch eine ganz allge- 
meine Beschreibung dieser Kreditauf- 
nahme machen. In den meisten Fällen 
wollten die lokalen Kapitalverwalter mit 
den Krediten sowohl ihre kurzfristige 
Antwort auf lokale Kämpfe — vor allem 
Militär-/Polizeikontrolle über die Arbei- 
terklasse — als auch ihre längerfristige 
Antwort — lokale Industrialisierung mit 
allen daran hängenden Kosten, ein- 
schließlich Infrastruktur- Investitionen — 
finanzieren’. 

In den drei größten Schuldnerländern — 
Mexiko, Brasilien und Argentinien — 
beruhten' solche Entwicklungsinvestitio- 
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nen klar auf der politischen Unterdrük- 
kung lokaler Kämpfe. Die Einsetzung der 
Militärherrschaft in Brasilien 1964 kam 
als Antwort auf ein Aufflammen von 
ArbeiterInnenforderungen; zum Hinter- 
grund der mexikanischen Kreditaufnahme 
gehörte das Massaker an StudentInnen 
1968 und die nachhaltige Unterdrückung 
von bäuerlichen Landbesetzungen in den 
60er Jahren; das Militär in Argentinien 
versuchte, Fabriken auf den Massengrä- 
bern von gut 30 000 ermordeten Aufstän- 
dischen zu errichten. Das geliehene Geld 
war eine Waffe, um die Akkumulation 
nach intensiven Momenten des Kampfs 
wieder durchzusetzen, denn es wurde in 
der Hoffnung hereingeholt, es werde sich 
durch die Ausbeutung von Menschen, die 
— wenigstens zeitweilig — stabilisierte 
Bevölkerungen von ArbeiterInnen waren, 
in Kapital verwandeln‘. 

In anderen Teilen der Dritten Welt wie im 
Sahel, wo die Arbeiterklasse schwächer 
war und die "Natur" dem Kapital andere 
Waffen zur Verfügung stellte, war die 
Antwort auf den Kampf nicht "Entwick- 
lung", sondern Unterentwicklung, indem 
Dürre zu Hungersnot gemacht und der 
Hungertod gegen aufständische Noma- 
denbevölkerungen eingesetzt wurde. In 
diesen Ländern war Schuldenaufnahme 
für produktive Investitionen nur eine 
zweitrangige Antwort auf den Widerstand 
der Bevölkerung gegen das Kapital {siehe 
Harry Cleaver Nahrungsmittel, Hunger 
und die internationale Krise, 1977, in: 
Zerowork, TheKla 10}. 

In Osteuropa, vor allem in Polen und 
Ungarn, kam die massive Kreditaufnah- 
me, nachdem es nicht gelungen war, vor 
Ort genügend Mehrwert und Investitionen 
zu erzeugen, um die wachsenden Forde- 
rungen der Arbeiterklasse zu erfüllen. Als 
die Bevölkerung Polens im Dezember 
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1970 mit Gewalt die staatlichen Versuche 
zurückwies, durch die Streichung von 
Lebensmittelsubventionen Ressourcen 
vom Konsum in Investitionen zu verla- 
gern, löste dies Erschütterungswellen in 
ganz Osteuropa und der Sowjetunion aus. 
Da das Niveau der Militanz und der Orga- 
nisation direkte Angriffe auf den Konsum 
der Arbeiterklasse unmöglich machte, 
waren die sozialistischen Manager zuneh- 
mend gezwungen, auf geliehenes Kapital 
zurückzugreifen, um die Forderungen vor 
Ort zu erfüllen und die Kontrolle über die 
Akkumulation zurückzugewinnen. Das 
war bei weitem nicht die einzige Antwort 
(als die Sowjets zum Beispiel 1972 mit 
schlechten Ernten konfrontiert waren, 
schlossen sie mit US-Getreidekonzernen 
das größte Getreideabkommen der Ge- 
schichte, um die Lebensmittelversorgung 
in der Sowjetunion sofort zu erhöhen), 
aber sie war üblich und wichtig. Als in 
Polen 1976 wieder die Gewalt ausbrach, 
wurde dieser Prozeß beschleunigt, und 
sogar die sowjetische Regierung revidier- 
te ihren Fünfjahresplan 1976-80, um die 
Produktion von Konsumgütern zu stei- 
gern (siehe Harry Cleaver, a.a.O.). 


Zweitens: Woher kamen die großen Men- 
gen an verleihbarem Kapital in den 70er 
Jahren? Die oberflächliche Antwort dar- 
auf ist wohlbekannt: Das Gros des in 
dieser Zeit verliehenen Kapitals kam vom 
Eurodollarmarkt, zunächst aus Anlagen, 
die im krisengeschüttelten Westeuropa 
niemand nehmen wollte, und dann aus 
den enormen Dollarüberschüssen, die die 
OPEC-Länder durch ihre Verstaatlichun- 
gen und die Vervierfachung des Ölpreises 
1974 erzeugt hatten. Während ein Teil 
dieser Überschüsse benutzt wurde, um die 
zur Entwicklung zuhause nötigen Waren 
zu importiereh, wurde der größte Teil, der 
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ihre "Absorptionsfähigkeit" kurzfristig 
überstieg, bei westlichen Finanzinstitutio- 
nen, besonders bei US-Banken, angelegt. 
Diese Banken merkten dann, daß sie 
riesige neue, für Kredite verfügbare Res- 
sourcen hatten — für Kredite, die sowohl 
gewünscht als auch benötigt wurden. 
Diese Geschichte ist wohlbekannt, aber 
sehen wir mal unter die Oberfläche der 
Dollarströme. Dazu müssen wir vor allem 
anderen anerkennen, daß es beim Auf- 
stieg der OPEC und beim Abzug von 
Petrodollars aus der restlichen Welt nicht 
einfach um nationalstaatliche Konkurrenz 
ging, weder unter OPEC-Ländern, noch 
zwischen OPEC-Ländern und "ölimpor- 
tierenden Ländern". 

Vor allem war die Motivation der OPEC- 
Regierungen nicht einfach Habgier, wie 
es die westlichen Medien gerne darstell- 
ten, und genausowenig war es die berech- 
tigte Forderung nach Reparationen für 
jahrzehntelange Ausbeutung, wie manche 
Apologeten argumentierten', sondern die 
Notwendigkeit der Kontrolle über die 
Ölproduktion, höhere Ölpreise und Zah- 
lungsbilanzüberschüsse wurde von wach- 
senden, nicht eindämmbaren Forderungen 
der ArbeiterInnen und BäuerInnen dieser 
Länder diktiert. Um das zu zeigen, wäre 
natürlich eine detaillierte Untersuchung 
jedes einzelnen Falles nötig; ich will hier 
nur ein paar Beispiele skizzieren. 

Der offensichtlichste — und in der Ge- 
schichte der Schuldenkrise zentrale — 
Fall ist Iran, dessen Regierung unter dem 
Schah damals versuchte, zwei Projekte 
gleichzeitig durchzuziehen: zuhause eine 
Industrieproduktion zu entwickeln und 
eine militärische Großmacht in der Re- 
gion zu werden. Beides kostete viel Geld, 
und beides spiegelte Kämpfe der Bevöl- 
kerung in der Region wider. Was die 
industrielle Entwicklung angeht, ähnelte 
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die Situation im Iran der in den latein- 
amerikanischen Schuldnerländern: Stei- 
genden Forderungen der Bevölkerung 
wurde mit einer Verbindung von Polizei- 
staats-Repression und sozialen Investitio- 
nen begegnet. Das iranische Pendant zum 
auf militärischer Unterdrückung beruhen- 
den brasilianischen Akkumulations- 
"Wunder" war das Bild vom modernisie- 
renden Schah, der ein breitangelegtes, auf 
die Folterkammern der Geheimpolizei Sa- 
vak gestütztes Nation-Building-Projekt 
durchführte‘. Die bewaffneten und wieder 
aufflackernden Kämpfe der Region — 
deren Brennglas der Kampf der Palästi- 
nenserInnen ist — machen den Klassen- 
charakter seines militärischen Projekts 
deutlich. 

Ein zweites Beispiel für die Motive der 
OPEC, diesmal außerhalb des Nahen 
Ostens, ist Nigeria in Westafrika. Seit der 
Entkolonisierung besteht Nigerias Ge- 
schichte aus dauernden Auseinanderset- 
zungen zwischen den Versuchen seiner 
neokolonialen Regierungen, die von den 
Briten eingesetzte Ausbeutungsstruktur 
weiter zu managen, und den Kämpfen 
seiner ArbeiterInnen und Bäuerlnnen, 
dieser Ausbeutung auszuweichen oder sie 
zu verringern. Immer wieder antwortete 
die nigerianische Regierung auf Forde- 
rungen der Bevölkerung, indem sie mehr- 
jährige Akkumulations-Entwicklungs- 
pläne formulierte, nur um jeden einzelnen 
wiederum vom Widerstand und den Auf- 
ständen der Bevölkerung untergraben zu 
sehen. Einer dieser Kampfzyklen gipfelte 
im nigerianischen Bürgerkrieg von 1967 
bis 1970. Er kam wesentlichen Sektoren 
der Arbeiterklasse teuer zu stehen (beson- 
ders in "Biafra"), aber letztenendes tauch- 
te nach dem Krieg der Klassenkampf 
wieder auf. Im Einklang mit der von den 
Briten geerbten Tradition, von nigeriani- 
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schen ProduzentInnen billig zu kaufen 
und zu teureren Preisen auf dem Welt- 
markt zu verkaufen, sah die nigerianische 
Regierung in der OPEC und den hohen 
Ölpreisen eine lebenswichtige neue Kapi- 
talquelle, um BäuerInnen wie ArbeiterIn- 
nen ihre Entwicklungspläne aufzuzwin- 
gen. Sie brauchte diese externen Ressour- 
cen, um die Klassenverhältnisse zuhause 
so umzustrukturieren, daß bei weniger 
Abhängigkeit sowohl von wechselhaften 
Weltmärkten als auch von den ArbeiterIn- 
nen, die für sie produzierten, im Inland 
mehr Mehrwert erzeugt werden konnte‘. 
Um diesen Teil der Argumentation zu- 
sammenzufassen: Unmittelbar stammte 
das Kreditkapital, das den Schuldenberg 
finanzierte, aus den Antworten der 
OPEC-Regierungen auf die Kämpfe der 
Menschen in ihren eigenen Ländern und 
Regionen. 


Gleichzeitig wissen wir auch, daß die 
OPEC-Überschüsse ursprünglich aus dem 
Konsumeinkommen von ArbeiterInnen in 
den ölimportierenden Ländern stammten, 
indem nämlich das Kapital die höheren 
Rohölpreise an sämtliche Endpreise vom 
Benzin bis hin zu Legosteinen weitergab. 
Warum erlaubten die westlichen Polit- 


strategen der OPEC diesen riesigen Pro- 
zeß der Mehrwertübertragung in die öl- 
exportierenden Länder? Wir wissen aus 
früheren westlichen Interventionen im 
Nahen Osten, daß die westlichen Regie- 
rungen nie zögerlich waren, wenn es 
darum ging, Einfluß auf die politische 
Entwicklung in der Region oder in einzel- 
nen Ländern zu nehmen. Von den Betei- 
ligten wissen wir jetzt auch, daß die Ver- 
handlungsführer der USA, obwohl sie 
offiziell die "ausbeuterische" Vervierfa- 
chung der Ölpreise verurteilten und Kis- 
singer die Marines in die Mojave-Wüste 
schickte, um Interventionen in Wüstenre- 
gionen zu üben, die OPEC-Länder im 
Stillen wissen ließen, daß die US-Regie- 
rung nichts gegen Ölpreiserhöhungen 
unternehmen würde (V.H. Oppenheim 
Why Oil Prices Go Up: we Pushed Them, 
in: Foreign Policy Nr. 25, Winter 1976- 
77). Warum nahmen diese Politstrategen 
diese Erhöhungen so gleichmütig hin? 

Die US-Politstrategen sahen in den 
OPEC-Preiserhöhungen eine großartige 
Gelegenheit. Die Gelegenheit lag in der 
Verbindung einer Senkung des Einkom- 
mens der Arbeiterklasse in den USA 
durch weitere Preiserhöhungen mit dem 
notwendigen Recycling der Petrodollars, 
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Nun sagen Sie schon! Ich hab doch alle Ihre Bedingungen erfüllt, oder?! 
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das sie für Kapitalinvestitionen verfügbar 
machen würde. Diese Investitionen wur- 
den allgemein für nötig gehalten, um die 
Macht der Arbeiterklasse zu unterhöhlen 
und die Produktivität wiederherzustellen. 
Der westliche Gleichmut gegenüber der 
OPEC ergab sich zumindest teilweise aus 
der Vorstellung, die OPEC ließe sich als 
finanzielle Vermittlungsstelle benutzen, 
um Wert von den westlichen Konsument- 
Innen zum westlichen Kapital zu trans- 
ferieren — was dem keynesianischen Ma- 
nagement nicht gelungen war’. Die Ent- 
stehung der Petrodollar-Überschüsse, die 
dann die Schuldenkrise anheizten, läßt 
sich insofern als ausgearbeiteter Kompro- 
miß zwischen verschiedenen nationalen 
Kapitalmanagern sehen, die versuchten, 
mit den Aufständen der Arbeiterklasse 
sowohl in den ölexportierenden als auch 
in den ölimportierenden Ländern fertig- 
zuwerden. 

Der Erfolg dieses Projekts hing davon ab, 
ob das Kapital höhere Ölpreise in eine 
Senkung der Reallöhne umsetzen, d.h. 
nominelle Lohnerhöhungen niedriger als 
die vom Öl hochgetriebene Inflation 
halten konnte. Auf den internationalen 
Handel bezogen lief das auf die Senkung 
von Konsumimporten hinaus, um die 
höheren Ölimportkosten wettzumachen. 
Wie wir jetzt wissen, schlug diese Strate- 
gie trotz der weltweiten Rezession 1974- 
75 und der stark gestiegenen Arbeitslosig- 
keit weitgehend fehl. Die ArbeiterInnen 
in den USA, die sich einem Doppelangriff 
durch höhere Arbeitslosigkeit und be- 
schleunigte Inflation gegenübersahen, 
konnten (im Durchschnitt) die notwendi- 
ge Macht mobilisieren, um Nominallohn- 
erhöhungen durchzusetzen, die ausreich- 
ten, um die zusätzliche Inflation wett- 
zumachen". Dies verminderte die Profi- 
tabilität von Investitionen in den USA 
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und erhöhte Nicht-Öl-Importe. Folgerich- 
tig sank die Neigung, überschüssiges 
Kapital in den USA zu investieren, und 
für Kredite an sozialistische und Dritte- 
Welt-Länder stand mehr Geld zur Ver- 
fügung. 


Die dritte wesentliche Frage zum Ur- 
sprung der Schuldenkrise heißt: Was ist 
die Ursache der weltweiten Rezession, die 
die Fähigkeit der Schuldner untergrub, 
ausländische Devisen zu verdienen, und 
die die Zinserhöhungen bewirkte, die die 
Kosten der Schulden dramatisch erhöhte? 
Die Antwort liegt wiederum im sich ver- 
ändernden Muster der Klassenauseinan- 
dersetzung. 

Der vom Federal-Reserve-Bank-Chef 
Volcker vorgenommene anti-inflationäre 
Kurswechsel in der US-Geldpolitik löste 
die Rezession und die Zinssatzsteigerun- 
gen,aus. Aber warum änderte sich die US- 
Geldpolitik? In den ganzen 70er Jahren 
zielte die "Anti-Inflationspolitik" darauf 
ab, die Löhne zu senken oder zu kontrol- 
lieren, aber alle Versuche in dieser Rich- 
tung schlugen fehl. Daher wurden Ende 
der 70er Jahre zunehmend dringendere 
und schrillere Forderungen vieler kapitali- 
stischer Planungsagenturen (vor allem des 
IWF) nach einem weltweit koordinierten 
Angriff gegen die Inflation laut, zu dem 
nicht nur knappes Geld, sondern auch 
Nachfragesenkungsmaßnahmen (z.B. 
Streichungen von Sozialleistungen) und 
das Brechen von "strukturellen Rigiditä- 
ten" auf den Arbeitsmärkten (z.B. Ge- 
werkschaften und Lohnindexierungen) 
gehören sollten. Diese monetaristische 
Politik wurde in den USA und später in 
Europa von einem ausdrücklich angebots- 
orientierten Versuch begleitet, Ressour- 
cen von den ArbeiterInnen zum Kapital 
zu transferieren’. Was diese Politikemp- v 
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fehlungen in Klassenbegriffen hießen, ist 
wohl klar: direkte und indirekte Angriffe 
auf eine Arbeiterklasse, deren Kämpfe 
sich der Kontrolle entzogen haben und 
deren Verhalten in Übereinstimmung mit 
der Akkumulation gebracht werden muß. 
Direkt wirkte sich diese Wende in der 
Geldpolitik im dramatischen Anstieg der 
Zinssätze aus und schlug sich in der Rea- 
gan-Rezession nieder, letzteres in Ver- 
bindung mit anfänglich milden fiskalen 
Anreizen (in Form von Steuererleichte- 
rungen und gesteigerten Verteidi- 
gungsausgaben — teilweise ausgeglichen 
durch verringerte Sozialausgaben). Dies 
bedeutete nach dem Übergang zu floaten- 
den Wechselkursen und dem Recycling 
der Schulden einen weiteren wichtigen 
Moment in der kapitalistischen Manipula- 
tion des Geldes zur Wiedergewinnung der 
Kontrolle im Klassenkampf. In diesem 
Rahmen führten die höchsten Arbeits- 
losenzahlen seit der Großen Depression 
zusammen mit der Senkung der realen 
Unterstützung für die, die ihre Arbeit 
verloren, zu einer deutlichen Senkung der 
durchschnittlichen Reallöhne in den USA. 
In dem Maße, wie dies geschah, hatte der 
monetaristische Angriff von Carter, Vol- 
cker und Reagan auf die Arbeiterklasse 
Erfolg, nicht nur in den USA, sondern 
auch anderswo, indem rund um die Welt 
die Reallöhne einbrachen und die Lohn- 
hierarchien neu strukturiert wurden. 

Insofern müssen sowohl der dramatische 
Anstieg der Zinsen (der die Kosten des 
Schuldendienstes so deutlich erhöhte) als 
auch die weltweite Rezession (die es für 
diejenigen, die in den 70er Jahren Kredite 
aufgenommen hatten, schwerer machte, 
ausländische Devisen einzunehmen) als 
weitere Phase eines ein Jahrzehnt dauern- 
den Versuchs von seiten des Kapitals 
verstanden werden, die Krise gegen die 
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ArbeiterInnen zu wenden, die sie herbei- 
geführt hatten. In diesem Fall war der 
Brennpunkt die Auseinandersetzung mit 
den ArbeiterInnen in den USA, aber die 
Größe und die Zentralität der USA als 
Moment der weltweiten Akkumulation 
bedeutete, daß diese neue Phase der Aus- 
einandersetzung schnell in alle Teile der 
Welt zirkulierte. Bei den anderen Gläubi- 
gerländern wie Europa und Japan führte 
das zu einer ähnlichen Geldverknappung 
und parallelen Angriffen auf die Arbeiter- 
klasse durch hohe Arbeitslosigkeit. Bei 
den Schuldnerländern wuchs dadurch im 
Osten wie im Westen dramatisch der 
Druck auf die lokalen Manager, ihre lo- 
kalen Schwierigkeiten mit den ArbeiterIn- 
nen zu lösen. Die gestiegenen Schulden- 
kosten und die gestiegenen Schwierig- 
keiten der Schuldenrückzahlung waren 
dann die unmittelbare Ursache der Ex- 
plosion der Krise im August 1982, als das 
mexikanische Kapital seine Zahlungs- 
unfähigkeit erklärte und eine Umschul- 
dung forderte, die realistischeren Aus- 
sichten, die Kontrolle über die Akkumula- 
tion zu gewinnen, entsprach. 
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Schon wieder ein 
Kriegsschiff auf 
Goodwill-Besuch! 
Wann wird ein Balaillon 
ihrer Infanlerie hei 

so einen Besuchb 
Laaos übertallen? 
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Anmerkungen: 


1) Ein sehr bekanntes Beispiel für eine Analyse, die sich mit der Krise in erster Linie in 
den Kategorien des Kapitals selbst beschäftigt, ist Cheryl Payers Arbeit (Causes of 
the Debt Crisis, in: Robert Cherry et al. (Hrsg.) The Imperiled Economy, New York: 
The Union for Radical Political Economics, 1987). Während sie sorgfältig die Aktio- 
nen und Interaktionen der kapitalistischen Akteure in der Schuldengeschichte verfolgt 
und kritisiert, erkennt Payer in der Arbeiterklasse kaum einen eigenständigen Akteur. 
Z.B. erfahren wir im Artikel viel über die Handlungen von privaten Banken, der US- 
Regierung und verschiedenen internationalen Agenturen (wie dem IWF). Über Arbei- 
terlnnen und ihre Macht erfahren wir fast nichts; die Arbeiterinnen in den entwickel- 

N ten Ländern werden höchstens durch die Exporte der Schuldnerländer bedroht (S. 

IM 199 und 203), und "arme Menschen" (vermutlich sind wenigstens einige von ihnen 
als ArbeiterInnen anzusehen) leiden unter der Schuldenkrise. In solchen Analysen 
verlieren wir die Fähigkeit, die frühere oder derzeitige Situation von unserem eigenen 
Standpunkt aus zu sehen und so die unseren Zielen angemessensten Strategien zu 
finden. Siehe auch die Artikel von Robin E. Wood (Making Sense of the Debt Crisis: 
A Primer for Socialists, in: Socialist Review, May-June 1985, S. 7-33; Debt Crisis 
Update: 1988, in: Socialist Review, July-September 1988, S. 103-115). Weitere 
Beispiele finden sich in zwei anderen linken Büchern über die gegenwärtige Krise, 
wie denen von Al Watkins (Til Debt Do Us Part: Who Wins, Who Loses and Who 
Pays for the International Debt Crisis, New York: University Press of America, 1986) 
und Howard Wachtel (The Money Mandarin: The Making of a Supranational Econo- 
mic Order, New York, Pantheon, 1986). 

2) Ich will die privateren, aber nur zu üblichen Motive der Kreditaufnehmer nicht leug- 
nen: die korrupte Praxis, am Rande der massiven Kredite persönlichen Reichtum ab- 
zuschöpfen und diesen Reichtum oft bei ausländischen Banken anzulegen. Enthül- 
lungsjournalistInnen steht da eine nie versiegende Schmutzquelle zur Verfügung, 
aber angesichts der Summen, die für soziale Kontrolle ausgegeben werden, sehe ich 
keinen Grund anzunehmen, daß diese Abschöpfung ein vorrangiges Motiv ist. Un- 
abhängig davon, wieviel von den Krediten in die Kapitalflucht abgezweigt wird, wird 
das Kapital exportiert, weil die Exporteure in ihren eigenen Ländern wegen des 
intensiven Klassenkampfs ein hohes Risiko sehen — und aus dem gleichen Grund 
wurden die offiziellen Kredite ja überhaupt erst aufgenommen. 

3) Wenn geliehenes Geld erfolgreich zur Finanzierung der Akkumulation verwendet 
wird, dann ist das kein "Erfolg", den die Linke anerkennen und verteidigen sollte, wie 
Robin Wood in seinem ansonsten interessanten Artikel von 1985 behauptet, sondern 
es geht dabei wieder mal ganz schlicht darum, die Leute an die Arbeit zu bringen 
und sie auszubeuten — die Standardmethode sozialer Kontrolle, ob sie von privaten 
oder von staatlichen Kapitalisten benutzt wird. Wenn Wood Peter Kilborn von der 
New York Times zitiert, «wenige Brasilianer würden einen Großteil des Werks der 
Technokraten rückgängig machen..., Straßennetze, Bankwesen, Telekommunikation 
und elektrischer Strom..., eine breit diversifizierte Industrie», dann zeigt er wenig 
Mitgefühl mit der Masse der brasilianischen Menschen, die praktisch in Zwangsarbeit 
diese wunderbaren Abfallprodukte der Entwicklung geschaffen haben und von diesen 
weiterhin im Elend gehalten werden. Müssen wir endlos wiederholen, was gegen 
Straßen spricht, die zur Vergewaltigung eines Landes und seiner Menschen gebaut 
werden, gegen Banken, deren einziger Zweck darin besteht, sich einen Anteil vom % 
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Mehrwert unter den Nagel zu reißen, gegen Telekommunikation, die in erster Linie 
dazu dient, die soziale Kontrolle zu erleichtern, gegen elektrischen Strom, von dem 90 
Prozent zur Ausbeutung benutzt werden und der das Leben der Menschen eher ver- 
schmutzt als verbessert, und gegen eine "diversifizierte Industrie", die in Brasilien nicht 
nur Menschen und Natur ausbeutet, sondern auch hauptsächlich für die reichen und 
ausländischen Märkte produziert. 

Das Argument, die OPEC habe gehandelt, um einen jahrzehntelangen Abfluß von 
Reichtum zu stoppen, und habe nach dem Jahrzehnt der 60er Jahre mit dem stetigen 
Niedergang der Terms of Trade zwischen Öl und westlichen Fertigwaren besonders 
viel Grund dazu gehabt, ist zweifellos wahr. Aber diese Erklärung hilft wenig — weder, 
um das Timing der Wende in der Politik (die eine ganze Zeit vor dem Sieben-Tage-- 
Krieg begann), noch, um die Verwendung des Geldes zu erklären. 

T.H. Moran (Why Oil Prices Go Up: OPEC Wants Them in: Foreign Policy Nr. 25, 
Winter 1976-77) zeigt, wie interner Druck den Iran dazu brachte, in den OPEC-Ver- 
handlungen immer höhere Preise zu fordern. 

In einer bemerkenswerten Arbeit (Class Struggle and Economic Development in Nige- 
ria: 1900-1980, Ph.D. Dissertation, University of Texas at Austin, 1985), die die ge- 
samte Geschichte Nigerias vom Kolonialismus bis in die 80er Jahre analysiert, hat 
Solomon Izielen Agbon sehr detailliert den Kampfzyklus perl der zum nigeriani- 
schen Bürgerkrieg führte und der ihm folgte. 

Wir müssen mindestens zwei Teile der Anfang der 70er Jahre geführten ökonomi- 
schen Diskussion miteinander in Zusammenhang bringen, um das klar zu sehen. 
Erstens die Befürchtungen hinsichtlich einer "Kapitalknappheit". Martin Feldsteins 
Arbeiten sind ein gutes Beispiel dafür. Der zweite Teil hängt mit der Trilateralen Kom- 
mission zusammen, deren Studiengruppen zur internationalen Währungskrise und zur 
Energiekrise die ersten waren, die die Möglichkeiten sahen, die in der neuen Situation 
lagen (John C. Campbell, Guy Carmoy und Kondo Shichi: Energy: The Imperative for 
a Trilateral Approach, New York: Trilateral Commission, 1974; dieselben: Energy: A 
Strategy for International Action, New York: Trilateral Commission, 1974; Richard N. 
Gardner, Saburo Okita und B.J. Udink: OPEC, The Trilateral World, and the Develo- 
ping Countries: New Arrangements for Cooperation, 1976-1980, New York: Trilateral 
Commission, 1975). Zusammengenommen illustriert dieses Material, wie das Kapital 
selbst das sieht, was Midnight Notes die neo-ricardianische Strategie der Manipulation 
der Grundwarenpreise zur Untergrabung der Löhne und zur Verschiebung von Wert 
ans Kapital genannt hat (Arbeit, Entropie, Apokalypse, 1980, in: TheKla 12; siehe 
auch: Soll und Haben in der Krise, 1983, in: TheKla 12). 

Der Preis dieser Aufrechterhaltung der Reallöhne war allerdings die beträchtliche Ver- 
breiterung der Kluft zwischen denen, die die Macht hatten, ihren Reallohn aufrecht- 
zuerhalten oder zu erhöhen, und denen, die das nicht konnten. Diese breiter werden- 
de Kluft führte (ceteris paribus) dazu, daß bisherige Machtstrukturen in der Arbeiter- 
klasse zugunsten kapitalistischer Kontrolle zersetzt wurden. 


9) Eine detailliertere Beschäftigung mit der Angebotsökonomie und der kapitalistischen 


Strategie in dieser Periode findet sich bei Harry Cleaver: Supply-side economics: 
Splendori e miserie, in: Metropoli Nr. 7, Dezember 1981, S. 32-48 (italienisch — das 
englische Original ist beim Autor erhältlich). 
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Vorbemerkung: 


Den folgenden Text haben wir der "Autonomie Neue Folge" Heft 11 entnom- 
men. Der Autor versucht, die Thesen von Mario Montano (siehe Thekla 10) 
über die Energiekrise von 1974 fortzuschreiben. Er arbeitet die strategische 
Bedeutung des Energiesektors für die kapitalistische Entwicklung und den 
Klassenkampf in der BRD heraus. In einem historischen Exkurs zeigt er auf, 
wie die Industrialisierung vorangetrieben wurde, um die Arbeiterklasse im Kapi- 
talverhältnis einzuschließen. Der Text wurde 1981/2 geschrieben, d.h. kurz 
nach der iranischen Revolution und der darauf folgenden sogenannten zweiten 
Ölkrise. Gleichzeitig hatte der erste größere Umbau des bundesdeutschen 
Sozialstaats durch die "Operation 82" stattgefunden. Die Autonomie sah damals 
eine kommende "Massenarmut" auch in den Metropolen voraus, aus der heraus 
neue Revolten "für das Recht auf Existenz" entstehen würden. Solch eine für 
das Regime gefährliche massive materielle Verelendung des arbeitslosen Pro- 
letariats hat in Deutschland nicht stattgefunden. Der Angriff auf die Leistungs- 
verweigerung der keynesianischen Arbeiterklasse zielte nicht auf ihren weitge- 
henden Ausschluß aus der Produktion, sondern auf völlige Umstrukturierung 
der Arbeitsmärkte. Die achtziger Jahre waren — trotz gleichbleibend hoher 
durchschnittlicher Arbeitslosigkeit — Jahre der verstärkten Zwangsmobilisierung 
in die Arbeit. Die "weitgehend arbeitsfreie Produktion" bleibt kapitalistische 
Utopie. 

Auch die Anstrengungen der arabischen Regimes richten sich jetzt darauf, die 
eigene Bevölkerung aus ihrem Rentiersdasein in die Arbeit zu mobilisieren. 
Denn auch auf dem Ölfeld sprudelt das Öl nicht einfach aus dem Zapfhahn - 
wie der Text suggeriert -, ohne daß sich Tausende von Ölarbeitern bewegen. 
Daß diese Arbeiter an einem strategischen Hebel stehen, zeigte zuletzt der wo- 
chenlange Streik der iranischen Ölarbeiter während des Golfkrieges im Januar 
und Februar. 


übrigens könnt ihr die "Autonomie" Nr. 4/5, die im Text mehrmals erwähnt wird, 
bei uns für 4 Mark (in Briefmarken oder Überweisung auf Sisina-Konto) noch 
bekommen. 
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Der Energiesektor als strategischer 
Sektor im Klassenkampf 


Aus: Autonomie NF Nr. I1 


Sektoren als Waffen des Kapitals 


Schon am Anfang des Industriekapitalis- 
mus im letzten Jahrhundert hat das Kapi- 
tal einen bestimmten Sektor entwickelt, 
um überhaupt Industrialisierung in Gang 
zu setzen: den Eisenbahnsektor. Investi- 
tionen für den Transport von Waren ha- 
ben diesen Transportsektor zu einem Be- 
reich der kapitalistischen Akkumulation 
gemacht, den die Kapitalisten zielstrebig 
für ihre Zwecke ausgebaut haben. Ohne 
Eisenbahn wäre es weder zur weiteren — 
von der Mechanisierung der Textilpro- 
duktion initiierten — Entfaltung von kapi- 
talistischen Märkten noch zur Erzeugung 
einer neuen breiten Industriearbeiterklas- 
se gekommen, deren Aufkommen die 
Eisenbahn, die Eisen-, Maschinen- und 
Kohleindustrie voraussetzt. Die These 
lautet, daß es zum Bau der Eisenbahn als 
strategischem Instrument der Herrschen- 
den erst infolge der Krise der Textilindu- 
strie und einer revolutionären Gärung in 
England kam, die die ganze erste Hälfte 
des 19. Jahrhunderts über andauerte. Die 
Eisenbahn als Waffe im Klassenkampf. 


1825 wurde die erste bedeutsame Eisen- 
bahnlinie zwischen dem Hafen Liverpool 
und der Baumwollstadt Manchester ge- 
baut. Im Hafen Liverpool kam die Baum- 
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wolle aus den Sklavenplantagen der ame- 
rikanischen Südstaaten an und wurde zur 
Verarbeitung nach Manchester gebracht. 
Vorher hätte man für solchen Transport 
einen Kanal gebaut, hier wurde zum 
ersten Mal die Eisenbahn ausprobiert, die 
sich sehr bewährte. Zwar steht auch hier 
der Eisenbahnbau schon im Zusammen- 
hang der planmäßigen Ausbeutung von 
Sklaven und Textilarbeitern, aber vor- 
läufig war ein Transportproblem kon- 
kreter Art zu lösen und noch nicht die 
Frage der Perspektive einer bestimmten 
Ökonomie. 

Erst mußten bestimmte Leute den Wert 
für die Wiederherstellung des inneren 
Friedens entdecken, für eine neue Prospe- 
rität ganz anderer Art als bisher, damit die 
Eisenbahn "bahnbrechend" dafür benutzt 
werden konnte. Es waren Männer wie 
Thomas Gray in England und Friedrich 
List in Deutschland, die die Eisenbahn als 
Ausweg aus der Krise empfahlen und 
politische Kampagnen für ihren Ausbau 
starteten. In England geschah das in den 
dreißiger Jahren, in Deutschland zehn 
Jahre später. 

Die Argumente waren zwar meist nicht 
unmittelbar gegen die Unterschichten und 
ihre Gefährlichkeit gerichtet, sondern 
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zielten neben der konkreten Nützlichkeit 
auf die Hebung des Reichtums durch 
vermehrten Warenaustausch, auf die 
Erweiterung einer arbeitsteiligen Wirt- 
schaft, auf Kostensenkung für die Waren 
und auf die Vergrößerung der Märkte. 
Nur Friedrich List postulierte immer 
wieder, die einzige Möglichkeit, mit der 
Gärung in den traditionellen Unterklassen 
fertig zu werden, bestehe darin, sie im 
Fabriksystem einzuschließen. Dazu be- 
durfte es eines nationalen Marktes, und 
der könne nur mit Hilfe des Eisenbahn- 
baus kurzfristig aus dem Boden gestampft 
werden. 

Der Eisenbahnbau war bekanntlich der 
Anfang, an den sich die rasante Entwick- 
lung von Kohlebergbau, Eisen- und Stahl- 
industrie und Maschinenbau anschloß. 
Das Programm der Arbeit, der Industrie- 
arbeit, wurde somit der neue allgemein- 
verbindliche Entwurf von Herrschaft. Ar- 
beit eben als Mittel, die herumvagabun- 
dierenden Armen, die Tumulte, die Kri- 
minalität, die Ablehnung der Staatsautori- 
tät, die Gefahren für den Fortbestand 
jeglicher hierarchischer Ordnung zu bän- 
digen. Damals auf den Eisenbahnbau zu 
setzen, hieß, ein strategisch wichtiges 
Fundament zu legen, auf dem sich ein 
neues Bauwerk gesellschaftlicher Bezie- 
hungen aufbauen ließ. 


Wir müssen aber diesen Gedanken einer 
Initialzündung über einen Sektor, der 
dann eine Menge Folgewirkungen hat, 
auch unter dem Blickwinkel der mögli- 
chen historischen Alternative betrachten, 
wodurch dann der strategisch herrschafts- 
sichernde Charakter des neuen Sektors 
klar wird. Ohne das 25-jährige Eisen- 
bahnbauprogramm zwischen 1825 und 
1850 hätten die damaligen Massenbewe- 
gungen höchstwahrscheinlich einen Um- 
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sturz in England herbeigeführt und das 
gesamte frühkapitalistische Regiment 
mitsamt dem Adel hinweggefegt. Über 
diese Massenbewegungen kann bei 
Thompson nachgelesen werden. Zum Teil 
waren die Eisenbahnen unmittelbar ge- 
winnträchtig und produktiv, waren Privat- 
betriebe, zum Teil aber eben auch lang- 
fristig orientierte Baumaßnahmen des 
Staates, die in beiden Fällen ungeheure 
Summen verschlangen. Die Hälfte der 
damaligen Eisen- und Kohleproduktion 
fand nur für den Eisenbahnbau statt, die 
Entwicklung des Maschinenbaus wurde 
durch ihn erst gestartet. 

Für Deutschland gilt noch viel stärker als 
für England der unmittelbar politisch-prä- 
ventive Charakter der industriellen Auf- 
rüstung damals. Es waren ja regelrechte 
politische Kampagnen, die vom besagten 
List gestartet wurden, um zwecks Bändi- 
gung der Massenarmut des Vormärz sozu- 
sagen den "Kapitalismus einzuführen". 
Damit ist hier die Erweiterung vom Tex- 
tilsektor auf den Transportsektor und die 
Schwerindustrie, vom Konsumgütersektor 
zum Investitionsgütersektor gemeint. 

Das Aufkommen neuer Sektoren kann 
auch in der weiteren Geschichte im Zu- 
sammenhang mit Herrschaftsproblemen 
und nicht nur einfach aus dem WTF (wis- 
senschaftlich-technischem Fortschritt) 
erklärt werden. 


Interessanterweise ist jede grundsätzliche 
Umstrukturierung des Industriesystems 
auch mit einer Veränderung der energeti- 
schen Grundlage verbunden gewesen. 
Man kann geradezu ein Schema von 
Umbrüchen und Weltwirtschaftskrisen 
aufstellen, auf die im Zuge der Rekon- 
struktion der Klassenkontrolle auch eine 
Neuorientierung in der Energiepolitik 
bzw. -versorgung erfolgte. Nach der er- 
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sten Eisenbahn/Kohle-Epoche des Kapita- 
lismus folgte die zweite, in der die Elek- 
trizität als Antriebs- und Kraftquelle 
hinzukam. Seit 1872 geriet das Kapital 
international in eine starke Stagnations- 
phase, die als erste große Weltwirtschafts- 
krise bekannt ist. Offensichtlich war die 
Dynamik der ersten Unterwerfungsetappe 
unter den Arbeitszwang erschöpft. Eine 
neue Klasse, die Arbeiterklasse, hatte sich 
konstituiert, die Brutalität der Anfangszeit 
gestoppt und war zum Gegenangriff ange- 
treten. Sie hatte begonnen, das kapitalisti- 
sche Kommando organisiert infrage zu 
stellen bzw. die bisherigen Formen der 
Steigerung der Mehrwertabpressung 
(hauptsächlich durch Steigerung des ab- 
soluten Mehrwerts) unmöglich gemacht. 
Wenn die Kapitalisten wieder genügend 
Arbeitskraft einsaugen wollten, um die 
Akkumulation nicht zusammenbrechen zu 
lassen bzw. eine Revolution zu riskieren, 
mußten sie sich schon auf eine neuerliche 
Umwälzung des gesamten Produktionsap- 
parates einlassen. Die neuen strategischen 
Sektoren im Klassenkampf waren der 
Elektro- und Chemiesektor. 


Wenn heute Mikroprozessoren und Chips 
neue Wunderdinge für die Kapitalisten 
sind, mit denen sie den Arbeitsprozeß 
ummodeln und Kontrolle wiedererlangen 
können, waren damals die Elektromoto- 
ren etwas ähnliches. Der Antrieb konnte 
damit an den Ort der anzutreibenden Ma- 
schine gebracht werden und komplizierte 
Übertragungssysteme erübrigten sich. Der 
ganze Arbeitsaufwand um die Dampfma- 
schine herum wurde überflüssig. Es fehlte 
zunächst aber noch eine Technologie zur 
Herstellung größerer Mengen Strom. Die 
wurde schließlich Ende des 19. Jahrhun- 
derts mit der Dampfturbine in Verbindung 
mit dem Generator einsatzfähig und lie- 
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ferte damit überhaupt erst die Voraus- 
setzung für das neue Zeitalter der Mas- 
senproduktion und entsprechender ge- 
sellschaftlicher Veränderungen. 


Während also die erste Phase des Fabrik- 
systems die Kohle als energetische Vor- 
aussetzung hatte, war es für die zweite 
Phase die Elektrizität, seit 1890 etwa. 
Dieser Übergang in der Produktion bein- 
haltete ebenfalls eine "Energiekrise". Die 
neue Energiequelle und ihre Durchset- 
zung stand von vornherein in Forschung 
und Anwendung unter der Kontrolle des 
Großkapitals (neuer Großkonzerne). Eine 
Zentralität und Diktatur in ihrer Durch- 
setzung schloß das Volk von einer gesell- 
schaftlichen Diskussion über die neuen 
Möglichkeiten ebenso aus, wie es die 
Eigentumsordnung für den sonstigen 
gesellschaftlichen Prozeß tut. Mit den 
wahnsinnigen Möglichkeiten der Elek- 
trizität von der Straßenbeleuchtung über 
Haushaltsgeräte, Nachrichtenübermittlung 
bis zur Umwälzung der Fabriktechnologie 
hatte sich damals das Kapital (als Mono- 
polkapital) zur wirklichen Schaltzentrale 
der Gesellschaft entwickelt, weil alle wei- 
teren Investitionen spürbare gesellschaft- 
liche Auswirkungen hatten, das heißt den 
Reichtum bzw. die Armut einer Region 
über ihre "Entwicklung" mit Infrastruktur, 
Stromversorgung, Nachrichtennetz, Stra- 
Benbau bestimmten. Ebenso verschwan- 
den die Möglichkeiten autonomer Ent- 
wicklung in Klein- und Mittelbetrieben, 
in der Landwirtschaft und in der familia- 
len/gesellschaftlichen Reproduktion, da 
sie immer stärker in den Sog der Neue- 
rungswellen des Großkapitals gerieten. 
Die Unterwerfung der Gesamtgesellschaft 
unter die Herrschaft der Konzernzentralen 
war gekoppelt mit einem Sprung im An- 
triebs- und Energieversorgungssystem der 
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Großindustrie. So leitet(e) sich auch hier 
der "Fortschritt" aus den Kampfzyklen 
der Arbeiterklasse ab. 


Ich weiß nicht, ob verständlich geworden 
ist, was ich damit meine. Wenn die Käm- 
pfe von unten eine gewisse Stärke (Lohn- 
höhe, Kampf gegen die Arbeit) erreicht 
haben, drückt sich das ökonomisch im 
Fall der Profitrate aus, wogegen die Kapi- 
talisten etwas unternehmen müssen. Denn 
prinzipiell ist der Fall der Profitrate 
gleichzeitig für das gesamte kapitalisti- 
sche Herrschaftssystem eine Gefahr: lohnt 
es sich nicht mehr zu investieren, oder 
anders ausgedrückt, gibt es Massenentlas- 
sungen und einen Stopp in der Akkumula- 
tion, dann sind politische Radikalisierun- 
gen die Folge. Demnach trachten die Ka- 
pitalisten danach, rechtzeitig entgegen- 
wirkende Maßnahmen gegen den Fall der 
Profitrate ins Werk zu setzen. Um diese 
entgegenwirkenden Maßnahmen geht es: 
Dabei können verschärfte Repressionen 
durch die Polizei etc. und allgemeiner 
Rechtsruck nur die Begleitmanöver für 
den Strukturwandel sein, mit dem das 
bisher vorhandene Ausbeutungsmodell so 
umgekrempelt wird, daß die Menschen 
wieder mehr und besser arbeiten. Die 
höhere Leistung der Gesamtmaschinerie, 
der Technologie und die neue Disziplinie- 
rung gehen meist Hand in Hand. Instru- 
mente der Umkrempelung können neue 
Technologien, neue Spaltungen auf dem 
Arbeitsmarkt (Frauen, Ausländer, regio- 
nale und technische Maßnahmen) Indu- 
strialisierung neuer Regionen und eine 
veränderte Markt- und Absatzstrategie 
sein (ohne Anspruch auf Vollständigkeit). 
Wenn ich von einem strategischen Sektor 
spreche, dann soll das so ein Instrument 
sein. Ein Sektor wird eingesetzt bzw. 
entwickelt, dessen Produkte oder Leistun- 
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gen eine derartige Bedeutung haben, daß 
alle anderen Bereiche der Wirtschaft sich 
an ihnen orientieren müssen. Wenn so ein 
hebelartig wirkender Sektor richtig von 
oben eingesetzt wird, dann ersparen sich 
die Kapitalisten die Planwirtschaft, weil 
das, was von dem neuen Sektor ausgeht, 
praktisch vom "Markt" kommt. In nicht 
so weit industrialisierten Ländern ist es 
allerdings Aufgabe des Staats, diese stra- 
tegischen Sektoren voranzubringen, weil 
sonst die Verknüpfung mit dem Welt- 
markt nicht klappt bzw. die politische 
Herrschaft im Innern möglicherweise de- 
stabilisiert wird. 

Heute muß Herrschaft "fortschrittlich" 
sein, weil das Konkurrenzprinzip des 
Kapitals, den anderen immer eine Nasen- 
länge voraus zu sein, sich nicht auf die 
Fabrik beschränkt. In diesem Sinne von 
strategischen Sektoren zu sprechen, be- 
deutet dann, die Veränderungen in der 
Branchenstruktur des Kapitals so zu inter- 
pretieren, daß von bestimmten Fixpunk- 
ten aus Angriffe auf die Zusammenset- 
zung der Unterklassen begonnen wurden. 


In unserer Diskussion zu diesem Artikel 
wurde die Meinung geäußert, der "Staat" 
sei in den 30er Jahren vorübergehend der 
strategische Sektor des Kapitals gewor- 
den. Das soll heißen, daß durch den NS- 
Planstaat nun solche übergreifenden wirt- 
schaftlich-gesellschaftlichen Modernisie- 
rungen gemacht werden mußten, die von 
einzelnen Kapitalgruppen nicht zu leisten 
waren. Insgesamt mußten die Folgen der 
revolutionären Erschütterungen nach dem 
l. Weltkrieg eingedämmt und zurückge- 
schlagen werden. Die Arbeiterklasse in 
ihrer Existenz anerkennen und sie gleich- 
zeitig endgültig besiegen und unterwer- 
fen: das sind die Strukturen, die vom NS- 
Staat geschaffen wurden und heute noch 
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die Arbeitsmoral der deutschen Arbeitera- 
ristokratie bestimmen. Wir rechnen dazu 
auf institutioneller Ebene die Nachfolge- 
organisation der Deutschen Arbeitsfront, 
den DGB. Eine provokante These für die 
traditionellen Sozialisten, die an die Orga- 
nisationsformen wie Politologen heran- 
gehen! 

Wenn der (NS-)Staat mittels der institu- 
tionalisierten Arbeiterbewegung selbst 
strategischer Sektor war, dann hat er die 
Atomisierung der Klasse in der Massen- 
produktion durch neuen Städtebau und 
das Volksauto vorbereitet und damit dem 
Öl eine entscheidende Wichtigkeit zu- 
gewiesen. Ich brauche hier wohl nicht 
auszuholen und die Pläne der Nazis für 
eine "unabhängige" Energieversorgung zu 
beschreiben. Die NS-Wirtschaft entwik- 
kelte jedenfalls zum ersten Mal großtech- 
nische Verfahren zur Erzeugung von Ben- 
zin aus Kohle, da sie kaum über genügend 
"eigene" Ölquellen verfügte. Langfristig 
wollten die Nazis freilich mit Hilfe einer 
speziell entwickelten Blitzkriegsstrategie 
an die natürlichen Ölquellen als Basis für 
Volksauto, Autobahn und Städtebau her- 
ankommen. Und dabei bedienten sie sich 
vor allem der verstaatlichten Arbeiter- 
bewegung (DAF, s.o.): forcierter Raubbau 
an Arbeitskraft als innerer Akkumulati- 
onsquelle sollte vorübergehend den para- 
sitären Staatssektor (Rüstung) aufblähen, 
um mit Gewalt an die natürliche neue 
Energiebasis der Massenproduktion im 
führenden Autosektor heranzukommen. 


Das Nachkriegsmodell der Autogesell- 
schaft ist dann sehr stark durch die USA 
auf der Basis des vom NS Erreichten 
weiterentwickelt worden. Als wesentliche 
Stütze einer keynesianischen Nachfrage 
ist das Auto natürlich überall der Anreiz 
für breiten "Luxus". Gern macht Über- 
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stunden, wer etwas hat, wofür er gern 
spart und worauf er sich freut. Als Ver- 
einzelungsinstrument wirkt ein Auto 
durch die Konkurrenz mit der Nachbarfa- 
milie, aber auch dadurch, daß es die Mas- 
sen auf der Straße mit einem Blechmantel 
umgibt und so voneinander trennt. Ein 
wesentlicher Teil des Arbeitstages, näm- 
lich die Zeit des Transportes zum Arbeits- 
platz, wird individualisiert — entmensch- 
licht und verblecht. Dies ist eine Seite von 
Kontrolle, die in der Konsumtion im 
Alltag. Die andere bestand wohl darin, 
daß in einer Allianz von Erdöl und Auto- 
konzernen in den USA die traditionelle 
Stärke von Bergarbeitern und Transport- 
arbeitern der Eisenbahnen gebrochen wer- 
den konnte. Darüber weiß ich zuwenig, 
aber ich nehme an, daß Autoboom und 
Disziplinierung bestimmter Klassenfrak- 
tionen im Zusammenhang stehen. 


In der BRD ist die Neuzusammensetzung 
in Richtung auf den Montagearbeiter der 
Autoproduktion sehr stark über einen 
Verdrängungswettbewerb Öl gegen Kohle 
auf dem Markt gelaufen. Die US-Erdöl- 
multis schalteten über Billigöl praktisch 
weite Teile des Ruhrbergbaus aus. Ebenso 
wie die niedrigen Löhne in der Nach- 
kriegszeit ist auch das billige Öl eine 
Voraussetzung des Wirtschaftswunders 
gewesen. Dies gilt besonders für den Che- 
miesektor, also das Wiedererstarken der 
IG Farben-Nachfolger (Bayer, Hoechst, 
BASF). Insofern war für die BRD-Ökono- 
mie zwar nicht mehr eine eigene Strategie 
der Energieversorgung, sondern waren 
bestimmte US-Konzerninteressen maß- 
geblich für diese "strategische Erdölab- 
hängigkeit". Die amerikanische "Penetra- 
tionspolitik", das Einfügen des nach-nazi- 
stischen Westdeutschlands in die interna- 
tionale Arbeitsteilung unter US-Diktat, ist 
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in der Literatur nachzulesen (z.B. Jürgen 
Meinert, Strukturwandlungen der west- 
deutschen Energiewirtschaft, Frankfurt 
1980, dort weitere Literaturangaben). Un- 
ter US-Vorherrschaft ist so alles das, was 
die Nazis auf eigene Faust nicht geschafft 
hatten, umso vehementer in die Tat umge- 
setzt worden. 


Im folgenden soll es um die Frage ge- 
hen, inwieweit der Energiesektor, ge- 
nauer die Ölkrisen der Jahre 1973 und 
1979 und die anschließende Energiepo- 
litik, als strategisches Instrument zur 
Neuzusammensetzung der Klasse in den 
Metropolen funktioniert haben. 

Ich unterscheide dabei nicht zwischen 
den bewußten Absichten von Kapital- 
funktionären und dem, was sie "nur" aus 
ökonomischen Erwägungen geplant und 
veranlaßt haben. Diese Unterscheidung 
kriegt man erstens sowieso nicht heraus, 
zweitens ist sie unwichtig, weil das 
Handhaben "ökonomischer Sachzwänge" 
genauso Klassenpolitik von oben ist. 


Die Energiekrisen von 1973 und 1979 als Versuch 
des US-Kapitals zur Reorganisation der Weltwirtschaft 


Die Verteuerung des Rohöls auf den 
Weltmärkten seit dem Herbst 1973 ist ein 
Versuch gewesen, nicht nur den Ölmultis 
und der OPEC Riesenprofite zu besche- 
ren, sondern der geschwächten US-Öko- 
nomie und dem Dollar wieder auf die 
Beine zu helfen. Ich grenze mich also von 
Interpretationen ab, die, wie Massarats 
Analyse, in der Erhöhung der Ölpreise 
einen einseitigen Erfolg der OPEC gegen 
die Metropolen sehen, und anderen, die in 
der Energiekrise das Problem der zur 
Neige gehenden Rohstoffe sehen (Club of 
Rome). Viel richtiger finde ich dagegen 
die Elsenhans’sche Rückverlagerungs- 
these, die das handelnde Zentrum des 
Geschehens in den Ölmultis erblickt und 
ihre Strategie analysiert, eine Energiepro- 
duktion im Norden, den Industrieländern, 
aufzubauen. 
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Der Dollar war bis Mitte der 60er Jahre 
stark, weil die US-Kapitalisten durch 
Vorsprünge in der Technologie nicht nur 
in ihrer militärischen Weltmachtstärke, 
sondern auch in der Produktivität der 
Arbeit und damit der einheimischen 
Mehrwertproduktion anderen Industrie- 
ländern überlegen waren. Die Stärke der 
nationalen Industrieproduktion war die 
Voraussetzung dafür, den Dollar-Kapital- 
export als Mittel bzw. Waffe zur Durch- 
dringung der westlichen Welt zu benut- 
zen. Die Länder Westeuropas, Latein- 
amerikas und teilweise Asiens und Afri- 
kas konnten nur deshalb in die Weltwirt- 
schaft unter US-Diktat einbezogen wer- 
den, weil das Mittel zu ihrer Einbezie- 
hung, der Dollarexport, durch eine hinrei- 
chende Stärke der Mehrwertproduktion in 
den USA selbst fundiert war. Kapital- 
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export bedeutete, daß außerhalb der USA 
entweder Niederlassungen der US-Firmen 
mit eigener Produktion aufgemacht wer- 
den konnten oder Geld zur Unterstützung 
des befreundeten Landes, sprich der be- 
freundeten Kapitalisten, verliehen wurde. 
Westeuropa und Japan konnten sich nach 
dem Krieg zunächst überhaupt keinen Ka- 
pitalexport leisten, sondern brauchten 
sämtliche Mittel, um ihre nationale Pro- 
duktion wieder in Schwung zu bringen. 
Der erste Schritt dazu war, die Produkte 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu 
machen, also den Warenexport anzulei- 
ern. Das gelang um so besser, als die ei- 
genen Arbeiterklassen im Verhältnis 
gesehen unterbezahlt wurden (»soziales 
Dumping« — Hankel) und damit Lohnko- 
stenvorteile die Eroberung der Waren- 
weltmärkte erleichterten. Für die Ameri- 
kaner war die Stärke des Dollars in dem 
Falle günstig, wenn es um Kapitalexport 
ging, weil sich alle ausländischen Güter, 
Fabriken wie Rohstoffe billig einkaufen 
ließen, im Falle des Warenexports aber 
ungünstig, weil es die eigenen Waren auf 
dem Weltmarkt verteuerte und damit den 
konkurrierenden Kapitalen Vorteile ver- 
schaffte, wie z.B. der exportorientierten 
deutschen Industrie. 

Bis zum Umschalten der BRD-Industrie 
auf die Strategie des Kapitalexports haben 
die deutschen Kapitalisten in DM-Auf- 
wertungen eine Gefahr gesehen, weil der 
Export von Waren dadurch beeinträchtigt 
würde. Heute operieren die deutschen 
Konzerne selbst weltweit mit der hun- 
gernden Arbeitskraft in den drei Konti- 
nenten, weil sie mit einer starken Mark 
besser Produktionen im Ausland aufbauen 
können. 

Der Dollar geriet ab Mitte der 60er Jahre 
an drei Fronten gleichzeitig in die Defen- 
sive, und damit die alte Strategie des 
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Kapitalexports, die auf einer einheimi- 
schen Stärke des US-Regimes beruhte: 

I. an der inneren Front 

Ghettoaufstände der farbigen Bevölke- 
rung, die blue-collar-Revolte in den alten 
Industriegebieten des US-Nordens gegen 
die Verschärfung der Rhythmen an den 
Bändern und für mehr Lohn, die Anti- 
Kriegsbewegung gegen den Vietnam- 
Krieg, die Bewegungen der Jugend für ein 
freieres Leben (Hippies etc.), die Kon- 
kurrenz ausländischer Firmen auf dem 
US-Binnenmarkt (z.B. VW-Käfer). 

Die Folge waren hohe Lohnausgaben, 
Zugeständnisse in den Sozialausgaben, 
Vollbeschäftigungspolitik des Staats, die 
ebenfalls viel Geld kostete. Mit anderen 
Worten ein enorm steigender Verbrauch 
im Innern ohne entsprechende Steigerung 
der Produktivität. Der Boom im Innern, 
die keynesianische Integrationspolitik seit 
Kennedy, die sogenannte Great Society- 
Politik schien durch Dollartransfers aus 
äußeren Gewinnen der Weltkonzerne 
finanzierbar zu sein. 

2. an der äußeren militärischen Front 
Das Pendant zum "friedlichen" Kapital- 
export war die Militärhilfe an diktato- 
rische Regimes in den drei Kontinenten 
gewesen. In Vietnam hatten Geheim- 
dienstoperationen nicht mehr ausgereicht, 
ebensowenig die Militärberater und US- 
Waffen, so daß eine halbe Million ameri- 
kanischer Soldaten 1965 in Vietnam 
stand. Dieser militärische Kapitalexport 
konnte zwar einen Boom der Rüstungs- 
produktion hervorrufen. Ökonomisch 
schlagen die  parasitär-unproduktiven 
Ausgaben jedoch gegen das Gesamtkapi- 
tal zurück, wenn sie keine Steigerung in 
der Intensität der Ausbeutung der Arbeits- 
kraft bewirken, keinen technologischen 
Sprung herbeiführen, wie es die Ergeb- 
nisse der Rüßtungsausgaben im Zweiten 
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Weltkrieg getan haben. Die Revolution in 
Indochina, die natürlich auch die Seite 
eines Stellvertreterkrieges mit der SU 
hatte, stärkte in der US-Ökonomie jedoch 
Sektoren, deren Waren nicht wieder dem 
Gesamtzyklus hinzugefügt, sondern ver- 
nichtet wurden. 

3. an der äußeren ökonomischen Front 
Auf den Weltmärkten verloren die US- 
Exporteure im Vergleich zu den EG-Staa- 
ten und Japan zunehmend Terrain. So- 
wohl die Lohnkostenvorteile der Konkur- 
renten als auch die Überbewertung des 
Dollars verteuerte die Waren der US-Ex- 
porteure. Zusätzlich spielt das Energieko- 
stenniveau herein, das für das US-Ge- 
samtkapital immer ungünstiger wurde. 

In den sechziger Jahren waren die EG 
(speziell die BRD) und Japan als Export- 
nationen stark genug geworden, um auf 
dem Binnenmarkt der USA zu konkurrie- 
ren. Der Verbrauch innerhalb der USA, 
die Nachfrage durch Arbeitereinkommen 
floß also nicht wieder nur in die Kassen 
der US-Wirtschaft, sondern nach Deut- 
schland beispielsweise. 1970 hatten die 
ausländischen Autohersteller einen 
Marktanteil von 20 Prozent auf dem US- 
Markt, der Käfer war für General Motors 
ein echtes Gespenst geworden. Theore- 
tisch hätte sich schon vor 1970 die höhere 
Produktivität des nationalen Gesamtkapi- 
tals — also einschließlich der Staatsaus- 
gaben — im Vergleich zu den USA in der 
BRD entweder in höheren Löhnen oder in 
höherem Staatsverbrauch ausdrücken 
können. Da das BRD-Kapital sparsamer 
war (und sein mußte, da die DM nicht 
Leitwährung ist), hätte es weiter die Wäh- 
rung aufwerten können. Die US-Regie- 
rung konnte zur Finanzierung ihrer Schul- 
den und zur Finanzierung des inneren 
Verbrauchs, zur Finanzierung des Viet- 
namkrieges, der Vollbeschäftigungspoli- 
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tik einfach Dollars nachdrucken, die 
Geldmenge ausweiten, um alles zu bezah- 
len. Normalerweise hat das in anderen 
Ländern eine Abwertung der entsprechen- 
den Währung gegenüber den Fremdwäh- 
rungen zur Folge, falls nicht die tatsächli- 
che Produktivität des Gesamtkapitals, die 
Wirtschaftskraft des Landes gestiegen ist. 
Bei der USA war das nicht der Fall. Sie 
konnte es sich leisten, den Dollar zu in- 
flationieren und die eigene Krise in das 
Weltwirtschaftssystem hineinzutragen, 
weil sie selbst, d.h. der Dollar, der Fix- 
punkt des Weltwirtschaftssystems ist. 


Dadurch, daß alle Staaten den Dollar ab- 
nehmen und eigene Währung oder Güter 
dafür hergeben müssen, bekommen die 
amerikanischen Dollarexporteure mehr 
für ihr Geld als es eigentlich wert ist. 
(Das heißt, daß mit den Dollars umge- 
kehrt nicht soviel eingekauft werden kann 
wie außerhalb der USA.) Nochmal ein- 
fach zusammengefaßt heißt das also, daß 
die US-Konzerne und der US-Staat mit- 
tels des inflationierten Dollars und seines 
Exports den Wohlstand der eigenen Un- 
terklassen auf Kosten der anderen Staaten 
auf dem Erdball finanzieren konnten. Die 
Abwehr aller anderen Nationalstaaten 
gegen diesen Prozeß des "Ausverkaufs" 
ihrer eigenen Produktion hätte normaler- 
weise in ständiger Aufwertung bestanden 
oder in anderen Maßnahmen der Zentral- 
banken zur Geldregulierung (Geldmenge, 
Zinssätze). Genau diese Abwehr funktio- 
nierte 1970 nicht mehr, weil die multina- 
tionalen Konzerne und Großbanken in- 
zwischen ihr eigenes transnationales 
Geldsystem in Gestalt des Eurodollar- 
marktes etabliert hatten. Es wurden in 
London und anderen europäischen Städ- 
ten Konten bei den Großbanken eröffnet 
(Einlagen ab 100000 DM aufwärts), 
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deren Gelder mit dem nationalen Geld- 
markt nichts mehr zu tun hatten, also 
staatenlos übernational waren. Über diese 
Konten konnten die Multis Millionenbe- 
träge auf dem Erdball hin- und hertrans- 
ferieren und brachten damit das System 
von starren Wechselkursen zum Einsturz 
(sogenannte Weltwährungskrise). 


So können also die neuen internationalen 
Geldmärkte von denjenigen gesteuert 
werden, die am stärksten, also mit der 
meisten Kohle, daran beteiligt sind. Und 
wer wird das schon sein. Wiederum die 
US-Konzerne, die vom Umfang der be- 
wegten Geldmengen am meisten beisteu- 
ern und nach wie vor die gesamte Welt- 
ökonomie regulieren können. Die von den 
US-Multis hin- und hertransferierten Mil- 
liardenbeträge sind nun mehr denn je in 
der Lage, nationale Geldpolitik zu konter- 
karieren, indem sie ihre Milliarden von 
einer Währung in die andere umtauschen 
und entweder den einen oder anderen 
nationalen Geldmarkt beanspruchen, sich 
also in der BRD Geld holen und damit die 
Zinssätze auch national beeinflussen oder 
in den USA oder auf den internationalen 
Eurodollarmärkten usw. (dazu Autonomie 
Nr. 10, S. 16/17; dort besser) 


Auf einer neuen Ebene bestimmt nun 
wiederum das US-Kapital das weltweite 
Wirtschaftsgeschehen, aber nun nicht 
mehr als nationales US-Kapital, sondern 
als transnationales Kapital, das mit der 
US-Regierung und dem Staat USA in be- 
sonderer Weise verbunden ist. Schließlich 
ist das neue transnationale Kapital nach 
wie vor von der Politik der US-Regierung 
in der Weise abhängig, daß der Staat USA 
überall auf dem Erdball machtpolitisch 
die Ausbeutungsmöglichkeiten für die 
Multis absichern muß. 
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Auf der politischen Ebene hatte in den 
70er Jahren der Wandel des US-Kapitals 
vom nationalen Kapital zum transnatio- 
nalen dominierenden Weltkapital einige 
sichtbare und andere weniger sichtbare 
Strategieveränderungen zur Folge: 


* Das US-Kapital versucht, sich auf inter- 
nationaler Ebene mit den konkurrierenden 
europäischen und japanischen Multis 
unter Einbeziehung von Gewerkschafts- 
führern neu zu arrangieren: institutionel- 
ler Ausdruck ist unter anderem die Trila- 
terale Kommission (1974 gegründet). 


* Die Ost-West-Konfrontation sollte so- 
wohl in Europa als auch in den Span- 
nungs/Revolutionsgebieten von der mili- 
tärischen auf eine ökonomische Ebene 
gebracht werden: Entspannungspolitik, 
Beendigung des Vietnamkrieges, Integra- 
tion der SU und der VR China in die 
Weltwirtschaft. 


* Restrukturierung der Weltwirtschaft 
und Reorganisation der Arbeitsmärkte 
über neue Kapitalmobilität aus den Petro- 
dollarmärkten: Energie als strategischer 
Sektor für die zukünftige Industriepolitik, 
Kontrolle der USA über die drei Konti- 
nente über den Nahrungsmittelsektor und 
ebenfalls über Geldmärkte (IWF, Welt- 
bank) und Energiekosten. 


Innerhalb dieser Neuordnung sollte der 
Energiesektor vom Kapital genauso stra- 
tegisch für die Zurücknahme des Massen- 
arbeiters eingesetzt werden wie für dessen 
breiten Einsatz in den 50er Jahren. Das 
Wachstum von Automobil- und Chemie- 
industrie war an die Voraussetzung billi- 
gen Öls gebunden, und diese Vorausset- 
zung wurde vom US-Kapital in den 60er 
Jahren in Westeuropa planmäßig ausge- 
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baut. Und nicht nur wurde der Akkumula- 
tionsprozeß und die Klassenzusammen- 
setzung in bestimmter Weise dirigiert, 
sondern Westeuropa wurde auch in eine 
energiewirtschaftliche Abhängigkeit von 
der US-kontrollierten Ölversorgung ge- 
bracht. 

Eine Klassenzusammensetzung, die vom 
billigen Öl in Produktion und Konsum ge- 
prägt war, hatte sich sowohl in den USA 
als auch in Westeuropa als Ursache nicht 
mehr zu kontrollierender Lohnkämpfe 
und ausufernder Inflation erwiesen. 

Nun ist der Energiesektor in verschiede- 
ner Weise auf nationaler und internationa- 
ler Ebene Bestandteil der Ökonomie des 
Kapitals; und so wirken sich einerseits die 
Kämpfe auf den Energiesektor aus, wie 
sich umgekehrt Verschiebungen innerhalb 
des Energiesektors wiederum auf die 
Kampfdynamik zwischen Kapital und 
Unterklassen auswirken. Diese Wechsel- 
wirkung zwischen Energiesektor und all- 
gemeinem Klassenkampf könnte man für 
die USA am Ende der 60er Jahre so skiz- 
zieren: 


1. Die innere Front 

Die Zugeständnisse an die eigenen Un- 
terklassen im Lohnbereich wirken sich 
(als keynesianische Nachfrage) in Gestalt 
von enormen Steigerungsraten beim Ben- 
zinverbrauch aus. Die Besonderheiten der 
USA — anscheinend unbegrenzt vorhan- 
dene Flächen für den Städtebau und im 
Inland genügend vorhandene Erdölvorräte 
— hatten sich auf den Boom der Auto- 
industrie immer besonders ausgewirkt 
(riesige Schlitten mit hohem Verbrauch / 
Jährlicher Modellwechsel / wenig öffentli- 
che Verkehrsmittel); sie hatten zur Exi- 
stenz einer starken einheimischen Ölindu- 
strie mit einer vom Weltmarkt abgekop- 
pelten Preisgestaltung geführt, die sich 
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mehr und mehr als kostspielige Subven- 
tionierung herausstellte. Neben den Viet- 
nam-Kriegskosten und den letztlich un- 
produktiven Zugeständnissen an die Un- 
terklassen stellte die alte Form der autar- 
ken Ölversorgung einen inneren Kosten- 
faktor in der imperialistischen Konkur- 
renz dar. Im auffälligen Kontrast zu den 
Energiekosten standen die riesigen unaus- 
genutzten Kohle- und Ölsandvorräte in- 
nerhalb der USA (die von Exxon haupt- 
sächlich in den 60er Jahren aufgekauft 
wurden ....). 

2. Die äußere militärische Front 

Die Kontrolle der Nahost-Region durch 
amerikanisches Kapital und CIA ist nicht 
mehr gewährleistet. Es droht die Gefahr, 
daß neue nationalistische Regimes einen 
Teil der Welterdölversorgung aus der 
Kartellherrschaft der Ölmultis herausbre- 
chen und damit die Dominanz des US- 
Kapitals über den Weltenergiesektor 
insgesamt infrage gestellt wird. 

3. Die äußere ökonomische Front 

Die US-Zahlungsbilanz wird immer mehr 
durch zunehmende Käufe von Nahostöl 
bzw. anderem OPEC-Öl (Venezuela) be- 
lastet. Gleichzeitig profitiert das EG/japa- 
nische Kapital von den niedrigen Preisen 
(Produktionskosten) des Nah-Ost-Öls, 
und der ehemalige Konkurrenzvorteil der 
USA durch Energieautarkie droht damit 
an die Konkurrenten verloren zu gehen. 
Im schlimmsten Falle würde eine von den 
US-Multis abgekoppelte Energieachse 
Naher Osten-EG entstehen, womit die 
Hegemonie des US-Kapitals auf Welt- 
ebene gekippt wäre. 

Selbstverständlich kann bei einer Analyse 
der strategischen Bedeutung des Ener- 
giesektors nur von dem Zentrum USA 
ausgegangen werden, deshalb auch im 
folgenden die notwendigen Einzelheiten 
zu den obigen Thesen. 
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Seit 1928 bzw. 1934 gibt es eine Spaltung 
des Welterdölmarktes in den Weltmarkt 
außerhalb der USA, der durch die Big Se- 
ven beherrscht wird, und den US-Binnen- 
markt, der von einer Anzahl unabhängiger 
Großkonzerne (Independents) und kleine- 
ren Unternehmen kontrolliert wird. 1928 
hatten sich zunächst der Rockefeller-Kon- 
zern ESSO, Shell und BP (damals unter 
dem Namen AIOC) in dem Kartell von 
Achnacarry zusammengeschlossen, dem 
später noch die Firmen Gulf, Texaco, 
Socal und Mobil beitraten. Diese "Sieben 
Schwestern" waren aufgrund ihrer Ab- 
sprachen in der Lage, außerhalb der USA 
sämtliche Preise für Rohöl und die Fertig- 
produkte daraus festzulegen. 

Der Haken an dem Kartell war, daß sich 
die damaligen Weltmarktpreise an dem 
Preis des Rohöls ausrichteten, das am 
Golf von Mexiko verkauft wurde, dem 
US-Öl also. (Heute ist der persische Golf 
der Fixpunkt für alle anderen Förderge- 
biete.) Deshalb mußten die Preise des US- 
Rohöls ebenfalls in die Höhe getrieben 
werden bzw. mußte ein Preisverfall ver- 
hindert werden, da einerseits bis 1969 im- 
mer ein Überangebot an Rohöl auf dem 
Weltmarkt bestand, andererseits der US- 
Markt wegen der Konkurrenz unter den 
zahlreichen Firmen nicht durch ein Kar- 
tell zu kontrollieren war. 

In den USA gibt es ungefähr 20 Großkon- 
zerne und 9000 kleinere Unternehmen, 
die alle eigene Förderung betreiben. Es 
gehört nämlich dort demjenigen das Öl, 
auf dessen Boden es gefördert wird. An- 
ders als im Nahen Osten oder der BRD 
kann also der Grundeigentümer auf sei- 
nem Grundstück in die Erde bohren und 
das Öl fördern, während es anderswo dem 
Staat oder der Gesellschaft gehört, die 
vom Staat die Rechte für die Bodenschät- 
ze erworben hat. 
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1934 wurde deshalb eine Gesetzgebung 
verabschiedet, die sowohl den Interessen 
der Big Seven auf dem Weltmarkt als 
auch der kleinen Ölförderer in den USA 
entsprach. Unter dem Leitbegriff der 
"Konservierung" des einheimischen Öls 
wurde eine Produktionskontrolle einge- 
führt, die genau die Menge festlegte, die 
mit jeder Ölsonde gefördert werden durf- 
te. Die Quoten für die einzelnen Förderer 
ergaben sich aus der ungefähren Nach- 
frage auf dem US-Markt. 

Mit der Konservierungspolitik, die auch 
militärisch begründet wurde — die USA 
wollten im Ernstfall Selbstversorger blei- 
ben —, wurde ein Überangebot auf dem 
Binnenmarkt und ein ruinöser Preiskampf 
verhindert. Dadurch blieben aber auch die 
weniger ergiebigen Fördersonden in Be- 
trieb — von den insgesamt 600 000 Öl- 
sonden sollen es 2/3 sein — um an den 
Quoten teilzuhaben und die Preise oben 
zu halten. Diese 2/3 wenig ergiebiger 
Ölsonden produzierten nur 20% der Ge- 
samtförderung. Während im Nahen Osten 
die durchschnittliche Tagesproduktion pro 
Sonde im Jahr 1972 in Saudi-Arabien 
4820 Faß, im Iran sogar 16144 Faß be- 
trug, waren es in den USA nur 19 Faß pro 
Sonde (Mommer, S. 192). Das System der 
Binnenproduktion in den USA war seit 
1934 letztlich total unproduktiv im Sinne 
des Gesamtkapitals, weil es einen viel zu 
hohen Investitionsaufwand in bezug auf 
die Fördermenge mit sich brachte. 

»Der extremste Fall ist dabei das berühm- 
te East Texas Field. Es wurde 1965 von 
einer Vielzahl von Produzenten mit insge- 
samt 17200 Sonden ausgebeutet. Nach 
Expertenschätzungen wären bei einem 
Abbau des Lagers als Einheit 1500 Son- 
den hinreichend gewesen, um genau die- 
selbe Tagesförderung zu erbringen.« 
(Mommer, $S. 183) 
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Die niedrigen Preise auf dem Weltmarkt 
waren natürlich auch vor der Energiekrise 
immer noch überhöhte Monpolpreise, 
dennoch konnten die EG und Japan, be- 
sonders die chemische Industrie, das Roh- 
öl billiger beziehen als die Verbraucher in 
den USA. In Westeuropa konnte deshalb 
der Staat die Mineralölsteuer draufschla- 
gen, was zur Folge hatte, daß das Benzin 
tatsächlich teurer war als in den USA, 
obwohl die dahinterstehenden Kosten für 
das Gesamtkapital genau umgekehrt 
waren. 1959 führten die USA Importbe- 
schränkungen zur Abwehr des billigeren 
Nahostöls ein, einerseits wohl auf Druck 
der einheimischen Öllobby hin, anderer- 
seits aus dem schon genannten Ziel der 
erwünschten Energieautarkie heraus. 


Das nach 1959 praktizierte System der 
Importquoten bestimmt, wieviel auswärti- 
ges Rohöl die Raffinerien in den USA 
beziehen dürfen. In der Praxis führte es 
jedoch dazu, daß nicht jede Raffinerie die 
zugeteilte Menge an Importöl abnahm, 
sondern die Raffinerien im Inneren der 
USA das einheimische Öl benutzten und 
die an der Küste gelegenen das importier- 
te, wofür sie den im Inneren gelegenen 
die zugeteilten Quoten in Form von "Tik- 
kets" abkauften. 

1969 stieg der Gesamtwert der verteilten 
Tickets auf 600 Millionen Dollar (Cheva- 
lier, S.54). Es fand also eine merkwürdige 
Art der inneren Subventionierung der 
einheimischen Erdölförderung statt: Die 
US-Produktion wäre normalerweise durch 
die zunehmende Konkurrenz des billige- 
ren Importöls reihenweise bankrott ge- 
gangen (so wie die Kohlefirmen), statt- 
dessen wurden nur die zusätzlichen Men- 
gen, die durch steigenden Verbrauch 
benötigt wurden, importiert und die Preise 
auf dem alten höheren US-Niveau festge- 
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schrieben. Damit wurden der nationalen 
Wirtschaft der USA höhere Produktions- 
kosten als den Konkurrenten EG und 
Japan auferlegt, abgesehen von den Min- 
dereinnahmen des Staates durch geringere 
Besteuerung. »Vor der Krise {1969} ver- 
sorgte sich die USA zu 80% mit Inlandsöl 
für etwa 3,50 Dollar pro Barrel und zu 
20% aus dem Ausland für durchschnitt- 
lich etwa 2,17 Dollar pro Barrel. Zur sel- 
ben Zeit versorgten sich Europa und Ja- 
pan zu 100% mit Rohöl zu einem Preis 
von etwa 2 Dollar pro Barrel. Wenn man 
bedenkt, daß die Energiekosten mit etwa 
15-20% in den Preis aller Industriepro- 
dukte eingehen, dann wird deutlich, daß 
Europa und Japan im Verhältnis zu den 
USA auf dem Weltmarkt einen beachtli- 
chen Vorteil genossen haben.« (Cheva- 
lier, $.35) 

Auf diese Situation reagierte die Johnson- 
und später die Nixon-Regierung mit der 
Einsetzung einer Kommission, der Cabi- 
net Task Force, die 1970 einen umfassen- 
den Bericht vorlegte. Ihr Vorschlag ging 
dahin, das innere Energiekostenniveau 
dadurch zu senken, daß in den USA nur 
noch die ergiebigeren Förderungen wei- 
terbetrieben werden sollten und die Ein- 
fuhr von billigerem Importöl auszuweiten 
sei. »Nixon hat diese Vorschläge unter 
dem Eindruck der Proteste der Chase 
Manhattan Bank, der Hausbank der Stan- 
dard Oil of New Jersey {Exxon} und des 
Office of Emergency Preparedness ver- 
worfen.« (Elsenhans, Erdöl, S. 22) 


Damit wird deutlich, wer bereits im Jahr 
1970 die strategische Weichenstellung für 
die Alternative, nämlich, steigende Welt- 
marktpreise für Erdöl, besorgte: das US- 
Bankkapital und die Ölmultis unter Füh- 
rung der Rockefeller-Gruppe in Zusam- 
menarbeit mit den Militärplanern. 
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Nach der Erhöhung der Erdölpreise ab 
Herbst 1973 veranstaltete der US-Senat 
im Januar/Februar 1974 eine Serie von 
Anhörungen zu den Machenschaften der 
Erdölkonzerne, die Jürgen Meinert in 
seinem Buch auswertet. Dort kam heraus, 
daß die Ölkonzerne bereits ab 1965 daran 
gegangen waren, weltweit die Erdölförde- 
rung in Grenzen zu halten und die Über- 
schußkapazitäten abzubauen (Meinert, S. 
311). Meinert und Chevalier nennen eine 
Reihe von Hinweisen auf die globale 
Drosselung der Erdölförderung, besser 
der Drosselung in den USA und im Nahen 
Osten: neu entdeckte Felder wurden nicht 
ausgebeutet, im Irak sollen Bohrlöcher 
mit Baggern zugeschüttet und nicht mar- 
kiert worden sein (Meinert, $. 314), für 
den Iran wurde eine Pipeline, die direkt 
zum Mittelmeer führen sollte, nicht ge- 
baut, um damit einen Teil des persischen 
Öls von den westlichen Märkten fernzu- 
halten (Meinert, S. 316), in den USA 
wurde die sogenannte Überschußkapazität 
abgebaut, alles Zeichen dafür, daß die 
Konzerne ein Interesse daran hatten, eine 
Ölknappheit herbeizumanipulieren. Ich 
interpretiere diese bewußte Herbeiführung 
einer Knappheit so, daß sie als Legitima- 
tion für spätere Sprünge in den Preisen 
dienen sollte. Auf die Gründe für eine 
völlig geänderte Preisgestaltung, soweit 
sie nicht direkt mit der Konkurrenzsitua- 
tion zwischen den USA und EG und Ja- 
pan zu tun haben, möchte ich im folgen- 
den eingehen. 


Festzuhalten wäre bis jetzt, daß unabhän- 
gig vom Förderungsverhalten der OPEC 
bereits 1969 in den USA eine sogenannte 
Energiekrise bestand. Irgendwie mußte 
einerseits die Unterschiedlichkeit des 
Energiepreisniveaus zwischen USA und 
sonstiger Welt aufgehoben werden, ande- 
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rerseits gab es bereits große Schwierigkei- 
ten im Tempo der Einführung der Atom- 
stromerzeugung und mit den nicht ausge- 
nutzten Kohlenvorräten. 

1969 kam im September in Libyen ein 
neues, radikales Regime unter Ghaddafi 
an die Macht. Völlig unabhängig vom 
OPEC-Kartell ließ es sich auf einen 
Kampf mit den in Libyen fördernden 
Gesellschaften ein, den es gewann. Ich 
habe keine Lust, die einzelnen Forderun- 
gen und Taktiken Ghaddafis nachzuerzäh- 
len. Sie sind überall zu lesen. Interessant 
ist die Antwort der Ölfirmen und des 
amerikanischen Außenministeriums. Dort 
fand nämlich zunächst eine Debatte statt, 
ob es möglich sei, durch offensives Vor- 
gehen wie im Iran 1953 die Abnehmer- 
länder libyschen Öls zu einem Boykott zu 
veranlassen. Das amerikanische Außen- 
ministerium verwarf diese Möglichkeit, 
weil es befürchtete, daß die Europäer, die 
90% des Öls abnahmen, sich unter Umge- 
hung der amerikanischen Gesellschaften 
auf eine Direktbelieferung mit den Liby- 
ern einigen würden. Statt eines teuren 
Boykotts wäre für europäische Konzerne 
eine Übernahme amerikanischer Felder 
denkbar gewesen und damit eine Stärkung 
der europäischen nationalen Kapitale. 
Wenn die Libyer unmittelbar ökonomisch 
nicht zu kontrollieren waren, gab es nur 
zwei Möglichkeiten: entweder Krieg und 
Niederhalten des gesamten Nahen Ostens 
durch militärische Mittel oder den Ver- 
such der Integration. Die "schnelle Ein- 
greiftruppe" der US-Armee gab es damals 
noch nicht, aber man fühlte sich stark 
genug, eine weltwirtschaftliche "Wende" 
einzuleiten. Es wurde für die Option 
allmählich steigender Rohölpreise ent- 
schieden (Akins, S. 470-72). 

Plötzlich, ab Mitte Oktober 1970, waren 
es die US-trefesten Nahoststaaten wie der 
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Iran, die sich an die Spitze der neuen 
Forderungsbewegung der OPEC-Staaten 
setzten. Wie oben schon gesagt, war zu 
dieser Zeit auch die Absage der Chase 
Manhattan Bank und von Exxon an den 
Vorschlag ergangen, das nationale Ener- 
giepreisniveau in den USA zu senken. In 
der Literatur wird der folgende Zeitraum 
unter der Bezeichnung »Wandlung von 
einem Käufer- in einen Verkäufermarkt« 
beschrieben, womit gemeint ist, daß nun- 
mehr die Verkäufer, die OPEC-Staaten, 
gegenüber den Abnehmern einige Erfolge 
in der Anhebung ihres Anteils an den Erd- 
öleinnahmen zu verzeichnen hatten. Den- 
noch meine ich, daß ohne die vorher fest- 
gelegte Strategie der Ölmultis die Aus- 
einandersetzung ganz anders abgelaufen 
wäre. Hätten beispielsweise die USA und 
die Energiekonzerne echten Widerstand 
gegen steigende Einkünfte der Förderlän- 
der geleistet, hätten die Länder, die den 
USA nicht völlig ergeben waren, völlig 
andere Maßnahmen ergriffen, wie z.B. die 
Nationalisierung der Ölquellen. Diese 
Möglichkeit ist den US-Planern offen- 
sichtlich auch entgegengehalten worden; 
drauf haben sie anscheinend auch die 
OPEC-Ölminister mit dem Argument 
überzeugt, daß eine Übernahme der För- 
derstufe in ihren Ländern und eine eigen- 
ständige Vermarktung ihren Interessen 
schädlich sei. Dann würden sich nämlich 
die verschiedenen Anbieterstaaten auf 
dem Weltmarkt eine derartige Konkur- 
renz um den jeweils nächsten Absatz 
machen, daß statt steigender Einnahmen 
ein Preissturz die Folge wäre. 

Der Hauptanalytiker des Welterdölge- 
schäfts, Adelman, bringt dieses Argu- 
ment, das dann in der Ankündigung der 
1973er Energiekrise in den Foreign Af- 
fairs wieder auftaucht (Adelman, S. 224, 
Akins, S. 483/85). 
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Seit der Machtübernahme Ghaddafis 1969 
und der Auseinandersetzung um den Be- 
richt von Nixons Cabinet Task Force im 
Jahre 1970 war dem amerikanischen Au- 
ßenministerium und den Ölkonzernen 
klar, daß sie in gewisser Weise auf die 
Forderungen der arabischen Ölländer ein- 
gehen mußten, falls sie dort nicht militä- 
risch intervenieren wollten. Bis zur Lö- 
sung dieses Problems mit der Option "of- 
fene weltweite Energiekrise" wurde in 
zahlreichen Verhandlungen darum gerun- 
gen. Die Verhandlungsschiene der Ameri- 
kaner war immer, die Araber der Ölländer 
von einer Nationalisierung und dem Ein- 
dringen in die Down stream-Geschäfte 
abzubringen und als Gegenleistung eine 
höhere Beteiligung an den Öleinnahmen 
zuzugestehen. Viel gefährlicher als höhe- 
re Ölpreise war für die Amerikaner der 
Fall, daß sie aus den Ölgeschäften im 
Nahen und Mittleren Osten hinausge- 
drängt und die Europäer diesen Platz 
einnehmen würden. So kam es 1971 in 
den Verhandlungen in Teheran zu einer 
ersten Anhebung der Preise und Anteile 
für die OPEC-Länder. 1972 gingen die 
Verhandlungen weiter, diesmal ging es 
nicht um Preise, die bis 1975 eigentlich 
festgelegt waren, sondern um "Partizipa- 
tion", also um Mitbestimmung und Über- 
nahme der Ölförderung in den Eigentü- 
merstaaten. In Multikreisen erwog man 
schon, um allen Gefahren vorzubeugen, 
ein »dramatisch neues Angebot zu ma- 
chen« (Akins, s. 476). Jedoch wurde in 
Riad 1972 noch nichts aus dem »drama- 
tisch Neuen«, sondern es wurde nur die 
Erhöhung der Einnahmeanteile der För- 
derländer im Laufe der nächsten Jahre auf 
bis zu 51% vereinbart. 

Trotzdem arbeiteten die Spezialisten von 
Ölmultis, Großbanken und US-Außenmi- 
nisterium eifrig weiter an einer grund- 
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sätzlich neuen Energiekonzeption. In der 
Zeitschrift Foreign Affairs wurden im 
Frühjahr und Sommer 1973 die Ergeb- 
nisse weltweit bekannt gemacht. Einige 
Monate vor dem Ausbruch des neuen 
Nahostkrieges und vor dem Ölschock mit 
Lieferboykott und Preiserhöhungen wurde 
diese Konstellation bereits vorweggenom- 
men und die Politik der USA für die 
nächsten zehn Jahre vorgestellt. Die 
Hauptprobleme der USA wurden in der 
rapide steigenden Einfuhr von Nahostöl in 
die USA gesehen, die sich damit abhän- 
gig mache von einer völlig labilen Ver- 
sorgung. Die steigende Macht der Öllän- 
der beruhte eben auf dem steigenden 
Verbrauch der Industrieländer: der keyne- 
sianische Boom im Inneren, mit anderen 
Worten der hohe Verbrauch der metropo- 
litanen Unterklassen, verschärfte das 
außenwirtschaftliche Problem auch auf 
dem Energiesektor. Logischerweise ergab 
sich so im Umkehrschluß, daß man die 
eigene Arbeiterklasse über die Verände- 
rung der außenwirtschaftlichen Bedingun- 
gen zu Einschränkungen zwingen mußte/ 
konnte. Der Angriff auf den einheimi- 
schen Konsum, speziell Benzinkonsum, 
war von vornherein ein tragendes Ele- 
ment der "Option Energiekrise". All das 
ist in den Foreign Affairs im Frühjahr und 
Sommer 1973 nachzulesen. Für die USA 
hieß das Projekt Plan Independence. Er 
besagte, daß die USA die Einfuhr von 
Nahostöl von über 30% des Gesamtver- 
brauchs auf unter 10% herabdrücken 
wollten. Im Grunde wurde die völlige 
Energieautarkie angestrebt. Diesen Plan 
trug eines der führenden Mitglieder der 
späteren Trilateralen Kommission, ein 
gewisser Carroll L. Wilson, vor. Er ver- 
glich diese Energiekonzeption mit dem 
Programm der Atombombenherstellung 
im 2. Weltkrieg und mit dem Weltraum- 
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programm und nannte es ein »Crash-Pro- 
gramm«, das infolge eines nationalen 
Notstandes erforderlich sei. Den Planern 
war auch klar, daß eine neue Konzeption 
für den Weltenergiemarkt weitreichende 
Auswirkungen auf Weltwirtschaft, Zah- 
lungsbilanzen und Wachstum haben muß- 
te. All diese Aspekte einschließlich der 
Verwendung der steigenden Einnahmen 
der Ölländer werden in den Foreign Af- 
fairs bereits vor dem Ölschock ausführ- 
lich erläutert. Aus der Sicht des US-Kapi- 
tals stellte die Energiekrise wohl in der 
Tat einen brillanten Entwurf gegen eine 
Vielzahl von drängenden Problemen dar. 


So sehen wir, wie bestimmte Entwick- 
lungen im Energiesektor, bestimmte Vor- 
aussetzungen, diesen einen Sektor als den 
geeigneten erscheinen ließen, grundsätzli- 
che Probleme, die das Kapital mit den 
eigenen Unterklassen in den USA und 
vermittelt über die Regimes der Ölländer 
mit den Unterklassen im Mittleren Osten 
hatte, mit einem Schachzug perspekti- 
visch anzugehen. Worin dieser eine 
Schachzug bestand, wissen wir: die Stei- 
gerung der Rohölpreise auf dem Welt- 
markt von etwas über 2 Dollar auf über 
10 Dollar pro Barrel (Faß) 1973/74. 

Ich möchte noch einmal aufzählen, wel- 
che grundsätzlichen Vorteile und Aus- 
wirkungen dieser Schachzug hatte und 
haben sollte. 

Zunächst bedeutete die Preiserhöhung 
einen völligen Willkürakt, der nicht durch 
reale Kostenveränderungen bedingt ist. 
Der Kartellpreis der OPEC lag angeblich 
nach der Preiserhöhung 5000% über den 
Produktionskosten. Sie bedeutete die stra- 
tegische Wiedereinführung von Grund- 
rente in die Weltökonomie: ein Boden- 
eigentümer, der nicht den geringsten 
Handschlag zlı tun braucht, erhebt Ab- 
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gaben für die Erlaubnis, auf seinem ° 


Grund und Boden etwas aus der Erde 
holen zu dürfen, was die Natur an sich 
auch ohne Bezahlung hergeben würde. 
Die Grundrente bekommen die Öleigentü- 
merstaaten, die OPEC-Regierungen, die 
den westlichen Industriestaaten, aber auch 
den Ländern in den drei Kontinenten, 
damit erhebliche Sonderausgaben aufer- 
legen. Die Gelder, die sie dadurch herein- 
bekommen oder bekamen, heißen Petro- 
dollars und sind als großer Geldhaufen für 
die Weltwirtschaft in den nächsten Jahren 
von erheblicher Bedeutung. 

Jonas/Minte nennen diese Anhäufung von 
Petrodollars ein »extern bedingtes 
Zwangssparen«. 

Wer spart und wofür? Die Abgaben an die 
Grundeigentümer — das externe Zwangs- 
sparen durch Einführung von hoher 
Grundrente — spielen eine erhebliche 
Rolle: indem erstens nun die Möglichkeit 
besteht, den Unterklassen in den Metro- 
polen eine plötzliche Krise, Einschrän- 
kungen, Konsumverzicht nicht nur plau- 
sibel zu machen, sondern eine tatsächli- 
che Umorientierung aufzuzwingen, und 
zweitens einen Kapitalfond zu schaffen, 
aus dem die weltweiten Zukunftsinvesti- 
tionen bezahlt werden. 

Die Verteuerung des Rohöls wirkte in den 
Metropolen als doppelter Hebel: erstens 
indem nun plötzlich das Öl nicht mehr als 
fast kostenlose Produktions- und Kon- 
sumtionsvoraussetzung vorhanden ist und 
in Zukunft gespart werden muß. Hoher 
Preis und politische Instabilität des 
OPEC-ÖIs wirken gleichermaßen in die 
Richtung, sich von dieser Bezugsquelle 
perspektivisch unabhängiger zu machen, 
den Verbrauch einzuschränken. Zweitens 
als Anreiz, Hebel oder Zwang, nun die 
eigenen Energiequellen beschleunigt aus- 
zubauen, seien es nun Kohle und Ölschie- 
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fer in den USA oder Atomkraft in der 
BRD. Für die USA war diese Interessen- 
lage wie schon gesagt ein entscheidender 
Ausgangspunkt der ganzen Energiekrise: 
die steigende Einfuhr von Nahostöl bela- 
stete die Zahlungsbilanzen, obwohl im 
Inland eigentlich genug Öl und Kohle 
vorhanden war, die US-Unterklassen kon- 
sumierten sowieso zuviel im internationa- 
len Vergleich, und drittens gerieten die 
USA in eine militärstrategisch und wirt- 
schaftspolitisch bedenkliche Abhängig- 
keit von den Nahostländern, denen wegen 
des Palästinaproblems sowieso nicht zu 
trauen war. 

Also war die Herstellung einer Knappheit/ 
Versorgungskrise/Verteuerung des Rohöls 
als Zündfunken für das Autarkiepro- 
gramm Project Independence vonnöten. 
Wenn es den USA gelänge, selbst mit 
neuen Energieträgern auf dem Weltener- 
giemarkt die Vorherrschaft zu erringen, 
mit anderen Worten durch Abkopplung 
vom Öl speziell des Nahen Ostens selbst 
Grundrente in beliebiger Höhe zu kassie- 
ren, dann würde auch der Dollar gerettet 
sein. Dann nämlich würde sich das Ver- 
hältnis von Dollarexport und -import wie- 
der zugunsten der USA umkehren lassen. 
Für die Finanzierung eines solchen Autar- 
kieprogramms oder wie in Westeuropa 
mindestens einer verstärkten Entwicklung 
von Alternativen zum Nahostöl waren 
jedoch Milliarden, Hunderte von Milliar- 
den nötig. Dafür erwiesen sich nun die 
erhöhten Einnahmen der Ölförderländer 
als hilfreich. Klar war von vornherein, 
daß die Ölländer selbst nicht alle Einnah- 
men verbrauchen konnten. 

Die Überschüsse sollten auf dem Weg 
über Großbanken wieder in die Industrie- 
länder zurückkehren, indem die Großkon- 
zerne oder Regierungen sie als Kredite 
oder Industriebeteiligungen in Anspruch 
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nahmen. Diese Rückkehr der Öleinnah- 
men der Förderländer ist unter dem Na- 
men Petrodollarrecycling bekannt. Viel- 
leicht ist nicht ganz so klar, daß genau 
diese Petrodollars, die da zurückkehrten, 
erstens aus Lohneinbußen der Unterklas- 
sen in den Metropolen stammten und 
zweitens gegen eben diese Unterklassen 
verwendet werden sollten. Wie schon 
gesagt waren Hunderte von Milliarden 
Dollars nötig, um überhaupt neue Ener- 
gieerzeugungen in den Metropolen auf- 
zubauen, wofür die Öleinnahmen der 
Konzerne und das Recycling genommen 
werden konnten. Die neuen Energiean- 
lagen hatten aber nun nicht nur die außen- 
wirtschaftliche Bedeutung der Abkopp- 
lung vom Nahen Osten, sondern stellten 
gleichermaßen einen entscheidenden Be- 
standteil beim Übergang zu einer nach- 
industriellen energiegestützten Produk- 
tionsweise dar — mit einer völligen Um- 
organisation der Arbeitsmärkte. 
Ölpreiserhöhung, Grundrente, "externes 
Zwangssparen" schöpfen Masseneinkom- 
men aus den Metropolen und Verbrau- 
cherländern in den drei Kontinenten ab, 
schaffen riesige Geldmärkte und damit 
die finanziellen Voraussetzungen für ei- 
nen "von der Seite her" geführten Angriff 
auf die Unterklassen. Der Angriff kommt 
von der Seite: nicht im direkten Kampf 
zwischen Unternehmern und Lohnemp- 
fänger(inne)n, nicht im unmittelbaren 
Verteilungskampf, auch nicht im unmit- 
telbaren Krisenangriff, sondern im Um- 
weg über die Grundrente und einen total 
kapitalintensiven Sektor, in dem die Ar- 
beitskraft nur einen kleinen Bruchteil der 
Zusammensetzung ausmacht, wird die 
Wende zum Angriff auf das keynesiani- 
sche Proletariat eingeleitet. 

Die geringe Verwendung von Arbeitskraft 
im Ölsektor, später auch — nach der Bau- 
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phase — im AKW-Bereich, macht einen 
entscheidenden Vorteil für das Kapital 
aus. Die weitgehend sehr hohe Kapitalzu- 
sammensetzung (organisch und technisch) 
hat für das Kapital den Vorteil, daß durch 
die riesigen Investitionen im Energiebe- 
reich nicht gleichzeitig riesige Arbeiter- 
heere neu erzeugt werden. Es wird zwar 
ein Boom in einem Sektor erzeugt, dieser 
Boom ist aber einer, den sich die Klasse 
kaum zunutze machen kann — jedenfalls 
nicht in den Metropolen. Die Nachfrage 
nach Arbeitskräften sollte begrenzt blei- 
ben, trotz gigantischer Umstrukturierun- 
gen. Damit wurde gleichzeitig bezweckt, 
keine neue Lohnoffensive zustande kom- 
men zu lassen. Ein sektoraler Boom, der 
gegen die Stärke der Klasse in den tradi- 
tionellen Zweigen ins Feld geführt wer- 
den kann. Konkret kennen wir die Propa- 
ganda: Der AKW-Bau schafft Arbeits- 
plätze — einmal während der Bauphase 
(was es schwierig macht, die AKW-Ar- 
beiter zu gewinnen für den völligen Bau- 
stopp), zum anderen das Versprechen von 
neuen Industrien nach dem Bau. 


Es handelt sich bei dem strategischen 
Instrument Energiekrise zumindest um 
eins, das nicht die Gesamtindustrie lahm- 
legen soll, sondern Entwicklung neuer 
Industrien mit der Krise der alten ver- 
knüpft. An sich mehr ein Gleitmodell als 
eines des totalen Bruchs. Dieses Vorge- 
hen, bei dem die Krisenentwicklung mit 
den entgegengesetzten aufhebenden Wir- 
kungen verknüpft wird, galt ’73 auch für 
die außenwirtschaftliche Seite der BRD. 
Daß auf der anderen Seite die Länder der 
drei Kontinente doppelt und dreifach 
einer neuen Ausplünderung ausgesetzt 
wurden und damit die Einverleibung ihrer 
Arbeitskräfte in den transnationalen Aus- 
beutungszusammenhang beschleunigt 
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werden soll, ist die Kehrseite des ver- 
gleichsweise milden Angriffs in West- 
europa. Das soll sich erst ab 1979 ändern, 
wenn sich herausstellt, daß aufgrund der 
Revolution im Iran das Krisentempo auch 
im Energiesektor der Metropolen ver- 
schärft werden muß. 

Die Länder mit starken Währungen wur- 
den 1973 ff. als Ersatz für die steigenden 
Erdölpreise mit dem sinkenden Dollar- 
kurs belohnt. Die USA selbst und die 
BRD brauchten trotz Preisschocks prak- 
tisch nicht mehr für die Öleinfuhren zu 
bezahlen als vorher, da im gleichen Maße, 
wie der Ölpreis stieg, der Dollar, in dem 
ja alle Ölgeschäfte abgerechnet wurden, 
an Wert verlor, d.h. inflationiert bzw. 
abgewertet wurde. Für die Währungen, 
deren Inflationsrate noch höher lag als die 
des Dollars, sah es schlecht aus, sie muß- 
ten tatsächlich weit mehr als vorher be- 
zahlen, so z.B. fast alle Entwicklungs- 
länder. Wir haben die Folgen, die sich 
daraus ergaben, die »Zurichtung der Ent- 
wicklungsstaaten für die Multis« (Tetz- 
laff) in der letzten Autonomie (Nr. 10) 
beschrieben. 

Trotzdem war anscheinend ein großes 
Durcheinander von weltwirtschaftlichen 
Vorstellungen in den Jahren 1974/75 in 
den herrschenden Kapitalkreisen zu ver- 
zeichnen. So galt es für das amerikani- 
sche Außenministerium unter Kissinger 
zunächst, die europäischen Vasallen hin- 
ter sich zu bringen und Separatverhand- 
lungen mit den Förderländern zu unter- 
binden. Mit der Begründung, der OPEC- 
Bedrohung müsse gemeinsam begegnet 
werden, diktierte Kissinger den Europäern 
die Internationale Energie Agentur (IEA) 
als Gegenkartell auf, um die Kontrolle 
über die jeweiligen nationalen Schritte in 
der Energieversorgung zu gewährleisten. 
Vordergründig sollte im Falle eines Lie- 
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ferboykotts gegenseitige Unterstützung 
unter den Industrieländern organisiert 
werden, tatsächlich ging es aber um weit 
mehr, nämlich die Abstimmung auf eine 
Energiekonzeption, die von den amerika- 
nischen Interessen geprägt war. Zeitwei- 
lig war anscheinend die US-Seite geneigt, 
den Zahlungsbilanzproblemen ihrer Part- 
ner insoweit nachzugeben, als man einen 
gespaltenen Ölpreis erwog. In den Me- 
tropolen sollten die Energiepreise weiter- 
hin steigen (Abschöpfung der Einkom- 
men für neue Projekte, Angriff von der 
"Seite"), andererseits sollte die OPEC mit 
den Preisen wieder runtergehen, wofür 
auch militärische Schritte nicht ausge- 
schlossen wurden. (Nach der sogenannten 
Tucker-Studie sollte ein 400 km langer 
Küstenstreifen am Golf besetzt werden, 
Jonas/Minte, S. 67.) 


Schließlich wurde dann doch die "Recy- 
cling-Lösung" akzeptiert, die geordnete 
Rückschleusung der Ölgelder. Eine hohe 
Steigerung in den Einnahmen der Nah- 
ostländer war sowieso Teil des strategi- 
schen Konzepts der US-Konzerne und des 
US-Außenministeriums. Indem sich die 
amerikahörigsten Regimes im Nahen Os- 
ten, der Iran und Saudi-Arabien, an die 
Spitze der OPEC gesetzt hatten, war ein 
Ausbrechen radikaler Länder nicht mehr 
möglich. Die Saudis konnten jedes andere 
Land in seinen radikaleren Preisforderun- 
gen (und erst recht bei Verstaatlichungen 
und Ausschaltung der US-Konzerne) 
unterlaufen, indem sie ein paar Millionen 
Barrel mehr auf den Weltmarkt warfen. 
Alle Länder der OPEC waren insofern 
angebunden an die Linie von Scheich 
Jamani und vom Schah. 

Die US-Ölmultis konnten nun voll weiter 
im Geschäft bleiben, eine Konkurrenz 
von Europäern mit einer Direktachse in 
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den Nahen Osten oder Down stream-Akti- 
vitäten der Förderländer waren nicht mehr 
zu befürchten, da diese reichlich mit den 
Öleinnahmen entschädigt waren. Diese 
Öleinnahmen sollten an sich im Nahen 
Osten eine konterrevolutionäre Wirkung 
entfalten, indem eine schnelle Industriali- 
sierung die Basis der kapitalhörigen Regi- 
mes verbreitern, die traditionellen Unter- 
klassen mit Ölgeldern massenhaft besto- 
chen und Fortschrittsillusionen genährt 
werden sollten. Die Folgen einer solchen 
schnellen Industrialisierung zeigten sich 
im Iran ganz drastisch, in sämtlichen Län- 
dern des Golfs und anderen Förderstaaten 
ergaben sich ähnliche Probleme einer to- 
tal gespaltenen oder sich auflösenden Ge- 
sellschaft, in der sich die Massen "dem 
Fortschritt" entgegenstellen. 


Die Käufe der Ölförderstaaten in den 
USA, Waffen, Investitionsgüter, Bauten, 
sollten die Exportwirtschaft in der Metro- 
pole stärken, neue Absatzmärkte und 
Möglichkeiten der Mehrwertabpressung 
eröffnen. Insofern ist das Zugeständnis 
von Grundrente an die Ölstaaten Bestand- 
teil der neuen internationalen Arbeitstei- 
lung, die völlig von den Planungen in 
Washington und Wallstreet abhängig ist. 
Für den weltwirtschaftlichen Ernstfall ist 
die militärische Option der USA jederzeit 
offen. 


In der Autonomie haben wir den Ein- 
schnitt, den die iranische Revolution 1979 
brachte, bereits häufig als Ausgangspunkt 
für eine Beschleunigung des Krisenver- 
laufs analysiert. Das Projekt der Energie- 
krise hatte in den USA unter Carter stag- 
niert, weil sich die einheimischen Produ- 
zenten einer Besteuerung, dem Abbau 
von Subventionen und einer Flurbereini- 
gung bei den Ölförderern widersetzten. 


TheKla 14 


Dazu kamen die Anlaufschwierigkeiten 
bei der Ingangsetzung von Kohleprojek- 
ten und der Widerstand gegen die Atom- 
energie. 

Das Tempo, mit dem die grundsätzlichen 
Energievorhaben gefahren wurden, mußte 
nach dem iranischen Volksaufstand revi- 
diert, d.h. beschleunigt werden. Zum er- 
sten Mal stieg der Ölpreis schneller als 
die Inflationsrate des Dollars (von 23 
Dollar auf 35 Dollar pro Barrel 1979/80). 
Alle Maßnahmen, die den Ölverbrauch 
senken würden, waren willkommen. 


Die Preiserhöhungen für alle Energiearten 
wurden mehr und mehr für eine Entwick- 
lung eingesetzt, die es erlaubte, gegen 
Länder, in denen sozialrevolutionäre, aber 
auch sonstige nicht genehme, Umbrüche 
stattfinden würden, einen Abnahmeboy- 
kott zu verhängen. Tatsächlich liefen 
dann Abnahmeboykotts gegen Nigeria 
(NZZ 3.4.82) wegen zu hoher Preise und 
gegen Libyen. Neben der Abkopplung im 
Bereich der Förderung — statt 96% kom- 
men nur noch knapp 70% des Erdöls aus 
OPEC-Ländern — haben die Umrüstun- 
gen im Energiebereich (z.B. Erdgas statt 
Heizöl, Energiesparmaßnahmen in der 
Industrie etc.) und der Rückgang des 
Benzinverbrauchs wegen hoher Benzin- 
preise und gleichzeitig sinkender Einkom- 
men zu einer Schwemme auf dem Welt- 
erdölmarkt geführt. In der BRD ist der 
Mineralölverbrauch 1980/81 um 20% (!) 
gesunken. Die Preiserhöhung beim Erdöl 
in Verbindung mit Neuerungen und Krise 
haben seit 1979 also schneller als erwartet 
Erfolg gehabt. Für die Kapitalisten viel- 
leicht zu schnell. Nun läßt sich der stei- 
gende Energiepreis schwerer durchsetzen 
und taugt deshalb nicht mehr so gut als 
Stimulans und Regler für den sektoralen 
Umstrukturierungsprozeß der Wirtschaft. 
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Im Gegenteil: der nun tendenziell gefähr- 
dete Gesamtenergiepreis (durch die Öl- 
schwemme) hat zahlreiche Projekte auf 
Basis von Kohle oder Ölsanden wieder in 
Frage gestellt — eine Reihe von ihnen 
sind bereits gestoppt worden. 


Dieser Wendepunkt seit 1980/81, nämlich 
Rückgang der weltweiten Erdölprodukti- 
on, Überschüsse in den Lagern, Preissen- 
kungen auf seiten der OPEC und das Aus- 
schalten einzelner Lieferantenländer (z.B. 
Libyen von der Belieferung der USA) 
markiert ebenfalls den Übergang zu einer 
veränderten weltweiten Krisenstrategie 
der Transnationalen. Bis 1981 funktio- 
nierte das Management der Knappheit auf 
dem Energiesektor, indem mittels steigen- 
der Energiepreise der industrielle Um- 
strukturierungsprozeß und die Neuzu- 
sammensetzung der metropolitanen Klas- 
sen dynamisch vorangetrieben und gleich- 
zeitig inflationär finanziert werden konn- 
te. Dem hohen Energiepreis entsprachen 
ein niedriger Dollarkurs und eine — nicht 
durch Lohnkämpfe, sondern von den 
Konzernen induzierte — Inflation. Nun 
wird statt der Energie das Geld verknappt, 
die Dollarkurse steigen ebenso wie Zin- 
sen. Statt der Energiekrise also eine Geld- 
krise, die Politik des Monetarismus. 


Wenn dem Energiesektor im bisherigen 
Verlauf eine grundsätzlich strategische 
Bedeutung zukam, so waren es im we- 
sentlichen drei Elemente, die ihm diese 
Bedeutung verschafften: 

1. Die Umgehung eines direkten Zusam- 
menstoßes mit der Klasse; zum einen ist 
das Energiekapital eines der organisch am 
höchsten zusammengesetzten und erzeugt 
demnach bei einem Boom in diesem Sek- 
tor keine wesentliche Stärkung der Klas- 
se, zum anderen lief die Abschöpfung im 
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wesentlichen über einen an sich anachro- 
nistischen Grundrentenmechanismus (we- 
sentlich der OPEC-Staaten), der als pro- 
gressive Emanzipation von Entwicklungs- 
staaten gegen die Metropolen im inter- 
nationalen Maßstab spalterisch gegen eine 
sozialrevolutionäre Vereinheitlichung ein- 
gesetzt wurde. 

2. Die zirkulationstechnische Bedeutung 
des Energiesektors auf der Ebene der 
Weltherrschaft des Dollars; der Einsatz 
des Petrodollarrecyclings als doppelte 
Entwicklungspolitik für Metropolen und 
Nahen Osten unter Vorherrschaft der 
USA, die durch den integrativen Mecha- 
nismus der Geldmärkte im wesentlichen 
von den US-Großbanken gesteuert wurde. 
3. Die Folgen dieser Entwicklungspolitik, 
indem die stofflich-technologische Vor- 
aussetzung für die regionale und sektorale 
Neuzusammensetzung der metropolitanen 
Unterklassen geliefert wurde, sodann das 
Modernisierungsdiktat für den Nahen 
Osten und die forcierte Ausplünderung 
der Staaten der drei Kontinente und ihre 
Zurichtung für den Zugriff der transnatio- 
nalen Konzerne. 

Trotz AKW-Bewegung und aller kompro- 
mißlerischen Worte von SPD-Politikern 
hat die BRD-Regierung diese imperialisti- 
sche Weltpolitik der USA voll mitgetra- 
gen und sich zu ihrem Instrument in der 
BRD gemacht. Die Energieprogramme, 
zuletzt die dritte Fortschreibung vom 
November 1981, sind bewußte und strate- 
gische Entwürfe von Klassenpolitik. 

Sie nur auf der Ebene von quantitativen 
Vorausschätzungen des Stromverbrauchs 
oder des Festhaltens an der Atomenergie 
anzugreifen, ist bürgerliche Opposition. 
(Taz vom 12.11.81: »Die Seriösität der 
Energieprogrammfortschreibung wird 
auch von Fachleuten in den Bonner Mini- 
sterien angezweifelt.«) 
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Der Energiesektor als Mittel 
zur Neuzusammensetzung der Klasse 


Im letzten Kapitel hatte ich versucht, die 
strategischen Zusammenhänge auf "Welt- 
ebene" zu klären, wobei ich dem US-Ka- 
pital die entscheidende Rolle zuwies. Im 
folgenden geht es darum, wie sich der 
deutsche Plan- und Krisenstaat in Einheit 
mit den großen deutschen Konzernen in- 
nerhalb der weltpolitischen Weichenstel- 
lungen der USA bewegt hat. Die Energie- 
krise und der Energiesektor sind vom 
" BRD-Kapital durchaus als Mittel begrif- 
fen worden, die Zusammensetzung der 
multinationalen westdeutschen Arbeiter- 
klasse neuzubestimmen und die Produk- 
tionsstruktur demgemäß zu ändern. Die 
Festigung der Rolle der deutschen Kon- 
zerne auf dem Weltmarkt und die Ummo- 
delung der Klassenverhältnisse im Innern 
sind dabei nicht zu trennen — wie schon 
gesagt, Politik und Ökonomie, auch so- 
zialdemokratische, sind ein integrierter 
Entwurf von Klassenherrschaft. 
Man kann die Geschichte von der Ökono- 
mie her aufrollen. Dann hieße das: Die 
deutsche Wirtschaft muß technologisch 
immer auf dem neuesten Stand sein, muß 
mit ihren Produkten auf dem Weltmarkt 
konkurrenzfähig sein, weil der Absatz der 
Exportwirtschaft über das Schicksal der 
gesamten deutschen Wirtschaft entschei- 
det. Diese Grundsatzentscheidung zur 
technologischen Überlegenheit und zum 
technologischen Vorsprung wird gängi- 
gerweise mit dem Profitinteresse des 
Kapitals erklärt. Das ist natürlich keine 
Erklärung, weil es den Kapitalismus mit 
dem Kapitalismus erklärt. Für uns ist die 
andere Seite, die zur Herrschaft über die 
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Unterklassen, die wichtigere in der Ana- 
lyse. Dann müssen wir die ökonomischen 
Entscheidungen in ihrer Bedeutung für 
die Neuzusammensetzung der Klasse 
untersuchen. 

Das deutsche Kapital hat schon seit Nazi- 
zeiten immer die Vorstellung gehabt, den 
Klassengegensatz im Innern dadurch zu 
entschärfen, daß dem deutschen Proletari- 
at die angenehmere Arbeit zugeschanzt 
wird, während die Dreckarbeit andere 
Nationen bzw. das andere Geschlecht 
machen sollten. Deutschland eben als 
"Blaupausenzentrum", in dem die leich- 
tere Planungs- und Konstruktionsarbeit 
anfällt, während die ausführenden Tätig- 
keiten Fremdarbeitern überlassen oder die 
entsprechenden arbeitsintensiven Ferti- 
gungen woanders aufgestellt werden. Das 
ist entscheidend wichtig, weil die Atom- 
kraftwerke als technische Spitzenprodukte 
für den Charakter Deutschlands als "Blau- 
pausenzentrum" stehen. Die Entscheidung 
für die AKWs ist also neben der militäri- 
schen Option von vornherein eine Rich- 
tungsentscheidung, mit der das Kapital 
auch über die Zusammensetzung der 
Klasse entschieden hat. Es gibt eine Reihe 
von Veröffentlichungen, die die Inve- 
stitionsentscheidungen, die Kapitalströ- 
me, die Einflußnahme bestimmter Kon- 
zerne, also all das, was so rein ökono- 
misch aussieht, untersuchen. Ich finde 
den Aufsatz von Susanne Polke im Kriti- 
schen Tagebuch Nr. | von 1977 ganz gut. 
Da wird gezeigt, wie bestimmend die 
Atomenergie für ganze Branchen ist, vom 
Maschinenbau®bis zur Elektroindustrie. 
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Was dort wie in den anderen ökonomi- 
schen Untersuchungen fehlt, sind die 
Auswirkungen für die direkte Arbeit in 
den betroffenen Konzernen bzw. welche 
Firmen pleite gehen oder geschlossen 
werden und in welche investiert wird. 


Die AKWs und die damit verbundenen 
Strukturentscheidungen sind exempla- 
risch. In jeder Branche könnte aufgezeigt 
werden, wie das Jagen nach technischen 
Spitzenprodukten "made in Germany" im 
Zusammenhang mit der Qualifikation der 
Arbeiter/innen, mit dem Aufbau der Pro- 
duktion und demgemäß mit der Zusam- 
mensetzung der Klasse steht. In den Arti- 
keln über Technologie/Computerisierung 
wird dazu mehr gesagt (s. Autonomie 
Nr. 13). 

Die Idealvorstellung der Planer war, daß 
in der BRD überhaupt keine Industrie- 
arbeit stattfindet. Das wurde z.B. für die 
Werften konkret diskutiert, nämlich alle 
Werften in Deutschland zu schließen und 
nur noch mit Computerverbund gemein- 
same Konstruktions- und Entwicklungs- 
abteilungen für Schiffe aufrechtzuerhal- 
ten, die Schiffe selbst aber in Lissabon 
oder Korea zu bauen. Das erwies sich 
dann als nicht durchführbar, weil eine 
derartige Trennung zwar fein aus der 
Sicht der Arbeitsmarktplaner und Kon- 
trolleure sein mochte, aber praktisch nicht 
hinhaute. Ein Rest von Fertigung mußte 
bei aller Verlagerung in die drei Kon- 
tinente oder sonstwohin in der BRD blei- 
ben. Die Umstrukturierung der Produk- 
tion hin zur Entwicklung und weg von der 
Arbeitsintensität unmittelbarer Handarbeit 
drückte sich auch in dem Schlagwort von 
der Dienstleistungsgesellschaft aus. Dabei 
sind Dienstleistungen für den oder die, 
die sie machen müssen, natürlich genauso 
beschissene Arbeit wie die andere auch. 
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Für die Arbeitsmarktplaner stand nur im- 
mer der Wunsch dahinter, das altertümli- 
che Proletariat aus dem Blickfeld ver- 
schwinden zu lassen und damit auch 
einen proletarischen Umsturz. Alles in al- 
lem ging es bei dem sogenannten Struk- 
turwandel der Wirtschaft immer auch um 
eine Arbeitsmarktkonzeption zur Befrie- 
dung der Unterklassen. 


Der Energiesektor sollte als strategischer 
Sektor in diese Richtung wirken, und 
zwar in sektoraler (branchenmäßiger) und 
auch in regionaler Hinsicht. Den Kon- 
zern- und Staatsplanern war spätestens 
Ende der 60er Jahre (seit der Rezession 
1966/67) klar, daß sie die Atomenergie 
als Instrument eines Übergangs zu einer 
modernisierten Volkswirtschaft und damit 
zu einer Neuzusammensetzung der Klasse 
benutzen wollten. Der Angriff auf den 
Massenarbeiter über den Energiesektor ist 
meiner Meinung nach schon in den regio- 
nalen Arbeitsmarktplanungen vor dem 
großen Einschnitt von 1973 angelegt. Die 
weitgehend von den Sozialdemokraten 
betriebene planstaatliche Modernisierung 
im Modell Deutschland sah im Kern eine 
Entballung und Dezentralisierung der al- 
ten Industriestruktur vor. Das hieß, man 
wollte raus aus den großen Städten und 
Ballungsgebieten und "auf der grünen 
Wiese" neue, viel modernere, schön auto- 
matisierte Fabriken und Siedlungen hoch- 
ziehen. Schön steril und wohl kontrolliert 
durch eine saubere Planung — das heißt: 
die Siedlungen von der Neuen Heimat 
einschließlich der Sanierung von Mittel- 
städten (Zentrale Orte-Modell), das heißt: 
Bau von Atomkraftwerken möglichst in 
Flußnähe oder an der Küste wegen der 
(Transport/Umwelt) Standortvorteile, und 
das heißt: energieintensive Großproduk- 
tion mit möglichst kleinen Belegschaften. 
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Als wir diesen Sachverhalt zum ersten 
Mal in der Autonomie (alte Folge) Nr. 12 
("Region Unterelbe — Industrieansied- 
lung und Arbeitsmarkt") analysierten, war 
uns der Zusammenhang mit der Aufsplit- 
terung der Arbeitsmärkte noch nicht so 
klar. Wir mußten uns noch mit der Propa- 
ganda von der Schaffung von Arbeits- 
plätzen auseinandersetzen. Heute wissen 
wir sehr viel mehr über den Zusammen- 
hang von Weltwirtschaftskrise und neuer 
Arbeitsmarktpolitik: ökonomische Proble- 
me sinkender Profitraten sind für die 
Kapitalisten der Ausgangspunkt, neue 
Arbeitsmoral zu erzwingen, indem sie für 
einen Teil der Bevölkerung in der Metro- 
pole eine regelrechte Verelendungspolitik 
betreiben. Die Löhne werden in den "Seg- 
menten" gesenkt, die Arbeitsbedingungen 
verschlechtert, der Zwang zur Arbeit 
verschärft. In der Rückschau wird klar, 
daß die Kapitalisten sowohl die weltwirt- 
schaftlichen Umpolungen im Energie- 
sektor als auch die arbeitsmarktpoliti- 
schen Initiativen zusammengebunden 
haben, um einen Angriff auf das keyne- 
sianische Proletariat auszuführen. Die 
feineren arbeitsmarktpolitischen Über- 
legungen zur “Dualisierung’ und unsere 
Überlegungen zum "neuen Subjekt" des 
prekären nach-keynesianischen Arbeiters 
finden sich an anderer Stelle im Heft 
[Autonomie Nr. 11]. 


Ganz global wird also der BRD und der 
metropolitanen Klasse hier im Rahmen 
der internationalen Arbeitsteilung eine be- 
stimmte Produktionsstruktur zugewiesen, 
andererseits bedeutet diese Produktion 
gleichzeitig die Neubestimmung von 
Branchen und Produktionsstandorten, also 
Neuzusammensetzung der Klasse. Die 
Energiekrise und die Anhebung der Öl- 
preise sind die Instrumente, die auf Welt- 
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ebene der neuen internationalen Arbeits- 
teilung und im metropolitanen Bereich 
dem "Strukturwandel" zum Durchbruch 
verhelfen sollten. Also umgekehrt, wie 
mensch vielleicht annehmen könnte: Die 
für das Kapital notwendige Beherrschung 
der Unterklassen und die dafür notwendi- 
ge Neuzusammensetzung gebiert die 
Energiekrise, bringt sie hervor als not- 
wendigen Schachzug, um die Sache vor- 
anzutreiben. Die Energiekrise, der Öl- 
preisschock von 1973 sind das Signal 
zum Angriff auf den Widerstand der Mas- 
senarbeiter. 

Merk würdig ist für mich die Gleichzeitig- 
keit, mit der auf internationaler Ebene das 
Krisensignal paßte. Anscheinend waren 
die Kämpfe der Massenarbeiter/innen auf 
Weltebene ebenso stark, wie wir sie mit 
dem heißen Frühjahr/Sommer 1973 in der 
BRD erlebt haben (s. Roth, K.-H. Die 
andere Arbeiterbewegung). Mir kam der 
Ölpreisschock vor, als sei er eine unmit- 
telbare Antwort auf die wilden Streiks in 
den Fabriken. 


An sich wäre eine Untersuchung über die 
Veränderung der Klassenverhältnisse in 
den USA als Angelpunkt zu nehmen, weil 
dort der Zusammenhang zwischen den 
Kämpfen der US-Unterklassen und den 
Maßnahmen der Konzerne auf weltwirt- 
schaftlicher Ebene deutlicher hervortritt 
als bei uns. Auch dort gab es in den Sieb- 
zigern eine regionale Neuzusammenset- 
zung gigantischen Ausmaßes: die Indu- 
strie ging in den Sunbelt, die Südstaaten, 
um die Massenarbeiterstärke in den alten 
Hochburgen in Detroit usw. zu zerschla- 
gen. Weiter oben hatte ich den Zusam- 
menhang zwischen innerer Stärke der 
Klasse in den USA und den Außenhan- 
delsproblemen als Hauptursache der 
neuen Strategie im Ölbereich aufgezeigt. 
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In der BRD traf sich die Energiekrise 
praktisch mit einer schon längst angeleg- 
ten Modernisierungsvorstellung des Kapi- 
tals. Während der 60er Jahre sind in der 
Großforschung über den Staat in verschie- 
denen Industriezweigen die Grundlagen 
für die Ablösung eines widerständigen 
Arbeiters in der Massenproduktion gelegt 
worden. Dazu gehören neben der Atom- 
technologie die Luft- und Raumfahrttech- 
nik und die Datenverarbeitung. Der "tech- 
nische Fortschritt" wurde aus Konkur- 
renzgründen mit den USA von Staat und 
Kapital gemeinsam gefördert (aus Steuer- 
mitteln), gleichzeitig waren die Ergeb- 
nisse die Voraussetzung einer Umwäl- 
zung der Klassenstruktur. 

Der US-Schlag von 1973 paßte also auch 
voll in das vom BRD-Kapital vorbereitete 
Modernisierungskonzept. Denn weg vom 
Öl bedeutete hin zu neuen Verkehrssyste- 
men (weg vom Auto), bedeutete weg von 
der Ölheizung und hin zu der mit Atom- 
strom betriebenen Nachtspeicherheizung 
oder stromgetriebenen Wärmepumpen. 
Das "weg vom Öl" und das später zusätz- 
lich zum Hauptthema erhobene Energie- 
sparen bedeutete auch die rationalisierte 
Energieverwendung beim Übergang zur 
großtechnologischen Automation. 
Unzweifelhaft sollte in der Perspektive 
nicht mehr das importierte billige Öl die 
tragende Säule der Volkswirtschaft sein, 
sondern im Inland erzeugter Strom und 
andere Energieträger. Es ist klar, daß auf 
dieser Schaltebene das Profitinteresse der 
deutschen Konzerne verschmolzen war 
mit ihren gesellschaftspolitischen Zu- 
kunftsvorstellungen. Wenn sich Konzern- 
interessen (Maschinenbau, Elektro, Ener- 
gie etc.) umsetzen in Gesellschaftspolitik, 
heißt das für uns immer: hier geht es um 
die Reorganisation der Kontrolle von 
oben. 
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Defacto lief also der Krisenangriff seit 
’73 über die Außenwirtschaft hausge- 
macht, von der her dem Binnenkapital 
klargemacht wurde, daß von nun an zu 
sparen sei. Es sollte beim Benzin- und 
Heizölverbrauch gespart werden und auch 
bei den Löhnen. Mit dem von den Ener- 
giemultis eingezogenen Sparkapital soll- 
ten dann sowohl die OPEC-Staaten mit 
Grundrente bezahlt als auch der Aufbau 
einer neuen metropolitanen Energieerzeu- 
gung finanziert werden. Dazu kam das 
Recycling für die Finanzierung anderer 
Umstrukturierungsmaßnahmen. Dieser 
Zusammenhang war ja schon des öfteren 
benannt worden. 

Der Energiepreis bei Benzin, Heizöl und 
Strom bewirkt selbstredend "durch Markt- 
kräfte" eine Steuerung im Verbrauch, die 
für neue Richtungen, für Investitionen in 
die Zukunftsbranchen die Impulse liefert. 
Der. steigende Benzinpreis wird tenden- 
ziell zum Disziplinierungsmittel, mit dem 
der Verzicht aufs Auto für die neuen 
Armutsschichten klar gemacht wird. Wer 
kein Auto mehr fährt und modernerweise 
aufs Rad oder die neue Elektroschnell- 
bahn umsteigt, der kann auf den Teil sei- 
nes Einkommens verzichten, den er bis- 
lang fürs Auto brauchte, um ihn den 
Stromkonzernen zu geben. Wenn’s Heizöl 
teurer wird, wird eben eine "alternative 
Energieversorgung" mit Wärmepumpe 
angeschafft und die Bauwirtschaft mit 
Abdichtung der dünnen Stellen am Haus 
beauftragt. Auf jeden Fall wird mit den 
weiter steigenden Energiepreisen der 
Strukturwandel vorangetrieben. Strobo 
{Stromzahlungsboykott} tut so erst recht 
not. 


Ich möchte nochmal auf den Zusammen- 
hang von neuen Energiezentren und der 
Neuordnung der Arbeitsmärkte eingehen. 
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Zunächst bringt die AKW-Planung von 
vornherein einen überregionalen neuen 
Zugriff auf die Energie und damit die 
Industrieproduktion, weil sie eine völlig 
anders geartete Standortplanung notwen- 
dig macht als die herkömmliche Kohle- 
Stahl-Verbindung. 

In den 60er Jahren wurden die ersten 
neuen Gesamt-BRD-Raumplanungen im 
Zusammenhang mit den Kriegsvorberei- 
tungen entwickelt. Im Kriegsfalle sollten 
keine Abhängigkeiten von den alten Indu- 
striegebieten (Ruhrgebiet, Hamburg, Han- 
nover-Salzgitter u.a.) mehr bestehen, 
sondern es sollten eigenständige Teilver- 
teidigungswirtschaften geschaffen werden 
mit eigener AKW-Energieversorgung. 
Diese Dezentralisierung für den Ernstfall 
fand sich im zivilen Bereich genauso 
wieder. {Zu der Teilverteidigungswirt- 
schaft s. Autonomie 45, S. 90} Dort heißt 
das Leitmotto sehr demokratisch: Gleiche 
Lebensbedingungen überall in der BRD. 
Dahinter verbirgt sich aber ein gewaltiger 
Angriff auf die gewachsene Struktur von 
Industriestädten, alten Zentren und agrari- 
schen Gebieten. Die nationale Raumpla- 
nung von oben (die in der BRD an sich 
Ländersache ist) möchte praktisch geome- 
trisch eine Rangfolge von Oberzentren, 
Mittelzentren und Unterzentren über das 
ganze Land spannen und hat dies auch 
schon mit der Verwaltungsreform und den 
fast überall durchgeplanten Flächennut- 
zungen und Infrastrukturausstattungen 
getan. 

Nur: Was gebraucht wird, sind ebenso 
gleichmäßig verteilte Arbeitsplätze bzw. 
Produktionsstätten, und dafür brauchte es 
die AKWs. Die naturwüchsige Zuordnung 
von Industriegebieten zu den vorhande- 
nen Bodenschätzen oder besonderen geo- 
graphischen Vorteilen war mit der Ent- 
wicklung einer weitgehend standortunab- 
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hängigen Energiequelle aufzuheben. Jetzt 
konnte das Kapital gegen die alten Bal- 
lungen aus dem letzten Jahrhundert einen 
geographischen Angriff starten. Nunmehr 
kam es auf Planung aus des Politikers 
Hand an, wo etwas Neues entstehen soll- 
te, und nicht mehr auf das, was im Boden 
steckte. 


Tatsächlich ist der Widerstand gegen 
AKWs, der ganze Regionalismus ja die 
Konsequenz dieser übergeordneten Unter- 
werfungsabsichten gegen die gewachse- 
nen Regionen. 

Nun wäre genauer zu beschreiben, welche 
Industriezweige in den alten Ballungs- 
gebieten stecken und welche in den neuen 
auf der grünen Wiese aufgebaut werden 
sollen. Beispielsweise das Ruhrgebiet als 
typisches Gebiet für die Kopplung von 
Kohleförderung, Stahlproduktion, Ma- 
schinenbau, aber auch arbeitsintensiver 
taylorisierter Fabrik (Opel Bochum). Vor 
allem, was der Niedergang des einen und 
die Modernisierung des anderen Gebietes 
für die Menschen, die dort leben, bedeu- 
tet, wie sie aus einer anscheinend notwen- 
digen ökonomischen Entwicklung zu Ob- 
jekten degradiert werden, nur Spielball in 
einem rasanten Prozeß sind. Der ökologi- 
sche Widerstand, der Häuserkampf, der 
Kampf gegen Stillegungen (sehr ambiva- 
lent allerdings) stehen alle diesem überre- 
gionalen geplanten Raumordnungs- und 
Neuzusammensetzungsprozeß gegenüber. 
Ja, wie gesagt, das wäre genauer zu be- 
schreiben. An dieser Stelle allerdings 
nicht. Ich kann nur versuchen, einige 
"Rahmenbedingungen" zu nennen. 

Heute sieht es so aus, daß der Schrum- 
Pfungsprozeß im Ruhrgebiet weitaus dra- 
matischer verläuft als ursprünglich von 
oben vorgesehen und daß die Errichtung 
neuer Zentren Ziemlich verlangsamt wur- 


103 


de und erst jetzt mit dem neuesten Krisen- 
programm wieder beschleunigt werden 
soll. 

Im Ruhrgebiet sollen, um sozusagen 
einen Aufstand der dort anschwellenden 
Massenarmut zu verhindern und gleich- 
zeitig den (Geld-)Hunger der Leute aus- 
zubeuten, neue Möglichkeiten nach Art 
einer "freien Produktionszone" für die 
Multis geschaffen werden. Mit der Ver- 
lagerung und dem Rückgang der Stahl- 
produktion einerseits, mit den nicht einge- 
lösten Hoffnungen auf umfangreiche neue 
Kohleprojekte, mit der Krise der arbeits- 
intensiven Fließbandproduktion ist dort 
die Verarmung der Leute schon so weit 
vorangeschritten, daß selbst eine regiona- 
le " Reagonomics"-Politik denkbar er- 
scheint. Das heißt, daß die "Errungen- 
schaften" des Sozialstaats und der arbeits- 
rechtlichen Absicherung, des Arbeits- 
schutzes, des Umweltschutzes, all die 
sogenannten administrativen Hemmnisse, 
die den Unternehmern Kosten bereiten, 
abgeschafft werden sollen: — Singapur in 
Dortmund? — Unter dieser Fragestellung 
wird allen Ernstes unter Regionalplanern 
bereits diskutiert (in: Stadtbauwelt Nr. 74/ 
1982). Wenn die Planer auch das Maxi- 
malprogramm verwerfen, es zeigt doch 
die Richtung an, in der es weitergehen 
soll. In den besonders betroffenen Krisen- 
gebieten sollen die Arbeitskosten, also 
nicht nur die Löhne, sondern die ganzen 
"social costs" soweit gesenkt werden, daß 
sich das Investieren für neue Fabriken 
usw. lohnt. Damit würden dann tenden- 
ziell die Standortvorteile von sogenannten 
Billiglohnländern wieder wettgemacht 
durch andere hier in der BRD. Wie wir 
das bisher schon kennen, wird es nicht 
mit der Brechstange auf einmal kommen, 
sondern stufenweise, dosiert und jeweils 
am Widerstand orientiert, der ihnen zeigt, 
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wo es für sie geht und wo der Widerstand 
noch zu groß ist. Wir müssen also auch 
die kleinen Vorstöße der Gegenseite 
ernstnehmen, weil sie Teil eines größeren 
Programms sind. 

Während regionalisierte Krisenpolitik 
nach dem einen Vorschlag den "Rückzug" 
des Staates aus den verelendenden Gebie- 
ten vorschlägt, um die neuen Investitio- 
nen anzulocken, wollen die anderen eine 
noch genauere Feinplanung von oben. So 
stellt sich z.B. eine Regionaluni, die Ol- 
denburger, auf die Krise ein, indem die 
Forschung Ostfriesland und den Nord- 
westraum sozialwissenschaftlich neu ver- 
mißt. Es wird nach dem Vorbild taylori- 
stischer Arbeitswissenschaften der letzte 
Vorrat an Arbeitszeitressourcen in der 
Freizeit der Bevölkerung aufgespürt. Als 
Modell und Anregung für die Kontrolle 
der armen ostfriesischen Bevölkerung, 
arm, weil es wenig Industrie und viele 
Arbeitslose gibt (auch schon früher gab), 
dient die Alternativszene. Deren Alterna- 
tivökonomie dient Forschern wie Vonder- 
ach, Krafft und anderen dazu, den "infor- 
mellen Sektor" oder eine Subsistenzöko- 
nomie der Landbevölkerung als Bestand- 
teil von "Daseinsgrundfunktionen" zu ent- 
decken. 


Im Grunde passiert etwas, was in den drei 
Kontinenten seit Anfang der Siebziger 
genauso abgelaufen ist. Schrebergärten, 
kleine Landwirtschaft, Schwarzarbeit, 
Nachbarschaftshilfe usw. werden als Mit- 
tel zur Deckung des Lebensunterhalts an- 
erkannt. Die Oldenburger Studentenzei- 
tung schreibt: »Besonders in den Randzo- 
nen (z.B. der Nordwestraum Niedersach- 
sens) kann die Verallgemeinerung des 
Konzepts zu einer teilweisen Subsistenz- 
wirtschaft (Gartenbau plus notwendige 
Schwarzarbeit) verbunden mit einem 
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“alternativwirtschaftlichen Kreislauf’ eine 
besonders prekäre Verelendungsstrategie 
herbeiführen.« (OSZ, S. 43) 

Daß diese und ähnliche Verelendungs- 
politiken die genaue Kehrseite des Atom- 
programms seien, darauf versuchen wir 
schon seit ein paar Jahren hinzuweisen. 
Nicht nur in den drei Kontinenten werden 
die Energiezentren und modernen Fabri- 
ken als "Kathedralen in der Wüste" ent- 
wickelt, auch bei uns bringt die Brutalität 
des Spätkapitalismus eine ähnliche Er- 
scheinung hervor. Was Claudia v. Werl- 
hof als die Hausfrauisierung der Arbeit 
bezeichnet hat, ist konkret die Verarmung 
der ehemaligen Massenarbeiterfamilien, 
der Frauen, Jugendlichen und Ausländer 
im Umland der Festungen des Kapitals. 


Die breite Diskussion möglicher Alterna- 
tiven zum "Atomprogramm" ist bekannt- 
lich ein Ergebnis der Anti-AKW-Bewe- 
gung, die zwar praktisch einen Teil des 
Modernisierungsprogramms für die Klas- 
senherrschaft blockiert hat, aber theore- 
tische Entwürfe fast nur für den Energie- 
bereich bzw. den Umweltbereich themati- 
siert hat, statt den zugrunde liegenden 
Plan des Kapitals zu diskutieren. Das ist 
insofern sehr schlimm, weil selbst der 
weltgrößte Energiekonzern Exxon die 
Ergebnisse der Alternativen Forscher 
akzeptiert hat und nicht mehr auf Atom- 
energie setzt. Amory Lovins durfte in den 
Foreign Affairs, also einem Hausblatt der 
größten US-Konzerne und des US-Außen- 
ministeriums, seine Vorschläge für den 
sanften Weg vortragen. Unter Carter hatte 
sich immerhin ein Teil des US-Kapitals 
von der unbedingten Priorität des "harten 
Wegs" abgewandt (was sich z.B. im Har- 
vard Energie Report ablesen läßt). Der 
Anti-AKW-Bewegung fehlte meiner Mei- 
nung nach die weitertreibende theore- 


TheKla 14 


tisch-revolutionäre Konzeption und Ana- 
lyse, was sich heute noch als Defizit in 
der Strategiedebatte bemerkbar macht. 
Wir haben in unserer Nummer zum 4/5 
AKW-Kampf schon einiges zum Freibur- 
ger Öko-Institut und Florentin Krause 
gesagt. Ich kann diese Einschätzungen 
nur noch mal wiederholen, weil sich sein 
Gerede von der Energiewende und das 
von anderen über die "Unvernunft" der 
Energieplanung in der BRD (Dieter Teu- 
fel und Barbara Ruske, Das sanfte Ener- 
gie-Handbuch) auf die Programmatik der 
Grün-Alternativen niederschlägt. So 
wichtig die Blockade des Atompro- 
gramms ist, so sehr sollten wir uns davor 
hüten, mit einem Alternativprogramm — 
womöglich zur Arbeitsbeschaffung mit 
Niedriglöhnen — den Kapitalisten unter 
die Arme zu greifen. Die gemeinsamen 
Programme von Grünen, Eppler-Fans und 
dem DGB liegen schon fertig in der 
Schublade und werden der SPD-Opposi- 
tion zum Einfangen der Linken dienen. 
Die dezentrale arbeitsintensive Energie- 
produktion in kleinen bürgernahen Kraft- 
werken ist für den DGB ein erwägens- 
wertes Mittel gegen die Arbeitslosigkeit. 
Ein gewisser Botho Riegert, verantwort- 
lich für Fragen der Energiepolitik beim 
DGB-Bundesvorstand, betrachtet die Un- 
tätigkeit der Arbeitslosen als brachliegen- 
des volkswirtschaftliches Kapital, das 
man kostenlos — also in Form unentlohn- 
ter oder gering entlohnter Arbeit — für 
neue dezentrale Kraftwerke bzw. Energie- 
sparmaßnahmen anderer Art einsetzen 
könne. Interessant, wie die Dezentrali- 
sierung der Produktion und Energieer- 
zeugung von ihm mit der Spaltung der 
Arbeitsmärkte verbunden werden. (in: V. 
Hauff Argumente in der Energiediskus- 
sion: Energieversorgung und Lebensqua- 
lität, S. 247 f) 
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Die Erforschung der regionalen Unter- 
grundwirtschaft soll herausbekommen, 
wie die Arbeit der neuen Teilzeitkräfte 
und Heimarbeiter mit der "Eigenarbeit" so 
ineinandergreift, daß die tatsächliche 
Verarmung und Lohndrückerei möglichst 
unsichtbar bleibt. Vielleicht wird der un- 
mittelbare Austausch von Lebensmitteln 
und ein Schwarzmarkthandel schon in die 
absehbare Elendspolitik eingebaut. Ge- 
nauso wahnsinnig finde ich den "Reich- 
weitenansatz" in der Regionalforschung. 
Es wird geguckt, wie groß die optimale 
Entfernung vom Heim zum Arbeitsplatz 
und zu den kommunalen Einrichtungen 
ist, um daraus den Schluß zu ziehen, wel- 
che Arbeitskräfte auf ein Auto verzichten 
können und welche nicht. Und wieviel bei 
den Infrastrukturausgaben gespart werden 
kann usw.. 

Auf allen Ebenen wird der Rückwärts- 
gang eingelegt, um den Rückzug aus der 
Konzeption von Nachfragesteigerung 
(Keynesianismus), also allmählich stei- 
genden Reallöhnen, in der gesamten 
Infrastrukturplanung umzusetzen. Das hat 
enorme Auswirkungen auf den Städtebau, 
wenn dort das alte Konzept der "Charta 
von Athen" aus den dreißiger Jahren, 
nämlich die Trennung der Funktionen 
Wohnen, Arbeiten und Konsumieren, auf- 
gehoben wird. Das ist nämlich möglich, 
seitdem die Großfabrik menschenleer 
gemacht wird und möglichst alles an ner- 
viger Arbeit in die dezentralen Klitschen 
(Kleinbetriebe, Mittelbetriebe, Heimar- 
beit, Subsistenz-, Alternativökonomie) 
verlagert wird. Dann kann und darf der 
Arbeitsplatz wieder in der Nachbarschaft 
sein, weil es ja nur immer ganz kleine 
Ansammlungen vom "Störfaktor Mensch" 
sind. Also nicht mehr die Gefahr wie z. B. 
in Danzig besteht, daß aus der Nachbar- 
schaft von Hochhaus-Mietskasernen und 
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Großwerft der Massenarbeiteraufstand 
losbricht. Die Planung verläßt sich darauf, 
daß gerade die Durchmischung von Men- 
schen ganz unterschiedlicher Klassenlage 
gegenseitige Kontrolle garantiert, ja es 
geht soweit, daß in ein und demselben 
Menschen die Art der Beschäftigung 
wechseln kann — und damit sein jewei- 
liges Kampfbedürfnis. Arbeitskämpfe 
sind sinnlos: Wem’s nicht paßt, der kann 
ja gehen — z.B. Pflaumenkuchen für den 
Nachbarn backen und damit 2,50 DM pro 
Stunde verdienen (Hausfrauisierung der 
Arbeit!?). 


An dieser Stelle breche ich ab, einerseits, 
weil ich keine Zeit mehr habe, anderer- 
seits muß in jedem Fall eine Menge kon- 
kreter Untersuchungsarbeit in den Regio- 
nen. "vor Ort" geleistet werden. Zum 
ersten Mal könnte innerhalb einer sozial- 
revolutionären Perspektive das Wissen 
aus der AKW-Bewegung mit der alltäg- 
lichen Erfahrung von neuen Unterdrük- 
kungsmaßnahmen zusammenkommen. 
Daraus müßte dann ein Konzept für den 
autonomen regionalen Befreiungskampf 
entwickelt werden. Von sozialrevolutio- 
närer Seite muß eine eigenständige Kritik 
an alternativ-grünen Vorstellungen über 
die Zukunft der Arbeit formuliert werden, 
wenn wir nicht Objekte einer neuen "lin- 
ken" Mehrheit werden wollen, die in 
scheinbar fortschrittlicher Weise an die 
Ziele der AKW-Bewegung anknüpft. & 
n 
») 
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Die Krise der Arbeit, der Energie 
und die Anti-AKW-Bewegung 


Auszüge aus einem Papier des Midnight Notes Collective 


I. Ein heißer Sommer gegen AKWs? 


Aus der Sicht der Anti-AKW-Bewegung 
passierte der Unfall von Three Miles Is- 
land zum richtigen Zeitpunkt und nutzte 
ihr. Man kann zwar nicht sagen, daß die 
Bewegung ohne den Unfall kaputt gegan- 
gen wäre oder daß sie durch ihn radikali- 
siert worden wäre. Aber der unerwartete 
Beweis für ihr Hauptargument, daß 
AKWSs gefährlich sind, trug zur Verbrei- 
tung und regionalen Ausweitung bei. 
Ungefähr 300 000 Leute haben seit dem 
28. März {1979} an Anti-Atom-Demon- 
strationen, Tagungen, Absperrungen, 
alternativen Treffen usw. teilgenommen, 
einschließlich der 100 000 vom 6. März 
beim nationalen Treffen in Washington. 
Seit dem Unfall von Harrisburg gab es 80 
Massenveranstaltungen, davon 8 größere 
Demonstrationen mit mehr als 10.000 
Teilnehmern. 


Wichtiger als diese Zahlen ist vielleicht 
die regionale Ausbreitung der Bewegung. 
Von den früheren Hochburgen in New 
England (Seabrook), Kalifornien (Diablo 
Canyon) und Colorado (Rocky Flats) 
breitete sie sich in den Mittleren Westen 
(insbesondere Illinois) und in den Süden 
aus (Demonstrationen in Atlanta, Geor- 
gia, Miami und St. Petersburg, Florida, 
Bay City und Glen Rose, Texas). Es gab 
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(No future Notes), Sommer '79 


auch viele kleine Versammlungen in Kan- 
sas, Oklahoma, Arkansas, Arizona und 
Neu-Mexiko. Neu in der Geschichte der 
Anti-AKW-Bewegung waren auch große 
Demonstrationen in New York, Boston, 
San Franzisko usw., die die Ausweitung 
der Aktivitäten von ländlichen oder vor- 
städtischen Regionen in die Metropolen 
verdeutlichen. 


Aber die wichtigste Frage für uns ist wei- 
terhin, ob die quantitative Ausweitung der 
Bewegung auch ihre qualitativen Aus- 
wirkungen hat, d.h. ob die Leute neue 
Organisationsformen, Taktiken oder über- 
haupt mehr Klassenbewußtsein entwickelt 
haben. Denn so eindrucksvoll die Anzahl 
der Kräfte auf den ersten Blick zu sein 
scheint, sie zeigt noch keinen "histori- 
schen Umbruch" an, wie die Anti-Kriegs- 
Bewegung, die Bürgerrechts- oder Stu- 
dentenbewegungen der sechziger Jahre, 
die in der Lage waren, Millionen zu mo- 
bilisieren. Auch das Treffen in Washing- 
ton war in Wirklichkeit ein Reinfall für 
viele Militante. Aus den Demonstratio- 
nen, an denen wir selbst teilnahmen, und 
aus den Berichten, die wir von Freunden 
über andere bekamen, schließen wir, daß 
sich die Klassenzusammensetzung der 
Anti-AKW-Bewegung und ihre sozialen 
Ausdrucksformen in diesem Sommer 
nicht wesentlich verändert haben. 
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Wir sehen, daß hauptsächlich weiße intel- 
lektuelle Arbeiter (mehr oder weniger aus 
alternativen Lebens- und Produktionszu- 
sammenhängen) und Studenten die Masse 
der Teilnehmer ausmachen. Dies wird da- 
durch bestätigt, daß sich die Zentren in 
Städten mit Erziehungsindustrie (Univer- 
sitätsstädte) befinden. Nach Three Mi- 
les Island kam lediglich die Mobilisie- 
rung in den kleinen Unistädten ohne Än- 
derung der Klassenzusammensetzung in 
Gang. 


Es war typisch, daß zu der Anti-Atom- 
Demo in der Nähe von Detroit am 2. Juni 
mit mehreren tausend Demonstranten fast 
ausschließlich weiße Studenten aus der 
recht großen Universitätsindustrie kamen, 
aber niemand aus der bedeutenden Auto- 
mobilindustrie mit ihren hauptsächlich 
schwarzen Arbeitern. Und dies in einer 
Stadt, die während des berühmten Enrico- 
Fermi-Reaktor-Unfalls im Mai 1966 mit 
all ihren Arbeitern, Studenten, Rassen 
und Qualifikationen fast vernichtet wor- 
den wäre. 


Neben dieser im großen und ganzen stabil 
gebliebenen Klassenzusammensetzung 
gab es jedoch einige kleine, aber wichtige 
Veränderungen. Die erste bezieht sich 
natürlich auf Pennsylvania selbst, wo an 
den Demonstrationen nicht nur mehr 
Leute im Rahmen der bisherigen Klassen- 
zusammensetzung teilnahmen, sondern 
neue Leute von der ortsansässigen Bevöl- 
kerung hinzukamen, im wesentlichen 
Staats- und Kirchenangestellte, die dort 
einen Hauptteil der Bevölkerung stellen. 
Dieselbe Schicht befand sich bei anderen 
Demonstrationen außerhalb Pennsylvani- 
as am Rande ... 

Eine "am Rande" wichtige Veränderung 
waren die ortsansässigen Jugendlichen, 
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die bei manchen Demonstrationen mit 
ungeplanten und spontanen Aktionen in 
Erscheinung traten, wie z.B. am 6. Juni in 
Shoreham, wo sie ein Tor stürmten und 
niederrissen, ohne daß sie von der Polizei 
gehindert wurden. Die offiziellen Führer 
der Bewegung distanzierten sich natürlich 
von solchen Aktionen, weil sie dem ge- 
waltfreien Image der Bewegung schade- 
ten (allerdings auch — das sollten wir 
hinzufügen — dem Image einer Unver- 
wundbarkeit des Reaktorgeländes). 


Diese Unreinheiten in der sozialen Zuge- 
hörigkeit brachten die "polizeilichen 
Hilfstruppen" in der Bewegung manchmal 
in harte Bedrängnis. Andere Jugendliche 
waren von dem symbolischen und rituali- 
sierten Getue der Bewegung ziemlich ent- 
täuscht. Nach der Indian-Point-Demo am 
5. August hörte ich, wie sich eine Gruppe 
Jugendlicher auf dem Rückweg von Con 
Ed unterhielt (während woanders der 
zivile Ungehorsam die Gemüter erregte): 
»Die meinen es nicht ernst!«, sagte einer 
und versuchte seine Enttäuschung mit ei- 
ner Dose Bier herunterzuspülen. Ist Resi- 
gnation der Preis für Gewaltlosigkeit? 


Der Gegenschlag mit höheren Benzinprei- 
sen führte zum weiteren Erhalt der alten 
Klassenzusammensetzung der Bewegung. 
Dies zeigte sich bei den Abstimmungen 
durch eine wachsende Kluft zwischen 
denen, die gegen Atomenergie sind, und 
denen, die darüberhinaus für die Schlie- 
Bung aller AKWs sind. Die Angst vor der 
Antwort des Kapitals mit Preiserhöhun- 
gen war größer als die Angst vor Strahlen, 
eine lähmende schizophrene Einstellung; 
wenn du mit einem Löwen im Käfig bist, 
ärgere ihn nicht, ohne wenigstens einen 
Stuhl in der Hand zu haben! 
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II. Ein Pro-Solar-Sommer? 


Aber die 100%ige Preiserhöhung für Ben- 
zin innerhalb eines Jahres war auf der 
anderen Seite nicht so schlimm für die 
Anti-AKW-Bewegung, wie es auf den 
ersten Blick scheint. Und zwar deshalb, 
weil sich die Anti-Atom-Bewegung schon 
immer mit der Energiekrise beschäftigt 
hat, aber nie Aktionen gegen die harten 
Angriffe auf das Einkommen und die Be- 
weglichkeit der arbeitenden Klasse erwo- 
gen hat. Während sich immer mehr Leute 
statt um Harrisburg um ihre Öltanks küm- 
merten, verloren die AKW-Gegner, die 
ihr altes Konzept des zivilen Ungehor- 
sams beibehielten, Mitglieder und 
Schwung. 


Aber mittlerweile wuchs ein "neuer Opti- 
mismus" in der Bewegung. Je teurer das 
Benzin und die nukleare Energie in die- 
sem Sommer wurden, desto "billiger" 
wurde alternative Energie. 

Die Kämpfer für Sonnenenergie (Pro- 
Solar-Flügel) wurden immer optimisti- 
scher, während sich die reinen Gegner in 
der Auseinandersetzung allein gelassen 
vorkamen und sich weiterhin im Kreise 
drehten. Der Trend von der Katastrophen- 
verhinderung zur optimistischen Für-Et- 
was-Bewegung (für Sonnenenergie oder 
alternative Energieentwicklung) war 
schon lange vor diesem Sommer spürbar: 
Märkte für Alternativ-Energie begannen 
die Anti-Atom-Demos schon im letzten 
Jahr zu ersetzen und ein großer Teil der 
Anti-Atomkraft-Militanten, besonders die 
informellen Führer, betonten mehr die 
Möglichkeiten der Sonnenenergie als den 
Kampf gegen die AKWSs. Manche von ih- 
nen sind auch ins alternative Energiege- 
schäft verwickelt, das besonders stark in 
Neu-England floriert. 
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Der Anstieg der Benzinpreise und Strom- 
tarife hat die pro-solare/alternative Ent- 
wicklung auf dramatische Art beschleu- 
nigt. Anfang dieses Jahres sagte mir ein 
Spezialist für Solarzellen: »Ich habe mei- 
ne Rentabilitätsberechnungen in der An- 
nahme gemacht, daß 1985 die Gallone 
Diesel 62 Cents kosten würde. Diese 
Höhe ist jedoch jetzt schon erreicht und 
so hat der Vorschlag in meinem Papier 
über Nacht an ökonomischer Attraktivität 
gewonnen.« (NYT, 8.10.79, Report an the 
14th Intersociety Energy Conversion 
Engeneering Conference in Boston). Mit 
einem heutigen Dieselpreis von 90 Cents 
und mehr leben wir nicht 1979, sondern 
in den frühen 90er Jahren, was die Ener- 
gie-Profitabilitäts-Schwelle betrifft. Die 
Preiserhöhungen in diesem Sommer ha- 
ben einen Sprung von 10 Jahren gebracht 
hinsichtlich der Profitabilität alternativer 
Energiequellen — und Profitabilität ist 
immer noch das grundlegende Planungs- 
instrument des Kapitalismus. Höhere 
Energiepreise drücken nicht nur eine 
weitere Verminderung, einen weiteren 
Angriff auf unser Einkommen aus, um die 
Profite der Ölgesellschaften zu erhöhen, 
sie sind Ausdruck einer Entscheidung, die 
das Kapital bei der Planung der Zukunft 
sehr bewußt getroffen hat. Diese Ent- 
scheidung wird in der gegenwärtigen 
Rezession ausgetestet. Sie ist nicht ganz 
zufällig sozusagen der dritte "Unfall" 
dieses Sommers. Die Entscheidung bringt 
eine unmittelbare Spaltung zwischen 
denen, die sich politisch oder finanziell 
bei der alternativen Energiegewinnung 
engagiert haben und denen, der Mehrheit, 
die das nicht haben und auch nicht tun 
werden. Während sich die Befürworter 
der Sonnenenergie in der Anti-Atom- 
Bewegung nur sehr freuen können, wenn 
die Benzinpreise steigen, erfahren die 
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meisten Arbeiterfamilien sie als herben 
Angriff auf ihren Lohn und können ihnen 
keine positiven Seiten abgewinnen. 


Was soll dieser Angriff und warum läuft 
er gerade jetzt? Zunächst muß herausge- 
stellt werden, daß die jetzige Krise auf 
keinen Fall eine Energiekrise ist. Gewis- 
sermaßen gab es nie eine und wird es 
auch in Zukunft nie eine wirkliche Ener- 
giekrise geben, weil es ein Grundgesetz in 
der Wärmelehre von der Erhaltung jeder 
Energie gibt. Das Kapital gewärtigt näm- 
lich eine Krise der Arbeit — nicht der 
Energie —, wofür wir uns anstrengen und 
bezahlen sollen! Man könnte sie eine 
Krise der Umformung natürlicher und 
menschlicher Energie in gesellschaftliche 
Energie, in Mehrwert und Profit nennen. 
Die aktuelle Krise der Arbeit geht zurück 
auf die frühen Siebziger, als das Kapital 
versuchte, den Fall sozialer Produktivität 
aufzuhalten, der durch die Kämpfe von 
Wohlfahrtsempfängern in den Sechzigern 
ausgelöst wurde (damaliges Ergebnis war 
eine Art "Lohn für Hausarbeit" für eine 
Menge Leute, speziell Frauen). Man woll- 
te die Leute wieder zu bezahlten Arbeits- 
kräften machen, weil dadurch mehr Ar- 
beit zu erhalten war als von den kaputt- 
gehenden Familienhaushalten. Ein Teil 
der Frauen ging anscheinend darauf ein, 
weil sie genug von den immer schlimme- 
ren Prozeduren der Wohlfahrtsbürokratie 
hatten oder einfach der ewigen Unsicher- 
heit und Kämpfe überdrüssig waren. Kon- 
sequenterweise zeigten sie nicht mehr 
Arbeitsfreude im ausgeweiteten Dienstlei- 
stungssektor, wo sie meist beschäftigt 
wurden, als im Haushalt zuvor. Zusätzlich 
wurde nun die Reproduktion für Ehemann 
und Kinder (den zukünftigen Arbeitern), 
von Geliebten und Brüdern stark beein- 
trächtigt. 
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Diese Auswirkungen wollte das Kapital 
durch eine Reorganisation des Arbeits- 
tages auffangen, führte deshalb vermehrt 
Teilzeitbeschäftigung ein, die mehr Zeit 
für die eigene Reproduktion (wie Jogging, 
Yoga, Meditation usw.) ließ, und definier- 
te dabei die Männerrolle neu, indem der 
Arbeitstag nach dem Modell der Haus- 
arbeit strukturiert wurde: viele kleine 
Tätigkeiten, hohe Mobilität, Mischung 
von Arbeit und "Erholung". Bezahlte 
Arbeit wurde allgemein vermehrt, aber 
Löhne und Arbeitszeit sanken, ebenso die 
Produktivität. 


Auch der Gegenangriff durch Inflation 
spornte die Arbeiter nicht zu mehr Arbeit 
an. Anstatt intensiver zu arbeiten, sahen 
sie sich lieber nach einem zusätzlichen 
kleinen Job um oder versuchten, zwei 
Verdiener in einem Haushalt zu haben. 
Eine erweiterte Lohnmenge kombiniert 
mit niedrigerer Produktivität bedeutet für 
das Kapital Profitkrise. Die tief rührende 
Inflation begann die Herrschaftsfunktion 
des Geldes zu zerstören, was man deut- 
lich an der Zunahme der Konsumenten- 
schulden sehen kann. Die Antwort auf 
diese Situation war die Ölpreiserhöhung, 
eine "spezifische" Inflation, die einen 
feinkanaligen Profitfluß von Stätten nied- 
riger Produktivität und Arbeitereinkom- 
men zu den Zentren hoher Produktivität 
und kapitalintensiver Industrie bewirken 
sollte (dazu gehören nicht nur Ölgesell- 
schaften, sondern auch Kern-, Computer- 
und Chemieindustrie). Mit diesen Profiten 
sollte dann das Kapital seinen nächsten 
"Sprung" machen. So eine Lösung barg 
aber ihre besonderen ökonomischen und 
politischen Gefahren: die Benzinpreisin- 
flation reduzierte den Verbrauch der Ar- 
beiterklasse (z.B. Autokäufe), war ande- 
rerseits 'untauglich gegen die störrische 
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Krise der Arbeit. Am entgegengesetzten 
Pol erwies sich die kapitalintensive Pro- 
duktion als stark verwundbar und poli- 
tisch riskant. 

Die gegenwärtige Rezession ist das Ver- 
suchsstadium, in dem eine kapitalistische 
Lösung für die blockierte Profitsituation 
gefunden werden muß. Das Kapital er- 
forscht das Geheimnisvolle an der Krise 
der Arbeit mit tiefen Eingriffen in den 
Mechanismus der gesellschaftlichen Fa- 
brik. Offensichtlich riskiert es dabei ernst- 
hafte Brüche im Prozeß der materiellen 
Produktion und der Reproduktion, auch 
ein gewisses Maß an Zerstörung seines 
eigenen Inventars (darunter die Arbeiter- 
klasse) und seines eigenen politischen 
Führungsstabes (Carter). Eine überra- 
schende Lösung dieser sozialen Operation 
könnte die alternative Energieproduktion 
und alternativer Lebensstil als kapitalisti- 
sche Option sein. 


II. Is small profitable? 
(»Small is beautiful.«) 


Alternativer Lebensstil und alternative 
Produktionsweise (entsprechende Tech- 
nologie, buddhistische Ökonomie) waren 
ein Verhalten gegen die kapitalistische 
Politik in den frühen siebziger Jahren, 
Leute von Zuhause in die Büros, Hallen 
oder Fabriken zu jagen, um eine höhere 
(gesamtgesellschaftliche) Produktivität zu 
erzielen. Ein Teil der Arbeiterklasse (zu 
der auch die Jobberszene von Intellek- 
tuellen gezählt werden muß) antwortete 
mit dem Rückzug aufs Land (was nichts 
anderes darstellt als ein großes natürliches 
Zuhause mit Bäumen, Bergen usw. als 
Mobiliar) oder in den Konsumverzicht 
und die Alternativbetriebe — und leistete 
damit seinen Beitrag zur Krise der Arbeit 
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während dieser Periode. Allerdings kann 
diese politische und (mehr und mehr) 
auch technische Kreativität der Arbeiter- 
klasse von einem Instrument des Angriffs 
zu einem Zustand der Niederlage umge- 
formt werden, d.h. zu einer möglichen 
"neuen Produktionsweise" für das Kapital 
selbst. (Das wäre gerade ein Beispiel für 
die grundsätzliche Logik der kapitalisti- 
schen Entwicklung, die sich schon immer 
auf die antagonistischen Momente der 
Arbeiterkämpfe gestützt hatte, Kampf für 
den 8-Stunden-Tag, Kampf für Rente 
usw.) 

Die Alternativen haben immer ihr Inter- 
esse an neuen Arbeitsmöglichkeiten, an 
menschlicher Arbeit und Mikroprodukti- 
vität im Haushalt oder in kleinen, autono- 
men Strukturen betont. Schon Schuma- 
cher entdeckte 1973 in seinem berühmten 
Buch Small is beautiful die unerforschten 
Mittel unseres Alltags: Nur 3,5% unserer 
»totalen gesellschaftlichen Zeit« wird 
heute für materielle Produktion benutzt 
(in den Industriegesellschaften). Daraus 
folgert er: »Stell Dir vor, wir setzen uns 
selbst ein Ziel in entgegengesetzter Rich- 
tung, sie sechsfach zu erweitern auf unge- 
fähr 20%, so daß 20% der totalen gesell- 
schaftlichen Zeit benutzt würde, Gegen- 
stände herzustellen, Kopf und Hand — 
und natürlich auch ausgezeichnete Werk- 
zeuge — zu benutzen. Ein unglaublicher 
Gedanke! Sogar Kindern könnte man 
erlauben, sich nützlich zu machen, sogar 
alten Leuten ... Denke an den therapeuti- 
schen Wert richtiger Arbeit; denk an den 
erzieherischen Wert.« (Schumacher, 
Small ist beautiful, 1973, S. 151 f.) Zwei- 
fellos sind Schumacher und die Alterna- 
tiven aufrichtig am Wohl der Menschheit 
interessiert und keine Verteidiger des 
Kapitalismus. Aber ihr Interesse an wirk- 
licher Arbeit\ist zufällig auch das Haupt- 
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interesse und -problem des Kapitals heut- 
zutage. Das Kapital kämpft gegen "nicht 
wirkliche" Arbeit, gegen unprofitable und 
unproduktive Arbeit und versucht, diese 
zu beseitigen. 

Außerdem möchte das Kapital einen ge- 
naueren Einblick in den unmittelbaren 
Arbeitsprozeß und die Struktur eines Ar- 
beitstages bekommen, nachdem frühere 
Versuche offensichtlich Fehlschläge wa- 
ren (Fordismus, Taylorismus, Lohnanrei- 
ze, Teilzeitarbeit usw.). Die Energiepreis- 
steigerungen machen "menschliche Ener- 
gie" und alternative Quellen von Energie 
und Arbeit profitabler: Ein Fahrradbote 
ist heute profitabler als früher. Der 
"Mensch" wird wieder wettbewerbsfähig 
— deshalb auch Kinder- und Altenarbeit. 


Die dezentralisierte, ökologische, selbst- 
organisierte, selbstdisziplinierte, "bagh- 
wanisierte" und alternativ-technologische 
Arbeit ist heute eine lebensfähige Option 
für das Kapital. Was nicht bedeutet, daß 
das Kapital willens oder in der Lage sei, 
den "alten" 3,5%-gesellschaftliche-Zeit- 
Sektor abzuschaffen oder sein Komman- 
do über die gesamte gesellschaftliche Fa- 
brik aufzugeben. Das Ziel ist eher die 
Kombination eines modifizierten "alten" 
Sektors mit einem disziplinierten "neuen" 
Alternativbereich. (Schon Schumacher 
spricht sich für eine "gemischte Wirt- 
schaft", für das Nebeneinander von ver- 
schiedenen Niveaus der Produktivität 
aus.) Der kapitalintensive Industriesektor 
wird mittels verschiedenartiger "Nabel- 
schnüre" mit dem arbeitsintensiven Sektor 
verbunden werden und dessen Profite 
aussaugen. Auch für das Kapital war dies 
ein bislang wagemutiger, ein unglaubli- 
cher Gedanke! Und zwar deshalb, weil 
die "Produktivität" dieses alternativen 
Sektors gewiß niedriger als die des alten 
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Sektors sein wird, mißt man nur das Pro- 
Kopf-Ergebnis. Andererseits wird das 
Reproduktionsniveau sehr hoch sein, 
obwohl es schwer meßbar ist (der »thera- 
peutische und erzieherische Wert«, wie 
Schumacher es nennt). Arbeitstag und 
Arbeitsleben könnten zwischen beiden 
Polen der Produktion umgestaltet werden. 
Die ausgepowerte Arbeitskraft aus dem 
kapitalintensiven Sektor könnte in das 
zusätzliche "alternative Paradies" zirku- 
lieren, um anschließend für einen neuen 
Ausbeutungszyklus zurückzukehren. Dies 
könnte der profitable Hauptnutzen des 
Alternativbereichs sein. Für das Kapital 
bestünde er in Kosteneinsparungen bei 
den Sozialabgaben, der Wohlfahrt, dem 
Gesundheitswesen usw., denn all diese 
Dienste würden "umsonst" von unent- 
lohnter alternativer Arbeit übernommen 
werden. Ansonsten gäbe es nur die Mög- 
lichkeit von Massenarbeitslosigkeit oder 
Pseudobeschäftigung in Dienstleistungs- 
jobs wie in den Siebzigern, was die Pro- 
duktivität der restlichen Arbeiter beein- 
trächtigen würde. 

Wenn die Profitübertragung gewährleistet 
ist, wird man eine Niedrigproduktivität 
immer noch einer Nicht-Produktivität 
oder Gegen-Produktivität vorziehen, 
sogar in "entwickelten" Ländern. 


Jonestown, der vierte "größere Unfall" in 
der jüngsten US-Geschichte, war nichts 
anderes als ein Modell dieser neuen Pro- 
duktionsweise. Leute, die sonst unproduk- 
tiv oder arbeitslos gewesen wären (haupt- 
sächlich schwarze Wohlfahrts-Empfän- 
ger), wurden dazu gebracht zu arbeiten, 
nicht nur für ihre eigene Reproduktion, 
sondern auch für Profit, der nach außen 
lief. Ihre "Löhne" wurden für Investitio- 
nen im Alternativ-Sektor benutzt. Das 
Experiment schlug im wesentlichen des- 
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halb fehl, weil die verantwortliche Hier- 
archie (Jim Jones und Konsorten) unfähig 
war, mit der hochbrisanten inneren Dyna- 
mik einer "freiwilligen" entfremdeten 
Arbeit umzugehen. Die Leute begannen, 
den 24-stündigen Arbeitstag zu verwei- 
gern, was nur den Zusammenbruch der 
umfassenden Kontrolle von Jim Jones zur 
Folge haben konnte. Ihre Weigerung, zu 
arbeiten, die Arbeit zu lieben, beendete 
auch die Liebesbeziehung zu Jim Jones. 
In einer solchen Situation war der Tod 
vorzuziehen. Was soll man sonst mit ei- 
ner Arbeitskraft machen, die sogar alter- 
native Arbeit verweigert? Ja, was denn??? 


Setzt man ein ausgewogeneres und weni- 
ger isoliertes Jonestown-Modell voraus, 
ergibt sich aus der alternativen Option, 
daß Energie sowie andere Güter (ein- 
schließlich Lebensmittel), die vorher im 
kapitalintensiven Sektor produziert wur- 
den, von unserer unentlohnten Hausarbeit 
hergestellt würden und wir unsere Ein- 
kommen von außerhalb praktisch als 
Kapital in unsere Heim-Ökonomie inve- 
stieren müßten. Wir müßten z.B. unsere 
Sonnenkollektoren und Biomasse-Ein- 
richtungen bezahlen und ihren Betrieb 
finanzieren. Durch den Aufbau eines 
solchen ausgeweiteten Haushalts-Sektors 
(der ebenso auf einer Nachbarschafts- 
oder Gemeindeebene existieren könnte) 
würde ein riesiger neuer Markt für Waren 
aus dem kapitalintensiven Sektor geschaf- 
fen (Sonnenkollektoren, Metallbleche, 
Batterien, Elektrozubehör, elektrisches 
und elektronisches Gerät) und damit 
würde eine neue Möglichkeit der Profit- 
übertragung, eine weitere Nabelschnur 
bereitgestelllt. 


Das wäre eine Beziehung des ungleichen 
Tausches, vergleichbar der zwischen 
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entwickelten und unterentwickelten Län- 
dern. An sich nichts Neues, denn der 
Kapitalismus war schon immer eine Kom- 
bination von Entwicklung und Unterent- 
wicklung und kann anders auch gar nicht 
existieren. 


Der Unterschied zwischen beiden Sekto- 
ren liegt nicht, das ist wichtig, in der 
Technologie. Es wird eine Sonnenener- 
gieindustrie im kapitalintensiven Sektor 
geben, z.B. die riesigen Sonnenkollekto- 
ren in Arizona, aber auch Ölgewinnung 
aus Schiefer, oder Biomasse-Gaskraftwer- 
ke. Das Kapital entwickelt immer mehr 
Interesse an "alternativen" Technologien, 
was jedoch nichts mit der Einrichtung 
einer Parallelindustrie zu tun hat. Aber 
Das Kapital akzeptiert nicht nur diese 
Großerzeugnisse, sondern auch die klei- 
nen alternativen Errungenschaften. 


Dezentralisation in der Technik, wie z.B. 
der selbstgebaute Sonnenkollektor auf 
dem Dach gegen die Großkollektoren in 
der Wüste, der Windmühlen gegen Atom- 
kraftwerke, bedeutet noch nicht automa- 
tisch auch eine Dezentralisation der Herr- 
schaft über unser Leben, wie zahlreiche 
Alternativler hoffen. Wenn es so wäre, 
hätte das Kapital niemals das individuelle 
Auto als Ausdruck eines höchst dezen- 
tralisierten Transportwesens zugelassen, 
sondern hätte Schienenbahnen vorgezo- 
gen, die viel stärker zentralisiert und 
leichter zu kontrollieren sind (eine Zen- 
trale könnte Fahrpläne bestimmen, Halte- 
stellen festlegen usw.). Herrschaft ist im 
Kapitalismus weit höher entwickelt und 
wesentlich nicht Kommando über Dinge, 
sondern über Kreisläufe, Bewegungen, 
Verbindungen und Austausch (was haupt- 
sächlich über das Geld organisiert wird, 
über Steuerpölitik, aber auch über die 
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Medien; Polizei und andere "physische" 
Eingriffe werden nur in Notfällen einge- 
setzt). Technische Dezentralisation und 
Zerstörung des kapitalistischen Komman- 
dos sind nicht dasselbe. 


Die Veränderung der Stoßrichtung vom 
Kampf gegen AKWs zum Kampf für 
Sonnenenergie innerhalb der Anti-AKW- 
Bewegung, die Erscheinung, daß immer 
mehr von Gegenplanung und immer we- 
niger von Widerstand gegen das System 
die Rede ist, sind Ausdruck einer zugrun- 
deliegenden kapitalistischen Ausrichtung. 
Bezeichnend ist, daß diese Gegenplaner, 
obwohl sie ihr Vertrauen mit dem techni- 
schen Erfindungsreichtum der Arbeiter 
begründen, kein Vertrauen in den politi- 
schen Erfindungsreichtum der Klasse 
haben, d.h. sie sind dauernd dabei, nach- 
zusinnen, was "danach" geschehen könnte 
und haben Angst vor dem sogenannten 
Chaos oder der Anarchie. (Das kann man 
auch an ihrer Taktik bei Demonstrationen 
sehen und daran, daß sie den Gruppen der 
Direkten Aktion in den Rücken fallen, 
weil diese bereit sind, sich mehr auf die 
politische Kraft der Bewegung zu verlas- 
sen.) Sie beschreiben den Kapitalismus 
bloß als ein selbstzerstörerisches, selbst- 
mörderisches Monster und schlagen vor, 
eine Alternative zu organisieren, »wo das 
Kapital verschwunden ist«. 


Aber während sie sich mit den ältesten 
und politisch bereits harmlosen Teilas- 
pekten des Kapitalismus beschäftigen, 
sehen sie nicht, daß das Kapital niemals 
"verschwindet" und daß sie selbst nur in 
Konkurrenz mit den kapitalintensiven 
Wegen der Entwicklung stehen. Diese 
werden in Wirklichkeit mit den alternati- 
ven Wegen (»soft paths«) gemeinsam 
gehen, falls das Kapital und alle seine 
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"möglichen Alternativen" nicht endgültig 
blockiert werden und das Monster von 
unserem Raumschiff Erde aus ins Weltall 
hinausgeblasen wird. 


IV. Wer kann dies schaffen? 


Während ihrer zahlenmäßigen und regio- 
nalen Ausweitung ist die Anti-Atom-Be- 
wegung zunehmend zum Schauplatz einer 
Auseinandersetzung um die Frage gewor- 
den: Wer wird die politisch/ökonomi- 
schen Kader stellen, die in der Lage sind, 
den alternativen Sektor bzw. die "neue 
Produktionsweise" insgesamt zu verwal- 
ten? Wer wird fähig sein, die alternative 
Szene zu zähmen, die immer noch eine 
schillernde und explosive Mischung dar- 
stellt? Wer wird die Ruten sozialer Kon- 
trolle in Händen halten, die ein ordnungs- 
gemäßes Anlaufen der neuen menschli- 
chen Arbeit garantieren? 


Die Zeit ist endgültig reif für einen völlig 
neuen Typ politischer und wirtschaftli- 
cher Führungskraft, für den "sanften" 
Sozialingenieur. Einige solcher Führungs- 
probleme stehen gegenwärtig in der Anti- 
AKW-Bewegung an. Das Spektrum der 
Möglichkeiten reicht dabei vom Präsi- 
dentschaftskandidaten Jerry Brown bis 
zur Bürgerpartei von Barry Commoner, 
von den legalistischen "Freunden der 
Erde", den "alten" Anti-AKW-Leuten, die 
Aufklärung betreiben, den Wiederbele- 
bern der rituellen Zaunerkletterung (SHAD 
usw.) bis zu den "Extremisten" von der 
Koalition für Direkte Aktion. Die Zukunft 
der Bewegung erscheint als "Wahl" zwi- 
schen diesen Tendenzen, die man als ver- 
schiedene politische Herangehensweisen 
an die "neue Produktionsweise" sehen 
kann. Obwohl sie sich zeitweise selbst 
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und gegenseitig als etwas Unterschiedli- 
ches bzw. Besonderes ansehen, gibt es 
einen ziemlich anhaltenden Richtungs- 
wechsel bei ihren Anhängern, weil der 
Anstieg der Energiepreise ihren materiel- 
len Interessen entgegenkommt. (In der 
gesamten politischen Bandbreite von 
Wahlanhängern bis zu den Genossen der 
Direkten Aktion hat es z.B. keinen ernst- 
haften Versuch gegeben, nicht einmal 
verbal, etwas gegen die Entwicklung der 
Energiepreise zu unternehmen.) 


{Im folgenden werden das Verhalten und 
die Aktionsformen der politischen Grup- 
pen im Jahre 1979 kritisiert. Dann wird 
genauer auf die Vorbereitung einer De- 
monstration und den Versuch einer Platz- 
besetzung bei Seabrook eingegangen. Die 
AutorInnen werten den erstmaligen Ver- 
such einer Platzbesetzung — übrigens 
nach deutschem Vorbild — als Einge- 
ständnis einer Perspektivlosigkeit der 
bisherigen Aktionsformen, die meist fried- 
lich verliefen. Gleichzeitig ginge es aber 
darum, eine sich verbreiternde Bewegung 
unter Kontrolle zu behalten. Das sei sicht- 
bar an der voraussehbaren Niederlage 
bei Seabrook, weil mit der Wahl des Zeit- 
punkts und des Angriffsobjektes von vorn- 
herein ein Scheitern der Besetzung ein- 
kalkuliert werde. Es solle an diesem Ver- 
such praktisch nichts anderes demon- 
striert werden, als daß die Bewegung 
außer Kontrolle geraten könne. Die Mili- 
tanz, deren Scheitern schon festliege, 
solle also die gemäßigten Teile der Bewe- 
gung stärken. Die AutorInnen sehen ins- 
gesamt ein Anwachsen der Fraktionen der 
Wahlanhänger, was nur durch eine un- 
erwartete Wendung der Dinge verhindert 
werden könne. Mit einem Sieg der Wahl- 
befürworter sei das Scheitern der Bewe- 
gung besiegelt. - Die Übers.) 
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V. Wer wird sich 
nicht daran beteiligen? 


Der Vorschlag der Alternativen hat zwei 
Feinde: einen scheinbaren und einen 
wirklichen. Die Alternativen begreifen 
die kapitalintensive, zentralisierte Indu- 
strie als ihren Feind (die sie manchmal 
mit "Kapitalismus" gleichsetzen). Aber 
dieser sogenannte Feind ist heutzutage 
eher damit beschäftigt, seine Sympathien 
mit der alternativen Produktionsweise zu 
verbergen als die Alternativler anzugrei- 
fen. (In diesem Zusammenhang Ist Jerry 
Brown schon zu einer kompromittieren- 
den Figur für das Kapital geworden.) 
Jedoch besteht ein viel unmittelbarerer 
Feind: die Bewegung gegen die Energie- 
preiserhöhungen. Diese Bewegung fand 
ihren direktesten sozialen Ausdruck im 
wilden Streik der Lastwagenfahrer und in 
den Benzinunruhen von Levittown in 
Pennsylvania am 23./24. Juni. Sie ist eine 
diffuse Bewegung, fast untergründig, total 
verschieden von der Newton’schen Anti- 
AKW-Bewegung, die davon besessen ist, 
die genauen Ziffern der Demonstrations- 
teilnehmer festzustellen. (So wurden z.B. 
die Leute beim Treffen von Indian Point 
am 5. August mit einem Stempel verse- 
hen, damit die Veranstalter nicht aus Ver- 
sehen doppelt zählten; so wahnsinnig be- 
dacht waren sie darauf, die absolut ge- 
naue Zahl von Masse, Strecke und Zeit 
anzugeben.) Ein weiterer Aspekt solcher 
"Newton’scher" Demos ist der Einsatz 
von Bussen (mit genauen Abfahrtszeiten), 
die die Demonstranten nach Hause brin- 
gen sollen, wenn sich die "interessanten 
Dinge" zu entwickeln beginnen. 


Die Anti-Preis-Bewegung scheint von 


einer Art Heisenberg-Effekt des Klassen- 
kampfes beherrscht zu werden: Wenn 
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man sich die Masse anschaut, sieht man 
die Bewegung nicht; sieht man sich die 
Bewegung an, sieht man die Massen nicht 
mehr. Zwar scheinen die Aktionen vor- 
übergehend zu sein und relativ wenig 
Leute einzubeziehen (bei Levittown 
machten höchstens 2 000 - 3000 Leute 
mit — obwohl da niemand gezählt hat), 
aber offensichtlich ist dabei das Potential 
aus der Arbeiterklasse hoch. Diese Bewe- 
gung ist der Ansicht, daß die Benzin- 
knappheit auf einem Schwindel beruht, 
kann aber keine Perspektiven vorweisen 
und erscheint sowohl der kapitalintensi- 
ven Industrie als auch den Alternativlern 
als bloß negativ und sogar reaktionär. 
Außerdem ist sie von vornherein gewalt- 
sam, weil nur die wildentschlossensten 
Typen bei einem Kampfziel wie den 
Ölpreisen etwas ausrichten können, das 
mit den herkömmlichen Protest- und 
Aktionsformen als unangreifbar erscheint. 


Uns erscheint die Tatsache sehr wichtig, 
daß die Preiserhöhungen keine vorherbe- 
stimmte Grenze haben, weil alle Preise, 
besonders die Öl- und Energiepreise, 
durch den Klassenkampf bestimmt wer- 
den. Es bestand kein Zwang, daß der 
Benzinpreis Anfang Juli bei einem Dollar 
stehenblieb. Wie Marx gezeigt hat, wer- 
den die Preise von Gebrauchsgütern nicht 
durch ihren Wert (die gesellschaftlich 
notwendige Arbeitszeit) festgelegt, der in 
ihnen vergegenständlicht ist, sondern 
durch das bei ihrer Produktion vorhande- 
ne Verhältnis von Kapital und Arbeit. 
Wenn die Menge des Kapitals verglichen 
mit der Menge der Arbeit hoch ist, dann 
ist der Preis höher als der Wert, während 
umgekehrt bei einem arbeitsintensiv 
produzierten Gebrauchsgut der Preis 
niedriger als der Wert wird. (Dieses Prin- 
zip liegt dem ungleichen Tausch zwi- 
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schen entwickelten und unterentwickelten 
Ländern zugrunde.) Dies gilt insbesonde- 
re für Benzin, weil u.a. der Anteil leben- 
diger Arbeit, die auszubeuten wäre, in 
einer Raffinerie sehr gering ist. Wo aber 
sollen dann die Profite der Ölindustrie 
herkommen? Aus dem Unterschied zwi- 
schen dem Preis des Benzins und seinem 
Wert. Der Mehrwert wird gesamtgesell- 
schaftlich angeeignet, aus der Totalität 
von Ausbeutung in allen Sphären von 
Produktion und Reproduktion. Daher 
rührt die Unsichtbarkeit solcher Ausbeu- 
tung und die Schwierigkeit, ihr direkt zu 
begegnen. 

Die Kämpfe, die hauptsächlich die Preise 
mitbestimmten, waren der Streik der Last- 
wagenfahrer und die Unruhen von Levit- 
town. Keiner griff die Ölgesellschaften 
unmittelbar an; sie waren gegen die ge- 
sellschaftlichen und politischen Struktu- 
ren, gerichtet, auf denen die Mehrwert- 
abpressung der Energiekonzerne beruht. 
Sowohl Streik als Aufruhr störten den 
Ausbeutungsmechanismus, der den Wert 
des Kapitals und damit den Ölpreis be- 
stimmt. Einerseits war der Lastwagenfah- 
rerstreik ein klassischer Kampf: es begann 
nach Art eines wilden Streiks, entwickelte 
sich bis zu dem Punkt, an dem die Ge- 
werkschaft den Streik unterstützen mußte, 
geriet ihr dann aber außer Kontrolle, 
wurde zum offenen Aufruhr, gefolgt von 
einer Bereinigung des Konflikts durch 
einen Kompromiß und der Rückkehr zur 
Arbeit. Obwohl die Einzelheiten bekannt 
sein dürften, ist der Ablauf doch unge- 
wöhnlich. 

Ende Mai, Anfang Juni gab es die ersten 
Berichte über Blockaden an LKW-Ver- 
ladestellen und Raststätten. Z.B. fand am 
3. Juni in Oklahoma City eine Blockade 
an einer Raststätte statt. Es folgten Be- 
richte über Heckenschützen aus dem 
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Mittleren Westen, von Rapid City (South 
Dakota) bis Lolo Hot Springs (Montana) 
und Sioux City (lowa). Als er sich zu- 
spitzte, war die Independent Truckers 
Association (ITA) am 12. Juni gezwun- 
gen, den Streik formell zu unterstützen. 
Trotz der offiziellen Unterstützung durch 
die ITA gingen die Schießereien weiter 
und auch die unangekündigten Blockaden 
von Tankstellen, Treibstofflagern und 
Autobahnen im ganzen Land. Am 22. 
Juni befand sich der Streik auf dem Höhe- 
punkt. Carters erstes Zugeständnis wurde 
mit Schüssen in Louisiana, Minnesota, 
Tennessee und Illinois beantwortet. Die 
Landschaft war reif für den "weißen Auf- 
ruhr" in Levittown, an einem Brennpunkt 
des benzinabhängigen Vorstadtproletari- 
ats. Ein Zusammentreffen von LKW- 
Fahrern und Jugendlichen, gleichermaßen 
betroffen von den Einschränkungen, 
entlud sich und wurde zum entscheiden- 
den Punkt der Ölpreiskurve in den USA. 


Der Schauplatz des Aufruhrs, Five Points 
Intersection, ist der naturgegebene Ort für 
diesen Zündfunken, weil dort das Herz 
des Verkehrs für die Vorstädte liegt. Ein 
Kreuz von fünf Straßen — an jeder Ein- 
mündung drei Tankstellen, ein Reifen- 
laden und ein Supermarkt mit Imbiß da- 
bei. Drum herum liegt Levittown, das 
erste durchgeplante Vorstadtghetto nach 
dem 2. Weltkrieg, alles schön und täu- 
schend gemacht mit den nun erholten 
Grasbeeten und Bäumen. Am 23. Juni 
waren LKW-Fahrer mit dabei, eine Kon- 
frontation zwischen Jugendlichen, die 
sich dort herumtrieben, und den Tank- 
stellenbesitzern anzuheizen. Sie blockier- 
ten den Supermarkt am anderen Ende des 
Verkehrskreuzes, und als einer der Tank- 
stellenbesitzer wegen "Benzinmangels" 
zu schließen versuchte, brannten plötzlich 
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Reifen, Steine flogen und Autos gingen 
mitten auf dem Verkehrskreuz zu Bruch. 
Als die Polizei eintraf, wurde sie mit 
Stöcken und die Feuerwehr mit Flaschen 
empfangen. Die örtlichen Bullen waren 
völlig ohnmächtig gegen ihre eigenen 
Bürger und mußten aus der ganzen Ge- 
gend Verstärkung anfordern und außer- 
dem die Staatspolizei. Nach einigen Fest- 
nahmen beruhigte sich die Schlacht, aber 
nur bis sich am nächsten Nachmittag eine 
Riesenmenge aus der Nachbarschaft am 
Intersection-Knoten einfand. Ein altes 
Sofa ging in Flammen auf, ein Wagen der 
Müllabfuhr wurde von einem nicht identi- 
fizierten Abschleppwagen auf der Kreu- 
zung umgekippt, und die Schlacht begann 
wieder. 

»Sylvesterknaller, einschließlich der star- 
ken M-80er, krachten und leuchteten 
durch die Nacht.« Auf dem Höhepunkt 
des Ereignisses bemerkte der Sheriff von 
Bucks County, John Mitchell: »Es handelt 
sich um einen totalen Zusammenbruch 
von Recht und Ordnung, alle Polizeikräfte 
sind erschöpft«, und bat darum, »begrenz- 
tes Kriegsrecht zu verhängen«. Des weite- 
ren meinte Mitchell: »(Die erste Nacht) 
war wohl organisiert ... die LKW-Fahrer 
sind bestens organisiert, wahrscheinlich 
besser als wir«, dahingegen sei die »zwei- 
te Nacht spontan gewesen« in jedem Fall 
sei es für die Polizei völlig rätselhaft ge- 
wesen. Sie hätte bei sich selbst einen 
»Polizeiaufstand« gehabt, wobei »un- 
schuldige Schaulustige« geschlagen, Ver- 
haftete verprügelt und Protestierende in 
der Art eines Guerilla-Krieges bis in die 
umliegenden Wohngebiete verfolgt wor- 
den seien. Ihre Nervosität hielt am näch- 
sten Tag an, an dem sie eine Frau verhaf- 
teten, weil sie einen Polizeioffizier mit 
Eistee und Eiskugeln beworfen habe. 
Zwischen Polizei und den Leuten habe es 
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man sich die Masse anschaut, sieht man 
die Bewegung nicht; sieht man sich die 
Bewegung an, sieht man die Massen nicht 
mehr. Zwar scheinen die Aktionen vor- 
übergehend zu sein und relativ wenig 
Leute einzubeziehen (bei Levittown 
machten höchstens 2 000 - 3000 Leute 
mit — obwohl da niemand gezählt hat), 
aber offensichtlich ist dabei das Potential 
aus der Arbeiterklasse hoch. Diese Bewe- 
gung ist der Ansicht, daß die Benzin- 
knappheit auf einem Schwindel beruht, 
kann aber keine Perspektiven vorweisen 
und erscheint sowohl der kapitalintensi- 
ven Industrie als auch den Alternativlern 
als bloß negativ und sogar reaktionär. 
Außerdem ist sie von vornherein gewalt- 
sam, weil nur die wildentschlossensten 
Typen bei einem Kampfziel wie den 
Ölpreisen etwas ausrichten können, das 
mit den herkömmlichen Protest- und 
Aktionsformen als unangreifbar erscheint. 


Uns erscheint die Tatsache sehr wichtig, 
daß die Preiserhöhungen keine vorherbe- 
stimmte Grenze haben, weil alle Preise, 
besonders die Öl- und Energiepreise, 
durch den Klassenkampf bestimmt wer- 
den. Es bestand kein Zwang, daß der 
Benzinpreis Anfang Juli bei einem Dollar 
stehenblieb. Wie Marx gezeigt hat, wer- 
den die Preise von Gebrauchsgütern nicht 
durch ihren Wert (die gesellschaftlich 
notwendige Arbeitszeit) festgelegt, der in 
ihnen vergegenständlicht ist, sondern 
durch das bei ihrer Produktion vorhande- 
ne Verhältnis von Kapital und Arbeit. 
Wenn die Menge des Kapitals verglichen 
mit der Menge der Arbeit hoch ist, dann 
ist der Preis höher als der Wert, während 
umgekehrt bei einem arbeitsintensiv 
produzierten Gebrauchsgut der Preis 
niedriger als der Wert wird. (Dieses Prin- 
zip liegt dem ungleichen Tausch zwi- 


118 


schen entwickelten und unterentwickelten 
Ländern zugrunde.) Dies gilt insbesonde- 
re für Benzin, weil u.a. der Anteil leben- 
diger Arbeit, die auszubeuten wäre, in 
einer Raffinerie sehr gering ist. Wo aber 
sollen dann die Profite der Ölindustrie 
herkommen? Aus dem Unterschied zwi- 
schen dem Preis des Benzins und seinem 
Wert. Der Mehrwert wird gesamtgesell- 
schaftlich angeeignet, aus der Totalität 
von Ausbeutung in allen Sphären von 
Produktion und Reproduktion. Daher 
rührt die Unsichtbarkeit solcher Ausbeu- 
tung und die Schwierigkeit, ihr direkt zu 
begegnen. 

Die Kämpfe, die hauptsächlich die Preise 
mitbestimmten, waren der Streik der Last- 
wagenfahrer und die Unruhen von Levit- 
town. Keiner griff die Ölgesellschaften 
unmittelbar an; sie waren gegen die ge- 
sellschaftlichen und politischen Struktu- 
ren, gerichtet, auf denen die Mehrwert- 
abpressung der Energiekonzerne beruht. 
Sowohl Streik als Aufruhr störten den 
Ausbeutungsmechanismus, der den Wert 
des Kapitals und damit den Ölpreis be- 
stimmt. Einerseits war der Lastwagenfah- 
rerstreik ein klassischer Kampf: es begann 
nach Art eines wilden Streiks, entwickelte 
sich bis zu dem Punkt, an dem die Ge- 
werkschaft den Streik unterstützen mußte, 
geriet ihr dann aber außer Kontrolle, 
wurde zum offenen Aufruhr, gefolgt von 
einer Bereinigung des Konflikts durch 
einen Kompromiß und der Rückkehr zur 
Arbeit. Obwohl die Einzelheiten bekannt 
sein dürften, ist der Ablauf doch unge- 
wöhnlich. 

Ende Mai, Anfang Juni gab es die ersten 
Berichte über Blockaden an LKW-Ver- 
ladestellen und Raststätten. Z.B. fand am 
3. Juni in Oklahoma City eine Blockade 
an einer Raststätte statt. Es folgten Be- 
richte über Heckenschützen aus dem 
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Mittleren Westen, von Rapid City (South 
Dakota) bis Lolo Hot Springs (Montana) 
und Sioux City (Iowa). Als er sich zu- 
spitzte, war die Independent Truckers 
Association (ITA) am 12. Juni gezwun- 
gen, den Streik formell zu unterstützen. 
Trotz der offiziellen Unterstützung durch 
die ITA gingen die Schießereien weiter 
und auch die unangekündigten Blockaden 
von Tankstellen, Treibstofflagern und 
Autobahnen im ganzen Land. Am 22. 
Juni befand sich der Streik auf dem Höhe- 
punkt. Carters erstes Zugeständnis wurde 
mit Schüssen in Louisiana, Minnesota, 
Tennessee und Illinois beantwortet. Die 
Landschaft war reif für den "weißen Auf- 
ruhr" in Levittown, an einem Brennpunkt 
des benzinabhängigen Vorstadtproletari- 
ats. Ein Zusammentreffen von LKW- 
Fahrern und Jugendlichen, gleichermaßen 
betroffen von den Einschränkungen, 
entlud sich und wurde zum entscheiden- 
den Punkt der Ölpreiskurve in den USA. 


Der Schauplatz des Aufruhrs, Five Points 
Intersection, ist der naturgegebene Ort für 
diesen Zündfunken, weil dort das Herz 
des Verkehrs für die Vorstädte liegt. Ein 
Kreuz von fünf Straßen — an jeder Ein- 
mündung drei Tankstellen, ein Reifen- 
laden und ein Supermarkt mit Imbiß da- 
bei. Drum herum liegt Levittown, das 
erste durchgeplante Vorstadtghetto nach 
dem 2. Weltkrieg, alles schön und täu- 
schend gemacht mit den nun erholten 
Grasbeeten und Bäumen. Am 23. Juni 
waren LKW-Fahrer mit dabei, eine Kon- 
frontation zwischen Jugendlichen, die 
sich dort herumtrieben, und den Tank- 
stellenbesitzern anzuheizen. Sie blockier- 
ten den Supermarkt am anderen Ende des 
Verkehrskreuzes, und als einer der Tank- 
stellenbesitzer wegen "Benzinmangels" 
zu schließen versuchte, brannten plötzlich 
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Reifen, Steine flogen und Autos gingen 
mitten auf dem Verkehrskreuz zu Bruch. 
Als die Polizei eintraf, wurde sie mit 
Stöcken und die Feuerwehr mit Flaschen 
empfangen. Die örtlichen Bullen waren 
völlig ohnmächtig gegen ihre eigenen 
Bürger und mußten aus der ganzen Ge- 
gend Verstärkung anfordern und außer- 
dem die Staatspolizei. Nach einigen Fest- 
nahmen beruhigte sich die Schlacht, aber 
nur bis sich am nächsten Nachmittag eine 
Riesenmenge aus der Nachbarschaft am 
Intersection-Knoten einfand. Ein altes 
Sofa ging in Flammen auf, ein Wagen der 
Müllabfuhr wurde von einem nicht identi- 
fizierten Abschleppwagen auf der Kreu- 
zung umgekippt, und die Schlacht begann 
wieder. 

»Sylvesterknaller, einschließlich der star- 
ken M-80er, krachten und leuchteten 
durch die Nacht.« Auf dem Höhepunkt 
des Ereignisses bemerkte der Sheriff von 
Bucks County, John Mitchell: »Es handelt 
sich um einen totalen Zusammenbruch 
von Recht und Ordnung, alle Polizeikräfte 
sind erschöpft«, und bat darum, »begrenz- 
tes Kriegsrecht zu verhängen«. Des weite- 
ren meinte Mitchell: »(Die erste Nacht) 
war wohl organisiert ... die LKW-Fahrer 
sind bestens organisiert, wahrscheinlich 
besser als wir«, dahingegen sei die »zwei- 
te Nacht spontan gewesen« in jedem Fall 
sei es für die Polizei völlig rätselhaft ge- 
wesen. Sie hätte bei sich selbst einen 
»Polizeiaufstand« gehabt, wobei »un- 
schuldige Schaulustige« geschlagen, Ver- 
haftete verprügelt und Protestierende in 
der Art eines Guerilla-Krieges bis in die 
umliegenden Wohngebiete verfolgt wor- 
den seien. Ihre Nervosität hielt am näch- 
sten Tag an, an dem sie eine Frau verhaf- 
teten, weil sie einen Polizeioffizier mit 
Eistee und Eiskugeln beworfen habe. 
Zwischen Polizei und den Leuten habe es 
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eine Schlägerei gegeben, bei der man 
nicht gewußt habe, wer im Recht gewesen 
sei. 


Nach den Unruhen begann der LKW- 
Fahrerstreik abzubröckeln. Trotzdem gab 
es immerhin am 26. Juni noch eine Blok- 
kade auf dem Long Island Expressway 
mit einer Verkehrsstauung von 45 km 
Länge. Die offiziellen Forderungen des 
Streiks waren bei weitem nicht erfüllt. 
Über die Abschaffung der Geschwindig- 
keitsbegrenzung von 55 mph z.B. war 
niemals verhandelt worden, während die 
Treibstoffentwicklung und die einheitli- 
chen Gewichtsklassen verschoben wur- 
den. Die Hauptforderung jedoch — mehr 
Dieselkraftstoff und Preisstabilisierung 
(wenn nicht sogar Herabsetzung) — wur- 
de auf geheimnisvolle Weise erfüllt. Ende 
Juni begann sich die Benzinversorgung zu 
"bessern" — der merkwürdige Schrecken 
einer Knappheit verschwand so schnell 
wie er gekommen war. 


Man kann zwar den Streik und die Stra- 
Benschlachten als Handlungen eines äu- 
ßerst kleinen Teils der Arbeiterklasse 
betrachten, der sehr klare Bedürfnisse hat, 
die einen Angriff auf die steigenden Ben- 
zinpreise erzwangen, insgesamt waren sie 
die offensten Aktionen gegen die Benzin- 
knappheit. 


Ihre Grunderscheinungen spiegeln jedoch 
wichtige Neuerungen wider. Bei dem 
Gegner: der Staat selbst; in der Ausbrei- 
tung: über den ganzen Kontinent; in der 
Organisationsform: dezentralisiert, flexi- 
bel, unvorhersehbar; in der Technologie: 
weit verbreitete Anwendung des CB- 
Funks, um Blockaden zu koordinieren 
und die Zusammenstöße mit der Polizei 
abzusprechen; und in der altersmäßigen 
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Zusammensetzung: über Alters- und 
Berufsschranken hinweg. In einem histo- 
rischen Augenblick, wo das Kapital um 
Leben oder Tod vom Preis des Öls ab- 
hängig ist, werden diejenigen, die man als 
die gegenrevolutionärsten und angepaßte- 
sten Schichten der Arbeiterklasse betrach- 
tet hatte, zu den größten Gegnern des 
Kapitals — egal, was sie dabei im Kopf 
hatten. Die LKW-Fahrer erhoben ihre 
Forderungen nur im Bezugsrahmen von 
Einkommen und Arbeit: Sie wollten 
schneller fahren, d.h. eher fertig sein, 
mehr transportieren und nicht für die 
Preissteigerungen bezahlen. 

Genau damit drückten sie die Bedürfnisse 
des Großteils der Arbeiterklasse aus: Sie 
haben keinen Vorschlag für mehr Arbeit 
gemacht, wie die Alternativler. Sie lehn- 
ten es ab, für eine Lösung der Krise der 
Arbeit zu sorgen, respektierten die For- 
derungen des Kapitals im Allgemeinen 
und bestanden auf ihren partikularen 
Interessen. Damit erscheinen sie "rück- 
ständig"; im Zusammenhang der gegen- 
wärtigen Krise bedeutet jede Anstren- 
gung, sich zurückzuhalten, aber, die Krise 
der Arbeit aufrechtzuerhalten, deren 
Überwindung das Kapital so sehr herbei- 
sehnt. 


VI. Wo ist die wirkliche 
Anti-AKW-Bewegung? 


{Die AutorInnen kritisieren noch einmal 
die Teile der Anti-AKW-Bewegung, die 
die Sonnenenergie als Konkurrenzenergie 
der Atomkraft gegenüberstellen und damit 
nur dem Kapital helfen, Auswege aus 
seiner Energiekrise, aber auch aus der 
Krise der Arbeit zu finden. Zwei andere 
Bewegungen seien jedoch als wirkliche 
Gegner 'der Atomenergiepolitik zu be- 
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zeichnen: 1. die Bewegung gegen die 
Preiserhöhungen im Energiesektor; 2. die 
Bewegung der Arbeiter im Nuklearbe- 
reich.) 

Die Bewegung gegen die Preiserhöhun- 
gen hat verschiedene Ursprünge, die noch 
wenig miteinander zu tun haben und viele 
Widersprüche untereinander enthalten, sie 
enthält jedoch Wurzeln eines aktuellen 
Verhaltens gegen die Atomindustrie. Für 
die Bewegung gegen die Preiserhöhungen 
geht es nicht darum, den Kapitalisten 
einen alternativen Weg aus ihrer Energie/ 
Arbeitskrise zu zeigen, sondern darum, 
sie zu vertiefen. Das ist unzweifelhaft der 
Grund, warum sie den Alternativleuten 
als reaktionär erscheint, wo eine Aufklä- 
rung angebracht ist. Aber was für eine 
Aufklärung schlagen sie vor? Daß Radio- 
aktivität gefährlich ist? Das weiß schon 
ein 5-jähriges Kind. Nein, diese Aufklä- 
rungs- und Erziehungsmanie führt wirk- 
lich dahin, den Arbeitern beizubringen, 
nicht mehr für mehr Geld und gegen die 
Arbeit zu kämpfen. 


Die andere Quelle des Anti-Atomkampfes 
liegt bei der Bewegung der “Atom-Arbei- 
ter’, die sowohl die Arbeiter in den Kraft- 
werken und im Brennstoffzyklus ein- 
schließt, als auch die Leute, die in der 
Nähe der Kraftwerke leben. Sogar die 
Atomindustrie erkennt an, daß bei einem 
Kraftwerk zu wohnen Arbeit bedeutet, 
weil sie die Masse der staatlichen Steuern 
für die dort Wohnenden bezahlt (was 
einige als eine Art Einkommen betrach- 
ten). Nun ist man jedoch darauf bedacht, 
die “Verantwortlichkeit einzugrenzen’, 
weil der Anteil der Bevölkerung, der 
unmittelbar betroffen von radioaktiven 
Emissionen ist, sehr groß ist (beispiels- 
weise gab es nach Three Miles Island 
Spuren von radioaktivem Jod in der New 


TheKla 14 


Yorker Milch). Der Kernpunkt dieser Be- 
wegung ist die Arbeit, die wir mehr oder 
weniger direkt für die Atomindustrie 
leisten. Was diese Arbeit bedeutet, sehen 
wir unheimlich deutlich am Beispiel von 
Atom-Arbeitern, wie den Springern, die 
hundert Dollar dafür bekommen, inner- 
halb von 2 Minuten in einem hochradio- 
aktiven Bereich eine einzige Schraube 
festzudrehen: ihre Arbeit besteht darin, 
ihre Körper der Strahlung auszusetzen; 
das ist die reine Form der Arbeit in dieser 
Industrie, nämlich nicht als körperliche 
Anstrengung, sondern als Zerstörung des 
Körpers. 

Der Kampf der Atom-Arbeiter in den 
Kraftwerken ist verhüllt durch einen dich- 
ten Sicherheitsvorhang aus Werkschüt- 
zern, FBI- und Militäragenten, Behörden- 
und Gewerkschaftsbürokraten. So dringt 
sehr wenig nach außen. Doch findet der 
Widerstand der Atom-Arbeiter sein ge- 
dämpftes Echo in den immer ausgefeilte- 
ren Sicherheitsmaßregeln und der ständi- 
gen Angst vor menschlichem Fehlverhal- 
ten in den offiziellen Richtlinien und 
Berichten von Staat und Industrie. Wir 
wissen, daß Three Miles Island "mensch- 
lichem Versagen" zugeschrieben wird. 

In einem anderen Fall haben die Atom- 
arbeiter William Kuykendall und James 
Merrill am 27. April im AKW von Sur- 
rey/Virginia einen Eimer mit ätzendem 
Natriumhydroxid an 15 anderen Arbeitern 
vorbei in den Raum für Kernbrennstoff 
gebracht und dort Brennstäbe im Wert 
von 30 Mio. Dollar zerstört. Anderthalb 
Monate später machten sie eine Presse- 
konferenz, wo sie den Vorwurf erhoben, 
daß im Kraftwerk radioaktive Rückstände 
illegal beseitigt würden, die Anlage in 
schlechtem Zustand sei und technische 
Vorschriften des NRC verletzt würden. 

v 
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Die Bewegung der Atomarbeiter ist nicht 
auf das Innere der Kraftwerke beschränkt 
— immer mehr AKWs werden von außen 
angegriffen. Diese Angriffe reichen von 
Demonstrationen ortsansässiger Bürger 
gegen AKWs (z.B. Three Miles Island), 
über die Weigerung örtlicher Versor- 
gungsunternehmen (z.B. Wasser bei Sea- 
brook) bis zu angekündigten oder tatsäch- 
lichen Zerstörungen. Das General Ac- 
counting Office berichtete beispielsweise 
über 62 Vorfälle in 21 Monaten, »dar- 
unter Bombendrohungen, Erpressungsver- 
suche und häufige Sicherheitsgefährdun- 
gen«. Die Einbildung der Atomindustrie, 
wenn sie die AKWs in "konservative" 
ländliche Gegenden baue, werde schon 
alles klargehen, egal was passiere, hat 
sich als falsch erwiesen, wie die Nachwir- 
kungen von Three Miles Island zeigen. 


Psychologen melden über 25% mehr Be- 
handlungsfälle von Kindern im Vorschul- 
alter, und Bauern in der Gegend haben ein 
Verfahren gegen die Met Edison eingelei- 
tet wegen der psychischen Schäden ihrer 


Kinder. (Viele von ihnen glauben, in zehn 
Jahren zu sterben.) Einige Monate nach 
dem Unfall »ist die Gemeinde Middle- 
town, in der einst enge Nachbarschafts- 
beziehungen herrschten, heillos zerstritten 
über die Vor- und Nachteile ihres nuklea- 
ren Nachbarn, die Auseinandersetzungen 
haben sich zu hitzigen Debatten über Gar- 
tenzäune hinweg und bei Gemeindever- 
sammlungen entwickelt.« 


Der soziale Frieden, der Voraussetzung 
für den Betrieb von Reaktoren ist und der 
durch ihren Einsatz gepflegt werden soll- 
te, ist in einen langwierigen Guerillakrieg 
umgeschlagen. Three Miles Island wird in 
Jahrzehnten noch nicht vorbei sein. 


Die Bewegung gegen die Preiserhöhun- 
gen und die der Atomarbeiter bilden die 
Basis des tatsächlichen Widerstandes 
gegen Atomanlagen, die keine Kompro- 
misse mit dem Nuklearkapital eingehen, 
weil sie es nicht können.... B 

n 
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Vorbemerkung: 


Der folgende Text ist die Vorlage für eine Rede, die der frühere CIA-Agent 
Phil Agee auf einer Rundreise halten wollte. Da die Regierung von Nicara- 
gua ihm den Paß entzog, um ihn am freien Reisen zu hindern, konnte er 
diese Rede nicht halten. Stattdessen wurde der Text in den USA veröffent- 
licht. Wir haben ihn an einigen Stellen gekürzt, die vor allem der Agitation 
vor einem breiten amerikanischen Publikum dienen und die Ungerechtig- 
keiten der amerikanischen Gesellschaft anklagen. Für die Betrachtung der 
Golfkrise und des Golfkriegs ist dieser Text aus mehreren Gründen wichtig. 
Erstens wies Agee schon sehr früh - im Oktober 1990 - darauf hin, daß die 
Krise von den USA bewußt herbeigeführt wurde. Die Belege dafür sind mitt- 
lerweile selbst in der bürgerlichen Presse (Spiegel, taz, London Observer 
etc.) ausgebreitet worden. Um so verwunderlicher ist es, daß die Bewegung 
gegen den Krieg dies bis heute nicht stärker aufgegriffen und zum Thema 
gemacht hat. Zweitens zieht Agee einen interessanten Vergleich zwischen 
der Golfkrise und dem Koreakrieg nach dem zweiten Weltkrieg. Beide Kri- 
sen, so seine These, wurden von den USA und den westlichen Alliierten in- 
szeniert und benutzt, um einen militärischen Keynesianismus durchzuset- 
zen. An dem Punkt bleibt seine Analyse aber auch stecken. Die Notwendig- 
keit von militärischen Ausgaben sieht er nur rein ökonomisch. Zum Schluß 
fordert er zwar selber, die Gründe für die Außenpolitik eines Landes in 
seinen inneren Problemen zu suchen, spricht dann aber nur über die sozia- 
le Ungerechtigkeit und den ökonomischen Niedergang der USA, nicht aber 
über das politische Kampfverhältnis zwischen den Klassen in diesem Sy- 
stem. Genau zu diesem Punkt bietet nämlich der Vergleich zur Koreakrise 
mehr, als er selber sieht. Die innenpolitischen und "ökonomischen" Proble- 
me für die USA bestanden nach dem Il. Weltkrieg in einer äußerst militan- 
ten Arbeiterklasse im eigenen Land. Und in Westeuropa wie in anderen 
Teilen der Welt waren die Arbeiterinnen nicht so leicht bereit, die "Restau- 
ration" des Kapitalismus als einzige Nachkriegs-Lösung zu akzeptieren. Der 
militärische Keynesianismus, den Truman durchsetzen mußte, hatte zwei 
zusammenhängende Seiten: die Ankurbelung der Wirtschaftsentwicklung, 
um die Forderungen der Arbeiterklasse ins System integrieren zu können, 
und die Nutzung dieser Wirtschaftsentwicklung zur Produktion der notwen- 
digen Gewaltmittel, um die Arbeiterklasse dort niederschlagen zu können, 
wo sie sich nicht integrieren ließ. Um beim Beispiel Korea zu bleiben: mit 
diesem Krieg sollte nicht nur die Aufrüstung in den USA und in Westeuropa 
durchgesetzt werden, sondern mit ihm wurde auch die südkoreanische Ar- 
beiter- und Bauernbewegung eingeschüchtert und zerstört, die nach dem 
zweiten Weltkrieg eine ernste Bedrohung für den unter US-amerikanischer 
Kontrolle stehenden südkoreanischen Staat war. So wie der Golfkrieg heute 
auch gegen die Kämpfe des Proletariats in der Gelfregion gerichtet ist. 
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Wie man eine 


passende Krise inszeniert. 


Früher oder später mußte es passieren. 
Die grundlegende Umwandlung der US- 
Streitkräfte war nur eine Frage der Zeit. 
Eine Umwandlung von einer nationalen 
Verteidigungsarmee in eine mietbare, 
internationale Söldnertruppe. Mit einer 
Staatsverschuldung von 3 Billionen Dol- 
lar, davon etwa 800 Milliarden gegenüber 
dem Ausland, mußten die Vereinigten 
Staaten früher oder später eine passende 
Krise finden oder inszenieren — eine Kri- 
se, die es dem Präsidenten erlauben wür- 
de, die Streitkräfte zu verleihen wie ein 
nationales Exportgut, um die Umwand- 
lung der Wirtschaft von militärischen zu 
zivilen Zwecken zu verhindern. Iraks Ein- 
marsch in Kuwait, wozu der Irak, wie es 
scheint, durch die Bush-Administration 
ermutigt wurde, ist diese benötigte Krise. 


Soviel ich weiß, ist es in den Massenme- 
dien zwar noch nicht ausgesprochen wor- 
den, aber es wird immer offensichtlicher, 
daß George Bush und sein Gefolge die 
irakische Invasion von Kuwait wollten, 
daß sie Hussein dazu ermutigten und sich 
dann weigerten, die Invasion zu verhin- 
dern, als sie Gelegenheit dazu hatten. Ich 
werde später auf Bush zurückkommen, 
aber zunächst eine kurze Zusammenfas- 
sung, was diese Krise auslöste. Erinnert 
Sie der Name Cox an etwas Bestimmtes? 
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Z magazine, Okt. 1990 


Sir Percy Cox? 

Im historischen Sinne ist dies der Mann, 
der für die heutige Golf-Krise verantwort- 
lich ist. Sir Percy Cox war nach dem I. 
Weltkrieg der britische Gouverneur in 
Bagdad, der 1922 die Linien in den Sand 
zog, die zum ersten Mal die nationalen 
Grenzen zwischen Jordanien, dem Irak, 
Kuwait und Saudi-Arabien festlegten. In 
jedem dieser neuen Staaten halfen die 
Briten bei der Einsetzung und Festigung 
herrschender Monarchien, durch die briti- 
sche Banken, Handelsfirmen und Erdöl- 
Gesellschaften Monopole erhalten konn- 
ten. Kuwait hatte über Jahrhunderte zur 
Provinz Basra des Osmanischen Reiches 
gehört. Irak und Irakis haben Sir Percys 
Grenzen niemals anerkannt. Wie Histori- 
ker bestätigen, hatte er diese Linien gezo- 
gen, um den Irak bewußt von einem le- 
bensfähigen Seehafen am Persischen Golf 
auszuschließen. Die Briten wollten ver- 
hindern, daß der Irak ihre Vormachtstel- 
lung am Golf bedroht, wo sie nicht we- 
niger als zehn Scheichtümer, einschließ- 
lich Kuwaits, in Kolonien umgewandelt 
hatten. Das Teile-und-Herrsche-Prinzip, 
das in diesem Land von Anfang an so gut 
funktioniert hat. 1958 wurde die von den 
Briten im Irak eingesetzte Monarchie 
durch einen Militärputsch gestürzt. Drei 
Jahre später, 1961, gewährten die Briten 
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Kuwait die Unabhängigkeit, worauf die 
irakische Militärregierung an der kuwaiti- 
schen Grenze aufmarschierte und drohte, 
das Gebiet gewaltsam in Besitz zu neh- 
men. Sofort entsandten die Briten Trup- 
pen und der Irak zog sich zurück, weiger- 
te sich aber immer noch, die Grenzen 
anzuerkennen. Ähnliche irakische Dro- 
hungen tauchten 1973 und 1976 auf. 


Diese geschichtlichen Ereignisse, Saddam 
Husseins Rechtfertigung für die Annexion 
Kuwaits, stehen in den Geschichtsbüchern 
und sind für jeden zugänglich. Aber es 
vergingen Wochen, in denen ich wartete 
und mich fragte, warum die International 
Herald Tribune, in der die wichtigeren 
Artikel der Washington Post, der New 
York Times und von Nachrichtenagentu- 
ren veröffentlicht werden, keine Hinter- 
grundinformationen lieferte. Endlich, 
einen Monat nach der Invasion, erschien 
im Herald Tribune ein Artikel der Wa- 
shington Post über die historischen Zu- 
sammenhänge von Glenn Frankel. Ich 
habe ähnliches bis jetzt weder in der Time 
noch in Newsweek gefunden. Tatsächlich 
ging die Time soweit zu sagen, daß Iraks 
Ansprüche auf Kuwait »ohne historischen 
Hintergrund« wären. Dies ist kaum er- 
staunlich, denn die Beleuchtung der iraki- 
schen Seite hätte die Kampagne schwä- 
chen können, mit der Saddam Hussein zu 
einem zweiten Hitler gemacht wurde. 
Auch fehlt in der laufenden Berichterstat- 
tung die Rolle des CIA, der in den frühen 
70er Jahren die kurdische Rebellion im 
Irak geschürt und mit Waffen beliefert 
hatte. Zusammen mit dem Schah von 
Persien stellte der CIA den Kurden 16 
Millionen Dollar in Form von Waffen und 
anderen Mitteln zur Verfügung. Dies 
führte 1975 zur Kapitulation des Irak 
gegenüber dem Schah bezüglich der Kon- 
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trolle über das Schatt al Arab. Das Schatt 
al Arab ist das Mündungsgebiet von Eu- 
phrat und Tigris, das die beiden Staaten 
landeinwärts vom Golf trennt und das 
Iraks einziger Zugang nach Basra, dem 
flußaufwärts liegenden Hafen, ist. 1980, 
also fünf Jahre später, marschierte der 
Irak im Iran ein, um die vom CIA unter- 
stützte Demütigung wettzumachen und 
die Kontrolle über das Mündungsgebiet 
wiederzuerlangen. Damit begann der 
achtjährige Krieg, der eine Million Men- 
schenleben kostete. 


Außer Iraks historisch begründeten An- 
sprüchen und seinem benötigten Zugang 
zum Meer gab es noch zwei weitere zu- 
sammenhängende Streitpunkte, die sich 
kurz vor der Invasion zuspitzten. Der 
erste war der Ölpreis. Die OPEC hatte 
1986 den Preis auf 18 Dollar pro Barrel 
festgesetzt, zusammen mit Quoten, um 
diesen Preis zu halten. Aber Kuwait und 
die Vereinigten Emirate hatten ihre Quo- 
ten bereits seit langem überschritten und 
so den Ölpreis im Juni auf etwa 13 Dollar 
gesenkt. Der Irak, mit 70 Milliarden Dol- 
lar Schulden aus dem Irankrieg, verlor 
dadurch mehrere Milliarden Dollar an 
Öleinkünften, die normalerweise 95% 
seines Exports ausmachten. Während- 
dessen freuten sich die industrialisierten 
Ölimporteure wie die USA über den be- 
sten Ölpreis der letzten 40 Jahre, in in- 
flationssicheren Dollars natürlich. Iraks 
andere Forderung bezog sich auf einen 
Diebstahl seitens Kuwaits. Während der 
Irak mit dem Iran-Krieg beschäftigt war, 
begann Kuwait, Öl aus dem irakischen 
Rumalia-Feld zu fördern. Dieses weite 
Ölfeld reicht knapp in das umstrittene 
Grenzgebiet hinein. Der Irak verlangte 
sowohl eine Bezahlung für das aus sei- 
nem Feld gepympte Öl als auch die Strei- 
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chung der irakischen Schulden aus dem 
Iran-Krieg bei Kuwait. Im Juli, während 
sich die OPEC-Minister in Genf trafen, 
marschierten irakische Truppen an der 
kuwaitischen Grenze auf. Dieser Druck 
brachte Kuwait und die Vereinigten Emi- 
rate dazu, neuen Quoten zuzustimmen, 
und die OPEC setzte einen neuen Ziel- 
preis von 21 Dollar fest, obwohl der Irak 
auf 25 Dollar pro Barrel bestand. Danach 
verstärkte Hussein seine Truppen von 
30 000 auf 100 000 Mann. Am 1. August 
trafen sich irakische und kuwaitische Un- 
terhändler in Saudi-Arabien, konnten sich 
aber nicht über die Schulden, die Öldieb- 
stähle und einen Zugang zum Meer für 
den Irak einigen. In der Nacht danach 
marschierte der Irak in Kuwait ein. Seit- 
dem lassen Enthüllungen und Rückblicke 
auf die Ereignisse vor der Invasion stark 
den Verdacht zu, daß es Politik der USA 
war, Hussein zu einer Invasion zu ermuti- 
gen und, als sie unmittelbar bevorstand, 
nichts zu tun, um ihn davon abzuhalten. 
Folgendes ist zu bedenken: 


Während des Irak-Iran-Kriegs in den 80er 
Jahren standen die USA auf der Seite des 
Irak und hielten diese Politik bis zum 2. 
August, dem Tag der Invasion, bei. Der 
stellvertretende Außenminister John Kelly 
versicherte im April vor dem Kongreß, 
daß die Vereinigten Staaten keinerlei 
Verpflichtungen zur Verteidigung Ku- 
waits hätten. Am 25. Juli, während iraki- 
sche Truppen an der kuwaitischen Grenze 
standen, traf die US-Botschafterin im Irak 
mit Hussein zusammen. Ein Protokoll 
dieses Treffens übergaben die Irakis Mitte 
August der Washington Post. 


Nach diesem Protokoll, das vom Außen- 


ministerium nicht bestritten wurde, sagte 
die Botschafterin Hussein, Außenminister 
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Baker habe ihr aufgetragen, Hussein 
gegenüber zu betonen, daß die USA zu 
dem  irakisch-kuwaitischen Grenzstreit 
»keine Meinung« hätten. Sie fragte ihn 
dann in bezug auf die irakischen Trup- 
penbewegungen, was er gegenüber Ku- 
wait vorhätte. Hussein antwortete, daß 
Kuwaits Aktionen sich zu einem »Wirt- 
schaftskrieg« und »militärischen Aktio- 
nen uns gegenüber« ausweiteten. Er hoffe 
auf eine friedliche Lösung, aber falls es 
dazu nicht käme, »so wird es selbstver- 
ständlich sein, daß Irak den Tod nicht 
akzeptiert ...«. Eine deutlichere Darstel- 
lung seines Vorhabens ist kaum vorstell- 
bar und sie war wohl kaum ein Verspre- 
chen, nicht einzumarschieren. Die Bot- 
schafterin gab keine Warnung von Baker 
oder Bush weiter, daß die USA sich einer 
irakischen Annexion Kuwaits widersetzen 
würden. Im Gegenteil, sie sagte: »Ich 
habe direkte Instruktionen vom Präsiden- 
ten, bessere Beziehungen zum Irak zu 
suchen.« Am selben Tag verhinderte der 
stellvertretende Außenminister Kelly eine 
geplante Rundfunksendung von Voice of 
America, die den Irak gewarnt hätte, daß 
sich die USA zur Verteidigung ihrer 
Freunde am Golf, und das schließt natür- 
lich Kuwait mit ein, »stark verpflichtet« 
sähen. In der Woche zwischen dem Tref- 
fen der Botschafterin mit Hussein und der 
Invasion verbot die Bush-Administration 
jede Warnung an Hussein oder an die 
Tausenden von Menschen, die Geiseln 
werden könnten. Wie vorher im Zeitplan 
festgelegt, kehrte die Botschafterin zu 
Konsultationen nach Washington zurück. 
Der stellvertretende Außenminister Kelly 
versicherte zwei Tage vor der Invasion 
noch einmal öffentlich vor dem Kongreß, 
daß die USA keinerlei Verpflichtungen 
hätten, Kuwait zu verteidigen. Und laut 
Presseberichten und Senator Boren, dem 
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Vorsitzenden des Senate Intelligence 
Committee, hatte der CIA die Invasion 
bereits vier Tage zuvor vorausgesagt. 


Man fasse die Ereignisse zusammen und 
berücksichtige ebenfalls das völlige Feh- 
len öffentlicher oder privater Warnungen 
von Bush an Hussein, nicht einzumar- 
schieren, sowie die Tatsache, daß von den 
USA nichts getan wurde, um eine inter- 
nationale Opposition zu bilden, solange 
noch Zeit war. Vorausgesetzt, die USA 
standen einer Invasion nicht gleichgültig 
gegenüber, muß man sich fragen, ob es 
nicht tatsächlich Bushs Regierungspolitik 
war, Hussein zur Schaffung einer welt- 
weiten Krise zu ermutigen. Immerhin ver- 
fügt der Irak über chemische Waffen und 
hatte sie bereits gegen den Iran und gegen 
die Kurden im Irak eingesetzt. Es war 
bekannt, daß er in spätestens 2-5 Jahren 
Atomwaffen besitzen würde. Er hatte das 
Kräftegleichgewicht im Mittleren Osten 
durch seine eine Million Soldaten starke 
Armee völlig durcheinander gebracht. Er 
strebte danach, die Führung der arabi- 
schen Welt in ihrer Auseinandersetzung 
mit Israel zu übernehmen, und er bedroh- 
te alle sogenannten gemäßigten, d.h. 
feudalen Regime, nicht nur Kuwait. Mit 
Kuwaits Ölquellen würde er 20% der 
Weltreserven kontrollieren. In radikal- 
nationalistischen Händen befände sich 
dann eine Konzentration, die etwa der der 
Sowjetunion gleichkäme, Iraks haupt- 
sächlichem Waffenlieferanten. 


Saddam war außerdem der geeignete 
Mann, der bei genügendem Spielraum 
eine Krise heraufbeschwören würde. Und 
er war genau das richtige Objekt, um in 
der Zeit nach einer Invasion von den 
Medien dämonisiert zu werden, so wie 
Ghaddafi, Ortega und Noriega. 
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Warum sollte Bush an einer Krise inter- 
essiert sein? Die erste Vermutung kam 
mir, als er davon sprach, daß »our way of 
life« bedroht sei. Das erinnerte mich an 
Harry Trumans Rede von 1950, die den 
Widerstand des Kongresses gegen den 
Militarismus des Kalten Krieges brach 
und die die 40 Jahre lange Herrschaft des 
Pentagon über die US-Wirtschaft einläu- 
tete. Es lohnt sich, sich an Trumans Rede 
zu erinnern. Denn so wie Truman den Ko- 
rea-Krieg benutzte, so versucht Bush die 
Golf-Krise zu benutzen, um einen soge- 
nannten Kriegs-Keynesianismus zu recht- 
fertigen, der die Wirtschaftsprobleme der 
USA lösen soll. Das heißt, mit enormen 
Rüstungsausgaben sollen Wirtschaftskri- 
sen und Depressionen verhindert oder 
ausgeglichen werden, während gleichzei- 
tig möglichst viele Ausgaben für zivile 
und soziale Programme gestrichen wer- 
den. Genau das haben Reagan und Bush 
zum Beispiel zu Beginn und Mitte der 
80er Jahre getan. 

1950 übernahm die Truman-Administra- 
tion ein Programm, mit dem die US-ame- 
rikanischen und westeuropäischen Streit- 
kräfte enorm ausgebaut werden sollten. 
Das entsprechende Dokument des Natio- 
nalen Sicherheitsrats mit dem Titel NSC- 
68 war 25 Jahre lang streng geheim und 
wurde 1975 versehentlich freigegeben 
und veröffentlicht. Ziel der militärischen 
Aufrüstung nach NSC-68 war es, aus dem 
wirtschaftlichen Abschwung herauszu- 
kommen, der mit dem Ende des II. Welt- 
krieges begonnen hatte und mit dem das 
Bruttosozialprodukt der USA innerhalb 
von fünf Jahren um 20% gesunken und 
die Zahl der Arbeitslosen von 700 000 auf 
4,7 Millionen angestiegen war. Trotz der 
Subventionen des Marshall-Plans reichten 
die US-Exporte nicht aus, um die Wirt- 
schaftsentwicklung zu stabilisieren. Die 
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Remilitarisierung West-Europas würde 
den Transfer von Dollars als sogenannte 
Verteidigungs-Beihilfe erlauben und das 
wiederum würde den europäischen Import 
aus den USA ankurbeln. NSC-68 be- 
schreibt die Situation Anfang der 50er 
Jahre so: »Die Vereinigten Staaten und 
andere freie Nationen werden innerhalb 
von wenigen Jahren einen Rückgang der 
wirtschaftlichen Aktivitäten in bedenk- 
lichen Ausmaßen erleiden, solange nicht 
mehr positive Regierungsprogramme ent- 
wickelt werden ...«. 


Die gewählte Lösung des Problems be- 
stand in der Aufrüstung des Militärs. Aber 
aus verschiedenen Gründen fehlte dafür 
die Unterstützung im Kongreß und in 
einem Großteil der Bevölkerung — nicht 
zuletzt wegen der für dieses Programm 
erforderlichen Steuererhöhungen. Also 
begann Trumans Außenministerium unter 
Dean Acheson damit, die sogenannte 
kommunistische Bedrohung als Begrün- 
dung zu verkaufen. Sie bediente sich 
einer Angstkampagne in den Medien, die 
eine ständige Kriegsatmosphäre schaffen 
sollte. Aber eine Medienkampagne im 
eigenen Land reichte nicht aus. Eine 
wirkliche Krise war nötig, und sie kam in 
Korea. Joyce und Gabriel Kolko zeigen in 
ihrem Buch The Limits of Power über die 
Zeit von 1945-55, daß die Truman-Ad- 
ministration diese Krise manipulierte, um 
den Widerstand gegen den militärischen 
Ausbau zu beseitigen. Eine Zusammen- 
fassung dieser Ereignisse zeigt deutliche 
Parallelen zur Golf-Krise 1990. Am Ende 
des II. Weltkrieges wurde Korea von den 
USA und der Sowjetunion entlang des 38. 
Breitengrades in Nord und Süd geteilt. 
Fünf Jahre lang brach der Konflikt immer 
wieder aufs Neue aus: erst zwischen den 
revolutionären Kräften im Süden und den 
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US-amerikanischen Besatzungstruppen, 
dann zwischen den beiden Staaten, die 
erst von den USA im Süden und dann von 
den Sowjets im Norden etabliert wurden. 
Beide Staaten drohten, das Land gewalt- 
sam wiederzuvereinigen, und Grenzüber- 
griffe mit schweren Kämpfen zwischen 
Militärkräften waren die Regel. Im Juni 
1950 bewegten sich kommunistische 
Truppen aus Nordkorea über die Grenze 
in Richtung Seoul, der südkoreanischen 
Hauptstadt. Zu diesem Zeitpunkt wurden 
die nordkoreanischen Truppenbewegun- 
gen als "nackte Aggression" bezeichnet, 
aber I.F.Stone macht in seinem Buch Hid- 
den History of the Korean War deutlich, 
daß die Invasion von Südkorea und Tai- 
wan, einem weiteren von den USA ab- 
hängigen Staat, provoziert worden war. 
Einen Monat lang zogen sich die südko- 
reanischen Truppen praktisch ohne 
Kampf zurück und luden so die Nordko- 
reaner im Grunde ein, ihnen nach Süden 
zu folgen. Währenddessen beeilte sich 
Truman, seine Truppen unter ein UN- 
Kommando zu stellen, und trug im Kon- 
greß einen dramatischen Appell vor, um 
neben den benötigten Ausgaben in Korea 
zusätzlich 10 Milliarden Dollar für die 
militärische Aufrüstung in den USA und 
in Europa bereitzustellen. Der Kongreß 
verweigerte dies. Daraufhin traf Truman 
eine schwerwiegende Entscheidung. Im 
September 1950, etwa drei Monate, nach- 
dem der Konflikt begonnen hatte, began- 
nen US-amerikanische, südkoreanische 
und auch aus anderen Ländern stammen- 
de Streitkräfte unter der Fahne der Ver- 
einten Nationen, die Nordkoreaner zu- 
rückzudrängen. Innerhalb von drei Wo- 
chen wurden die Nordkoreaner bis nörd- 
lich der Grenze, des 38. Breitengrades, 
zurückgeschlagen. Damit wäre die Ange- 
legenheit, zumindest die militärische 
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Aktion, beendet gewesen, wenn die USA 
einer sowjetische UN-Resolution über 
einen Waffenstillstand und landesweite, 
von der UN überwachte Wahlen zuge- 
stimmt hätten. Aber Truman mußte die 
Krise verlängern, um den Widerstand des 
Kongresses und der Öffentlichkeit gegen 
seine Pläne zur US-amerikanischen und 
europäischen Wiederaufrüstung zu besei- 
tigen. Obwohl die UN-Resolution, gemäß 
der die US-Truppen kämpften, nur ein 
"Zurückschlagen" der Aggression aus 
dem Norden forderte, hatte Truman einen 
anderen Plan. Anfang Oktober überschrit- 
ten US- und südkoreanische Truppen den 
38. Breitengrad gen Norden und näherten 
sich schnell dem Yalu-Fluß, der nordko- 
reanischen Grenze zu China, wo sich die 
Kommunisten vor gerade einem Jahr 
gegen das von den USA unterstützte Kuo- 
mintang-Regime verteidigt hatten. Die 
chinesische, kommunistische Regierung 
drohte einzuschreiten, aber Truman hatte 
beschlossen, die kommunistische Regie- 
rung in Nordkorea zu stürzen und das 
Land unter einer anti-kommunistischen, 
südkoreanischen Diktatur zu vereinigen. 
Wie vorhersehbar traten die Chinesen im 
November in den Krieg ein und zwangen 
die USA und ihre Verbündeten, sich wie- 
der südwärts zurückzuziehen. Den folgen- 
den Monat über waren die Medien voll 
von Bildern und Berichten von amerika- 
nischen Soldaten, die sich durch Schnee 
und Eis vor Horden chinesischer Soldaten 
zurückzogen, und Truman hielt eine na- 
tionale Radioansprache, in der er den 
nationalen Notstand ausrief und das sagte, 
was mich an Bushs Ausspruch über die 
Bedrohung unseres »way of life« erinner- 
te. Truman sammelte alle Tricks und 
Emotionen, die er finden konnte: »Unsere 
Heimat, unsere Nation, alle Dinge, an die 
wir glauben, sind in großer Gefahr. Diese 
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Gefahr wurde von den Herrschern der 
Sowjetunion geschaffen.« Er rief außer- 
dem wieder nach massiv erhöhten Mili- 
tärausgaben für die US-amerikanischen 
und die europäischen Streitkräfte, zusätz- 
lich zu dem, was für Korea nötig war. 
Natürlich bestand nicht im geringsten die 
Gefahr eines Krieges mit der Sowjetuni- 
on. Truman machte die Russen für die 
Situation in Korea verantwortlich, um mit 
dieser angeblichen Bedrohung eine emo- 
tionale Hysterie auszulösen, und um 
endlich die Bewilligung der gewaltigen 
Geldsummen zu erhalten, die der Kon- 
greß bisher verweigert hatte. Wie wir 
wissen, klappte das Täuschungsmanöver 
von Truman. Der Kongreß machte im so- 
genannten Geist der parteiübergreifenden 
Gemeinsamkeit mit, genau wie die Scha- 
fe, die heute in den gleichen Ämtern 
sitzen. Das US-Militär-Budget erhöhte 
sich auf mehr als das Dreifache, von 13 
Milliarden Dollar 1950 auf 44 Milliarden 
1952, während sich die Streitkräfte auf 
3,6 Millionen Soldaten verdoppelten. Der 
Korea-Krieg ging noch drei Jahre weiter, 
nachdem er bereits hätte beendet sein 
können, mit einer Zahl von Opfern, die 
schließlich in die Millionen ging, darunter 
34 000 US-amerikanische Tote und 
100 000 Verletzte. Aber in den Vereinig- 
ten Staaten machte Korea die anhaltende 
Kriegswirtschaft zur Realität, und wir 
haben 40 Jahre lang damit gelebt. 


Wo sind die Parallelen zur aktuellen Golf- 
Krise? Erstens gab es in Korea im Juni 
1950 bereits Grenzstreitigkeiten und 
Forderungen nach einer Vereinigung, die 
nur noch auf eine Eskalation warteten. 
Zweitens hatte Minister Dean Acheson 
weniger als sechs Monate vor dem Krieg 
öffentlich bekannt gegeben, daß Korea 
nicht zum Vegteidigungskreis der USA in 
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Asien gehöre, genau wie der stellvertre- 
tende Minister Kelly Verteidigungspflich- 
ten gegenüber Kuwait abgestritten hatte. 
Drittens erhielten die USA schnell eine 
Rechtfertigung für einen massiven militä- 
rischen Einsatz durch die UNO, allerdings 
nur für die Zurückschlagung der Nordko- 
reaner, nicht aber für die Eroberung die- 
ses Landes, ähnlich wie die UN-Resolu- 
tionen eine Verteidigung Saudi-Arabiens 
verlangen, aber keine Eroberung des Irak 
- im Gegensatz zu den Kriegshetzern, die 
täglich suggerieren, die USA könnten 
zum Angriff auf den Irak "gezwungen" 
sein, vermutlich sogar ohne Billigung der 
UN oder Kriegserklärung durch den Kon- 
greß. Viertens entstanden beide Krisen zu 
einem Zeitpunkt, an dem die amerikani- 
sche Wirtschaft schwach war, an dem 
eine Rezession oder ein noch schlimmerer 
Wirtschaftsabschwung drohte. Fünftens 
wurde die Koreakrise absichtlich verlän- 
gert — und das werden wir wahrschein- 
lich auch am Golf sehen — um die militä- 
rische Aufrüstung zum Motor der US- 
amerikanischen Wirtschaft zu machen. 
Jetzt genauso zu verfahren, würde die 
Fortsetzung dessen erlauben, was 1950 
begann. Das Programm NSC-68 erforder- 
te eine deutliche Ausweitung der CIA- 
Aktivitäten überall auf der Welt, um den 
geheimen politischen Kalten Krieg zu 
führen — einen Krieg gegen sozialistische 
Wirtschaftsprogramme, gegen kommuni- 
stische Parteien, gegen linke Sozialdemo- 
kraten, gegen Neutralität, gegen Abrü- 
stung, gegen den Abbau von Spannungen 
und gegen die Friedensoffensive, die dann 
von der Sowjetunion geführt wird. 
[Agee beschreibt im folgenden aus- 
‚führlich die Aktivitäten des CIA in der 
Nachkriegszeit, vor allem in Osteuro- 
pa, das haben wir weggelassen) ... 
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Im Verlauf von 40 Jahren, in denen sich 
das militärische Stillhalten zwischen Ost 
und West stabilisierte, war der CIA die 
Hauptwaffe, um die Nord-Süd-Dimension 
des Kalten Krieges voranzutreiben. Er tat 
dies mit Operationen, die nationalistische, 
reformistische und Befreiungsbewegun- 
gen in der sogenannten 3. Welt zerstören 
sollten, und zwar durch politische Re- 
pression (Folter und Todesschwadrone) 
und durch den Sturz demokratisch ge- 
wählter, ziviler Regierungen, die durch 
Militärdiktaturen ersetzt wurden. Der CIA 
organisierte auch paramilitärische Trup- 
pen, um Regierungen zu stürzen: Die 
Contras in Nicaragua sind dafür nur ein 
neueres Beispiel. 

Die Nord-Süd-Dimension des Kalten 
Krieges bezog sich auf die natürlichen 
Ressourcen, auf Arbeitskräfte und Märk- 
te, und sie dauert bis heute an. Wer meint, 
der Kalte Krieg sei vorbei, sollte das 
überdenken: Die Ost-West-Dimension 
mag mit dem Zusammenbruch des Kom- 
munismus in Osteuropa vorbei sein, aber 
die Nord-Süd-Dimension, wo tatsächlich 
Kriege geführt wurden, wie in Vietnam, 
geht weiter. 


Die aktuelle Golf-Krise ist die neueste 
Episode und sie gibt der Bush-Admini- 
stration einen Vorwand, um die Nord- 
Süd-Dimension unter dem verharmlosen- 
den Titel einer "Neuen Internationalen 
Ordnung" zu institutionalisieren. Die 
Mittel dazu werden in der Fortsetzung des 
US-Militarismus bestehen, und falls sie 
erfolgreich sind, im Rahmen eines neuen 
multilateralen und internationalen Netz- 
werkes. James Baker hat mit seinen Vor- 
schlägen zu einer NATO-ähnlichen Alli- 
anz im Golf bereits die Stimmung dafür 
getestet; eine Idee, die William Safire 
passenderweise GULFO getauft hat. 
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Anscheinend ist es das Ziel, den aktuellen 
Zustand am Rande eines Schieß-Krieges 
aufrechtzuerhalten. Ein Krieg mit dem 
Irak wird jedenfalls keine Angelegenheit 
von Tagen oder Wochen sein. Die öffent- 
liche Meinung in den USA wird sich 
gegen Bush kehren, wenn viele junge 
Amerikaner in Leichensäcken zurück- 
kehren. Und die Erdölanlagen in der 
Golfregion werden beim Versuch, sie zu 
retten, sicherlich zerstört werden, eine 
Katastrophe für die Weltwirtschaft. Trotz- 
dem, Presseberichten zufolge organisieren 
und bewaffnen der CIA und US-Spezial- 
einheiten Guerillagruppen, die angeblich 
aus Kuwaitis bestehen, damit sie die 
irakischen Streitkräfte angreifen können. 
Mit diesen Operationen wird genau die 
richtige Provokation ermöglicht. Sie 
würde Hussein dazu bringen, Verteidi- 
gungsmaßnahmen zu ergreifen, und das 
wäre die Rechtfertigung für einen um- 
fassenden Angriff. 

Solche Provokationen sind schon in der 
Vergangenheit inszeniert worden. 1946 
arbeiteten paramilitärische Einheiten des 
CIA mit der US-Marine zusammen und 
provozierten nach Ansicht von Histori- 
kern die Tokin-Golf-Affäre. Diese Histo- 
riker bezweifeln mittlerweile, ob die 
Vorfälle — angeblich nordvietnamesische 
Angriffe auf US-Schiffe — überhaupt 
stattgefunden haben. Aber Lyndon John- 
son benutzte die Ereignisse als Vorwand, 
um eine Blankoscheck-Resolution vom 
Kongreß für die Entsendung von Kampf- 
truppen zu erhalten und um den Krieg zu 
eskalieren. 

Ich glaube, das Ziel ist kein Schieß-Krieg, 
sondern eine Krise, die so lange wie mög- 
lich aufrechterhalten werden kann, weit 
über die Lösung des Irak-Kuwait-Pro- 
blems hinaus. Damit wird die internatio- 
nale Bedrohung verlängert — erinnern Sie 
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sich an Truman 1950 — und sie wird es 
Bush erlauben, Abstriche im Militärbud- 
get zugunsten von Friedensdividenden 
und einer Umwandlung der Wirtschaft zu 
friedlichen und am Menschen ausgerich- 
teten Zwecken zu verhindern. Wenn man 
alle Ausgaben der USA zusammenrech- 
net, die mit der Verteidigung zusammen- 
hängen, erhält man schließlich das Dop- 
pelte der offiziellen Zahl von 26% des 
Staatshaushaltes, die für die Verteidigung 
angegeben werden. Einige Experten sa- 
gen, daß zwei Drittel des Staatshaushaltes 
auf dem einen oder anderen Weg in die 
Verteidigung fließen. 

Der sogenannte Zustand nationaler Si- 
cherheit der letzten 40 Jahre hat enormen 
Reichtum für diejenigen bedeutet, die am 
Ball sind. Er hat außerdem Kontrolle über 
die Bevölkerung bedeutet — Kontrolle 
über die Menschen in diesem und in an- 
deren Ländern. Bush und sein Team, und 
diejenigen, die er repräsentiert, werden 
alles tun, um den Ball im Spiel zu halten. 
Die Kontrolle über dieses Spiel liegt bei 
einer Elite. Wer das bezweifelt, sollte sich 
daran erinnern, daß vom Beginn dieser 
Krise an Hochrechnungen über die Ko- 
sten angestellt wurden, die andeuteten, 
daß die Operation Wüstenschild über ein 
Jahr dauern werde, daß große US-Trup- 
pen-Kontingente vielleicht sogar für 
immer am Golf bleiben werden. Stellen 
Sie sich nur einmal die Freude vor, die 
diese Krise der US-Rüstungsindustrie 
bereitet hat, die noch vor einigen Mona- 
ten über ihr Überleben nach dem Kalten 
Krieg jammerte. Keine sechs Wochen 
nach der Invasion schlug das Pentagon 
die größten Waffenkäufe in der Geschich- 
te vor: militärische Ausrüstung im Wert 
von 21 Milliarden Dollar für den saudi- 
arabischen Thron. Sehr clever, wenn man 
das Ganze zusammenrechnet. Bei einem 
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Ölpreisanstieg von 15 Dollar pro Barrel, 
der bereits stattgefunden hat, verdient 
Saudi-Arabien mit Sicherheit 40 Milliar- 
den Dollar extra während der 14 Monate 
von der Invasion bis zum Ende des näch- 
sten US-Haushaltsjahres. Nach Pentagon- 
Berechnungen kostet Wüstenschild 18 
Milliarden Dollar in den gleichen 14 
Monaten. Selbst wenn die Saudis dies 
alles bezahlen würden, was sie wegen der 
Unterstützung aus anderen Ländern nicht 
tun werden, hätten sie noch einen zusätz- 
lichen Gewinn von 20 Milliarden Dollar. 
In Ordnung, holt das Geld durch Waffen- 
verkäufe in die USA. Ich vermute, des- 
halb wurden die saudischen Waffenkäufe 
sofort als Defense Industry Relief Act von 
1990 {Gesetz zur Unterstützung der Rü- 
stungsindustrie} bekannt. 

Was den Ölpreis betrifft, so ist allgemein 
bekannt, daß ein Anstieg über 25-30 Dol- 
lar hinaus für die Saudis, die Husseins 
und andere Produzenten kontraproduktiv 
wird. Alternative Energiequellen werden 
dann interessant und Energieeinsparungen 
kommen in Mode. Im Juli akzeptierte 
Hussein einen Preis von 21 Dollar, und 
selbst wenn er durch die Kontrolle über 
Kuwait den Preis auf 25 Dollar hätte her- 
aufsetzen können, so wäre das für die 
USA und andere Industrieländer verkraft- 
bar gewesen. Aber aufgrund der Krise 
stieg er über 35, fast auf 40 Dollar, und 
drohte, eine Weltwirtschaftskrise auszu- 
lösen. Durch Reden über friedliche Lö- 
sungen, wie die von Bush vor der UN- 
Vollversammlung, werden sie den Preis 
wieder herunterbringen — aber nicht be- 
vor Bush und andere aus der Ölindustrie 
ihren bereits beträchtlichen Reichtum 
weiter vermehrt haben. 

Aber es geht, so wird uns jedenfalls ge- 
sagt, nicht um den Ölpreis oder die Erhal- 
tung der feudalen Regimes am Golf. Es 
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geht ums Prinzip. Nackte Aggression darf 
nicht hingenommen werden und niemand 
darf von ihr profitieren. Das ist der 
Grund, warum junge Amerikaner mögli- 
cherweise geopfert werden müssen. Tru- 
man sagte das gleiche, als er das Sterben 
für ein Land rechtfertigte, das damals und 
noch viele Jahre später einer der schreck- 
lichsten Polizeistaaten der Welt war. Als 
ich las, daß Bush das sagte, wurde mir 
fast schlecht. 

Wenn George Bush Saddam Hussein we- 
gen »nackter Aggression« angreift, dann 
muß er denken, die Welt wisse nichts von 
der Geschichte der USA, erinnere sich an 
nichts. Wir sollten nie vergessen, daß die 
Außenpolitik eines Landes Ergebnis sei- 
ner inneren Verfassung ist. Hier müssen 
wir die Gründe dafür suchen, warum 
Bush und sein Gefolge diese Krise brau- 
chen, um die Abrüstung des nationalen 
Sicherheitsstaates zu verhindern. 

Erstens wissen wir, daß das innere System 
dieses Landes in einer Krise steckt und 
daß in seiner ganzen Geschichte immer 
wieder ausländische Krisen geschaffen 
und provoziert wurden, um die Aufmerk- 
samkeit von den eigenen Problemen ab- 
zulenken. Das ist ein Weg, um die Leute 
unter der Fahne der jeweiligen Regierung 
zu sammeln und ihre Unterstützung zu 
bekommen. Wie leicht ist es nun, die 
Aufmerksamkeit zum Beispiel von dem 
S&L-Skandal {dem Sparkassenskandal, 
d.Ü.} abzulenken, für den nicht die Gau- 
ner, sondern die einfachen, ehrlichen 
Leute zahlen müssen. 

Zweitens wissen wir, daß dieses System 
nicht gerecht ist. Etwa ein Drittel der 
Bevölkerung ist wirtschaftlich benach- 
teiligt, lebt entweder in absoluter Armut 


oder knapp am Existenzminimum. ... B 
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Der Golf, Versuchsfeld für die Kriege 


von morgen 


Es wäre vergeblich, in der aktuellen Poli- 
tik der USA eine einheitliche Logik ent- 
decken zu wollen. Die Rezession, die 
Verschuldung der Gesellschaft auf allen 
Ebenen, die zunehmende Anfälligkeit der 
Banken nach dem Zusammenbruch der 
Sparkassen, die Konkurrenz mit Japan 
und Europa, das Ende des Kalten Kriegs 
sind genügend Faktoren, die dazu drän- 
gen, die "Dividenden des Friedens" ein- 
zufahren, um die ökonomischen Grund- 
lagen des Landes zu verstärken, seine 
Infrastrukturen neu aufzubauen, die For- 
schung wieder zu forcieren. Dieser Frie- 
denslogik steht die Großmachtslogik 
entgegen, die sich auf den Ruinen des 
ehemaligen sowjetischen Hindernisses 
entfaltet: Schutz der Absatzmärkte und 
der Rohstoffquellen und die Gleichschal- 
tung der Dritten Welt. Nachdem die Gue- 
rillas fast überall matt gesetzt sind, sind es 
künftig regionale Mächte mit modernen 
Waffen, mit denen die USA aneinander- 
zugeraten drohen. In diesem Sinne er- 
scheint die Golfkrise als Versuchsfeld für 
die Kriege von morgen. 


Wie auch immer die Krise im Golf ausge- 
hen mag, bereits jetzt ist offensichtlich, 
daß die "Operation Wüstenschild" dem 
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Von Michael T. Klare 


aus: Le Monde Diplomatique, Januar 1991 


Pentagon im Laufe der 90er Jahre als 
Modell dienen wird. Nach den vorherge- 
henden Schemata hatte die bewaffnete 
amerikanische Intervention in der Dritten 
Welt zum Ziel, sich leicht ausgerüsteten 
Guerillas oder Truppen bescheidenen 
Formats entgegenzustellen, wie dies in 
Panama der Fall war. Künftig werden 
heftige Kämpfe gegen gut bewaffnete 
regionale Mächte wie dem Irak ins Auge 
gefaßt. Diese Schlachten werden den 
Einsatz der modernsten Kriegsmaschinen 
ohne Ausschluß chemischer oder atoma- 
rer Waffen erfordern. Um sie von den 
Konflikten niedriger Intensität (gegen 
eine Guerilla) oder starker Intensität (z.B. 
zwischen NATO und Warschauer Pakt) 
zu unterscheiden, haben die Pentagon- 
Verantwortlichen für solche Kriege den 
Ausdruck "Konflikt mittlerer Intensität" 
(mid intensity conflict oder MIC) ge- 
schaffen. 


Die Gefahr eines Krieges mit der UdSSR 
ist in die Ferne gerückt, da aber die Ge- 
fahr, welche das Auftauchen von Mächten 
wie dem Irak darstellt, zunimmt, wird der 
Begriff des Konflikts mittlerer Intensität 
alle Chancen haben, einen immer größe- 
ren Platz im amerikanischen strategischen 
Denken zu bekommen. 
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Sich auf ähnliche Eventualitäten vorzube- 
reiten »ist vielleicht die wichtigste Auf- 
gabe der amerikanischen Militärplaner 
geworden«, bemerkte eine hochrangige 
Gruppe, die 1990 in Washington vom 
Zentrum für strategische und internatio- 
nale Studien (CSIS) versammelt wurde. 
»Der Abstieg der sowjetischen Groß- 
machtinteressen und der sowjetischen 
Bedrohung konventioneller Art in Europa 
bedeutet nicht das Ende der Geschichte 
(wie dies suggeriert wurde), sondern nur 
das Ende einer Etappe der Geschichte.« 
Und die nächste Etappe wird dieser Grup- 
pe zufolge »zweifellos auf die Konflikte 
mittlerer Intensität zentriert sein'«. 

Eine solche Verteidigungspolitik wird 
sicher von den Generalstäben viel ver- 
langen. »Der Gegner, mit dem wir es in 
Zukunft zu tun haben werden, wird viel- 
leicht genauso gut bewaffnet sein wie die 
amerikanischen Truppen«, fährt die Stu- 
die des CSIS fort. »In vielen Ländern 
werden die Vereinigten Staaten bedeuten- 
den Berufsarmeen entgegentreten, die 
sehr viele moderne Waffen aufbieten. Es 
kann sich um große Kampfpanzer, gepan- 
zerte Truppentransporter, mobile schwere 
Artillerie, Kampfflugzeuge sowjetischen 
Typs, integrierte Luftabwehrsysteme, U- 
Boote, Marschflugkörper, ballistische 
Raketen, moderne Luft-Boden-Raketen 
und sogar taktische atomare oder chemi- 
sche Bomben handeln’«. 


"Abtrünnige Regime" 

Um solche Armeen zu besiegen, werden 
die USA offensichtlich zu großen Trup- 
pen- und Materialkonzentrationen überge- 
hen müssen und dazu bereit sein, ihre 
höchstentwickelten Techniken anzuwen- 
den. Dies wird die Aufrechterhaltung 
einer bedeutenden Armee erfordern, die 
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bereit ist, in Aktion zu treten und die 
Hoffnungen auf Einsparungen — die 
"Friedensdividenden" — ausradieren, die 
nach dem Ende des Kalten Krieges in 
Europa entstanden sind. 

Erst jüngst hat das Pentagon die Betonung 
auf das Thema der Konflikte mittlerer 
Intensität gelegt. Im Laufe der 80er Jahre 
war das militärische Denken vor allem 
auf die Konflikte niedriger Intensität 
gerichtet. In Hinsicht auf solche Einsätze 
hatte Präsident Reagan Programme von 
Bedeutung angeordnet: Flugzeugträger, 
Amphibien-Landeeinheiten, leichte Infan- 
teriedivisionen und Spezialeinheiten’. 


Seit Ende der 80er Jahre haben die Ar- 
mee-Experten damit begonnen, sich sehr 
genau für die Hypothese einer Gefahr von 
den neuen Mächten der Dritten Welt zu 
interessieren. Es war immer offensicht- 
licher, daß leicht ausgerüstete Einheiten, 
um z.B. in Nicaragua oder in Angola zu 
kämpfen, von den Armeen syrischen oder 
irakischen Typs auseinandergenommen 
würden. 

Diese Beunruhigung wurde zum ersten 
Mal in dem Bericht Discriminate Deter- 
rence (Selektive Abschreckung) öffent- 
lich geäußert, der 1988 von der Kommis- 
sion über die integrierte Langzeitstrategie 
verfaßt wurde‘. Sie bemerkt dort: »Im 
Laufe der nächsten Jahre werden viele 
kleine Mächte über Arsenale von Format 
verfügen.« Diese Arsenale »werden die 
Interventionen der Großmächte in den 
regionalen Kriegen sehr viel riskanter und 
komplexer machen’«. 

Folglich forderte die Kommission die 
Verstärkung der amerikanischen Mittel, 
um hochtechnisierte Kriege in Zonen der 
Dritten Welt zu führen, die außerhalb des 
von der NATO abgedeckten Feldes lie- 
gen. »Wir müssen unsere Kapazität ver- 
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stärken und vielseitiger gestalten, vor Ort 
und zum gewünschten Zeitpunkt über ad- 
äquate nicht-nukleare Kräfte verfügen, 
wo es notwendig ist, eine Aggression zu 
besiegen.« In der Dritten Welt »bedeutet 
dies anpassungsfähige und mobile Kräfte, 
die so wenig wie möglich von Basen in 
Übersee abhängen und die selbst weitent- 
fernte militärische Ziele präzise treffen 
können.«® 


Diese Analyse kam zu spät, um die Ver- 
teidigungspolitik Reagans noch zu beein- 
flussen, aber sie scheint sofort eine ent- 
scheidende Rolle in den strategischen 
Vorstellungen der Bush-Administration 
gespielt zu haben. Der Präsident selbst hat 
im Mai 1989 in seiner ersten Rede zur na- 
tionalen Sicherheit dieses Thema erörtert. 
Er erklärte damals: »Mit einer sich verän- 
dernden Sowjetunion zu verhandeln, wird 
eine Herausforderung ersten Ranges sein. 
Aber die Herausforderungen an die Si- 
cherheit, denen wir uns heute gegenüber- 
sehen, kommen nicht nur aus dem Osten. 
Das Entstehen von regionalen Mächten 
verändert rapide die strategische Land- 
schaft.« Er betrachtete es als besonders 
beunruhigend, daß »eine wachsende An- 
zahl von Nationen dabei sind, sich mit 
modernen, in hohem Maße zerstöreri- 
schen Kapazitäten auszurüsten, in gewis- 
sen Fällen mit Waffen massiver Zerstö- 
rung und den Mitteln, sie zu transportie- 
ren.« Die USA, erklärte er, müßten darauf 
reagieren, indem sie gegen die Verbrei- 
tung von Waffen dieses Typs kämpfen 
und wenn nötig, ergänzte er, »müssen wir 
aggressiven Ambitionen von abtrünnigen 
Regimes entgegentreten«. 


Dieser Begriff der "Abtrünnigen Regi- 
me", die über hochentwickelte Waffen 
verfügen, wurde in den folgenden Mona- 
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ten ein Hauptthema im offiziellen Dis- 
kurs, vor allem nachdem, angesichts der 
zusammenbrechenden europäischen kom- 
munistischen Regime, das Ende des Kal- 
ten Kriegs in Sicht kam. Tatsächlich 
wurde seit Beginn der 90er Jahre das 
Aufkommen von Gegnern aus der Dritten 
Welt, in den Augen des Präsidenten, zur 
Hauptbedrohung für die Sicherheit der 
USA. Es wurde also vom Verteidigungs- 
ministerium verlangt, seine Doktrin zu 
überprüfen, um sich auf eventuelle Kon- 
flikte mit solchen Gegnern vorzubereiten. 
Im Februar 1990 genehmigte Dick Che- 
ney, Chef des Pentagon, ein Geheimdoku- 
ment, das die Verteidigungsregeln für die 
Periode 1992-1997 festlegt und das von 
den bewaffneten Kräften verlangt, weni- 
ger Gewicht auf die sowjetische Gefahr 
zu legen und sich auf eventuelle Konflikte 
mit regionalen Mächten der Dritten Welt 
wie Syrien oder dem Irak vorzubereiten‘. 


Infolge dieser Direktive verfaßte jede 
Waffengattung - Infanterie, Luftwaffe, 
Marine und Marinekorps - ein ähnliches 
Dokument für ihre Verbände. Die Ge- 
samtheit dieser Texte definierte eine 
zusammenhängende Strategie für die 9Der 
Jahre, wobei der zentrale Gedanke der 
Konflikt mittlerer Intensität ist. Die Dok- 
trin war noch nicht vollkommen auf dem 
Stand im letzten August, aber sie war 
verfeinert genug, um die Entsendung 
amerikanischer Truppen und einen even- 
tuellen Krieg mit dem Irak zu erlauben. 


Im Kern dieser Doktrin steht der Glaube, 
daß der Fortbestand des Status als Groß- 
macht auf der Fähigkeit der USA beruht, 
feindliche Mächte in der Dritten Welt 
angreifen und vernichten zu können. 
General A.M. Gray, der zum Marinekorps 
gehört, erkläste im Mai 1990, daß, wenn 
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die USA eine Supermacht bleiben wollen, 
sie den freien Zugang zu den Außenmärk- 
ten und zu den »für unsere Industrien not- 
wendigen Ressourcen« bewahren müssen. 
Und, da ein solcher Zugang durch regio- 
nale Konflikte in der Dritten Welt ge- 
fährdet werden könnte, »muß unsere Ver- 
teidigungsstruktur glaubwürdig dazu in 
der Lage sein, ausreichend anpassungs- 
fähig in alle Arten von Konflikten überall 
auf der Welt militärisch eingreifen zu 
können.’« 


Tödliche Schläge ausführen 


Die Notwendigkeit, die Interessen der 
USA jenseits der Meere zu schützen und 
dabei in Konflikte mit gut ausgerüsteten 
Regionalmächten wie dem Irak oder 
Syrien zu geraten, erfordert Vorbereitun- 
gen, um diese Mächte nötigenfalls besie- 
gen zu können. »Die Lieferung von mo- 
dernem militärischem Material hat eine 
wachsende Zahl von Entwicklungsländern 
in die Lage versetzt, mechanisierte Bo- 
denkriege von langer Dauer zu führen«, 
schrieb im April 1990 General Carl E. 
Vuono, Generalstabschef der Bodentrup- 
pen. Und er fügte hinzu: »Die Vereinigten 
Staaten dürfen die wachsende militärische 
Stärke dieser Länder nicht ignorieren und 
die Bodentruppen müssen imstande blei- 
ben, potentielle Gefahren zu besiegen, wo 
immer sie sich stellen. Dies könnte einen 
Konflikt mit einer gut ausgerüsteten Ar- 
mee der Dritten Welt bedeuten«'". 


Mehrmals hat General Vuono die Bedürf- 
nisse des Pentagons im Hinblick auf eine 
solche Konfrontation definiert. Die US- 
amerikanischen Streitkräfte müssen vor 
allem drei Trümpfe besitzen: Sie müssen 
anpassungsfähig sein (versatile); fähig, 
sich auf alle Niveaus des Kampfes einzu- 
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stellen, in jeder Umgebung und an jedem 
Ort des Globus, wo immer es auch sein 
mag; sie müssen auf fernen Aktionsplät- 
zen schnell einsetzbar (deployable) sein; 
sie müssen fähig sein, tödliche (lethal) 
Schläge auszuführen, wozu sie eine Feu- 
erkraft benötigen, die der solide bewaff- 
neter Gegner überlegen ist. 


Aus diesen Stellungnahmen, die zu ande- 
ren hinzukommen, wird klar, daß, wenn 
die Vereinigten Staaten in den 90er Jah- 
ren Krieg führen, er sich gegen einen 
ehrgeizigen Gegner der Dritten Welt 
richten wird, der gut ausgerüstet ist, hege- 
moniale Ziel hat und gegen den die USA 
das ganze Waffenarsenal einsetzen wer- 
den müssen, das sie zur Verfügung haben. 
Dies bedeutet, daß das Pentagon auch in 
Zukunft über eine große Anzahl moderner 
Panzer, Kanonen, gepanzerte Truppen- 
transporter und andere Waffen jenes Typs 
verfügen muß, die aus Europa aufgrund 
der Verbesserung im Ost-West-Verhältnis 
abgezogen werden sollen. So wird in den 
kommenden Jahren die Produktion und 
auch die Modernisierung solcher Kriegs- 
waffen fortgesetzt werden können. 

Diese Änderungen in der strategischen 
Orientierung werden nicht ohne Konse- 
quenzen sein für die amerikanische Poli- 
tik und Gesellschaft. Die offensichtlich- 
sten Auswirkungen betreffen das Budget. 
Auch wenn die aktuelle Krise nicht in 
einen Krieg münden sollte, werden die 
Kosten der "Operation Wüstenschild" alle 
Hoffnungen auf Einsparungen ausradie- 
ren, die sich aus der Entspannung in Eu- 
ropa ergaben. Die Lieferung von Waffen 
höchster Skala an die Armee im Hinblick 
auf derartige Konflikte wird den Verteidi- 
gungshaushalt um Milliarden belasten, 
und die ökonomischen Probleme werden 
dadurch erheblich verstärkt. Darüberhin- 
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aus wird das Pentagon früher oder später 
die Wehrpflicht wieder einführen müssen, 
um die kriegsbedingten Verluste an Men- 
schen oder die Zahl der in Übersee ge- 
bundenen Truppen auszugleichen. 
Schließlich besteht das Risiko, daß das 
militärische Eingreifen der USA in 
Machtkämpfe in der Dritten Welt zu grö- 
Beren regionalen Kriegen führt. 
Ausgehend von einer Doktrin, die darauf 
beruht, daß man bereit sein müsse, »einer 
gut gerüsteten Armee der Dritten Welt 
entgegenzutreten« (wie General Vuono es 
ausdrückt), bereitet man sich auf diese 
Weise zum Handeln für den Zeitpunkt 
vor, wo die Bedingungen für eine solche 
Aktion zusammenzukommen scheinen. 


Anmerkungen: 


Weil die Doktrin der Konflikte mittlerer 
Intensität sich von der Hypothese nährt, 
daß es für die USA unvermeidbar sein 
wird, sich gegen eine wachsende Macht 
in der Dritten Welt zu schlagen, ist das 
Risiko groß, daß zu militärischen Mitteln 
gegriffen wird, wo andere Methoden — 
beispielsweise wirtschaftliche Sanktionen 
— die Angelegenheit regeln könnten. 
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Öl, Waffen und Geld 


Einleitung 


Die Parole "Kein Blut für Öl" war das 
Motto der Bewegung gegen den Golf- 
krieg. Vier Worte decken die Lügen der 
Bush-Regierung über ihren Angriff auf 
den Irak auf. Überall auf der Welt haben 
die Menschen erkannt, daß es ein Krieg 
um Öl ist. Sogar einige der Kriegsbefür- 
worter sind von dem Gedanken motiviert, 
daß die USA ein von Gott gegebenes An- 
recht auf die Kontrolle des Öls im Nahen 
Osten besitzen. Viele Menschen — unab- 
hängig davon, ob sie den Blut-für-Öl- 
Handel gut finden oder nicht — erkennen, 
daß die USA keine halbe Million Soldat- 
Innen an den Persischen Golf schicken, 
um irgendwelche internationalen Gesetze 
oder UN-Resolutionen zu unterstützen. 
Dieses Papier zeigt, daß die allgemeine 
Wahrnehmung dieses Blutvergießens als 
eines Kriegs um Öl richtig ist. 

Der folgende Text untersucht die Bedeu- 
tung und die jüngste Geschichte der bei- 
den Flüssigkeiten in der Parole — Blut 
und Öl. 

Um die gegenwärtige Krise zu verstehen, 
müssen wir ihre Hintergründe betrachten: 
Kapitalismus und Krieg. Blut ist der Le- 
benssaft der Menschen, der in Arbeit ge- 
steckt oder auf Schlachtfeldern vergossen 
wird. Öl war eine der wichtigsten Waren 
der Welt im 20. Jahrhundert, und die Ge- 
schichte seines Handels und seiner Ver- 
wertung ist die Geschichte des Kapitalis- 
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mus. Blut und Öl öffnen uns eine lange, 
komplexe und grausame Geschichte. 

Der erste Teil dieses Papiers diskutiert die 
Gründe für den ersten Anstieg der Öl- 
preise in den Jahren 1973-1974, den ent- 
scheidenden Wandel in der kapitalisti- 
schen Strategie, den dieser Anstieg dar- 
stellte, und die internationale Umstruktu- 
rierung der Zusammensetzung der Arbei- 
terklasse in den folgenden Jahren. 

Der zweite Teil betrachtet, warum die 
Ölpreise in den 80ern fielen, wie sich 
Krieg und Austeritätspolitik auf dem 
Planeten ausbreiteten, und wie Ende der 
80er eine "internationale Intifada" wie 
Phoenix aus der Asche aus der Zerstörung 
des zurückliegenden Jahrzehnts auftaucht. 
Der dritte Teil analysiert die aktuelle 
Golfkrise: die Gründe für den geplanten 
Ölpreisanstieg 1990, Iraks Kampfansage 
an die US-Kontrolle über Öl-Preise und 
-Einnahmen, und die Bedeutung einer 
dauerhaften Besetzung des Nahen Ostens 
durch das US-Militär. 

Wir sollten vorab betonen, daß die unter 
Anti-Kriegs-Aktivisten in den USA ver- 
breitete Annahme, daß nämlich die USA 
für billiges Öl kämpfen, falsch ist. Die 
US-Regierung bemüht sich, ihre Kampa- 
gne gegen den Irak als eine Anstrengung 
darzustellen, die den Ölpreis niedrig 
halten und eine Rezession in den USA 
verhindern soll (oder "Arbeitsplätze ret- 
ten" und "unseren Way of life verteidi- 
gen"). Aber der US-Regierung geht es 
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nicht um billiges Öl, tatsächlich kämpft 
sie für teureres Öl. Die internationale Öl- 
industrie plant für dieses Jahrzehnt einen 
Anstieg der Ölpreise. Das Pentagon beab- 
sichtigt eine dauerhafte militärische Be- 
setzung des Persischen Golfs. Die US- 
Truppen sollen die durch die höheren 
Ölpreise steigenden Einnahmen der Staa- 
ten im Nahen Osten kontrollieren. Dies ist 
ein Krieg um Öl, weil es ein Krieg um Öl- 
einnahmen ist. 

Die US-Regierung will absichern, daß die 
"Petrodollars" des Nahen Ostens dazu 
verwendet werden, Zinsen für westliche 
Bankkredite (aus Europa, den USA und 
Japan) zu bezahlen, der US-Rüstungs- 
industrie mehr Waffen abzukaufen und 
die Investitionen für die zunehmende Er- 
schließung von Land zur Ölproduktion 
(zum Beispiel in den Regenwäldern Süd- 
amerikas und in Alaska) zu finanzieren. 
Die US-Regierung will nicht, daß die 
Länder im Nahen Osten die Einnahmen 
für weitere soziale Programme, höhere 
Löhne oder eine unabhängige wirtschaft- 
liche Entwicklung "verschwenden". 

Erste Aufgabe des US-Militärs ist es, die 
Macht des irakischen Staates zu zerstören, 
der zu stark und unabhängig von den US- 
Plänen geworden war. Aber die SoldatIn- 
nen, die jetzt den Irak bekämpfen, werden 
sich bald Interventionen in anderen Län- 
dern widmen, vielleicht in Ägypten oder 
Marokko unbeliebte Regimes stützen, 
vielleicht andere Rivalen wie den Iran 
schlagen, vielleicht im Sudan oder in 
Somalia eine neue Regierung einsetzen. 
Es gibt viele potentielle Angriffsziele des 
Pentagons, besonders da die große Mehr- 
heit der Menschen im Nahen Osten, vom 
Iran bis Marokko, sich an den englischen 
und französischen Kolonialismus erinnert, 
und ganz und gar gegen die aktuellen 
Anstrengungen ist, dort wieder imperiali- 
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stische Kontrolle durchzusetzen. 

Neben ihrer Strategie für den Nahen 
Osten, wollen die USA ihre Kontrolle 
über ÖlI-Preise und -Einnahmen dazu 
benutzen, die US-Militärindustrie im Ge- 
schäft zu halten und den Dollar als inter- 
nationale Leitwährung zu stärken. Die 
US-Kapitalisten können nicht mehr mit 
der BRD und Japan konkurrieren, aber sie 
halten immer noch einige Trümpfe in der 
Hand. Ihr gegenwärtiger Beitrag zum in- 
ternationalen Kapitalismus ist die Rolle 
als Weltwaffenfabrik, als Polizeimacht, 
Finanzmanager und als Regler des Ölven- 
tils im Nahen Osten. Dies sind traditio- 
nelle Rollen des US-Kapitals in der Nach- 
kriegszeit, die jetzt aber mit deutlich mehr 
Druck wieder geltend gemacht werden. 
Die überragende Bedeutung der Ölein- 
nahmen verrät die Belanglosigkeit des 
Arguments, daß Energiesparen in den 
USA Kriege um Öl verhindern würde. 
Die USA erhalten nur 10% ihres Öls aus 
dem Nahen Osten. Und selbst wenn sie 
keinen Tropfen Öl importieren würden, 
ständen 500 000 ihrer SoldatInnen am 
Golf und würden ihre B-52 Bombenteppi- 
che über dem Irak abwerfen. Energie- 
einsparung mag an sich eine gute Forde- 
rung sein, aber an der US-Kriegstreiberei 
am Golf kann es nichts ändern. 

Die Golf-Informations-Gruppe meint, der 
beste Weg, um gegen diese Kriegstreibe- 
rei zu kämpfen, ist die Verbindung der 
Forderung nach Beendigung des Krieges 
mit dem Kampf gegen die Austeritäts- 
politik und die Militarisierung in den 
USA. Kämpfe gegen den Krieg müssen 
sich auch gegen die gestiegenen Preise 
richten, die sinkenden Löhne, die Ent- 
eignung von Land (durch Multis, Makler, 
Militär usw.) und gegen den Aufbau eines 
Polizeistaates in den USA. Die Bomben, 
die auf Bagdad fallen, zielen auch auf 
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diejenigen von uns hier, die ein besseres 
Leben und soziale Gerechtigkeit forder- 
ten. Die Bush-Administration versucht 
uns mit diesem Krieg zu sagen, daß unse- 
re Kämpfe aussichtslos sind, der Staat so 
mächtig, die Repression so massiv ist, daß 
wir besser aufhören zu kämpfen, noch 
bevor wir angefangen haben. 

Die USA sind heute eine Gesellschaft mit 
High tech-Industrie, umgeben von einem 
riesigen Meer von Niedriglohnarbeiter- 
Innen. In den Augen des Pentagon sind 
die USA eine unerschöpfliche Quelle für 
Kanonenfutter. Unsere Kämpfe gegen Ar- 
mut, Machtlosigkeit und das Gefühl der 
Hoffnungslosigkeit sind ein direkter 
Kampf gegen die "Einberufung durch 
Verarmung". Mit seinen Verträgen, sei- 
nen Kriegsgerichten und der geringen 
Bezahlung ist Militärdienst eine Art amt- 
licher Sklaverei. 

Wir müssen unsere Truppen dadurch un- 
terstützen, daß wir eine Gesellschaft 
schaffen, in der die Menschen nicht bei 
der Army nach nem Job suchen müssen, 
in der die Leute nicht in eine antidemo- 
kratische, sexistische, rassistische und 
schwulenfeindliche Organisation eingezo- 
gen werden, in der die Menschen ihr Le- 
ben nicht weltweiter imperialistischer 
Politik opfern — und nicht, indem wir sie 
in den Tod schicken. Das US-Militär ist 
ein Abriß von allem Falschen in dieser 
Gesellschaft: der patriarchalen und autori- 
tären Werte, der Diskriminierung von 
Schwulen und Lesben, des Gebrauchs von 
Farbigen als Kanonenfutter, der institutio- 
nalisierten Brutalität. 

"Unterstützt unsere Truppen" im Sinne 
der Regierung heißt Unterstützung beim 
blinden Gehorsam. Aber die Befehle sind 
verbrecherisch und die Männer, die sie 
erteilen, Kriegsverbrecher. Außer als 
Kanonenfutter, scheren sie sich einen 
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Dreck um die SoldatInnen. Man schaue 
sich nur die gleichgültige Behandlung der 
Vietnamveteranen durch die Regierung 
an. Ein Drittel der zur Zeit Obdachlosen 
sind Vietnamveteranen. Die, die jetzt an- 
geblich die Truppen unterstützen, werden 
sie bald wieder ausgrenzen wollen, wenn 
sie zurückkehren in dieses Land voller 
Armut, Dreck und Bullen. 


1.Öl: 
Vom Auto-Deal zu den Ölpreisschocks 


Wenn das Öl die Wurzel der aktuellen 
Krise am Golf ist, sollten wir zuerst die 
Frage beantworten: Was ist Öl? Offen- 
sichtlich eine Substanz, die aus dem Bo- 
den gepumpt wird, dann veredelt und in 
Fabriken und Autos verbrannt wird. Aber 
da das Öl auch eine Ware ist, deren Kauf 
und Verkauf weitgehend das globale Ni- 
veau der Löhne, Gehälter und Profite be- 
stimmt, gibt es weit mehr zu sagen. Öl 
könnte als grundlegende Ware bezeichnet 
werden. Sein Preis bestimmt den Preis der 
meisten anderen Waren. Steigt oder fällt 
der Ölpreis, fallen oder steigen die ande- 
ren Preise meistens entsprechend. 

Was also bestimmt den Ölpreis? Viele 
Leute nehmen an, die "unsichtbare Hand" 
des Marktes kontrolliere die Preise. Diese 
Sichtweise ignoriert jedoch die bewußte 
Marktmanipulierung. Öl ist tatsächlich 
ein Hauptinstrument der kapitalistischen 
Planung und Gegenstand verschiedenster 
politischer Kämpfe. Diese Kämpfe durch- 
liefen mehrere historische Phasen. 

Bis in die frühen 70er war der größte Teil 
des Welterdöls im Besitz von sieben 
westlichen (hauptsächlich US-)ÖI-Gesell- 
schaften, den sogenannten Sieben Schwe- 
stern. Sie produzierten und verkauften das 
Öl. In der produktivsten Erdölregion des 
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Planeten, dem Nahen Osten, besaßen 
diese Gesellschaften riesige Landstriche 
und zahlten nur eine formelle Steuer an 
die jeweiligen Regierungen. Das war eine 
Epoche relativ billigen Öls. Die kapitali- 
stische Planung im Westen baute auf stei- 
gende Löhne und steigenden Konsum der 
Arbeiterklasse, einhergehend mit einer 
wachsenden Produktivität in den Fabri- 
ken. Die Planer hatten die keynesianische 
Strategie übernommen (benannt nach dem 
Ökonom J.M. Keynes). Für das Wachs- 
tum der auf der Autoproduktion basieren- 
den Wirtschaft — mehr Benzin für die 
Autos und mehr Energie für den Arbeits- 
vorgang, der die Autos produzierte — war 
ein niedriger Ölpreis notwendig. Der 
Ölpreis in den 50er und 60er Jahren war 
recht stabil, was die Stabilität des keyne- 
sianischen Deals während dieser Zeit 
widerspiegelt. 

Da die westlichen Ölgesellschaften den 
Löwenanteil des Öls besaßen, war es für 
die westlichen Wirtschaftsplaner kein 
Problem, den Ölpreis dem Wachstum des 
Autodeals anzupassen. Wenn ausländi- 
sche Regierungen mehr Steuereinnahmen 
oder mehr Kontrolle über das Öl inner- 
halb ihrer Grenzen forderten, wurden 
diese Regierungen umgehend von den 
USA sabotiert oder gestürzt (z.b. Iran 
1953, Irak 1963, Indonesien 1965). 

In den USA organisierte sich das gesamte 
Leben dieser Gesellschaft am Auto. Das 
Auto brachte einen riesigen Sprung an 
geographischer Mobilität. Unsere Städte 
wurden neu geplant, um sie dem Autover- 
kehr anzupassen, und eine neue Art von 
Wohnverhältnissen breitete sich aus: die 
Vorstädte. Heute erfordert die räumliche 
Struktur unserer Städte nahezu den Auto- 
transport. Als das führende Abbild der 
Massenkultur wurde das Auto mit Erotik, 
Machismo und "Freiheit" ausgestattet. 
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Das Ende dieser Autoära, in der alles, was 
gut für GM war, auch gut für den Kapita- 
lismus war, kam Ende der 60er Jahre, als 
die Kämpfe der Arbeiterklasse in Europa 
und den USA den Lohn/Produktivitäts- 
Deal des Keynesianismus? aufkündigten, 
und gleichzeitig die verschiedenen Kämp- 
fe in den ölproduzierenden Staaten die 
Verstaatlichung der Ölfelder erzwangen. 
Die Antwort des Kapitals auf diesen 
doppelten Angriff war zum einen im 
Westen die Senkung der Löhne und die 
beginnende Eliminierung des Industrie- 
proletariats. Die Auswirkungen dieser 
neuen Strategie können heute an der 
Senkung der Reallöhne (mit steigender 
Obdachlosigkeit und Armut) und dem 
Abbau der industriellen Produktion in den 
USA gesehen werden. In den ölprodu- 
zierenden Staaten akzeptierten die USA 
die Verstaatlichungsprogramme, aber die 
Ölgesellschaften behielten die Kontrolle 
über Raffinierung und Verteilung. 


Der Ölpreisanstieg der Jahre 1973-74 
wird gewöhnlich der OPEC zugeschrie- 
ben. In der Tat war es die OPEC, die den 
Preis erhöhte, den sie den Ölgesellschaf- 
ten für Rohöl abverlangte. Die Entschei- 
dung kam allerdings erst nach Zustim- 
mung Saudi Arabiens zustande. Andere 
OPEC-Länder hatten schon seit Jahren 
höhere Preise gefordert, konnten sie je- 
doch gegen Saudi Arabien nicht durch- 
setzen. Saudi Arabien, der größte Erd- 
ölproduzent in der OPEC, hatte (und hat) 
die Macht, durch die Höhe der eigenen 
Fördermengen die Preise einseitig festzu- 
legen. Die Regierung Saudi Arabiens ist 
von der politischen Unterstützung der 
USA abhängig und traf ihre Produktions- 
und Preisentscheidungen immer in Ab- 
sprache mit US-Wirtschaftsplanern. Die 
wichtigste saudische Bank (SAMA) wird 


141 


in Absprache mit dem US-Handelsmini- 
sterium geführt. Die Saudis änderten 1973 
ihre Meinung und unterstützten höhere 
Rohölpreise, weil die US-Regierung 
ihnen dies vorgab. 1971 begann die US- 
Regierung, Saudi Arabien — so wie die 
ganze OPEC — wissen zu lassen, daß der 
Preis für Rohöl steigen solle. Der Yom 
Kippur Krieg 1973 und das darauf folgen- 
de arabische Ölembargo waren weitge- 
hend unerheblich für den Mechanismus 
der Preiserhöhung an sich. (Zur Rolle der 
USA beim Ölpreisanstieg siehe Oppen- 
heim, 1976 und Terzian, 1985.) 

Aber warum wollten die US-Wirtschafts- 
planer, daß die Ölpreise steigen? Ein Ziel 
war die Schaffung einer Masse von In- 
vestitionskapital, um einen neuen Wachs- 
tumszyklus zu finanzieren. Der Anstieg 
der Ölpreise begann durch die OPEC, 
aber die Öl-Gesellschaften erhöhten ihre 
Preise sofort zusätzlich zu den neuen 
Forderungen der OPEC-Staaten. Tatsäch- 
lich erhöhten alle Energie-Gesellschaften 
(Erdgas, Kohle usw.) ihre Preise, als der 
Ölpreis stieg. Die westlichen Kapitalisten 
zogen enorme Gewinne aus all diesen 
Preisanstiegen. 

Aber auch die Extraprofite aus den gestie- 
genen Einnahmen der Golfstaaten (ins- 
besondere von Saudi Arabien und Ku- 
wait) landeten letztendlich bei den Ban- 
ken des Westens und auf den Aktien- 
märkten — gewöhnlich wird das Petro- 
dollar Recycling genannt. Die Summen in 
diesem Vorgang waren riesig — Hunderte 
Milliarden Dollar — und wurden wesent- 
liche Elemente der folgenden kapitalisti- 
schen Strategie. Sie stellten den größten 
Finanzstrom der Welt dar. All die Leute, 
die an den Tankstellen über die arabi- 
schen Scheichs meckerten, lieferten ihre 
Kohle in Wirklichkeit bei westlichen 
Banken ab. 
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Diese neue Masse an Investitionskapital 
erlaubte es den Kapitalisten, ab 1973 die 
Mechanisierung der US-Fabriken stark zu 
beschleunigen. In den 70ern fiel die 
Lohnrate und die Produktion wurde 
höchst kapitalintensiv. Viele Arbeiter 
wurden aus ihren Jobs geschmissen, und 
die, die in den Fabriken blieben, arbeite- 
ten mit einer gestiegenen Menge an fixem 
Kapital. Nachdem jedes Jahr die Löhne 
gestiegen waren, begann die Lohnrate 
1973 zu fallen und sank in den folgenden 
15 Jahren um 20%. Im selben Zeitraum 
verdreifachte sich die Kapitalintensität in 
der Produktion. Große Investitionen in die 
Industrieproduktion wurden vor allem in 
Mexiko, Südkorea oder anderen Dritte 
Welt-Ländern getätigt, wo die Löhne weit 
niedriger waren. Im Februar 1991 ver- 
öffentlichte die US-Regierung Statistiken, 
in denen sie stolz zeigte, daß Industrie- 
produktion und Produktivität in den letz- 
ten zwei Jahrzehnten nicht gesunken wa- 
ren. Bei dem Versuch, die De-Industriali- 
sierungsthese zu widerlegen, vergaß der 
Report aber zu erwähnen, daß die Zahl 
der IndustriearbeiterInnen abgenommen 
hatte. Die ArbeiterInnen selber hatten 
einen sehr realen De-Industrialisierungs- 
prozeß erlebt: Jobs gingen verloren, Fa- 
briken wurden geschlossen, Städte ver- 
lassen. 

Die Welt nach 1973 ist sehr verschieden 
vom Keynesianismus der 50er und 60er 
Jahre, die bestimmt waren durch steigen- 
de Löhne und stufenweisen Anstieg der 
Produktivität. Jetzt versucht das Kapital 
herauszufinden, wie tief die Löhne sinken 
können und wie schnell die Automatisie- 
rung weitergeführt werden kann. Das US- 
Kapital wurde in das riskante Projekt 
getrieben, enorme Massen an fixem Kapi- 
tal den Händen schlecht bezahlter, prekä- 
rer Arbeiterlnnen anzuvertrauen. Im glei- 
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chen Maß, wie der Produktionsprozeß an- 
fälliger für Arbeiterwiderstand wurde, ist 
der Typ des beschäftigten Arbeiters unbe- 
rechenbarer geworden. 

Auch am Golf änderte sich die Zusam- 
mensetzung der Arbeiterklasse. Sowie die 
Petrodollars nach London und New York 
flossen, begannen die Golfstaaten mit 
dem massenhaften Import von ArbeiterIn- 
nen aus Afrika und Asien, die auf den 
Ölfeldern, auf den Bauplätzen und in den 
Küchen arbeiten sollten. Auch in den 
Jahrzehnten davor waren Arbeiter impor- 
tiert worden, aber nicht in diesem Aus- 
maß. 1990 gab es 4 Millionen Migrations- 
arbeiterInnen auf der arabischen Halb- 
insel, was einem Anteil von 75% auf dem 
Arbeitsmarkt entsprach. Sie kamen zu- 
meist aus Indien, Pakistan, Bangladesh, 
Ägypten, Palästina, von den Philippinen 
und aus dem Sudan. Von Beginn an hat- 
ten die WanderarbeiterInnen keinerlei 
Rechte und lebten mit der permanenten 
Drohung von Ausweisung und Polizeire- 
pression. Am Golf waren alle Arbeiter- 
organisationen verboten. Philippinische 
Hausangestellte hatten keinerlei Schutz, 
wenn sie der Mann des Hauses schlug 
oder sexuell angriff. 

Die meisten Wanderarbeiter sind Männer. 
Haben sie Familie, lassen sie diese für 
Jahre zurück. Die Härten der Migration 
werden von den Härten zuhause noch 
übertroffen. Die Frauen wurden oft mit 
noch mehr Arbeit belastet als zuvor; zu- 
sätzlich zu der Bewirtschaftung der Äcker 
müssen sie sich um die Familie, das Haus 
und das Geld kümmern. Gelegentlich 
konnten sich Frauen durch diese neuen 
Rollen mehr Einfluß in Familie und Ge- 
meinschaft verschaffen, aber sie wurden 
innerhalb der patriachalen Gesellschaften 
auch angreifbarer. Sollten sie ausnahms- 
weise ihren Mann lieben, sind die Frauen 
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dann oft allein. 

Trotz despotischer Arbeitssysteme und 
diktatorischer Regierungen schuf der An- 
stieg der Ölpreise einen solchen Reich- 
tum, daß es den Menschen gelang, einen 
Teil davon in ihren Besitz zu bringen und 
sogar dazu zu benutzen, gegen die Unter- 
drückung zu kämpfen. 

Weniger von Einwanderung betroffen und 
somit weniger gespalten, führte das irani- 
sche Erdölproletariat mit den Streiks in 
der Ölindustrie vom Oktober 1978 bis 
zum Februar 1979 den abschließenden 
und entscheidenden Schlag gegen das 
Schah-Regime. Dieser Streik und die 
breite soziale Bewegung im Iran zeigten 
dem Kapital die Gefahren eines schnellen 
und deutlichem Anstiegs der Öleinnah- 
men im Nahen Osten und anderen ölpro- 
duzierenden Staaten. 

Der Ölpreisanstieg nach 1973 löste einige 
Probleme des Kapitals, schuf aber neue. 
Das größte neue Problem zeigte sich in 
der iranischen Revolution. 1980 war die 
Wirtschaftspresse voll mit Klagen über 
die Art des ökonomischen Wachstums 
nach 1973 in ölproduzierenden Ländern 
wie Nigeria, Venezuela und Algerien. Die 
Wirtschaftsplaner dieser Länder hatten zu 
schnell vor den Forderungen nach höhe- 
ren Löhnen und Regierungsgeldern für 
Sozialleistungen kapituliert. Die west- 
lichen Kapitalisten waren erbost über die 
Verschwendung von Öleinnahmen für 
"unproduktive" Ausgaben. Ein Teil der 
gestiegenen Öleinnahmen der ölproduzie- 
renden Länder wurde in die Hände der 
westlichen Kapitalisten zurückgeführt, 
aber der andere Teil wurde "verschwen- 
det" und dazu benutzt, Bedingungen für 
soziale Revolutionen zu schaffen (Jahan- 
gir 1982). Das Kapital zog daraus den 
Schluß, wenn die Ölpreise steigen sollen, 
müssen auch die ölproduzierenden Länder 
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stärker diszipliniert werden. 

Die iranische Revolution hatte eine weite- 
re Folge. Der Iran war die Hauptsäule der 
US-Militärstrategie im Nahen Osten ge- 
wesen. Der Schah wurde mit Milliarden 
Dollar in Form von US-Waffen unter- 
stützt. Er sollte der regionale Aufpasser 
sein, um Länder einzuschüchtern, die 
nicht mit den Öl-Produktions- und -Preis- 
arrangements der USA konform gingen. 
Er war der Bulle, der jede nationalistische 
und/oder Arbeiterbewegung sabotieren 
sollte. Der Schah setzte die Quoten der 
iranischen Ölförderung — die zweithöch- 
sten in der OPEC — entsprechend den 
Produktions- und Preisentscheidungen der 
USA fest. Als er 1979 fliehen mußte, hat- 
te die US-Regierung keinen sicheren Büt- 
tel mehr in der Region. Natürlich waren 
die Golfstaaten verläßliche Verbündete, 
aber ihnen fehlte das "Menschenmaterial" 
(sprich: Kanonenfutter) für große Ar- 
meen. Israel war politisch allzu isoliert, 
um die Rolle des Chefbullen einzuneh- 
men. Die einzige Lösung war die Statio- 
nierung eigener Truppen am Golf. 

Einen Monat nach der iranischen Revo- 
lution gab die US-Regierung die Auf- 
stellung einer 200 000 Mann starken 
Schnellen Eingreiftruppe (Rapid Deploy- 
ment Force) für den Nahen Osten be- 
kannt. In den 80ern haben die USA für 14 
Milliarden Dollar ein Netz von Militärba- 
sen in Saudi Arabien errichtet. Zusätzlich 
verkauften die USA und Europa den Sau- 
dis ein Luftverteidigungssystem für 50 
Milliarden Dollar. Es ist so konstruiert, 
daß es bei einer Besetzung des Golfs 
durch westliches Militär in Koordination 
mit ihm eingesetzt werden kann. Seit 
zehn Jahren gibt es Pläne der USA, die 
RDF am Golf einzusetzen. Die Besetzung 
jetzt sollte uns nicht überraschen. 
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Die iranische Revolution 1979 war Teil 
einer allgemeinen Tendenz in den "Neo- 
kolonien" der USA Ende der 70er, die ih- 
re politische Freiheit gewinnen wollten. 
Im Gefühl des Sieges über das US-Militär 
in Vietnam, Laos und Kambodscha 1975 
wurden sieben weitere US-gestützte Regi- 
mes in Dritte Welt-Ländern besiegt: Mo- 
sambik, Angola, Guinea-Bissau 1975-76; 
Afghanistan 1978; Zimbabwe, Nicaragua 
und Grenada 1979. Der Regierungswech- 
sel in all diesen Ländern war in unter- 
schiedlichem Ausmaß das Werk in den 
Massen verankerter revolutionärer Kräfte. 
Zusammengenommen trieben diese das 
US-Kapital in eine Belagerungsmentalität 
und zwangen es zur militärischen Aufrü- 
stung. Die erneute Militarisierung der 
USA begann nicht erst unter Reagan, son- 
dern schon unter Carter: Registrierung zur 
Einberufung, neue Waffensysteme, stei- 
gender Rüstungsanteil im Staatshaushalt 
usw. Die Verteidigungsausgaben waren 
von 324 Milliarden Dollar 1968 bis auf 
203 Milliarden Dollar 1976 ständig ge- 
sunken (in $ von 1990). Aber seit 1978 
stiegen sie wieder jährlich an und erreich- 
ten 1987 wieder 320 Milliarden Dollar. 
Letztlich wurden die Petrodollars zur Fi- 
nanzierung der Militärausgaben benutzt. 

Ein anderer Bereich, in den diese riesige 
Masse an Investitionsgeldern gelenkt wer- 
den sollte, war die Kernenergie. Aber die 
Anti-Atom-Bewegung Ende 70er Jahre 
hat den kapitalistischen Plänen einer 
Atomenergiewirtschaft ein Ende bereitet. 
Jeder Reaktor erfordert langfristig meh- 
rere Milliarden Dollar Investitionen, die 
Industrie war deshalb in hohem Maße auf 
sozialen Frieden und zuverlässige Arbei- 
ter angewiesen. Die Proteste trieben das 
Investitionsrisiko dermaßen in die Höhe, 
daß 1980 die Atomwirtschaft abgeschrie- 
ben war. Der Unfall von Three-Miles-Is- 
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land zeigte sowohl das Ausmaß der Op- 
position gegen Atomkraft, als auch, wie- 
viel Geld in ein halbwegs "sicheres" 
AKW gesteckt werden müßte. 

In den ölproduzierenden Ländern wurden 
die Öleinnahmen "verschwendet" — aber 
auch in den westlichen Ländern gab es 
massive Probleme, die Petrodollars für 
die weitere kapitalistische Entwicklung 
einzusetzen. Auch der US-Trucker-Streik 
1979, eine Antwort auf den zweiten Öl- 
preis-"Schock", zwang die Planer, die 
Durchsetzbarkeit von hohen Ölpreisen zu 
überdenken. Bereits 1974, nach dem er- 
sten Anstieg der Benzinpreise, hatten die 
Trucker gestreikt. Man hat aus ihnen 
Kultfiguren gemacht: mit CB-Funk im 
Konvoi, aber ihre fortschrittliche Kom- 
munikation und ihre Fähigkeit zu koordi- 
nierten Aktionen stellten die kapitalisti- 
schen Planer vor große Probleme. 

Kaum hatten in den 60ern verschiedenste 
Kämpfe die keynesianische Strategie der 
Nachkriegszeit beendet, wählte das Kapi- 
tal eine Strategie der Lohnsenkung und 
eines schnell wachsenden Investitions- 
kapitals zur Mechanisierung der Produk- 
tion. Steigende Ölpreise waren integraler 
Bestandteil dieser Strategie. Sie senkten 
die Reallöhne und schufen riesige Pools 
an Investitionskapital. Aber 1980 war die 
ganze Strategie, stabile Akkumulationsbe- 
dingungen sowohl in den USA als auch in 
den ölproduzierenden Ländern zu schaf- 
fen, gescheitert. Für die 80er mußte eine 
neue Strategie her. 


(Entlassen nach 5 Jahren Knast 
wegen Hühnerdiebstahl) 


»Ok, ich hab's kapiert! 


Das nächste Mal werde ich mich 
am Staatsschatz gütlich halten!« 
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»In dem Maße aber, wie die große Indu- 
strie sich entwickelt, wird die Schöpfung 
des wirklichen Reichtums abhängig weni- 
ger von der Arbeitszeit und dem Quantum 
angewandter Arbeit, als von der Macht 
der Agentien, die während der Arbeitszeit 
in Bewegung gesetzt werden [und die 
selbst wieder — deren powerful effective- 
ness — selbst wieder in keinem Verhältnis 
steht zur unmittelbaren Arbeitszeit, die 
ihre Produktion kostet}, sondern vielmehr 
abhängt vom allgemeinen Stand der Wis- 
senschaft und dem Fortschritt der Tech- 
nologie oder der Anwendung dieser Wis- 
senschaft auf die Produktion. (...) Der 
wirkliche Reichtum manifestiert sich 
vielmehr — und dies enthüllt die große 
Industrie — im ungeheuren Mißverhältnis 
zwischen der angewandten Arbeitszeit 
und ihrem Produkt{, wie ebenso im quali- 
tativen Mißverhältnis zwischen der auf 
eine reine Abstraktion reduzierten Arbeit 
und der Gewalt des Produktionsprozes- 
ses, den sie bewacht). (...) Das Kapital ist 
selbst der prozessierende Widerspruch 
[dadurch], daß es die Arbeitszeit auf ein 
Minimum zu reduzieren sucht, während es 
andererseits die Arbeitszeit als einziges 
Maß und Quelle des Reichtums setzt.« 
(Marx, Grundrisse) 


I. Blut: 
Krieg und Austeritätspolitik 
gegen die internationale Intifada 


In diesem Abschnitt beleuchten wir die 
Strategie des US-Kapitals in den 80ern: 
Fall der Ölpreise, globale Schuldenkrise, 
ausgedehnte Kriege. Die neue globale 
Strategie basierte nicht auf steigenden Öl- 
preisen, sondern auf rigideren Forderun- 
gen des IWF nach Zinszahlungen und zu- 
nehmender Militarisierung der Welt. Die- 
se Strategie war das Jahrzehnt über recht 
effektiv, aber die explosionsartige Aus- 
breitung von Widerstandsaktionen gegen 
die Austeritätspolitik in vielen Ländern 
Ende der 80er war ein entscheidender 
Beitrag zu ihrem Ende. Laßt uns zunächst 
die Ölpreise betrachten. 


In den 70ern hatten US-Wirtschaftsplaner 
noch mit steigenden Ölpreisen bis ins 
nächste Jahrhundert hinein kalkuliert. 
Aber ab 1980 ließen sie die Ölpreise 
fallen. Die Ölpreise waren 1979 sehr 
abrupt gestiegen und zwar mehr als wäh- 
rend des ersten Preisanstiegs 1973-74. 
Genau wie der vorangegangene Anstieg 
wurde auch die Preiserhöhung 1979 einer 
Unterbrechung der Ölförderung im Nahen 
Osten zugeschrieben, in dem Fall der ira- 
nischen Revolution. Und wieder war die 
Unterbrechung v.a. mythischer Natur. Die 
Ölgesellschaften hatten geschlossen die 
Preise hochgesetzt, das war der wirkliche 
Grund des Anstiegs. Eine Ölknappheit hat 
es nie gegeben (Terzian 1979). Aber 
dieser Preisanstieg konnte, anders als fünf 
Jahre zuvor, nur ein Jahr aufrechterhalten 
werden. Der Rohölpreis wurde nach 1980 
abgefangen, begann ab 1982 zu fallen und 
stürzte 1985-86 heftig ab, als Saudi Ara- 
bien seine Ölproduktion innerhalb von 
neun Monaten verdoppelte. 
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Dieser Sturz zeigt deutlich die Manipula- 
tion des Ölmarktes durch die US-Wirt- 
schaftsplaner. Ende 1985 sorgten die 
USA dafür, daß Saudi Arabien die Pro- 
duktion hochfuhr. Dies hatte eine "Öl- 
schwemme" zur Folge, die Preise sanken 
schnell auf die Hälfte. Die Herabsetzung 
des Ölpreises war notwendig geworden, 
weil gleichzeitig der Dollar entwertet 
wurde (aus Gründen, auf die wir hier 
nicht eingehen). Ein gleichbleibend hoher 
Ölpreis (30 Dollar pro Barrel bei einem 
Dollarkurs von 1989), hätte den Preis der 
Ölimporte explodieren lassen. Die Ent- 
wertung des Dollars um fast 50% hätte 
sonst mehr als eine Verdopplung der Ko- 
sten für Ölimporte aus Mexiko, Venezue- 
la, Afrika und dem Nahen Osten zur Fol- 
ge gehabt. Das Haushaltsdefizit und die 
negative Handelsbilanz wären sonst astro- 
nomisch geworden (solche riesigen Defi- 
zite waren während der Ölpreissteigerun- 
gen in den 70ern nicht das Problem, da in 
dieser Zeit der Dollar nicht entwertet 
worden war). Mit der Halbierung des 
Weltölpreises retteten die Statthalter von 
Mekka die Seele der Kriegsherren in Wa- 
shington. 

Trotz eines Verlusts an Petrodollars in 
den 80ern als Folge solcher Manöver wie 
dem Preissturz 1985-86 erhöhten die USA 
ihre Rüstungsausgaben in den 80ern um * 
über ein Drittel. Dieses Kriegsgeld steht 
für die Zunahme von Mord und Zerstö- 
rung in vielen Ländern der Dritten Welt. 
Die 80er Jahre waren extrem blutig. Na- 
türlich gehören Krieg und Bullenrepres- 
sion zum kapitalistischen Alltag, aber 
Form und Ausmaß sind nicht immer 
gleich. Zu Zeiten des Keynesianismus 
(etwa 1940-70) dienten die Rüstungsaus- 
gaben als "Wirtschaftsankurbelung" für 
das Industriekapital; sie waren Teil der 
Staatsausgaben für die Erhaltung der Pro- 
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fitrate. Wie der 2. Weltkrieg und der 
Koreakrieg zeigen, waren die Militäraus- 
gaben entscheidend für die Auto-Deal- 
Ordnung. Wie Keynes gesagt hat: »Es 
scheint für eine kapitalistische Demokra- 
tie nicht möglich zu sein, Ausgaben im 
benötigten Maßstab zu organisieren für 
das große Experiment, das meine Sache 
beweisen würde — außer unter Kriegs- 
bedingungen.« 

Aber das Ende des Keynesianismus in 
den frühen 70ern und das Ende der Öl- 
preissteigerungen 1980 machten aus der 
Wirtschaftskurbel Rüstungshaushalt das 
Angekurbelte selbst. Alle Requisiten des 
Keynesianismus wurden weggefegt — das 
Einkommen der Arbeiterklasse wurde an- 
gegriffen, Sozialfürsorgeprogramme wur- 
den gestrichen und die Industrieproduk- 
tion beseitigt bzw. zügig "modernisiert", 
die Arbeitslosenzahlen stiegen. Außer Rü- 
stungsausgaben blieb der kapitalistischen 
Strategie nicht viel. Staatskohle mußte die 
Vorhut und die Nachhut für einen neuen 
Wachstumszyklus abgeben. 

Aber trotz Steuererhöhungen für die Be- 
völkerung stieg auch das staatliche Defi- 
zit von 1973-1986 um das 45-fache. Von 
den späten 40ern bis zu den frühen 70ern 
war das Defizit zu vernachlässigen. Der 
darauf folgende enorme Anstieg war im 
wesentlichen einer Kombination aus ge- 
sunkenen Gewerbesteuer-Einnahmen (da 
die Industrieproduktion gleichfalls rück- 
läufig war) und gestiegenen Rüstungsaus- 
gaben zuzuschreiben. 

Die Wiederaufrüstung der USA in den 
80ern stellte eine große Subvention der 
US-Profitrate dar. Aber es war genauso 
ein Konzept, um der US-Waffentechnolo- 
gie die globale Führungsposition zu si- 
chern. Die Rüstungsindustrie funktioniert 
wie jede andere; sie benötigt Produktivi- 
tätssprünge, um im Wettbewerb zu blei- 
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ben. Die Reagansche Logik war, den 
technologischen Fortschritt zu finanzie- 
ren, um aus den US-Waffen die "produk- 
tivsten" (oder destruktivsten) der Welt zu 
machen. 

Unter dem wachsenden Schatten der dro- 
henden totalen Vernichtung durch Atom- 
bomben setzten die USA in den 80ern 
viele regionale Vernichtungen ins Werk. 
Der Iran-Irak-Krieg 1980-88 war der 
größte Krieg des Jahrzehnts. Eine Million 
Menschen starben in diesem Krieg. Dann, 
gerade um die Ecke, Krieg in Afghani- 
stan, der 1979 begann und noch immer 
andauert. Weitgehend sind die USA dafür 
verantwortlich, daß dieser Krieg soweit 
wie nur möglich in die Länge gezogen 
wird. Über vier Millionen Flüchtlinge und 
Zehntausende Tote sind das Ergebnis die- 
ses CIA-Projekts. Westlich des Iran-Irak- 
Kriegs herrschte Krieg im Libanon. 1982 
waren die Israelis einmarschiert, sie zer- 
bombten die Städte und Dörfer, töteten 
20 000 palästinensische Flüchtlinge und 
unterstützten eine faschistische libanesi- 
sche Partei bei der Bildung einer Mario- 
nettenregierung. In den 80ern spannte 
sich ein Kriegsbogen von Afghanistan bis 
hin zum Libanon. 

In Afrika wurde der Krieg in Angola 
durch die Unterstützung der UNITA-Ban- 
den mit CIA-Geldern in die Länge gezo- 
gen. Außerdem wurde Südafrika bei 
seinen Feldzügen in Angola, Namibia und 
Mosambik unterstützt. Im vergangenen 
Jahrzehnt forderten Krieg und Hunger in 
diesen Ländern Millionen von Toten. 
Auch Ostafrika war von Krieg und Hun- 
ger betroffen. Die US-gestützte Regierung 
in Somalia tötete 50-60 000 ihrer eigenen 
Leute. Frankreich und die USA stifteten 
den Tschad zu einem Krieg in Libyen an, 
in dem Zehntausende starben. In Latein- 
amerika unterstützten die USA die Con- 
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tras, um die nicaraguanische Revolution 
zu sabotieren. Die USA bewaffneten und 
finanzierten faschistische Regimes in El 
Salvador, die in den 80ern über 70 000 
Menschen ermordeten. Ein anderer von 
Washingtons Lieblingsfaschisten, Mar- 
cos, veranstaltete auf den Philippinen ei- 
nen umfassenden Terror, bei dem Zehn- 
tausende ihr Leben verloren. 

Die USA unternahmen direkte Invasionen 
in Grenada (1983) und Panama (1989-90) 
und bombardierten 1986 Libyen. Mehr als 
4000 Menschen starben dabei. Das US- 
Militär war schon immer recht aktiv auf 
dem Globus, aber die 80er stellen mit 
Sicherheit einen Höhepunkt in dieser 
Karriere dar. Alles in allem waren die 
USA im Lauf der 80er entweder beteiligt 
an oder allein verantwortlich für einige 
Millionen Tote. 

Wurde die Dritte Welt dem Massentod 
ausgesetzt, war das eigene Land die Sze- 
nerie des selektiven Todes. Ein alter 
Spruch sagt, die britische Herrscherklasse 
konnte sich in Indien in Massakern erge- 
hen, mußte sich aber in England mit Er- 
hängen begnügen. In vielen Bundesstaa- 
ten wurde die Todesstrafe wieder einge- 
führt und vollstreckt. Die Zahl der Gefan- 
genen in den US-Knästen verdoppelte 
sich in den 80ern, mittlerweile haben die 
USA die größte Gefangenenrate der Welt 
(in US-Knästen sitzen mehr Schwarze als 
in den Gefängnissen Südafrikas). 

Die Städte der USA wurden unter dem 
Vorwand "Krieg gegen die Drogen" zu 
Kriegszonen gemacht. Es besteht ein kla- 
rer Zusammenhang zwischen den SWAT- 
Einheiten in den amerikanischen Städten 
und den Marines im Ausland. Der Bulle 
auf der Straße kollaboriert mit den Dro- 
gendealern, der CIA kollaboriert mit den 
führenden Drogensyndikaten. Sowohl die 
Produzenten (z.B. in Peru und Kolumbi- 
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en) als auch die Konsumenten (z.B. in 
New York City und Boston) werden von 
denselben Leuten einer mörderischen 
militärischen Kontrolle unterworfen, die 
den Drogenhandel unterstützen. Im süd- 
amerikanischen Hochland und in den 
Ghettos der USA soll sich dadurch ein ka- 
pitalistischer Traum erfüllen: niedrige 
Löhne, gefährliche Arbeitsbedingungen 
und schlechte Bedingungen, sich zu orga- 
nisieren. Die Militarisierung, die den An- 
stieg der Drogenproduktion und des Dro- 
genhandels begleitete, hatte direkte Aus- 
wirkungen auf die Lebensbedingungen 
der Arbeiterklasse und die Bewegung der 
Landbevölkerung in Amerika. Der Dro- 
genkrieg in Kolumbien z.B. war in erster 
Linie ein Krieg gegen Arbeiter und Bau- 
ern: gegen die Gewerkschafter, die bei 
den ausländischen Ölgesellschaften (z.B. 
Exxon) arbeiteten, die Kaffee- und Bana- 
nenplantagenarbeiterInnen usw.. 


Aber nun ein Blick auf den längsten 
Krieg der 80er, gleichzeitig der bedeu- 
tendste für unsere Geschichte des Öls: der 
Iran-Irak-Krieg. Er begann 1980 mit der 
Invasion des Irans durch den Irak, dauerte 
acht Jahre und endete ohne Grenzver- 
schiebung oder sonstige Konzessionen 
der einen oder anderen Seite. Einerseits 
verloren beide, andererseits gewannen 
beide. Die Macht der Arbeiterklasse im 
Irak und im Iran wurde durch den Krieg 
praktisch zerstört. 

Nach acht Jahren hatten sich beide Länder 
Millionen von Witwen, Amputierten, 
Verarmten, Gefolterten und Leichen 
eingehandelt. Aber nicht nur Iraner und 
Iraker waren betroffen. Der Irak impor- 
tierte während des Krieges eineinhalb 
Millionen Arbeiter aus Ägypten und über 
300 000 aus dem Sudan. Krieg plus Poli- 
zeistaat schufen in beiden Ländern ähn- 
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lich militarisierte Arbeitsbedingungen wie 
auf den Koka-Feldern in Südamerika. 
Die Monarchen am Golf und das inter- 
nationale Kapital hielten den Terror ge- 
gen die Menschen im Nahen Osten in Er- 
innerung an die iranische Revolution für 
notwendig. Saddam Hussein begann den 
Krieg im September 1980 mit einer Inva- 
sion in den Iran in der Absicht, die irani- 
sche Revolution niederzuschlagen, genau- 
er gesagt die iranischen Revolutionen. So- 
wohl die pan-schiitische Politik Marke 
Khomeini als auch die links gerichteten 
Bewegungen im Iran stellten eine Bedro- 
hung für die Staaten am Persischen Golf 
dar, obwohl beide Kräfte im Iran großteils 
in Opposition zueinander standen. Sad- 
dams Invasion hatte einen doppelten Ef- 
fekt: Sie beschnitt Khomeinis internatio- 
nalen Einfluß, und ermöglichte ihm, seine 
Diktatur im Innern zu konsolidieren (im 
Juni 1981 schließlich zerschlug Khomeini 
die Opposition mit landesweiten Massa- 
kern und Verhaftungen). 

Gleichzeitig half die Invasion Saddam, 
seine eigene Diktatur im Irak zu festigen. 
Es gab also eine bestimmte Übereinstim- 
mung zwischen Saddam und Khomeini, 
den Krieg weiterzuführen. Es war gerade 
ein Jahr her, daß Saddam den Präsiden- 
tentitel an sich gerissen hatte, der Krieg 
ermöglichte den weiteren Ausbau seines 
Polizeistaats. 

Während des acht Jahre langen Krieges 
unterstützten Kuwait und Saudi Arabien 
den Irak mit Krediten in Höhe von 80 
Milliarden Dollar. Der Irak Saddam Hus- 
seins wurde der zweitgrößte Waffenab- 
nehmer der Welt, die UdSSR (53% der 
Lieferungen) und Frankreich (20%) wa- 
ren die wichtigsten Waffenlieferanten. 
Für die USA bestand das Ziel des Krieges 
darin, sowohl den Irak als auch den Iran 
als unabhängige regionale Mächte auszu- 


TheKla 14 


schalten. Henry Kissinger sprach es aus: 
»Es liegt im elementaren Interesse der 
USA, daß beide Seiten verlieren«. 

Aber die USA brachen eine Lanze für den 
Irak. Besonders nachdem der Iran die 
Vorzeichen umgedreht hatte und in den 
Irak einmarschiert war, machten sich die 
USA (und die UdSSR) für den Irak stark. 
US-Politiker sagten, daß keine Seite ge- 
winnen sollte, ein iranischer Sieg aber das 
schlimmste aller Szenarien wäre. Hussein 
galt als unzuverlässig, das iranische Regi- 
me aber als ausgesprochen gefährlich. 
Solange die Ölproduktion und die Schiff- 
fahrt am Golf nicht beeinträchtigt war, 
gab es für die US-Regierung keine Ver- 
anlassung, Truppen zu entsenden. Aber 
die Ölverschiffung wurde 1987 unterbro- 
chen. Der Irak war dabei, den Krieg zu 
verlieren und begann, Tanker zu bombar- 
dieren. Der Iran schloß sich an. Hussein 
wußte, daß ein "Tankerkrieg" die US-Ma- 
rine zum Schutz der Schiffe an den Persi- 
schen Golf bringen würde, und er war 
sich sicher, daß die USA auf der Seite des 
Irak intervenieren würden. Und genau das 
passierte. Die irakische Rakete, die sich 
im Mai 1987 in den Rumpf der USS Stark 
bohrte, signalisierte den USA, daß die 
Schiffahrt im Persischen Golf zum An- 
griffsobjekt geworden war, und daß die 
USA den Krieg jetzt beenden mußten. 
Die Botschaft kam an: Sie rechtfertigte 
den Raketenangriff und den Tod von 38 
amerikanischen Seeleuten. Dann schoß 
die US-Marine ein iranisches Passagier- 
flugzeug mit fast 300 Menschen ab. Au- 
Berdem griffen sie iranische Bohrinseln 
im Golf an und töteten weitere 200 Men- 
schen. Der Iran kapierte die Botschaft der 
USA und entschied sich für die Beendi- 
gung des Krieges. 1988 stimmten der Irak 
und der Iran einem Waffenstillstand der 
UNO zu 
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Die andere militärische Intervention der 
USA im Nahen Osten war die Bombar- 
dierung Libyens im April 1986. Wie 
schon berichtet hatten die USA dank dem 
Wohlwollen Saudi Arabiens Ende 1985 
die Senkung der Ölpreise durchgesetzt. 
Libyens Widerstand in der OPEC gegen 
diesen Preissturz sollte mit der Bombar- 
dierung beseitigt werden. Iran, der andere 
"Preisfalke" der OPEC, wurde nicht bom- 
bardiert, sondern bestochen. Ab August 
1985 fanden geheime Treffen zwischen 
Vertretern der USA und dem Iran statt, 
und im Laufe des folgenden Jahres wurde 
beschlossen, Waffen und Ersatzteile im 
Wert von 100 Millionen Dollar an den 
Iran zu veräußern. Dieser Handel wurde 
später als "Tausch von Waffen gegen Gei- 
seln" dargestellt, der Zeitpunkt deutet 
aber auf einen "Tausch von Waffen gegen 


Einwilligung bei der Ölpreispolitik" hin. 


In den Dokumenten vom Juni 1985 über 
die Einzelheiten dieser geheimen Abspra- 
che findet sich kein Hinweis auf Geiseln, 
wohl aber wird gesagt, daß ein Ziel des 
Waffenhandels die »iranische Zustim- 
mung zur Ölpreispolitik der OPECK« sei. 


Der Kollaps der Ölpreise von 1981 bis 
1986 hatte einige positive Auswirkungen 
für das Kapital. Die ölproduzierenden 
Staaten waren in den 70ern die verlorenen 
Söhne des Kapitals gewesen, jetzt wurden 
sie mit einer Austeritätspolitik unter Füh- 
rung des IWF konfrontiert. Der Fall der 
Ölpreise bedeutete einen Rückgang der 
Einnahmen für die ölproduzierenden 
Staaten. Die meisten von ihnen verschul- 
deten sich. Venezuela, Nigeria und Alge- 
rien z. B. hatten in den 70ern ehrgeizige 
Projekte zur Kapitalakkumulation ange- 
fangen, aber in den 80ern landeten sie in 
den Fängen des IWF. Sogar so ein un- 
glaublich reiches Land wie Saudi Arabien 


150 


hatte in den späten 80ern Probleme mit 
der Zahlungsbilanz. Das internationale 
Kapital registrierte mit Genugtuung, wie 
die Länder der Dritten Welt als Bettler an 
seiner Türschwelle auftauchten: »Die 
niedrigen Ölpreise in den 80ern entlarvten 
den nationalistischen Anspruch fast aller 
ölproduzierenden Staaten, sie könnten die 
Ölvorkommen selbst effektiv ausbeuten, 
als Ilusion« (Morse 1990). 

Auch diejenigen Staaten, die Arbeitskräf- 
te an die Ölstaaten geliefert hatten, wur- 
den in den 80ern hart getroffen. Ägypten, 
Jordanien, Pakistan, und die von den 
Israelis besetzten Gebiete Westjordanland 
und Gazastreifen waren am schlimmsten 
betroffen. Die Geldüberweisungen der 
Wanderarbeiter hatten in der Strategie der 
Wirtschaftsplaner vom Nahen Osten bis 
nach Südostasien eine Schlüsselrolle ge- 
spielt. Als sie nun abnahmen, rutschten 
die Staatshaushalte tiefer in die roten Zah- 
len. Das machte die Länder für die Spar- 
pläne des IWF noch anfälliger. 

Mexiko ist der Ölproduzent, der diese 
Schuldenkrise am dramatischsten wider- 
spiegelt. 1982 erklärte es seinen Bankrott, 
trotz allen Ölreichtums. Als der Ölpreis 
nach 1982 weiterfiel, versuchte Mexiko, 
den IWF mit mehr und mehr Sparmaß- 
nahmen zufriedenzustellen. 

Aber in Mexiko und in vielen anderen 
Staaten war der Widerstand gegen diese 
Zahlungen und die Sparmaßnahmen nicht 
klein zu kriegen. In den 80ern ist der IWF 
Riot zum festen Bestandteil des interna- 
tionalen Klassenkampfes geworden. In 
den späten 80ern war diese Form der 
Kämpfe am heftigsten. Eine Welle von 
Aufständen gegen die IWF-Sparpolitik 
ging 1988-90 durch die ölproduzierenden 
und -exportierenden Staaten, von Alge- 
rien, Jordanien, Venezuela, Nigeria bis 
nach Marokko und Trinidad. Und immer 
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handelte es sich um Volksaufstände mit 
heftigen Folgen für die Regierungen. In 
jedem dieser Länder wurde das jeweilige 
Regime, das IWF-Programme umzuset- 
zen versuchte, zu Konzessionen gezwun- 
gen. Alle Aufstände im Nahen Osten wa- 
ren direkt von der 1987 beginnenden 
palästinensischen Intifada beeinflußt. 
Diese hatte sich als Kampf gegen eine be- 
sonders ätzende Abart des Siedler-Kolo- 
nialismus organisiert, aber die Power 
dieses Widerstandes beflügelte andere, 
gegen die finanzielle Kolonisation durch 
den IWF zu kämpfen. 

Zunächst krachte es 1988 in Algerien, 
Tausende nahmen sich die Straßen, eine 
Antwort auf die von Staatspräsident Ben- 
jedid angekündigten Preiserhöhungen. In 
den acht Jahren davor waren von der Re- 
gierung Tausende ArbeiterInnen gefeuert 
worden. Bei den 20-30jährigen lag die 
Arbeitslosenquote um die 50%. Die Ex- 
porte Algeriens bestanden zu 98% aus 
Erdöl und Erdgas. Als der Ölpreis fiel, 
ging der Staat bankrott. 5 der 8 Milliarden 
Dollar aus den Öleinkünften gingen zur 
Schuldentilgung an westliche Banken. 
Aber 1988 explodierte der Frust der Ar- 
men, die zusehen mußten, wie reiche Al- 
gerier das Land an westliche Banken ver- 
kauften, während sie ums Überleben 
kämpften. Im September hatten die Arbei- 
terInnen gestreikt, um weitere Sparmaß- 
nahmen zu verhindern. Als nun das Spar- 
programm durchgesetzt werden sollte, 
griffen v.a. Jugendliche Regierungsgebäu- 
de an und plünderten staatliche Läden. 
Mercedes-Autos wurden abgefackelt. Die 
Regierung antwortete mit Kugeln; es gab 
250 Tote, 1000 Verletzte, und das Militär 
verhaftete etwa 3000 Menschen. 
Präsident Benjedid war gezwungen, Zu- 
geständnisse zu machen und Oppositions- 
parteien zuzulassen. Bei den Wahlen im 
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Juni 1990 gewannen die Parteien, die ge- 
gen die soziale Ungleichheit und den 
IWF-Deal eingestellt waren, etliche Sitze. 
Diese Parteien galten als "islamische Fun- 
damentalisten", aber die Sünde des Wu- 
cherzinses war so ziemlich das einzige 
Fundament, auf das sie sich bezogen. Ein 
Journalist schrieb: »Viele Jugendliche 
sprechen von der Inspiration durch die pa- 
lästinensischen Aufstände in den von Is- 
rael besetzten Gebieten und von dem Be- 
dürfnis nach einer Rückkehr zu strengeren 
islamischen Regeln«. 

Im Februar 1989 stand die nächste Revol- 
te in Venezuela an, dem Hauptöllieferan- 
ten der USA. Wieder hatte der Präsident 
ein Sparpaket angekündigt, um einen Kre- 
dit des IWF abzusichern. In den sechs 
Jahren davor waren die Reallöhne schon 
um 40% gesunken. Der Gipfel des Gan- 
zen war die Verteuerung lebenswichtiger 
Waren wie Getreide, Kaffee und auch der 
Busfahrten. Die Menschen gingen zum 
Angriff über, Autos wurden in Brand ge- 
steckt und Läden geplündert. Sie wußten, 
daß die 38 Milliarden Dollar Staatsschul- 
den nicht ihre Schulden sind. Aber Kapi- 
talisten sind ausdauernd, sie schickten die 
Bullen, um ihre Zinszahlungen zu si- 
chern. Das Leben von 300-600 Menschen 
wurde dem IWF geopfert. Im folgenden 
Jahr plante das Militär einen Putsch. 
Zwei Monate nach den Riots in Venezu- 
ela versuchte Jordanien, einen vom IWF 
diktierten Sparkurs durchzuziehen. Das 
Ergebnis war vorprogrammiert: Riots. 
»Das ist unsere Intifada«, sagte ein Mann 
auf den Barrikaden. Fast alle Regierungs- 
gebäude wurden mit Steinen angegriffen. 
Die Leute waren besonders über die ho- 
hen Benzinpreise erbost; bei den ganzen 
Ölfeldern um sie rum war es nicht einzu- 
sehen, solch hohe Preise zu zahlen. Der 
jordanische König, der mit Kriegsrecht 
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regiert, stimmte nach der Ermordung von 
elf Menschen einigen politischen Refor- 
men zu. In den Wahlen 1990 gewannen, 
ähnlich wie in Algerien, die "islamischen 
Fundamentalisten" mehr Einfluß. Meist 
drückten sie einfach den wirtschaftlichen 
Frust der Menschen aus. 

Der Lauf der Ereignisse war von den Kü- 
sten des Toten Meeres bis zur sonnigen 
Karibik prinzipiell der gleiche. Eine aus 
100 Mitgliedern bestehende islamische 
Gruppe griff sich Ende Juli 1990 die 
Spitzenpolitiker der Regierung in Trini- 
dad und forderte ein Ende der rigiden 
Wirtschaftspolitik und die Bildung einer 
repräsentativeren Regierung. Die meisten 
Menschen in Trinidad sind keine Mos- 
lems und standen nicht hinter Abu Bakr, 
dem Chef der Gruppe. Nichtsdestotrotz 
waren die Gründe dieser Aktion klar, und 
die Leute nutzten die Chance, die eine 
(im Wortsinne) gefesselte Regierung bot, 
und räumten die Geschäfte aus. Die Ge- 
werkschaft der Ölarbeiter stellte fest, daß 
die gestiegene Gewaltbereitschaft und die 
Armut des Landes die Ursachen dieses 
Coups seien. Die Gewerkschaft formu- 
lierte eine ähnliche Sicht der Dinge wie 
Abu Bakr: »Eine Gesellschaft, die mit 
Händen und Füßen an den IWF/die Welt- 
bank gekettet ist, kann keine gerechte 
Gesellschaft sein.« 

Dann machten die Revolten einen Sprung 
über den Atlantik. Einer der Koalitions- 
partner des Pentagons, die marokkanische 
Monarchie, wurde durch Anti-IWF-Riots 
ins Wanken gebracht, nachdem das Penta- 
gon die mörderischen Wolken des Krie- 
ges über dem Golf aufziehen ließ. Die 
Menschen in Marokko gingen wie 1981 
und 1984 auf die Straßen, und griffen 
Banken, Limousinen und Regierungs- 
büros an. Ein Fünfsterne-Hotel wurde bis 
auf die Fundamente niedergebrannt — 
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nicht ohne vorher die Fernseher einzupak- 
ken. Gleichzeitig gab es einen General- 
streik der beiden wichtigsten Gewerk- 
schaftsverbände. Die Gewerkschaften 
riefen, ähnlich wie in Trinidad, nicht zu 
den Riots auf, aber sie sympathisierten 
mit den gegen die Sparpolitik gerichteten 
Forderungen der Steinewerfer und Plün- 
derer. Der Geist der Intifada wirbelte 
durch die uralten Gassen von Fez. 

Auch im Süden Afrikas wurde dem Ka- 
pital klargemacht, daß Sparmaßnahmen 
und Krieg das Kapital nicht vor bedeuten- 
den Niederlagen schützen. Soldaten aus 
Angola und Kuba schlugen Südafrika, 
diese Gallionsfigur eines gesunden Kapi- 
talismus, in der Schlacht von Cuito Cua- 
navale. Angolas Hauptexportartikel ist Öl, 
aber auch sieben Jahre sinkende Ölpreise 
hatten es nicht der Möglichkeit beraubt, 
die modernste Armee Afrikas zu besie- 
gen. Der Sieg Angolas ist nur durch den 
Haß auf das Apartheidsystem zu erklären. 
Diese Schlacht verursachte Bothas Herz- 
infarkt und führte direkt zum Rückzug 
Südafrikas aus Namibia. Der ganze natio- 
nale Sicherheitsapparat war angeknackst. 
Das Jahrzehnt der Austeritätspolitik und 
des ausgedehnten Krieges traf Ende der 
80er auf die internationale Intifada. Die 
kapitalistischen Planer erkannten, daß die 
Strategie der 80er nicht unendlich wei- 
tergeführt werden konnte, ohne in einer 
Katastrophe zu enden. Die Strategie war 
erfolgreich gewesen; die Löhne der Ar- 
beiterklasse waren niedriger, viele Men- 
schen aus der Arbeit und von ihrem Land 
vertrieben worden. Sie verbrachten hung- 
rige Nächte voller Angst vor zischenden 
Kugeln und explodierenden Bomben. Au- 
ßerdem wurden nationale Kapitale in der 
Zweiten (Osteuropa) und Dritten Welt zur 
Kapitulation vor den westlichen Banken 
und Märkten gezwungen. Die Perestroika 
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in der UdSSR (Massenentlassungen und 
gewaltige Preissteigerungen), die Pläne 
des IWF in Polen, die der Solidarnosc den 
Job zuwies, den Menschen die Sparmaß- 
nahmen aufzudrücken, die Wucherung 
der Märkte und Manager in China ... all 
die alten Abmachungen des Sozialismus 
und einer nationalen Entwicklung schie- 
nen beendet zu sein. In Nicaragua hatte 
die begeisterndste Revolution dieses Jahr- 
zehnts stattgefunden, aber auch sie wurde 
Ende der 80er durch Inflation (Tausende 
Prozent) und fallende Reallöhne zerrüttet. 
Das Sparprogrammm der Sandinisten von 
1989 zeigte die Grenzen einer nationalen 
Lösung gegen das westliche Finanzmono- 
pol auf. Die Contras und das Handels- 
embargo der USA verschlimmerten nur 
die Situation des Landes, der so oder so 
nicht zu entkommen war. 

Die Ölindustrie ist das offensichtlichste 
Beispiel für diese Kapitulation vor dem 
westlichen Kapital. In den 80ern öffneten 
die staatlichen Ölgesellschaften in Alge- 
rien, China, Vietnam, Mexiko und vor al- 
lem auch in der UdSSR dem westlichen 
Kapital die Türen. Die Geschäftsleute in 
Europa und den USA sahen mit Freude 
»die Wiedereröffnung früherer Tabuzo- 
nen« (Morse 1989). Die Staaten, die ihre 
Ölfelder und Fördereinrichtungen in den 
frühen 70ern verstaatlicht hatten, wurden 
unter finanziellem Druck zur Kapitulation 
vor den alten Ölgesellschaften der Kolo- 
nialzeit gezwungen. 

Aber nun stand das Kapital vor der Frage: 
Woher nun das Geld nehmen, damit sich 
die neuen Eroberungen auch lohnen? 
Viele Kapitalisten der Zweiten und Drit- 
ten Welt waren vor den Forderungen "ih- 
rer" Arbeiterklasse erwartungsvoll in die 
Arme des IWF und privater Gesellschaf- 
ten geflohen; und die fragten sich nun 
gespannt, wo die Investitionsgelder her- 
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kommen sollten. Der Fall der Ölpreise 
hatte natürlich auch gesunkene Profite bei 
den Ölgesellschaften zur Folge. Die Öl- 
industrie schlug sich von der UdSSR bis 
Venezuela mit einer abnehmenden Pro- 
duktion und uneffektiven Technologien 
rum, aber die amerikanischen Ölgesell- 
schaften hatten nicht das Geld, um das zu 
ändern. »Wir erwarten viel von euch«, so 
Gorbatschow zu den Ölchefs der USA. 
Während Gorbi die Sanierung der russi- 
schen Ölindustrie versprochen wurde, 
durchwühlten die Ölchefs ihre Taschen 
und fragten sich, woher sie das Geld 
bekommen könnten. Die riesigen Petro- 
dollarüberschüsse waren in den 80ern aus 
den Banken verschwunden. 

Die Kapitalisten in Japan und der BRD 
hatten die Taschen voller Geld. Aber die 
US-Kapitalisten redeten über die "Man- 
gelware Geld" und einen "globalen Kapi- 
talmangel". Gegenüber der DM und dem 
Yen fiel der Dollar in der ersten Hälfte 
des Jahres 1990 um 8%, und japanische 
Investoren hatten 9 Milliarden Dollar von 
den Aktienmärkten der USA abgezogen. 
Allan Greenspan, Mr. Obergeldbeutel und 
Vorsitzender der Federal Reserve {[US- 
Notenbank}, sagte Ende 1990: »Wir kön- 
nen uns in Zukunft nicht mehr unbegrenzt 
auf ausländische Einlagen verlassen«. 
Deutschland und Japan standen bereit, die 
Kapitulationen in Osteuropa, China und 
der Dritten Welt zu nutzen, aber wo war 
das US-Kapital? Wie sollte es in dieser 
"neuen Weltordnung" überleben? Ein 
Jahrzehnt aus Krieg, Sparmaßnahmen und 
fallenden Ölpreisen hatte bei der Diszipli- 
nierung verschiedener Länder und der 
Vernichtung ihrer Wirtschaftsgrundlagen 
einiges erreicht, aber die Welle der Käm- 
pfe Ende der 80er Jahre und die fehlenden 
Investitionsgelder für das US-Kapital 
machten eingyneue Strategie notwendig. 
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»Aber der Krieg geht weiter. Und wir 
werden noch jahrelang die vielfachen und 
manchmal unheilbaren Wunden zu ver- 
binden haben, die unseren Völkern durch 
die kolonialistische Landplage zugefügt 
worden sind ... Weil der Kolonialismus 
eine systematische Negation des anderen 
ist, eine blindwütige Entschlossenheit, 
dem anderen jedes menschliche Attribut 
abzustreiten, treibt er das beherrschte 
Volk dazu, sich ständig die Frage zu 
stellen: ‘Wer bin ich eigentlich?’ ... In 
den hier behandelten Fällen scheint uns 
das auslösende Ereignis hauptsächlich 
die blutige und unbarmherzige Atmosphä- 
re, die allgemeine Verbreitung unmensch- 
licher Praktiken und der unabweisbare 
Eindruck zu sein, daß man einer wirkli- 
chen Apokalypse beiwohne.« 
(Franz Fanon: Kolonialkrieg 
und psychische Störungen; 1963) 


3. Die Kreuzzüge des US-Kapitals: 
Rekolonisation im Nahen Osten! 


Die gegenwärtige Besetzung des Golfs 
durch die USA ist die Antwort auf die 
Frage, wie sich das US-Kapital das Über- 
leben in dieser "neuen Weltordnung" 
vorstellt: weiterhin die Kontrolle über den 
Ölnachschub aus dem Nahen Osten, was 
das notwendige Investitionskapital bringt, 
um mit Japan und der BRD zu konkurrie- 
ren; Ausbau der Rüstungsindustrie, die 
Ende der 80er von Kürzungen bedroht 
war; Durchsetzung höherer Ölpreise, um 
den Dollar als internationale Leitwährung 
zu stärken. Aber all das hängt von der 
Kontrolle über das Öl im Nahen Osten ab, 
und wie unsicher diese ist, hat das Auf- 
flammen der Kämpfe Ende der 80er deut- 
lich gemacht. Folglich taucht mit den 
geplanten Ölpreissteigerungen für die 


154 


90er und darüber hinaus der Erdölbulle 
auf: das US-Militär. Dieser Abschnitt 
handelt von Preisen und Bullen — oder 
den Gründen für den Krieg gegen Irak. 


Daß die Ölpreise in den 90ern fahrplan- 
mäßig steigen sollen, ist kein Geheimnis. 
Die OPEC-Länder, die USA, die europäi- 
schen Regierungen und die UdSSR waren 
sich 1990 allesamt einig, daß der Ölpreis 
in den 90ern kontinuierlich steigen müsse. 
Eine expandierende Produktion braucht 
dringend neue Investitionen in die globale 
Ölindustrie, darin herrschte Übereinstim- 
mung bei den Wirtschaftsplanern dieser 
Länder. Nachdem diese Länder sich jahr- 
zehntelang politisch bekämpft hatten, war 
das schon eine bemerkenswerte Einmütig- 
keit. Der Direktor der OPEC errechnete 
1990, daß allein in den OPEC-Ländern 
bis 1995 etwa 60 Milliarden Dollar für 
solche neuen Investitionen notwendig 
seien. Andere Schätzungen gingen davon 
aus, daß diese 60 Milliarden gerademal 
für die fünf wichtigsten Produzenten der 
OPEC ausreichen würden: Iran, Irak, Sau- 
di Arabien, Venezuela und Kuwait. Die 
Experten der Ölindustrie schlossen dies 
aus den Absprachen der Ölverantwortli- 
chen und Wirtschaftsplaner überall auf 
dem Globus, daß »selbst ohne die derzei- 
tigen Tumulte im Nahen Osten, höhere 
Ölpreise — um die 40 Dollar pro Barrel — 
im Laufe der 90er so gut wie sicher sind« 
(Morse 1990). 

Die zwei größten Ölproduzenten außer- 
halb der OPEC, die USA und die UdSSR, 
waren in den letzten sieben Jahren mit ei- 
ner abnehmenden Ölproduktion konfron- 
tiert gewesen. Außerdem verzeichneten 
beide Ölindustrien eine sinkende Produk- 
tivität. Westliche Kapitalisten stürzten 
sich gierig auf die Ölfelder, als die sowje- 
tische Ölindustrie, die größte der Welt, 
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auf die internationalen Märkte geworfen 
wurde. Sie prophezeiten, daß die sowjeti- 
sche Ölindustrie, zusammen mit der der 
Golfstaaten, der zukünftige Dreh- und 
Angelpunkt des weltweiten Ölmarktes 
sein werde. 

Ziel der USA ist die Kontrolle der Pro- 
duktion und der Preisentscheidungen des 
sowjetischen Öls, aber das kann nur gelin- 
gen, wenn es zu Investitionen kommt, um 
die Politik des Landes zu diktieren. Die- 
ses Geld sollen die Petrodollars aus dem 
Nahen Osten beschaffen. Anzahlungen 
trudeln schon ein: Saudi Arabien ver- 
sprach der UdSSR Kredite in der Größen- 
ordnung von 3 Milliarden Dollar, die 
kuwaitische Exilregierung kündigte im 
Januar 1991 Kredite in Höhe von I Milli- 
arde Dollar an (Kuwait ist sowieso eher 
eine Bankengruppe als ein Land). 

Der Ölpreis setzt eine knifflige finanzpo- 
litische Frage auf die Tagesordnung. Seit 
dem Ende des 2. Weltkrieges ist der Dol- 
lar internationales Zahlungsmittel. Aber 
die USA sind nicht mehr die stärkste 
Wirtschaftsmacht der Welt, DM bzw. der 
Yen werden zunehmend gebräuchlich. 
Gangart und Richtung der Weltwirtschaft 
durch finanzielle Manipulationen zu kon- 
trollieren, wird für Washington damit 
aber immer schwieriger. Die Kontrolle 
über den Dollar und damit Mitkontrolle 
der Werte praktisch aller anderen Wäh- 
rungen (besonders durch die Politik des 
IWF), hatte grundlegende Bedeutung für 
die Weltmacht USA. 

Wenn der Ölpreis steigt, wird der Dollar 
stärker, da das Öl aus dem Nahen Osten 
in Dollar gehandelt wird. Die politische 
Vorherrschaft der US-Regierung und der 
US-Ölgesellschaften im Nahen Osten 
sorgt dafür, daß Öl auch in Zukunft mit 
Dollar bezahlt wird. Die US-Herrschaft 
über den Nahen Osten sichert die Vor- 
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machtstellung des Dollar. Aber was ist 
mit dem sowjetischen Öl — wird es in 
Dollar oder DM gehandelt werden? Mit 
den anstehenden Ölpreissteigerungen ver- 
suchen die USA sicherzustellen, daß der 
Dollar das Rennen macht. 

Darüberhinaus müssen die USA ihre eige- 
ne Ölindustrie neu mit Kapital versorgen. 
Der Fall der Ölpreise hatte die Banken 
und die Ölindustrie in den USA getroffen. 
Die Savings and Loans-{ Sparkassen }Kri- 
se im Südwesten war weitgehend durch 
die fallenden Ölpreise der 80er ausgelöst 
worden. Die texanische Ölproduktion ver- 
siegte, Immobilienwerte purzelten in den 
Keller. Der ganze Boom der 80er basierte 
auf Immobilien, Firmenfusionen, Risiko- 
aktien und Finanzspekulation: die Ära 
von Trump und Milken. Mit dem Unter- 
gang von Savings and Loans war der gan- 
ze Deal aufgeflogen. Die US-Regierung 
schätzt die Sanierungskosten auf 500 
Milliarden Dollar. 

Mitte 1990 begann die Vorbereitung des 
Ölpreisanstiegs seitens der OPEC. Un- 
mittelbar vor dem irakischen Einmarsch 
in Kuwait trafen sich die OPEC-Mitglie- 
der in Bagdad und kamen zu einer Über- 
einkunft. Der Ölpreis war gerade (Juli 
1990) bei 16-17 Dollar gelandet, im Vor- 
monat war er sogar auf 14 Dollar pro Bar- 
rel abgesackt. Uneinigkeiten unter den 
Ländern gab es nur bei der Frage, um 
wieviel der Ölpreis steigen sollte; entwe- 
der auf die von den Saudis gewünschten 
21 Dollar oder auf 25, wie der Irak es 
forderte. Der vorangegangene Preisbe- 
schluß der OPEC hatte 18 Dollar betra- 
gen. Schließlich wurden 21 festgelegt; 
aber der Irak bestand weiterhin auf seinen 
25. Die US-Regierung machte sich für ei- 
nen Preis von 21 Dollar stark; der US- 
Botschafter im Irak beschwor Saddam: 
»Ich würde $ie bitten, die Möglichkeiten 
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zu prüfen, einen allzu hohen Ölpreis (ge- 
meint waren die 25) zu vermeiden.« Tarik 
Aziz gab sich alle Mühe, dem Botschafter 
zu versichern, »unsere Politik ist gegen 
plötzliche Sprünge des Ölpreises gerich- 
tet«, und Hussein betonte, »25 Dollar pro 
Barrel sind kein hoher Preis« (NYT) 

Der Streit ging nur um die Frage, wie 
schnell der Preis steigen sollte. Die USA 
hatten nichts gegen die 25 Dollar, aber sie 
wünschten sich eine eher stufenweise 
Anhebung. Eine Studie der Universität in 
Georgetown hatte Hussein überhaupt auf 
diese 25 Dollar hingewiesen. Das reich- 
lich mit Ex-CIA-Gespenstern ausgestatte- 
te Zentrum für Strategie und internatio- 
nale Studien hatte 1989 im Auftrag Sad- 
dam Husseins einen Bericht über Ölpreis- 
politik angefertigt. Der Bericht ist ge- 
heim, aber der Autor kam zu der Schluß- 
folgerung, die ja Hussein zitierte, 25 
Dollar sei kein zu hoher Preis. Der Autor 
errechnete, daß eine Erhöhung der OPEC- 
Ölpreise auf 25 Dollar keinen Wechsel 
der Verbraucher hin zu anderen Energie- 
quellen verursachen würde (Arab Oil and 
Gas Journal 3/1/90). 

Die US-Regierung wurde durch Husseins 
Forderung nach 25 Dollar pro Barrel nicht 
großartig gestört. Sie wurde aber sehr 
wohl durch Husseins Ambitionen gestört, 
sich zum Schiedsrichter über die OPEC- 
Preise aufzuschwingen. Und selbst wenn 
die USA mit dem Preis völlig einverstan- 
den gewesen wären, hätte Husseins Ver- 
such, den Preis militärisch durchzusetzen, 
die Glocken in den Amtsstuben der USA 
Alarm schlagen lassen. Mitte Juli kon- 
zentrierte der Irak Truppen an der Grenze 
zu Kuwait, am 17. Juli drohte Hussein mit 
der Invasion. Es gab keinerlei Geheim- 
nisse über die Motive seiner Kriegsab- 
sichten. Jeder im Nahen Osten wußte, was 
das zu bedeuten hatte. In der folgenden 
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Woche sollte das Treffen der OPEC-Mit- 
glieder in Bagdad stattfinden, die Dele- 
gierten würden gezwungen sein, Ölpreis- 
und Förderquoten unter dem drohenden 
Schatten irakischer Gewehre festzulegen. 
Falls dem Irak die Rolle des Preisreglers 
der OPEC verweigert bliebe, würde seine 
Armee einige Kuwaitis töten. Offiziell 
zielten Husseins Drohungen darauf, daß 
Kuwait seine Förderquoten verletzt hatte, 
aber das war allzu offensichtlich eine 
dürftige Ausrede, nachdem Kuwait bereits 
am 11. Juli einer Beschränkung seiner 
Produktion zugestimmt hatte. Das Middle 
East Economic Digest erkannte die Moti- 
ve des Irak: »Der irakische Ausbruch ver- 
deutlicht das Ausmaß der Unstimmigkei- 
ten in der OPEC und Bagdads Streben 
nach mehr Einfluß in der Organisation, 
um einer Nichtbeachtung seiner Inter- 
essen vorzubeugen« (3/8/90). 

Hätte Hussein seine Befehle direkt aus 
Washington empfangen, so wären seine 
Einschüchterungen von Bush & Co unter- 
stützt worden. Aber Husseins Regime 
verhandelte mit so vielen Staaten, daß es 
ihm möglich war, jede bedeutsamere Ab- 
hängigkeit von den USA zu vermeiden — 
ungeachtet der jahrelangen Zusammenar- 
beit und den zunehmend freundschaftli- 
chen Beziehungen zwischen beiden. Hus- 
sein hatte 1990 mehrmals die anderen 
Staaten des Nahen Ostens dazu aufgefor- 
dert, den westlichen Banken kein Geld 
mehr zu überweisen und sich selbständig 
zu entwickeln (Village Voice 22/1/91). 

Es gibt Leute, die die Invasion Kuwaits 
als anti-imperialistisch bezeichnen. Das 
Hauptanliegen der Aktion war aber die 
Sanierung des eigenen Regimes; ohne 
Krieg und enorme Öleinnahmen würde 
die Baath-Partei für die breiten Forderun- 
gen nach Demokratie und wirtschaftlicher 
Gerechtigkeit sehr verwundbar werden. 
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An eine Schlacht mit dem Imperialismus 
hat Hussein aber sicher nicht gedacht. Die 
USA beantworteten seine Invasionsdro- 
hungen mit süßer Gleichgültigkeit. »Wir 
haben keine Meinung zu inner-arabischen 
Streitereien«, teilte die US-Botschafterin 
ihm noch eine Woche vor der Invasion 
mit. Im Kongreß bestätigte Staatssekretär 
John Kelly, daß es kein Verteidigungs- 
abkommens mit Kuwait gebe. Auf dem 
spiegelglatten Parkett der Diplomatie gibt 
es wohl kaum eindeutigeres grünes Licht. 
Aber warum wurde vor der Invasion kein 
Lärm veranstaltet, wenn die USA gegen 
eine starke Regionalmacht Irak waren? 
Und wenn die Invasion zum Stolperdraht 
für den 3. Weltkrieg hätte werden können, 
warum griffen Bush & Co dann nicht in 
den zwei Wochen vor der Invasion ein? 
Der Grund für das grüne Licht für Husse- 
in lag wohl darin, daß die USA nicht an 
eine Invasion glaubten, oder, im Falle 
einer Invasion niemand mit einer Beset- 
zung des ganzen Landes rechnete. Die 
New York Times berichtete: »Die Strate- 
gie (Husseins Invasionsdrohung nicht zu 
attackieren) beruhte nach den Angaben 
hoher Regierungsbeamter auf der Auf- 
fassung, daß sowohl Washington als auch 
große Teile der arabischen Welt mit einer 
begrenzten Invasion Kuwaits leben könn- 
ten, bei der irakische Kräfte Teile des ku- 
waitischen Territoriums besetzen, um 
Konzessionen durchzusetzen.« (23/9/90) 
Die USA hofften noch immer, die iraki- 
schen Ambitionen zu zähmen und Husse- 
in für ihre eigenen Ziele einsetzen zu 
können. Denn trotz allem war Hussein für 
das gesamte Kapital in den 80ern ein 
recht braver Mitspieler gewesen. 

Die US-Regierung hielt es für notwendig, 
Hussein anzugreifen, wenn er sich ganz 
Kuwait nähme. Eine komplette Invasion 
würde aus einem potentiell nützlichen 
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Bullen und Kapitalisten einen Verbrecher 
machen. Eine Invasion würde dem US- 
Militär die Chance geben, eine ganze 
Liste von Ausgabenkürzungen und Mas- 
senentlassungen zu verhindern. Außer- 
dem würde sich die Gelegenheit für eine 
dauerhafte Besetzung des Persischen 
Golfs ergeben. All diese weitgehenden 
Absichten ließen keine Enttäuschung auf- 
kommen, als Hussein losstürmte. 


Die Invasion war ein Verbrechen gegen 
internationales Recht, aber die eigentliche 
Provokation bestand für Bush & Co in 
dem Vergehen gegen das internationale 
Kapital. Und zwar zuallererst in der Über- 
nahme des kuwaitischen Öls, was einen 
Machtzuwachs innerhalb der OPEC und 
Druck auf die anderen Golfstaaten nach 
sich ziehen würde. Das Recht, die Ölprei- 
se zu bestimmen, beanspruchen die USA 
für sich alleine. Die enorme Bedeutung 
der Ölpreisfestlegung ist nichts, was die 
US-Kapitalisten einem Regime in der 
Dritten Welt überlassen können. Zum 
zweiten hatte Hussein einseitig Schulden 
an Kuwait in einer Größenordnung von 
15 Milliarden Dollar für nichtig erklärt 
und auch den Saudis die Nachricht zu- 
kommen lassen, daß er deren Kredite von 
50-60 Milliarden Dollar nicht zurückzah- 
len würde. Zum dritten strich er Kuwaits 
Rolle im Recycling der Petrodollars. Vor 
der Invasion hatte Kuwait 60 Milliarden 
Dollar in den USA und weitere 100-200 
Milliarden weltweit investiert. Das war 
ein besonders böser Präzedenzfall, weil 
Saudi Arabien im Westen etwa | Billion 
investiert hatte. 

Aus all diesen Gründen beschloß die US- 
Regierung, den Irak als Regionalmacht zu 
eliminieren. Als Ziel des gegenwärtigen 
Krieges gegen den Irak wurde die Befrei- 
ung Kuwaitsjangegeben, aber die US-Re- 
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gierung gibt langsam zu, daß es um die 
Zerstörung der irakischen Militärkapazi- 
täten geht. Die New York Times berichtete 
von »ranghohen Staatsbeamten« und ihrer 
Angst vor einem Rückzug des Irak aus 
Kuwait. Ein Sprecher sagte: »Die Andeu- 
tung eines diplomatischen Erfolges macht 
uns die meisten Sorgen« (2/1/91). Die 
Begründung für den Angriff und damit 
für die Eliminierung dieser Regional- 
macht wären futsch gewesen, wenn der 
Irak sich zurückgezogen hätte. Die USA 
wollten den Krieg von Anfang an. 
Regierungsbeamte der USA plauderten 
recht freimütig über die Pläne einer lang- 
fristigen Besetzung des Persischen Golfs. 
Staatssekretär Baker verkündete fortwäh- 
rend, die USA würden nach dem Krieg 
am Persischen Golf bleiben. Aus PR- 
Gründen sagt die Administration, die 
Truppen »machen ihren Job und kommen 
dann heim«, aber die militärische Planung 
sieht eine kontinuierliche Truppenpräsenz 
vor (NYT 7/2/91). Die USA haben kein 
ganzes Stützpunktsystem am Golf aufge- 
baut, um es dann aufzugeben. So wie die 
jetzige Besetzung des Golfes seit zehn 
Jahren geplant und vorbereitet war — lan- 
ge vor der irakischen Bedrohung — rei- 
chen ihre Perspektiven bis ins nächste 
Jahrzehnt und darüber hinaus. 

Wie sehen diese Perspektiven aus? Wir 
wissen, daß der Ölpreis in den 90ern 
steigen wird. Aber die kapitalistischen 
Planer in den USA und Europa haben die 
Erfahrungen der 70er Jahre nicht verges- 
sen. Nach der 73er Preiserhöhung war für 
die nächsten Jahrzehnte ein stetig steigen- 
der Ölpreis vorgesehen gewesen. Aber 
wie schon berichtet mußten sie das 1980 
zurücknehmen. Wenn nun im nächsten 
Jahrzehnt die Ölpreise verdoppelt werden, 
sollen die zusätzlichen Einnahmen die 
Akkumulationsmaschine stabilisieren. 


158 


Unsere wohl beste Quelle in dieser Hin- 
sicht ist Morse, der als Herausgeber des 
Petroleum Intelligence Weekly bestens 
mit der kapitalistischen Planung vertraut 
ist. Er nimmt an, daß der Ölpreis im Jahr 
2000 bei 40 Dollar liegen wird. Das ei- 
gentliche Problem sieht er nicht in der 
Erhöhung der Ölpreise, sondern in der 
Frage, ob sie dann auch oben gehalten 
werden können: »Auch wenn der Ölpreis 
nach dem Ende der gegenwärtigen Krise 
wieder unter 20 Dollar pro Barrel fallen 
sollte, scheint es ziemlich unwesentlich, 
ob dieser Preis stabil bleibt, oder ob eine 
bescheidene Erhöhung drin ist. Es ist an 
der Zeit, die Frage zu stellen, wie die 
Ölmärkte und die Strukturen der Ölindu- 
strie auf eine gepfefferte Preiserhöhung 
reagieren würden« (Morse 1990). 

Die Auswirkungen in den ölproduzieren- 
den Staaten machen die größten Sorgen, 
wenn von den »Strukturen der Ölindu- 
strie« die Rede ist. Von Venezuela über 
Libyen bis nach Indonesien werden die 
Einnahmen steigen. Wird dieses Kapital 
— wie in den 70ern — erneut für Löhne 
und Staatsausgaben "verschwendet"? 
Werden sich die Leute noch kontrollieren 
lassen, wenn die Armut inmitten riesiger 
Anhäufungen von Reichtum fortbesteht? 
Werden die Regimes dieser Staaten den 
neuen Reichtum nutzen, um die Macht 
der Troika IWF/Weltbank/Pentagon zu 
untergraben, oder können sie weiterhin in 
Zinszahlungen und Waffenkäufe ver- 
strickt'werden? Werden die Regimes dem 
Druck der Bevölkerung nachgeben? 

Die US-Kapitalisten denken nicht nur an 
die iranische Revolution, sie erinnern sich 
auch an die Welle der Anti-IWF-Kämpfe 
in den späten 80ern. Das alles verheißt 
"falsche" Antworten auf all die unange- 
nehmen Fragen. Aber wo sind die "richti- 
gen"? US-Truppen. Die USA sind auf die 
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langfristige Besetzung des Golfs vorberei- 
tet. Von den dortigen Stützpunkten (plus 
denen in der Türkei, in Diego Garcia und 
Kenia) aus sind Interventionen nicht nur 
am Persischen Golf, sondern auch in 
Afrika und Asien möglich. 

Die Partner der USA dort sind alle extrem 
unpopuläre Regimes, und wahrscheinlich 
muß immer wieder US-Militär zu Hilfe 
gerufen werden, um massenhaften Wider- 
stand zu unterdrücken. Die besten Alli- 
ierten der USA sind die marokkanische 
Monarchie, die ägyptische Tyrannei, Sy- 
riens Diktatur und die türkische Militär- 
herrschaft mit einer durchsichtigen bür- 
gerlichen Fassade. Aber die Mehrheit der 
Bevölkerungen dieser vier Länder ist 
offensichtlich gegen den Krieg der Amis 
im Irak. Nur ein Beispiel: In Ägypten hat 
die Regierung aus Angst vor Menschen- 
ansammlungen die Schulen geschlossen 
und Sportveranstaltungen abgesagt. Bei 
den Wahlen im Oktober 90 verbot die Re- 
gierung die wichtigsten Oppositionspar- 
teien, die alle die Besetzung des Golfs 
durch die USA verurteilt hatten. 

Das US-Militär könnte leicht direkt in die 
Unterdrückung der Palästinenser durch Is- 
rael hineingezogen werden. Israel will so 
bald wie möglich die Palästinenser ver- 
treiben, die Präsenz des US-Militärs 
könnte helfen, die pan-arabische Antwort 
auf dieses mörderische Manöver unter 
Kontrolle zu halten. Die Palästinenser 
verkörpern den Antiimperialismus und 
die Unabhängigkeitsbestrebungen der 
Menschen im Nahen Osten, sie sind die 
stärkste Bedrohung für das Management 
des dortigen Arbeitsmarktes. 

Die Golfstaaten werden nach dem Krieg 
noch verwundbarer sein. Wegen ihrer 
Habgier und Unterwürfigkeit dem Westen 
gegenüber werden sie von den Menschen 
im Nahen Osten verachtet. Um ihre Ölfel- 
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der vor Sabotage, ihre Grenzen vor An- 
griffen und ihre Bürger gegen "gefähr- 
liche" politische Gedanken zu schützen, 
werden sie sich noch mehr als bisher auf 
die USA verlassen müssen. 

Die US-Kapitalisten planen für das näch- 
ste Jahrzehnt Ölpreissteigerungen, aber 
die politischen Kämpfe könnten ihnen das 
erneute Experiment mit Preiserhöhungen 
unter den Händen hochgehen lassen. Die 
Preiserhöhungen sollen von europäischen 
und US-Truppen flankiert werden. Fast 
alle Länder im Nahen Osten haben Erfah- 
rungen mit dem europäischen Kolonialis- 
mus. Sie erinnern sich an die Bomben, die 
Schlachten und die Demütigungen und 
sehen in der jetzigen Besetzung durch die 
USA die Rückkehr vergangener Zeiten. 
Das ganze 20. Jahrhundert haben sie für 
den Aufbau von Gesellschaften gekämpft, 
in denen ein Barrel Öl nicht mehr wert ist 
als ein menschliches Leben. 

In den USA wird dieses Experiment mit 
Preiserhöhungen und militärischer Beset- 
zung nur mehr Armut und Militarisierung 
bedeuten. Die US-Regierung führt nicht 
nur Krieg gegen den Irak, sondern auch 
gegen die Menschen im eigenen Land. 
Der Krieg bedeutet eine massive Entwer- 
tung unseres Lebens. Wir müssen die For- 
derung "Kein Blut für Öl" durchsetzen. 


»Wir müssen auch sagen, daß das Kon- 
zept der friedlichen Koexistenz nicht nur, 
was Beziehungen zwischen souveränen 
Staaten angeht klar definiert werden muß. 
Als Marxisten haben wir immer betont, 
daß die friedliche Koexistenz der Länder 
nicht die Koexistenz zwischen Ausbeutern 
und Ausgebeuteten, Unterdrückern und 
Unterdrückten beinhaltet.« (Che Gueva- 


ra, Rede vor der UNO, 1964) B 
» 
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gen zum internationalen Klassenkampf sowie eigene Analysen, Protokolle und Erfahrun- 
gensberichte. Momentan sind noch folgende THEKLAs zu bekommen: 


THEKLA 10: Zerowork - Klassenkämpfe in den USA und weltweit 

Kämpfe der Automobil-, Berg- und Postarbeiter, der Sozialhilfeempfängerinnen, der 
Schwarzen, Frauen und StudentInnen in den USA seit dem Zweiten Weltkrieg. Weltweite 
Kämpfe in der Landwirtschaft, die Klasse in Vietnam gegen kapitalistische und sozialisti- 
sche Akkumulation und die verschiedenen Kampfabschnitte in der Metropole New York. 
ZEROWORK untersucht, mit welchen Strategien das Kapital reagierte und welche Grenzen 
der kapitalistischen Gegenoffensive durch die Klasse gesetzt werden. 


THEKLA 11 — "Let’s Get Organised" 

Jobbergruppen berichten, wie sie versuchten, die Ausbeutung in ihrer Region auf- und 
anzugreifen, welche Erfahrungen, welche Fehler sie gemacht und was sie daraus gelernt 
haben. Die Aktionen betreffen die verschiedensten Ausbeutungsbereiche wie Sklaven- 
händler, Sozi-Zwangsarbeit, Versandhauslager, Raffinerie, AKW-Baustelle und -Revision, 
Metallfabrik, Süßwarenfabrik, Putzkolonnen... 


THEKLA 12: Arbeit, Entropie, Apokalypse 

Ökologischer Kapitalismus und Klassenkampf — Kritik der Naturwissenschaften 

Angriffe auf die Klasse werden seit geraumer Zeit ideologisch begleitet von der Drohung 
mit dem "ökologischen" Ende der Welt. Aber dabei geht es nicht um "Energie". Energie ist 
mengenmäßig unerschöpflich und wird nicht verbraucht. Es geht um die Bedingungen 
ihrer Umwandlung in Arbeit. Die (Natur-)Wissenschaft liefert dafür Modelle... 


THEKLA 13: Klassenkämpfe im Sozialismus 
An zwei verschiedenen Modellen - Polen und China - sehen wir, wie der Sozialismus nur 
eine andere Formen der Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft war und wie die 
Klasse in den sozialistischen Ländern das Kommando angreift. Dabei scheint die Klasse 
im Osten zunächst nur die alten Regimes abgeschüttelt zu haben, um nun unter das 
Kommando der "freien Marktwirtschaft" zu geraten. — Außerdem: * Finis Terrae; * Kritik 
der Koordinationen; * Die Generation der Krankenschwestern; * England 

Thekla 10: 10 Mark, Thekla 11:5 Mark, TheKla 12: 5 Mark, TheKla 13: 5 Mark - jeweils zuzüglich 2 Mark 
Versandkosten, bei Großbestellungen geringere Versandkosten. 


Ale - Schnipsel 


Ich abonniere die TheKla ab Nr. _........ 
@) DM 2 habe ich auf Postgirokonto 31502-109 
(SISINA GbR) Berlin BRREER 


In der Reihe THEKLA veröffentlicht das Wildcat-Kollektiv theoretische Texte, Übersetzun- | 


Ich bin Wildcat - Abönneräin" / Weiterverkäufer!n 
@) und möchte regelmäßig. ..... Expl. ThekKla 
bei Erscheinen zugeschickt bekommen 


Meine Adresse: 


Datum: Unterschrift: 


Diese Bestellung kann innerhalb von 14 Tagen schriftlich widerrufen werden 


aa Die Zeitschrift WıLDCAT berichtet über Klas- 
senkämpfe In der ganzen Welt. Von Südafrika bis Sibirien, von Süd- 
ost-Asien bis zum Golf interessiert uns dabei immer das ganze Netz 
der Ausbeutung: von der Fabrikarbeit, Schwarzarbeit bis zur Haus- 
arbeit — und alle Formen des Kampfes dagegen: von der alltäglichen 
Sabotage über "Brotaufstände" bis zu Streiks ... 
WILDCAT wird von Gruppen in mehreren Städten der BRD gemacht. 
Wir beteiligen uns an Initiativen in Fabriken, Büros, Krankenhäusern 
und im Stadtviertel und versuchen, Kämpfe in anderen Bereichen so 
weit es uns möglich ist zu befördern, z.B. die Knastkämpfe 1990. 
WILDCAT ist kein "Parteiorgan", sondern offen für alle, die über ihre 
Erfahrungen im Kampf gegen die Ausbeutung berichten und diskutie- 
ren wollen. 
Schreibt uns! Helft mit, die Wildcat zu verbreiten! 

(wir suchen noch Welterverkäuferinnen) 


Bestellungen, Briefe usw. an: Sisina — PF 360 527, 1000 Berlin 36; 
Abo: 20 Mark für 6 Nummern auf Sisina, Postgiro Berlin Kto.-Nr. 31502-109 


Im Buch war leider kein Platz mehr für folgende Quellenhinweise zum Artikel 
öl, Waffen und Geld; deshalb hier. Die GenossInnen schreiben, daß ihnen diese 
Bücher und Artikel sehr nützlich waren: 

Jahangir Amuzegar, 1982 Oil Wealth: A Very Mixed Blessing 

im Frühjahrsheft der Foreign Affairs 

CADRI, 1989 Saddam’s Iraq: Revolution or Reaction? (London, Zed Press) 
Zachary Lockman und Joel Beinin (Hrsg.), 1989 Intifada: The Palestinian Upri- 


sing Against Israeli Occupation (Boston, South-End Press) 

Edward Morse, 1990 The Coming Oil Revolution, 

im Winterheft der Foreign Affairs 

V.H. Oppenheim, 1976 Why Oil Prices Go Up; The Past: We Pushed Them in: 
Foreign Policy, No. 25 (Winter) 

Pierre Terzian, 1985 OPEC: The Inside Story (London, Zed Press) 

Terisa Turner und Peter Nore (Hrsg.) Oil and Class Struggle (London, Zed Press) 


